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R-AIS - In-Wi
Gesetzentwurf
der Bundesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der

Umwandlungsrichtlinie

A. Problem und Ziel

Die Richtlinie (EU) 2019/2121 des Europaischen Parlamentes und des Rates vom
27. November 2019 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf grenziber-
schreitende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen (ABI. L 321 vom
12.12.2019, S.1; L20 vom 24.1.2020, S.24), im Weiteren: ,UmwRL", ist bis zum
31. Januar 2023 in deutsches Recht umzusetzen.

Die UmwRL erganzt und modifiziert die bereits bestehenden und in deutsches Recht um-
gesetzten Vorgaben der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 14. Juni 2017 Uber bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABI. L 169
vom 30.6.2017, S. 46), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2021/23 (ABI. L 22 vom
22.1.2021, S. 1) geandert worden ist. Die Richtlinie (EU) 2017/1132 in der durch die Um-
WRL geadnderten Fassung (im Weiteren: ,GesRRL") soll die Verwirklichung der in den Ar-
tikeln 49 und 54 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union garantier-
ten Niederlassungsfreiheit fir EU-Kapitalgesellschaften nach Anhang Il der GesRRL er-
leichtern und den betroffenen Interessen ausreichend Rechnung tragen (Erwagungsgrin-
de 2 bis 5 der UmwRL). Dazu werden die bestehenden sekundarrechtlichen Vorgaben zur
grenziiberschreitenden Verschmelzung, insbesondere die Vorschriften zum Schutz der
Minderheitsgesellschafter, Glaubiger und Arbeitnehmer, novelliert. Ferner schafft die Um-
WRL erstmals einheitliche Vorgaben flr grenziberschreitende Spaltungen zur Neugrun-
dung und fur Umwandlungen (der deutschen Terminologie entsprechend im Weiteren:
~grenziberschreitende Formwechsel“). Diese Vorgaben wurden erforderlich, weil der Eu-
ropaische Gerichtshof (EuGH) in der Vergangenheit mit seiner Rechtsprechung zur Nie-
derlassungsfreiheit die grenziberschreitende Mobilitdt von Unternehmen im Binnenmarkt
gestarkt und den Wettbewerb der Rechtsordnungen geférdert hat. Zuletzt hatte der Euro-
paische Gerichtshof in der Rechtssache ,Polbud“ (EuGH, Urt. v. 12.10.2017, C-106/16,
EU:C:2017:804 - Polbud) bestatigt, dass selbst die isolierte Verlegung des Satzungssitzes
in einen anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union unter Beibehaltung des tatsachli-
chen (Verwaltungs-)Sitzes und unter Annahme einer Gesellschaftsform des Rechts des
Zuzugsstaates vom Anwendungsbereich der Niederlassungsfreiheit erfasst sein kann.

Der Entwurf dient der Umsetzung der Vorgaben der UmwRL. Er enthalt daneben Neure-
gelungen, mit denen das Spruchverfahren nach dem Spruchverfahrensgesetz vom
12. Juni 2003 (BGBI.|1S. 838), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom
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23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586) geandert worden ist, beschleunigt werden soll, ohne die
Rechte der Verfahrensbeteiligten zu beschneiden. Die bei einer Evaluation aufgedeckten
Vereinfachungspotentiale sollen mit den vorgeschlagenen Anderungen gehoben werden.
Daneben erfordern die in Umsetzung der Richtlinienbestimmungen vorzunehmenden ma-
teriell-rechtlichen Anderungen im Umwandlungsgesetz verfahrensrechtliche Folgeande-
rungen, die im Zuge der Modernisierung des Spruchverfahrensgesetzes ebenfalls Ein-
gang in diesen Entwurf gefunden haben.

B. Losung

Die Umsetzung der Vorgaben der UmwRL soll — soweit moglich und zweckmaRig — unter
Wahrung der bewahrten Grundsatze und der bewahrten Systematik des deutschen Um-
wandlungsrechts erfolgen. Auf dieser Linie sollen die Vorschriften Gber grenziiberschrei-
tende Verschmelzungen, Spaltungen und Formwechsel (zusammen im Weiteren: ,grenz-
Uberschreitende Umwandlungen®) in einem Sechsten Buch des Umwandlungsgesetzes
zusammengefasst werden. Innerhalb dieses Buches dienen die Bestimmungen zur
grenziiberschreitenden Verschmelzung als Regelungsvorbild fir das Verfahren der Spal-
tung und des Formwechsels.

Um den Vollzug einer Verschmelzung auch dann zu gewahrleisten, wenn das im Ver-
schmelzungsplan festgelegte Umtauschverhaltnis oder der Gegenwert fir die Mitglied-
schaft im Ubertragenden Rechtstrdger unangemessen ausgestaltet ist, werden vollzugs-
suspendierende Klagen insoweit ausgeschlossen. Aufgrund des Klageausschlusses steht
den betroffenen Anteilsinhabern ein Anspruch auf Ausgleich durch bare Zuzahlung zu, der
im Spruchverfahren geltend gemacht werden kann. Nach den Vorgaben der UmwRL ist
dieses Rechtsschutzsystem nicht nur fur Anteilsinhaber des Ubertragenden, sondern auch
fur solche des Ubernehmenden Rechtstragers umzusetzen. Gleiches soll nach dem Ent-
wurf kdnftig auch flr Verschmelzungen unter ausschliefdlicher Beteiligung inlandischer
Rechtstrager gelten. Ferner soll von der Option des Richtliniengebers, anstelle einer ba-
ren Zuzahlung zusatzliche Aktien zu gewahren, sowohl fur grenziberschreitende Um-
wandlungen als auch fir Umwandlungen unter ausschlief3licher Beteiligung inlandischer
Aktiengesellschaften Gebrauch gemacht werden.

Das registerrechtliche Verfahren zur Erteilung der Bescheinigung tber die Eintragung wird
an die unionsrechtlichen Vorgaben angepasst. Dazu sind insbesondere die Prifpflichten
des Registergerichts substantiell zu erweitern. Das Registergericht muss insbesondere im
Rahmen einer Missbrauchskontrolle prifen, ob die grenziberschreitende Verschmelzung
zu missbrauchlichen, betriigerischen oder kriminellen Zwecken vorgenommen werden
soll.

SchlieRlich sind in Umsetzung der UmwRL die Bestimmungen uber den Glaubigerschutz
bei Durchfuhrung grenziberschreitender Umwandlungen anzupassen. Insoweit werden
Anpassungen der Bestimmungen betreffend Umwandlungen unter ausschlieRlicher Betei-
ligung inlandischer Rechtstrager erforderlich.

Die vorgeschlagenen Novellierungen im Spruchverfahrensgesetz sind einerseits auf das
Bestreben zurlickzuflihren, das Spruchverfahren im Interesse aller Verfahrensbeteiligten
zu beschleunigen und dabei die Rechte der Antragsteller zu wahren. Andererseits sind die
materiell-rechtlichen Anderungen im Umwandlungsgesetz durch Folgednderungen im
Spruchverfahrensgesetz prozessual nachzuvollziehen.

Auf diese Weise leistet der Entwurf einen Beitrag zu einem unionsweiten Rechtsrahmen
fur grenzuberschreitende Umwandlungen, in dem das Recht der Gesellschaften zur
Durchfuihrung grenziberschreitender Vorhaben mit den Interessen der Minderheitsgesell-
schafter, Glaubiger und Arbeitnehmer in einen angemessenen Ausgleich gebracht wird.
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Dieser Entwurf berlcksichtigt bereits die aufgrund des Gesetzes zur Umsetzung der Digi-
talisierungsrichtlinie vom 5. Juli 2021 (BGBI. | S. 3338) zum 1. August 2022 in Kraft tre-
tenden Gesetzesanderungen.

C. Alternativen

Zu Einzelfragen wurden im Rahmen der Erarbeitung des Entwurfs alternative Ldésungs-
konzepte diskutiert und geprift. Die Entscheidungen fur die jeweils beschrittenen Lésun-
gen werden im Entwurf begriindet.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Keine.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fiur Biurgerinnen und Biirger

Der jahrliche Erfullungsaufwand der Birgerinnen und Burger entsteht in Hohe von rund
1,7 Millionen Euro. Bisheriger Zeitaufwand von 9.860 Stunden jahrlich entfallt.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft entsteht ein jahrlicher Erfullungsaufwand in H6he von rund 5,8 Millionen
Euro. Davon gehen 1,1 Millionen Euro auf eine 1:1-Umsetzung von EU-Vorgaben zurtick.
Die restlichen rund 4,7 Millionen Euro unterfallen der One in, one out-Regel. Angaben zur
Kompensation erfolgen auferhalb des Vorhabens.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten:
Der jahrliche Erfillungsaufwand fir die Wirtschaft in Hohe von rund 1,1 Millionen Euro
beruht auf der Erflillung von Informationspflichten.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Landesverwaltung entsteht jahrlicher Erflllungsaufwand um rund 111.000 Euro.
Der einmalige Erfullungsaufwand betragt rund 3 Millionen Euro.

F. Weitere Kosten

Fir die Landesverwaltung sind mit diesem Gesetz weitere Kosten in Hohe von jahrlich
rund 87.000 Euro verbunden. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe-
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Bodo Ramelow

Sehr geehrter Herr Prasident,

Berlin, 5. August 2022

hiermit tbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der

Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie

mit Begriindung und Vorblatt.

Federfihrend ist das Bundesministerium der Justiz.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemall § 6 Absatz 1

NKRG ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen Griufien
Olaf Scholz

Fristablauf: 16.09.22
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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie?)

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsuibersicht

Artikel 1 Anderung des Umwandlungsgesetzes

Artikel 2 Anderung der Handelsregisterverordnung

Artikel 3 Anderung des Spruchverfahrensgesetzes

Artikel 4  Anderung des Gesetzes (ber das Verfahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Artikel 5 Anderung der Handelsregistergebiihrenverordnung

Artikel 6 Anderung des Handelsgesetzbuchs

Artikel 7 Anderung des Aktiengesetzes

Artikel 8  Anderung des SE-Ausfilhrungsgesetzes

Artikel 9 Anderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haf-
tung

Artikel 10  Anderung des SCE-Ausfiihrungsgesetzes

Artikel 11 Anderung des Stabilisierungsfondsgesetzes

Artikel 12 Anderung des Kreditwesengesetzes

Artikel 13 Anderung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes

Artikel 14  Anderung des Wertpapierinstitutsgesetzes

Artikel 15 Anderung des Kapitalanlagegesetzbuchs

Artikel 16  Anderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes

Artikel 17 Inkrafttreten

1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2121 des Européaischen Parlaments und

des Rates vom 27. November 2019 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf grenz-
Uberschreitende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen (ABI. L 321 vom 12.12.2019, S.
1; L 20 vom 24.1.2020, S. 24).
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1.

Artikel 1

Anderung des Umwandlungsgesetzes

Das Umwandlungsgesetz vom 28. Oktober 1994 (BGBI. | S. 3210; 1995 | S. 428), das
zuletzt durch Artikel 60 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

Die Inhaltsubersicht wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

d)

f)

Die Angabe zum Zweiten Buch Erster Teil Zweiter Abschnitt wird wie folgt gefasst:
LZweiter Abschnitt Verschmelzung durch Aufnahme 4 bis 35a"“.

Die Angabe zum Zweiten Buch Zweiter Teil Dritter Abschnitt Erster Unterabschnitt
wird wie folgt gefasst:

LErster Unterabschnitt Verschmelzung durch Aufnahme 60 bis 72b".
Die Angabe zum Zweiten Buch Zehnter Abschnitt wird gestrichen.

Nach der Angabe zum Fiinften Buch Sechster Abschnitt werden die folgenden An-
gaben eingefigt:

,Sechstes Buch Grenzuberschreitende Umwandlung 305 bis 345
Erster Tell Grenzuberschreitende Verschmelzung 305 bis 319
Zweiter Tell Grenzuberschreitende Spaltung 320 bis 332
Dritter Tell Grenzuberschreitender Formwechsel 333 bis 345

Die bisherige Angabe zum Sechsten Buch wird die Angabe zum Siebenten Buch
und wie folgt gefasst:

,Siebentes Buch Strafvorschriften und Zwangsgelder 346 bis 350°.

Die bisherige Angabe zum Siebenten Buch wird die Angabe zum Achten Buch und
wie folgt gefasst:

LJAchtes Buch Ubergangs— und Schlussvorschriften 351 bis 355

§ 8 wird wie folgt ge&ndert:

a)

Absatz 1 Satz 1 wird durch die folgenden Satze ersetzt:
,Die Vertretungsorgane jedes der an der Verschmelzung beteiligten Rechtstrager
haben einen ausfiihrlichen schriftlichen Bericht (Verschmelzungsbericht) zu erstat-
ten, in dem Folgendes rechtlich und wirtschaftlich erlautert und begrindet wird:
1. die Verschmelzung,
2. der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf im Einzelnen, insbesondere

a) das Umtauschverhdltnis der Anteile einschlie3lich der zu seiner Ermitt-

lung gewahlten Bewertungsmethoden oder die Angaben Uber die Mit-
gliedschaft bei dem Ubernehmenden Rechtstrager sowie



b)
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b) die Hbhe einer anzubietenden Barabfindung einschlieZlich der zu ihrer
Ermittlung gewahlten Bewertungsmethoden.

Der Verschmelzungsbericht kann von den Vertretungsorganen auch gemeinsam
erstattet werden.”

Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,aller beteiligten Rechtstrager® durch die Worter
~.des beteiligten Rechtstragers” ersetzt und werden die Woérter ,,oder sich alle
Anteile des Ubertragenden Rechtstragers in der Hand des Ubernehmenden
Rechtstragers befinden® gestrichen.

bb) Folgender Satz wird angefugt:
,Der Bericht ist ferner nicht erforderlich

1. fur den Ubertragenden und den Ubernehmenden Rechtstrager, wenn

a) sich alle Anteile des Ubertragenden Rechtstragers in der Hand des
Ubernehmenden Rechtstragers befinden oder

b) sich alle Anteile des lUibertragenden und des Ubernehmenden Rechts-
tragers in der Hand desselben Rechtstragers befinden, sowie

2. fir denjenigen an der Verschmelzung beteiligten Rechtstrager, der nur
einen Anteilsinhaber hat.*

8 9 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 2 wird aufgehoben.

Absatz 3 wird Absatz 2.

8§ 12 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Nummer 3 werden die Woérter ,welche besonderen Schwierigkeiten bei der Be-
wertung der Rechtstrager aufgetreten sind.“ durch ein Komma und die Worter ,falls
in den an der Verschmelzung beteiligten Rechtstragern unterschiedliche Methoden
verwendet worden sind, ob die Verwendung unterschiedlicher Methoden gerecht-
fertigt war;“ ersetzt.

Folgende Nummer 4 wird angefugt:

»4. welche besonderen Schwierigkeiten bei der Bewertung der Rechtstrager auf-
getreten sind.”

§ 14 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Eine Klage gegen die Wirksamkeit des Verschmelzungsbeschlusses kann

nicht darauf gestitzt werden, dass das Umtauschverhaltnis der Anteile nicht angemes-
sen ist oder dass die Mitgliedschaft bei dem Ubernehmenden Rechtstrager kein ange-
messener Gegenwert fur die Anteile oder die Mitgliedschaft bei dem Ubertragenden
Rechtstrager ist.”

§ 15 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

»Ist das Umtauschverhaltnis der Anteile nicht angemessen oder ist die Mitgliedschaft
bei dem Ubernehmenden Rechtstrager kein angemessener Gegenwert fir den Anteil
oder fur die Mitgliedschaft bei einem Ubertragenden Rechtstrager, so kann jeder An-
teilsinhaber, dessen Recht, gegen die Wirksamkeit des Verschmelzungsbeschlusses
Klage zu erheben, nach § 14 Absatz 2 ausgeschlossen ist, von dem Ubernehmenden
Rechtstrager einen Ausgleich durch bare Zuzahlung verlangen; die Zuzahlungen kon-
nen den zehnten Teil des auf die gewéahrten Anteile entfallenden Betrags des Grund-
oder Stammkapitals Ubersteigen.*

In 8 17 Absatz 1 wird die Angabe ,§ 9 Abs. 3“ durch die Angabe ,§ 9 Absatz 2 ersetzt.

In § 29 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,iibernehmende” durch das Wort ,ibertragende”
ersetzt.

In & 32 werden die Worter ,zu niedrig bemessen® durch die Warter ,nicht angemessen
ist“ ersetzt.

In § 33 werden die Woérter ,den Anteilsinhaber” durch die Worter ,,einen Anteilsinhaber,
der nach 8§ 29 Adressat des Abfindungsangebots ist,“ und wird die Angabe ,§ 31“ durch
die Angabe ,§ 31 Satz 1 ersetzt.

In § 34 Satz 1 werden die Worter ,zu niedrig bemessen” durch die Warter ,nicht ange-
messen® ersetzt.

Nach § 35 wird folgender § 35a eingeflgt:

»3 35a
Interessenausgleich und Betriebsiibergang

(1) Kommt ein Interessenausgleich nach § 112 des Betriebsverfassungsgesetzes
zustande, in dem diejenigen Arbeitnehmer namentlich bezeichnet werden, die nach der
Verschmelzung einem bestimmten Betrieb oder Betriebsteil zugeordnet werden, so
kann die Zuordnung der Arbeitnehmer durch das Arbeitsgericht nur auf grobe Fehler-
haftigkeit Uberprift werden.

(2) 8 613a Absatz 1 und 4 bis 6 des Burgerlichen Gesetzbuchs bleibt durch die
Wirkungen der Eintragung einer Verschmelzung unberuhrt.”

Nach § 48 Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

,Liegt ein fristgerechtes Verlangen nach Satz 1 vor, so ist der Prifungsbericht den Ge-
sellschaftern innerhalb der zur Einberufung der Gesellschafterversammlung geltenden
Frist zu Ubersenden.”

Dem § 60 wird folgender Satz angefligt:

»8 9 Absatz 2 und § 12 Absatz 3 in Verbindung mit § 8 Absatz 3 Satz 1 und 2 gelten
mit der Mal3gabe, dass der Verzicht aller Anteilsinhaber aller beteiligten Rechtstrager

erforderlich ist.”

8§ 61 Satz 1 wird wie folgt gefasst:



16.

17.

18.

19.

20.
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.Der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf ist vor der Einberufung der Hauptver-
sammlung, die geman § 13 Absatz 1 Uber die Zustimmung beschlieRen soll, mindes-
tens aber einen Monat vor dem Tag dieser Hauptversammlung, zum Register einzu-
reichen.”

§ 62 Absatz 4 Satz 3 und 4 wird durch die folgenden Séatze ersetzt:

.Die §§ 47, 49, 61 und 63 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 sind auf die Ubertragende Kapital-
gesellschaft nicht anzuwenden. Absatz 3 gilt mit der Mal3gabe, dass die dort genannten
Verpflichtungen spétestens einen Monat vor dem Tag der Eintragung der Verschmel-
zung in das Register des Ubernehmenden Rechtstragers zu erfillen sind. Spatestens
bis zu diesem Zeitpunkt ist auch die in 8 5 Absatz 3 genannte Zuleitungsverpflichtung
zu erfllen.”

8§ 63 wird wie folgt geédndert:

a) In Absatz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 nach den Wértern ,beschlief3en
soll,“ die Worter ,spatestens aber ab einem Monat vor dem Tag der Hauptver-
sammlung,” eingeflgt.

b) In Absatz 2 Satz 5 werden die Worter ,erste Alternative“ gestrichen.
In § 64 Absatz 1 Satz 4 werden die Worter ,erste Alternative® gestrichen.
Nach § 69 Absatz 2 wird folgender Absatz angefligt:

»(3) Fur den Beschluss Uber die Kapitalerhdhung nach Absatz 1 gilt § 14 Absatz 2
entsprechend.”

Nach § 72 werden die folgenden 88 72a und 72b eingefugt:

.8 72a
Gewdahrung zusatzlicher Aktien

(1) Im Verschmelzungsvertrag kénnen die beteiligten Rechtstrager erklaren, dass
anstelle einer baren Zuzahlung (8 15) zusatzliche Aktien der (ibernehmenden Gesell-
schaft gewahrt werden. Der Anspruch auf Gewahrung zuséatzlicher Aktien wird nicht
dadurch ausgeschlossen, dass die Ubernehmende Gesellschaft nach Eintragung der
Verschmelzung

1. ihr Vermdgen oder Teile hiervon im Wege der Verschmelzung oder Spaltung ganz
oder teilweise auf eine Aktiengesellschaft oder auf eine Kommanditgesellschaft
auf Aktien Ubertragen hat oder

2. im Wege eines Formwechsels die Rechtsform einer Kommanditgesellschaft auf
Aktien erhalten hat.

(2) Neue Aktien, die nach Eintragung der Verschmelzung im Rahmen einer Kapi-
talerhbhung aus Gesellschaftsmitteln aufgrund eines unangemessenen Umtauschver-
haltnisses nicht gewahrt wurden, und nach Eintragung der Verschmelzung erfolgte Ka-
pitalherabsetzungen ohne Rickzahlung von Teilen des Grundkapitals sind bei dem
Anspruch auf Gewahrung zusétzlicher Aktien zu bertcksichtigen. Bezugsrechte, die
den anspruchsberechtigten Aktiondren bei einer nach Eintragung der Verschmelzung
erfolgten Kapitalerhbhung gegen Einlagen aufgrund eines unangemessenen Um-
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tauschverhaltnisses nicht zustanden, sind ihnen nachtraglich einzurdumen. Die an-
spruchsberechtigten Aktionare muissen ihr Bezugsrecht nach Satz 2 gegeniber der
Gesellschaft binnen eines Monats nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung des
Gerichts (8 11 Absatz 1 des Spruchverfahrensgesetzes) austiben.

(3) Anstelle zusatzlicher Aktien ist den anspruchsberechtigten Aktionaren Aus-
gleich durch eine bare Zuzahlung gemaR § 15 Absatz 1 Satz 1 zu gewéhren,

1. soweit das angemessene Umtauschverhaltnis trotz Gewahrung zuséatzlicher Ak-
tien nicht hergestellt werden kann oder

2. wenn die Gewahrung zusatzlicher Aktien unmdglich geworden ist.

(4) Anstelle zusatzlicher Aktien ist denjenigen Aktionaren, die anlasslich einer
nach Eintragung der Verschmelzung erfolgten strukturverandernden Mal3nahme aus
der Gesellschaft ausgeschieden sind, eine Entschadigung in Geld unter Berlcksichti-
gung der von der Gesellschaft zu gewahrenden Abfindung zu leisten.

(5) Zusatzlich zur Gewéahrung zuséatzlicher Aktien ist den anspruchsberechtigten
Aktionaren eine Entschadigung in Geld zu leisten flir Gewinne oder einen angemesse-
nen Ausgleich geman § 304 des Aktiengesetzes, soweit diese aufgrund eines unange-
messenen Umtauschverhaltnisses nicht ausgeschuttet oder geleistet worden sind.

(6) Die folgenden Anspriiche der anspruchsberechtigten Aktionare sind mit jahr-
lich 5 Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz gemanR § 247 des Burgerlichen Gesetz-
buchs zu verzinsen:

1. der Anspruch auf Gewéahrung zusétzlicher Aktien nach den Absétzen 1 und 2 unter
Zugrundelegung des bei einer baren Zuzahlung gemafll § 15 Ab-
satz 1 und 2 Satz 1 geschuldeten Betrags nach Ablauf von drei Monaten nach Ent-
scheidung des Gerichts (8 11 Absatz 1 des Spruchverfahrensgesetzes),

2. der Anspruch auf Gewahrung einer baren Zuzahlung gemaf Absatz 3 ab der Ein-
tragung der Verschmelzung,

3. die Anspriiche auf eine Entschadigung in Geld gemal den Abséatzen 4 und 5 ab
dem Zeitpunkt, zu dem die Abfindung oder der Anspruch auf Gewinnausschuittung
oder die wiederkehrende Leistung fallig geworden ware.

In den Fallen des 8§ 72b endet der Zinslauf, sobald der Treuhander gemaf § 72b Ab-
satz 3 die Aktien, die bare Zuzahlung oder die Entschadigung in Geld empfangen hat.

(7) Die Absatze 1 bis 6 schlieRen die Geltendmachung eines weiteren Schadens
nicht aus. Das Risiko der Beschaffung der zusatzlich zu gewdhrenden Aktien tragt die
Gesellschaft.

§72b
Kapitalerhbhung zur Gewahrung zusatzlicher Aktien

(1) Die gemaf § 72a Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 zusatzlich zu gewah-
renden Aktien kdnnen nach MalRgabe der Abséatze 1 bis 4 durch eine Kapitalerhéhung
gegen Sacheinlage geschaffen werden. Gegenstand der Sacheinlage ist der Anspruch
der anspruchsberechtigten Aktionare auf Gewahrung zusatzlicher Aktien, der durch
gerichtliche Entscheidung (8 11 Absatz 1 des Spruchverfahrensgesetzes) oder ge-
richtlichen Vergleich (8 11 Absatz 2 bis 4 des Spruchverfahrensgesetzes) festgestellt
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22.

23.
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wurde; der Anspruch erlischt mit Eintragung der Durchfiihrung der Kapitalerhéhung
(8 189 des Aktiengesetzes). Wird der Anspruch durch gerichtliche Entscheidung
(8 11 Absatz 1 des Spruchverfahrensgesetzes) festgestellt, kann die Sacheinlage nicht
geleistet werden, bevor die Rechtskraft eingetreten ist.

(2) Anstelle der Festsetzungen nach 8 183 Absatz 1 Satz1 und 8§ 205 Ab-
satz 2 Satz 1 des Aktiengesetzes genlgt

1. die Bestimmung, dass die aufgrund der zu bezeichnenden gerichtlichen Entschei-
dung oder des zu bezeichnenden gerichtlich protokollierten Vergleichs festgestell-
ten Anspriiche der anspruchsberechtigten Aktionare auf Gewahrung zusatzlicher
Aktien eingebracht werden, sowie

2. die Angabe des aufgrund der gerichtlichen Entscheidung oder des Vergleichs zu
gewahrenden Nennbetrags, bei Stlickaktien die Zahl der zu gewahrenden Aktien.

§ 182 Absatz 4 sowie die 88 186, 187 und 203 Absatz 3 des Aktiengesetzes sind nicht
anzuwenden.

(3) Die ubernehmende Gesellschaft hat einen Treuhander zu bestellen. Dieser ist
ermachtigt, im eigenen Namen

1. die Anspriiche auf Gewéahrung zusétzlicher Aktien an die Gbernehmende Gesell-
schaft abzutreten,

2. die zusatzlich zu gewahrenden Aktien zu zeichnen,

3. die gemaR § 72a zusatzlich zu gewdhrenden Aktien, baren Zuzahlungen und Ent-
schadigungen in Geld in Empfang zu nehmen sowie

4. alle von den anspruchsberechtigten Aktionaren abzugebenden Erklarungen abzu-
geben, soweit diese fiir den Erwerb der Aktien erforderlich sind.

§ 26 Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden.

(4) Den Anmeldungen nach den 88 184 und 188 des Aktiengesetzes ist in Aus-
fertigung oder offentlich beglaubigter Abschrift die gerichtliche Entscheidung oder der
gerichtlich protokollierte Vergleich, aus der oder dem sich der zusétzlich zu gewah-
rende Nennbetrag oder bei Stiickaktien die Zahl der zuséatzlich zu gewahrenden Aktien
ergibt, beizufligen. § 188 Absatz 3 Nummer 2 des Aktiengesetzes ist nicht anzuwen-
den.

(5) § 182 Absatz 4 sowie die 88 186, 187 und 203 Absatz 3 des Aktiengesetzes
sind nicht anzuwenden auf Kapitalerh6hungen, die durchgefiihrt werden, um zusétzli-
che Aktien aufgrund gemal § 72a Absatz 2 Satz 3 ausgelibter Bezugsrechte zu ge-
wahren.*

In § 73 wird die Angabe ,67,“ gestrichen.

§ 76 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) In Absatz 2 wird die Absatzbezeichnung ,(2)“ gestrichen.
§ 85 wird wie folgt gedndert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt:
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24.

25.

26.

27.

28.

»(1) 814 Abs. 2 und 8§ 15 sind nicht anzuwenden auf Mitglieder einer Giberneh-
menden Genossenschatt.”

b) Die bisherigen Absétze 1 und 2 werden die Absatze 2 und 3.

In § 116 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,8 76 Abs. 2 und 8§ 112° durch die Wdrter
,Die §§ 76 und 112“ ersetzt.

Der Zehnte Abschnitt des Zweiten Teils des Zweiten Buches wird aufgehoben.

8§ 125 wird wie folgt gefasst:

.8 125
Anzuwendende Vorschriften
(1) Soweit sich aus diesem Buch nichts anderes ergibt, sind die Vorschriften des
Zweiten Buches auf die Spaltung mit folgenden Ausnahmen entsprechend anzuwen-
den:

1. mit Ausnahme des § 62 Absatz 5,

2. bei Aufspaltung mit Ausnahme der 8 9 Absatz 2 und § 12 Absatz 3 jeweils in Ver-
bindung mit § 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe a,

3. bei Abspaltung und Ausgliederung mit Ausnahme des § 18,

4. bei Ausgliederung mit Ausnahme der 88 29 bis 34, des 8 54 Absatz 1 Satz 1, des
§ 68 Absatz 1 Satz 1 und des § 71 und firr die Anteilsinhaber des Ubertragenden
Rechtstragers mit Ausnahme des § 14 Absatz 2 und des § 15.

Eine Prifung im Sinne der 88 9 bis 12 findet bei Ausgliederung nicht statt. Bei Abspal-
tung ist § 133 fir die Verbindlichkeit nach § 29 anzuwenden.

(2) An die Stelle der Ubertragenden Rechtstrager tritt der Ubertragende Rechts-
trager, an die Stelle des tibernehmenden oder neuen Rechtstrégers treten gegebenen-
falls die GUbernehmenden oder neuen Rechtstrager.”

§ 127 wird wie folgt geéndert:
a) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Anteile“ die Woérter ,und die bei seiner Ermittlung
gewdahlten Bewertungsmethoden“ und nach dem Wort ,Barabfindung“ die Worter

,2und die zu ihrer Ermittlung gewahlten Bewertungsmethoden® eingefugt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»8 8 Absatz 1 Satz 3 bis 5, Absatz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden; bei Auf-
spaltung ist § 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe a nicht anzuwenden.*

§ 132 wird durch die folgenden 88 132 und 132a ersetzt:
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,8 132
Kindigungsschutzrecht

(1) Fahren an einer Spaltung beteiligte Rechtstrager nach dem Wirksamwerden
der Spaltung einen Betrieb gemeinsam, so gilt dieser als Betrieb im Sinne des Kindi-
gungsschutzrechts.

(2) Die kiundigungsrechtliche Stellung eines Arbeitnehmers, der vor dem Wirk-
samwerden einer Spaltung zu dem Ubertragenden Rechtstrager in einem Arbeitsver-
haltnis steht, verschlechtert sich aufgrund der Spaltung fur die Dauer von zwei Jahren
ab dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens nicht.

§ 132a
Mitbestimmungsbeibehaltung

(1) Entfallen durch Abspaltung oder Ausgliederung bei einem Ubertragenden
Rechtstrager die gesetzlichen Voraussetzungen fiur die Beteiligung der Arbeitnehmer
im Aufsichtsrat, so sind die vor der Spaltung geltenden Vorschriften noch fur einen
Zeitraum von funf Jahren nach dem Wirksamwerden der Abspaltung oder Ausgliede-
rung anzuwenden. Dies gilt nicht, wenn die betreffenden Vorschriften eine Mindestzahl
von Arbeitnehmern voraussetzen und die danach berechnete Zahl der Arbeitnehmer
des Ubertragenden Rechtstragers auf weniger als in der Regel ein Viertel dieser Min-
destzahl sinkt.

(2) Hat die Spaltung eines Rechtstragers die Spaltung eines Betriebes zur Folge
und entfallen flr die aus der Spaltung hervorgegangenen Betriebe Rechte oder Betei-
ligungsrechte des Betriebsrats, so kann durch Betriebsvereinbarung oder Tarifvertrag
die Fortgeltung dieser Rechte oder Beteiligungsrechte vereinbart werden. Die 88 9 und
27 des Betriebsverfassungsgesetzes bleiben unberihrt.*

Nach § 133 Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

,Die Haftung der in Satz 1 bezeichneten Rechtstrager ist beschrankt auf den Wert des
ihnen am Tag des Wirksamwerdens zugeteilten Nettoaktivwvermdgens.*

Dem § 135 wird folgender Absatz 3 angeflgt:

»(3) Bei einer Ausgliederung zur Neugrindung ist ein Spaltungsbericht nicht erfor-
derlich.*

In 8§ 142 Absatz 1 werden nach dem Wort ,hat* ein Semikolon und die Worter
,8 183a des Aktiengesetzes ist anzuwenden® eingefligt.

Nach § 142 wird folgender § 142a eingeflgt:

.8 142a
Verpflichtungen nach § 72a Absatz 1 Satz 1

Verpflichtungen des Ubertragenden Rechtstragers zur Gewahrung zusatzlicher
Aktien gemal 8§ 72a Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gehen ungeachtet ihrer
Zuweisung im Spaltungs- und Ubernahmevertrag oder im Spaltungsplan entsprechend
der Aufteilung der Anteile der anspruchsberechtigten Aktionare gemanR § 126 Absatz 1



Drucksache 371/22 -10 -

33.

34.

35.

36.

37.

Nummer 10, auch in Verbindung mit § 135 Absatz 1 und § 136 Satz 2, ganz oder teil-
weise auf die Ubernehmende oder neue Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell-
schaft auf Aktien Gber.”

§ 192 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbericht‘ durch das Wort ,Form-
wechselbericht” ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wadrtern ,dem Rechtstrager* die Worter ,sowie die
Hohe einer anzubietenden Barabfindung und die zu ihrer Ermittlung gewahlten
Bewertungsmethoden® eingefiigt und wird das Wort ,(Umwandlungsbericht)®
durch das Wort ,(Formwechselbericht)* ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worter ,8 8 Abs. 1 Satz 2 bis 4 durch die Woérter ,§ 8
Absatz 1 Satz 3 bis 5“ ersetzt.

cc) In Satz 3 wird das Wort ,Umwandlungsbericht® durch das Wort ,Formwechsel-
bericht“ und das Wort ,Umwandlungsbeschlusses” durch das Wort ,Form-
wechselbeschlusses” ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbericht® durch das Wort ,Form-
wechselbericht ersetzt.

§ 194 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses durch das Wort
,Formwechselbeschlusses” ersetzt.

b) In Absatz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 und in Nummer 6 wird jeweils das Wort
,Udmwandlungsbeschlul* durch das Wort ,Formwechselbeschluss® ersetzt.

c) In Absatz 2 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort ,Form-
wechselbeschlusses” ersetzt.

§ 195 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlu®“ durch das Wort ,Form-
wechselbeschluss® ersetzt.

b) In Absatz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort ,Form-
wechselbeschlusses” ersetzt.

c) In Absatz 2 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort ,Form-
wechselbeschlusses® und werden die Worter ,zu niedrig bemessen® durch die
Warter ,nicht angemessen® ersetzt.

In § 196 Satz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschluf®* durch das Wort ,Formwechsel-
beschluss®, werden die Warter ,zu niedrig bemessen® durch die Warter ,nicht ange-
messen® und wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort ,Formwech-
selbeschlusses” ersetzt.

In 8 199 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses” durch das Wort ,Formwechselbe-
schlusses” und das Wort ,Umwandlungsbericht® durch das Wort ,Formwechselbericht®
ersetzt.
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§ 202 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlul3 durch das Wort ,Formwech-
selbeschluss” ersetzt.

b) In Nummer 3 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort ,Form-
wechselbeschlusses® ersetzt.

In § 207 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlul* durch das Wort ,Form-
wechselbeschluss® und das Wort ,ist* durch die Worter ,und die Anordnung der Nich-
tigkeit des schuldrechtlichen Geschafts tber einen verbotswidrigen Erwerb nach § 33
Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung
sind“ ersetzt.

§ 210 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlu®“ durch das Wort ,Form-
wechselbeschluss® ersetzt.

b) Das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® wird durch das Wort ,Formwechselbe-
schlusses®, die Worter ,zu niedrig bemessen® werden durch die Warter ,nicht an-
gemessen“ und das Wort ,Umwandlungsbeschluy* wird durch das Wort ,Form-
wechselbeschluss® ersetzt.

§ 211 wird wie folgt gefasst:

,8 211
Anderweitige Veraul3erung

Einer anderweitigen Veraul3erung des Anteils durch einen Anteilsinhaber, der nach
§ 207 Adressat des Abfindungsangebots ist, stehen nach Fassung des Formwechsel-
beschlusses bis zum Ablauf der in 8 209 Satz 1 bestimmten Frist Verfugungsbeschran-
kungen nicht entgegen.*
In § 212 Satz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschluf3“ durch das Wort ,Formwechsel-
beschluss“ und werden die Worter ,.zu niedrig bemessen® durch die Wérter ,nicht an-
gemessen® ersetzt.

§ 218 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort
,Formwechselbeschlusses” ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschluf®* durch das Wort ,Form-
wechselbeschluss® ersetzt.

c) Inden Absatzen 2 und 3 Satz 1 werden jeweils die Worter ,Beschlufd zur Umwand-
lung“ durch die Worter ,Beschluss zum Formwechsel“ ersetzt.

In § 221 Satz 1 werden die Worter ,Beschlufd zur Umwandlung® durch die Wérter ,Be-
schluss zum Formwechsel” ersetzt.

§ 230 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbericht* durch das Wort ,Formwechsel-
bericht” ersetzt.
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46

47.

48.

49.

50.

51.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbericht durch das Wort ,Formwechsel-
bericht” ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,Umwandlungsberichts® durch das Wort ,,Formwech-
selberichts” ersetzt.

cc) Inden Satzen 3 und 4 wird jeweils das Wort ,Umwandlungsbericht® durch das
Wort ,Formwechselbericht” ersetzt.

. § 232 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird jeweils das Wort ,Umwandlungsbericht® durch das Wort ,Form-
wechselbericht ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses” durch das Wort ,Form-
wechselbeschlusses” ersetzt.

§ 234 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses durch das Wort
JFormwechselbeschlusses” ersetzt.

b) Im Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlul3 durch das Wort
.,Formwechselbeschluss” ersetzt.

§ 239 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 wird jeweils das Wort ,Umwandlungsbericht® durch das Wort ,Form-
wechselbericht” ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort ,Form-
wechselbeschlusses® ersetzt.

§ 243 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort
,JFormwechselbeschlusses” ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlu®” durch das Wort ,Form-
wechselbeschluss” ersetzt.

Nach 8§ 248 wird folgender § 248a eingeflgt:

,§ 248a
Gewahrung zusatzlicher Aktien
Die 88 72a und 72b gelten fur einen Formwechsel in eine Aktiengesellschaft oder
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien entsprechend. Der Formwechselbeschluss hat
die Erklarung gemaf 8§ 72a Absatz 1 Satz 1 zu enthalten.”
§ 253 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses® durch das Wort
L,Formwechselbeschlusses” ersetzt.
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b) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils das Wort ,Umwandlungsbe-
schlu® durch das Wort ,Formwechselbeschluss® ersetzt.

8§ 261 Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

a) In Satz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbericht” durch das Wort ,Formwechselbe-
richt“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort ,Umwandlungsbeschluf* durch das Wort ,Formwechsel-
beschluss” ersetzt.

§ 263 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses durch das Wort
,Formwechselbeschlusses” ersetzt.

b) In Absatz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlu3“ durch das Wort ,,Formwech-
selbeschluss” ersetzt.

§ 276 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses durch das Wort
JFormwechselbeschlusses” ersetzt.

b) In Absatz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlu® durch das Wort ,Formwech-
selbeschluss® ersetzt.

§ 285 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses durch das Wort
,Formwechselbeschlusses” ersetzt.

b) In Absatz 1 wird das Wort ,Umwandlungsbeschlu3* durch das Wort ,,Formwech-
selbeschluss” ersetzt.

§ 294 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Umwandlungsbeschlusses durch das Wort
,JFormwechselbeschlusses” ersetzt.

b) In Absatz 1 wird jeweils das Wort ,Umwandlungsbeschlu®* durch das Wort ,Form-
wechselbeschluss” ersetzt.

Nach § 304 wird folgendes Sechstes Buch eingefigt:
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,Sechstes Buch

Grenziberschreitende Umwandlung

Erster Teil

Grenziberschreitende Verschmelzung

§ 305
Grenzuberschreitende Verschmelzung

(1) Eine grenziberschreitende Verschmelzung ist eine Verschmelzung, bei der
mindestens eine der beteiligten Gesellschaften dem Recht eines anderen Mitglied-
staats der Europdaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens
Uber den Européaischen Wirtschaftsraum unterliegt.

(2) Auf die Beteiligung einer Kapitalgesellschaft (8§ 3 Absatz 1 Nummer 2) an einer
grenziberschreitenden Verschmelzung sind die Vorschriften des Ersten Teils und des
Zweiten, Dritten und Vierten Abschnitts des Zweiten Teils des Zweiten Buches entspre-
chend anzuwenden, soweit sich aus diesem Teil nichts anderes ergibt. Auf die Beteili-
gung einer Personenhandelsgesellschaft (§ 3 Absatz 1 Nummer 1) an einer grenztiber-
schreitenden Verschmelzung sind die Vorschriften des Ersten Teils und des Ersten
Unterabschnitts des Ersten Abschnitts des Zweiten Teils des Zweiten Buches entspre-
chend anzuwenden, soweit sich aus diesem Teil nichts anderes ergibt.

8 306
Verschmelzungsfahige Gesellschaften
(1) An einer grenziberschreitenden Verschmelzung kénnen beteiligt sein:

1. als Ubertragende, ibernehmende oder neue Gesellschaften Kapitalgesellschaften
im Sinne des Artikels 119 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 Uber bestimmte Aspekte des
Gesellschaftsrechts (ABI. L 169 vom 30.6.2017, S. 46), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EU) 2021/23 (ABI. L 22 vom 22.1.2021, S. 1) geéndert worden ist, die

a) nach dem Recht eines Mitgliedstaats der Européischen Union oder eines an-
deren Vertragsstaats des Abkommens uber den Europaischen Wirtschafts-
raum gegrindet worden sind und

b) ihren satzungsmaRigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlas-
sung in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum haben,
sowie

2. als ubernehmende oder neue Gesellschaften Personenhandelsgesellschaften im
Sinne des 8§ 3 Absatz 1 Nummer 1 mit in der Regel nicht mehr als 500 Arbeitneh-
mern.

(2) An einer grenziuiberschreitenden Verschmelzung kénnen nicht beteiligt sein:
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1. Genossenschaften, selbst wenn sie nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaats
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens tber
den Europaischen Wirtschaftsraum unter die Definition des Artikels 2 Nummer 1
der Richtlinie fallen, sowie

2. Gesellschaften,

a) deren Zweck esist, die vom Publikum bei ihnen eingelegten Gelder nach dem
Grundsatz der Risikostreuung gemeinsam anzulegen, und

b) deren Anteile auf Verlangen der Anteilsinhaber unmittelbar oder mittelbar zu-
lasten des Vermogens der Gesellschaft zurickgenommen oder ausgezahit
werden.

Den Ricknahmen oder Auszahlungen im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe b
gleichgestellt sind Handlungen, mit denen eine solche Gesellschaft sicherstellen will,
dass der Borsenwert ihrer Anteile nicht erheblich von deren Nettoinventarwert ab-
weicht.

§ 307
Verschmelzungsplan

(1) Das Vertretungsorgan einer beteiligten Gesellschaft stellt zusammen mit den
Vertretungsorganen der Ubrigen beteiligten Gesellschaften einen gemeinsamen Ver-
schmelzungsplan auf.

(2) Der Verschmelzungsplan oder sein Entwurf muss mindestens folgende Anga-
ben enthalten:

1. Rechtsform, Firma und Sitz der Ubertragenden und Gbernehmenden oder neuen
Gesellschaft,

2. das Umtauschverhaltnis der Gesellschaftsanteile und gegebenenfalls die H6he der
baren Zuzahlungen,

3. die Einzelheiten hinsichtlich der Ubertragung der Gesellschaftsanteile der (iber-
nehmenden oder neuen Gesellschaft,

4. die voraussichtlichen Auswirkungen der Verschmelzung auf die Beschéftigung,

5. den Zeitpunkt, von dem an die Gesellschaftsanteile deren Inhabern das Recht auf
Beteiligung am Gewinn gewahren, sowie alle Besonderheiten, die eine Auswirkung
auf dieses Recht haben,

6. den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen der tbertragenden Gesellschaften un-
ter dem Gesichtspunkt der Rechnungslegung als fir Rechnung der tbernehmen-
den oder neuen Gesellschaft vorgenommen gelten (Verschmelzungsstichtag),

7. die Rechte, die die ibernehmende oder neue Gesellschaft den mit Sonderrechten
ausgestatteten Gesellschaftern und den Inhabern von anderen Wertpapieren als
Gesellschaftsanteilen gewahrt, oder die fur diese Personen vorgeschlagenen
MalRnahmen,
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

etwaige besondere Vorteile, die den Mitgliedern der Verwaltungs-, Leitungs-, Auf-
sichts- oder Kontrollorgane der an der Verschmelzung beteiligten Gesellschaften
gewahrt werden,

sofern einschlagig den Errichtungsakt der aus der grenzuberschreitenden Ver-
schmelzung hervorgehenden Gesellschaft und, falls sie Gegenstand eines geson-
derten Aktes ist, die Satzung,

gegebenenfalls Angaben zu dem Verfahren, nach dem die Einzelheiten ber die
Beteiligung der Arbeitnehmer an der Festlegung ihrer Mitbestimmungsrechte in der
aus der grenziberschreitenden Verschmelzung hervorgehenden Gesellschaft ge-
regelt werden,

Angaben zur Bewertung des Aktiv- und Passivvermdgens, das auf die Gberneh-
mende oder neue Gesellschaft Gbertragen wird,

den Stichtag derjenigen Bilanzen der an der Verschmelzung beteiligten Gesell-
schaften, die zur Festlegung der Bedingungen der Verschmelzung verwendet wer-
den,

die Einzelheiten zum Angebot einer Barabfindung geman § 313,

Angaben Uber Sicherheiten, die den Glaubigern angeboten werden,

im Fall der Verschmelzung auf eine Personenhandelsgesellschaft gemal § 306
Absatz 1 Nummer 2

a) fir jeden Anteilsinhaber eines tUbertragenden Rechtstragers die Bestimmung,
ob ihm in der tbernehmenden oder der neuen Personenhandelsgesellschaft
die Stellung eines personlich haftenden Gesellschafters oder eines Komman-
ditisten gewdahrt wird,

b) der festgesetzte Betrag der Einlage jedes Gesellschafters,

Informationen Uber die Auswirkungen der grenziiberschreitenden Verschmelzung
auf Betriebsrenten und Betriebsrentenanwartschaften.

(3) Die Angaben Uber den Umtausch der Anteile (Absatz 2 Nummer 2, 3 und 5)

und die Einzelheiten zum Angebot einer Barabfindung (Absatz 2 Nummer 13) entfal-
len, wenn

1.

sich alle Anteile der Ubertragenden Gesellschaft in der Hand der tibernehmenden
Gesellschaft befinden oder

den Anteilsinhabern der Ubertragenden Gesellschaft keine Anteile gewahrt werden
und dieselbe Person

a) alle Anteile der Ubertragenden und der Ubernehmenden Gesellschaft besitzt,

b) alle Anteile an solchen Gesellschaften besitzt, die gemeinsam alle Anteile an
der Uibertragenden oder an der ibernehmenden Gesellschaft besitzen, oder

c) alle Anteile an solchen Gesellschaften besitzt, bei denen sich die Inhaber-
schaft an Anteilen bis zu der Ubertragenden oder der iibernehmenden Gesell-
schaft fortsetzt.

(4) Der Verschmelzungsplan muss notariell beurkundet werden.
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§ 308
Bekanntmachung des Verschmelzungsplans

(1) Der Verschmelzungsplan oder sein Entwurf ist spatestens einen Monat vor
der Versammlung der Anteilsinhaber, die nach 8§ 13 Uber die Zustimmung zum Ver-
schmelzungsplan beschlieRen soll, zum Register einzureichen. Das Gericht hat in der
Bekanntmachung nach § 10 des Handelsgesetzbuchs unverziiglich die folgenden An-
gaben bekannt zu machen:

1. einen Hinweis darauf, dass der Verschmelzungsplan oder sein Entwurf beim Han-
delsregister eingereicht worden ist,

2. Rechtsform, Firma und Sitz der an der grenziiberschreitenden Verschmelzung be-
teiligten Gesellschaften,

3. die Register, bei denen die an der grenziiberschreitenden Verschmelzung betei-
ligten Gesellschaften eingetragen sind, sowie die jeweilige Registernummer,

4. einen Hinweis an folgende Personen, dass sie der jeweiligen Gesellschaft spates-
tens flnf Arbeitstage vor dem Tag der Gesellschafterversammlung Bemerkungen
zum Verschmelzungsplan Gbermitteln kénnen:

a) an die Anteilsinhaber und Glaubiger der an der grenziiberschreitenden Ver-
schmelzung beteiligten Gesellschaften sowie

b) an die zustandigen Betriebsrate der an der grenziberschreitenden Ver-
schmelzung beteiligten Gesellschaften oder, soweit es keinen Betriebsrat gibt,
an die Arbeitnehmer der an der grenziberschreitenden Verschmelzung betei-
ligten Gesellschaften.

Die bekannt zu machenden Angaben sind dem Register bei Einreichung des Ver-
schmelzungsplans oder seines Entwurfs mitzuteilen.

(2) Ist ein Verschmelzungsbeschluss der Anteilsinhaber der Ubertragenden Ge-
sellschaft gemaf § 312 Absatz 2 in Verbindung mit § 307 Absatz 3 nicht erforderlich,
so hat die Ubertragende Gesellschaft den Verschmelzungsplan spéatestens einen Mo-
nat vor dem Tag, an dem der Verschmelzungsplan beurkundet wird, zum Register ein-
zureichen.

(3) Ist ein Verschmelzungsbeschluss der Anteilsinhaber der tbertragenden Ge-
sellschaft erforderlich, ein Verschmelzungsbeschluss der Anteilsinhaber der Giberneh-
menden Gesellschaft hingegen gemaR 8§ 62 Absatz 1 nicht erforderlich, so hat die
tbernehmende Gesellschaft den Verschmelzungsplan einen Monat vor der Versamm-
lung der Anteilsinhaber der Ubertragenden Gesellschaft, die gemaf § 13 Uber die Zu-
stimmung beschlie3en soll, zum Register einzureichen.

(4) Ist gemanR § 312 Absatz 2 und § 62 Absatz 1 weder ein Verschmelzungsbe-
schluss der Anteilsinhaber der Gbertragenden Gesellschaft noch ein Verschmelzungs-
beschluss der Anteilsinhaber der tbernehmenden Gesellschaft erforderlich, so hat die
tbernehmende Gesellschaft den Verschmelzungsplan spatestens einen Monat vor
dem Tag, an dem der Verschmelzungsplan beurkundet wird, zum Register einzu-
reichen.
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§ 309
Verschmelzungsbericht

(1) Die Vertretungsorgane der beteiligten Gesellschaften erstellen einen Ver-
schmelzungsbericht. In diesem sind fur die Anteilsinhaber und Arbeitnehmer der an der
Verschmelzung beteiligten Gesellschaft die rechtlichen und wirtschaftlichen Aspekte
der grenziberschreitenden Verschmelzung und die Auswirkungen der grenziber-
schreitenden Verschmelzung auf die Arbeitnehmer zu erlautern und zu begrinden.

(2) In einem allgemeinen Abschnitt werden mindestens die Auswirkungen der
grenziberschreitenden Verschmelzung auf die kinftige Geschéftstatigkeit der Gesell-
schaft und ihrer etwaigen Tochtergesellschaften erlautert und begriindet. Daneben ent-
halt der Bericht einen anteilsinhaberspezifischen Abschnitt nach Absatz 4 und einen
arbeitnehmerspezifischen Abschnitt nach Absatz 5.

(3) Die Gesellschaft kann entscheiden, ob sie anstelle eines einheitlichen Berichts
gesonderte Berichte fur Anteilsinhaber und Arbeithehmer erstellt. Der Bericht fiir An-
teilsinhaber besteht aus dem allgemeinen Abschnitt und dem anteilsinhaberspezifi-
schen Abschnitt. Der Bericht flir Arbeithnehmer besteht aus dem allgemeinen Abschnitt
und dem arbeitnehmerspezifischen Abschnitt.

(4) In dem anteilsinhaberspezifischen Abschnitt wird Gber die in § 8 Absatz 1 ge-
nannten Berichtsinhalte hinaus mindestens Folgendes erlautert und begrindet:

1. die Auswirkungen der grenziiberschreitenden Verschmelzung auf die Anteilsinha-
ber sowie

2. die Rechte und Rechtsbehelfe fir Anteilsinhaber gemafl § 305 Absatz 2 in Verbin-
dung mit § 15 und gegebenenfalls mit § 72a, sowie gemal § 313 dieses Gesetzes
und 8 1 Nummer 4 des Spruchverfahrensgesetzes.

(5) In dem arbeitnehmerspezifischen Abschnitt wird mindestens Folgendes erlau-
tert und begriindet:

1. die Auswirkungen der grenziberschreitenden Verschmelzung auf die Arbeitsver-
haltnisse sowie gegebenenfalls die MalRnahmen, um diese Arbeitsverhaltnisse zu
sichern,

2. wesentliche Anderungen der anwendbaren Beschéftigungsbedingungen oder der
Standorte der Niederlassungen der Gesellschaft sowie

3. die Auswirkungen der unter den Nummern 1 und 2 genannten Faktoren auf etwa-
ige Tochtergesellschaften der an der grenziberschreitenden Verschmelzung be-
teiligten Gesellschaft.

(6) Der Bericht fur die Anteilsinhaber ist in den Fallen des 8§ 8 Absatz 3 nicht er-
forderlich. Der Bericht fur die Anteilsinhaber der Ubertragenden Gesellschaft ist ferner
nicht erforderlich in den Féllen des § 307 Absatz 3 Nummer 2. Der Bericht fur die Ar-
beitnehmer ist nicht erforderlich, wenn die an der Verschmelzung beteiligte Gesell-
schaft und ihre etwaigen Tochtergesellschaften keine anderen Arbeitnehmer haben als
diejenigen, die dem Vertretungsorgan angehoren. Ein Verschmelzungsbericht ist ins-
gesamt nicht erforderlich, wenn die Voraussetzungen der Satze 1 oder 2 und des Sat-
zes 3 vorliegen.
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§ 310

Zuganglichmachung des Verschmelzungsberichts

(1) Der einheitliche Bericht ist den Anteilsinhabern und den zustandigen Betriebs-
raten der an der grenziuberschreitenden Verschmelzung beteiligten Gesellschaften o-
der, sofern es in der jeweiligen Gesellschaft keinen Betriebsrat gibt, den Arbeitnehmern
spatestens sechs Wochen vor der Versammlung der Anteilsinhaber, die nach § 13 liber
die Zustimmung zum Verschmelzungsplan beschliel3en soll, elektronisch zugéanglich
zu machen. Erstellt die Gesellschaft gesonderte Berichte, ist innerhalb der genannten
Frist den Anteilsinhabern der Bericht fur die Anteilsinhaber und dem Betriebsrat oder,
sofern es in der jeweiligen Gesellschaft keinen Betriebsrat gibt, den Arbeitnehmern der
Bericht fir die Arbeitnehmer zugénglich zu machen. Falls zu dem in Satz 1 bestimmten
Zeitpunkt der Verschmelzungsplan oder sein Entwurf bereits vorliegt, ist dieser gemein-
sam mit dem Verschmelzungsbericht zugénglich zu machen.

(2) Ist ein Verschmelzungsbeschluss der tbernehmenden Gesellschaft gemani
8 62 Absatz 1 nicht erforderlich, so muss der Bericht spatestens sechs Wochen vor
dem Tag der Versammlung der Anteilsinhaber der Ubertragenden Gesellschaft zugang-
lich gemacht werden. Istin den Fallen des § 308 Absatz 2 und 4 der gesonderte Bericht
fur die Arbeitnehmer erforderlich, so ist dieser zu den in § 308 Absatz 2 und 4 bestimm-
ten Zeitpunkten elektronisch zuganglich zu machen.

(3) Erhalt das Vertretungsorgan der an der grenziberschreitenden Verschmel-
zung beteiligten Gesellschaft spatestens eine Woche vor der Versammlung der Anteil-
sinhaber, die nach § 13 Uber die Zustimmung zum Verschmelzungsplan beschlie3en
soll, in Textform eine Stellungnahme des zustandigen Betriebsrats oder, sofern es in
der Gesellschaft keinen Betriebsrat gibt, der Arbeitnehmer, so unterrichtet die Gesell-
schaft ihre Anteilsinhaber hiervon unverziglich nach Fristablauf durch elektronische
Zuganglichmachung des einheitlichen Berichts oder des Berichts fiir die Arbeithehmer
jeweils unter Beifiigung einer Kopie der Stellungnahme.

§ 311
Verschmelzungsprifung

(1) Der Verschmelzungsplan oder sein Entwurf ist nach den §8 9 bis 12 zu prufen;
die 88 44 und 48 sind nicht anzuwenden. Der Prifungsbericht muss den Anteilsinha-
bern spatestens einen Monat vor dem Tag der Versammlung der Anteilsinhaber, die
nach § 13 tber die Zustimmung zum Verschmelzungsplan beschliel3en soll, zuganglich
gemacht werden.

(2) 89 Absatz 2 und § 12 Absatz 3, jeweils in Verbindung mit 8 8 Absatz 3 gelten
mit der Mal3gabe, dass ein Verzicht aller Anteilsinhaber aller beteiligten Rechtstrager
erforderlich ist. Verschmelzungsprifung und Prifungsbericht sind ferner nicht erforder-
lich in den Fallen des § 307 Absatz 3 Nummer 2.

§ 312
Zustimmung der Anteilsinhaber
(1) Die Anteilsinhaber kénnen ihre Zustimmung nach § 13 davon abhéngig ma-

chen, dass die Art und Weise der Mitbestimmung der Arbeitnehmer der Gibernehmen-
den oder neuen Gesellschaft ausdricklich von ihnen bestatigt wird.
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(2) Inden Féllen des § 307 Absatz 3 ist ein Verschmelzungsbeschluss der Anteil-
sinhaber der Ubertragenden Gesellschaft nicht erforderlich.

(3) Die Versammlung der Anteilsinhaber nimmt den Verschmelzungsbericht, den
Prifungsbericht und etwaige Stellungnahmen nach § 308 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4
zur Kenntnis, bevor sie die Zustimmung zum Verschmelzungsplan beschlielt.

§ 313
Barabfindung

(1) Unterliegt die Gbernehmende oder neue Gesellschaft nicht dem deutschen
Recht, so hat die Ubertragende Gesellschaft im Verschmelzungsplan oder in seinem
Entwurf jedem Anteilsinhaber, der gegen den Verschmelzungsbeschluss der Gesell-
schaft Widerspruch zur Niederschrift erklart, den Erwerb seiner Anteile gegen eine an-
gemessene Barabfindung anzubieten; nicht anzuwenden sind insoweit § 71 Absatz 4
Satz 2 des Aktiengesetzes sowie die Anordnung der Nichtigkeit des schuldrechtlichen
Geschéfts Uber einen verbotswidrigen Erwerb nach § 33 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes
betreffend die Gesellschaften mit beschréankter Haftung. Das Abfindungsangebot steht
unter der aufschiebenden Bedingung des Wirksamwerdens der grenziiberschreitenden
Verschmelzung. Im Verschmelzungsplan oder seinem Entwurf sind eine Postanschrift
und eine elektronische Adresse anzugeben, an welche die Mitteilung nach Ab-
satz 2 Satz 1 und die Annahmeerklarung nach Absatz 3 Satz 1 tbermittelt werden kdn-
nen. 8 29 Absatz 1 Satz 4 und 5 sowie Absatz 2, § 30 Absatz 1 und die 88§ 32 bis 34
gelten entsprechend.

(2) Ein Anteilsinhaber, der die Annahme des Abfindungsangebots nach Absatz 1
Satz 1 beabsichtigt, hat der Gesellschaft seine Absicht spatestens einen Monat nach
dem Tag, an dem die Versammlung der Anteilsinhaber der Gibertragenden Gesellschaft
die Zustimmung zum Verschmelzungsplan beschlossen hat, mitzuteilen.

(3) Das Angebot kann bis spatestens zwei Monate nach dem Tag, an dem die
Versammlung der Anteilsinhaber der tbertragenden Gesellschaft die Zustimmung zum
Verschmelzungsplan beschlossen hat, angenommen werden. Die Annahme ist ausge-
schlossen, wenn die Mitteilung nach Absatz 2 nicht rechtzeitig erfolgt ist. Erfolgt die
Annahme vor Ablauf der Mitteilungsfrist gemaR Absatz 2, so ist die Mitteilung nicht
mehr erforderlich. 8§ 15 Absatz 4 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be-
schrankter Haftung bleibt unberiihrt.

(4) Anteilsinhaber, die das Angebot nach Mal3gabe des Absatzes 3 angenommen
haben, werden abweichend von § 20 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 mit Wirksamwerden
der Verschmelzung nicht Anteilsinhaber der ilbernehmenden oder neuen Gesellschaft.

(5) Die ubernehmende oder neue Gesellschaft hat die Barabfindung spatestens
zwei Wochen, nachdem die Verschmelzung wirksam geworden ist, an die Anteilsinha-
ber, die das Angebot nach MaRRgabe des Absatzes 3 angenommen haben, zu zahlen.
§ 314 ist auf den Abfindungsanspruch dieser Anteilsinhaber entsprechend anzuwen-
den.

(6) Die Angemessenheit einer nach Absatz 1 anzubietenden Barabfindung ist
stets zu prifen. § 311 ist entsprechend anzuwenden.
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§ 314
Schutz der Glaubiger der Ubertragenden Gesellschaft

(1) Der Glaubiger einer Ubertragenden Gesellschaft kann verlangen, dass ihm Si-
cherheit geleistet wird fur eine Forderung, die

1. vor der Bekanntmachung des Verschmelzungsplans oder seines Entwurfs entstan-
den, aber im Zeitpunkt der Bekanntmachung noch nicht féallig geworden ist, und

2. deren Erfillung durch die Verschmelzung gefahrdet wird.

(2) Die Voraussetzungen des Anspruchs nach Absatz 1 sind gegentber dem zu-
standigen Gericht glaubhaft zu machen.

(3) Der Anspruch auf Sicherheitsleistung erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei
Monaten ab Bekanntmachung des Verschmelzungsplans gerichtlich geltend gemacht
wurde.

(4) Geleistete Sicherheiten sind freizugeben, wenn das Verschmelzungsverfah-
ren gescheitert ist. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn

1. die Entscheidung des Gerichts Uber die Ablehnung der Eintragung gemali
§ 316 Absatz 1 rechtskréftig ist,

2. die Ablehnung der Entscheidung Uber die Eintragung der Verschmelzung im Re-
gister der Ubernehmenden oder neuen Gesellschaft nicht mehr angefochten wer-
den kann oder

3. das Verfahren auf Eintragung geman § 316 Absatz 1 oder nach dieser Eintragung

das Verfahren auf Eintragung der Verschmelzung im Register der tibernehmenden
oder neuen Gesellschaft auf andere Weise endgliltig beendet worden ist.

§ 315
Anmeldung der Verschmelzung
(1) Das Vertretungsorgan einer Ubertragenden Gesellschaft hat das Vorliegen der
sie betreffenden Voraussetzungen fir die grenziberschreitende Verschmelzung zur

Eintragung bei dem Register des Sitzes der Gesellschaft anzumelden.

(2) 8§ 16 Absatz 2 und 3 und 8§ 17 gelten entsprechend mit der MalRgabe, dass in
Abschrift zusatzlich Folgendes beizufiigen ist:

1. der Anmeldung etwaige Bemerkungen nach § 308 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und

2. dem einheitlichen Bericht oder dem Bericht fur die Arbeitnehmer eine etwaige Stel-
lungnahme gemal § 310 Absatz 3.

(3) Die Mitglieder des Vertretungsorgans haben zu versichern, dass

1. allen Glaubigern die gemal3 § 307 Absatz 2 Nummer 14 angebotene Sicherheit
geleistet wurde,

2. innerhalb der Frist des § 314 Absatz 3 keine Sicherheitsleistung gerichtlich geltend
gemacht wurde,
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3. die Rechte der Arbeitnehmer gemaf3 § 308 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe
b sowie gemal § 310 Absatz 1 und 3 eingehalten wurden,

4. ein zur Verhandlung tber die kinftige Mitbestimmung durchzufiihrendes Verfah-
ren nach den Umsetzungsvorschriften zu Artikel 133 Absatz 3 und 4 der Richtlinie
(EU) 2017/1132 bereits begonnen hat oder dass die Leitungen der beteiligten Ge-
sellschaften entschieden haben, die Auffangregelung dieser Richtlinie ohne vor-
hergehende Verhandlung unmittelbar anzuwenden, und

5. sich die Ubertragende Gesellschaft nicht im Zustand der Zahlungsunfahigkeit, der
drohenden Zahlungsunfahigkeit oder der Uberschuldung gemaR § 17 Absatz 2,
8 18 Absatz 2 oder § 19 Absatz 2 der Insolvenzordnung befindet.

Kann die Versicherung nach Satz 1 Nummer 5 nicht abgegeben werden, hat das Ver-
tretungsorgan mitzuteilen, welche der dort genannten Tatbestande erfillt sind und ob
ein Insolvenzverfahren beantragt oder er6ffnet wurde. Nach Eroffnung des Insolvenz-
verfahrens trifft diese Pflicht den Insolvenzverwalter; wurde ein vorlaufiger Insolvenz-
verwalter bestellt und dem Schuldner ein allgemeines Verfligungsverbot auferlegt, so
trifft die Pflicht den vorlaufigen Insolvenzverwalter.

(4) Das Vertretungsorgan teilt dem Registergericht Folgendes mit:

1. die Zahl der Arbeithehmer zum Zeitpunkt des Abschlusses des Verschmelzungs-
plans,

2. die Zahl der Tochtergesellschaften und ihre jeweiligen geografischen Standorte
sowie

3. das Bestehen von Verbindlichkeiten gegentiber der 6ffentlichen Hand.

§ 316
Verschmelzungsbescheinigung

(1) Das Gericht pruft innerhalb von drei Monaten nach der Anmeldung gemaf
§ 315 Absatz 1 und 2, ob fiir die Ubertragende Gesellschaft die Voraussetzungen flr
die grenziberschreitende Verschmelzung vorliegen. Die Eintragung enthalt die Be-
zeichnung des Verschmelzungsverfahrens und der an ihm beteiligten Gesellschaften
sowie die Feststellung, dass alle einschlagigen Voraussetzungen erfiillt und alle erfor-
derlichen Verfahren und Formalitéten erledigt sind. Die Eintragung ist mit dem Vermerk
zu versehen, dass die grenziiberschreitende Verschmelzung unter den Voraussetzun-
gen des Rechts desjenigen Staates wirksam wird, dem die tbernehmende oder neue
Gesellschaft unterliegt. Uber die Eintragung stellt das Gericht von Amts wegen eine
Verschmelzungsbescheinigung aus.

(2) Die Eintragung gemaf Absatz 1 darf nicht vor Ablauf der Fristen geman § 313
Absatz 3 Satz 1 und § 314 Absatz 3 vorgenommen werden. Haben alle Anteilsinhaber
der Ubertragenden Gesellschaft der Verschmelzung zugestimmt, darf die Eintragung
bereits vor Ablauf der Frist des § 313 Absatz 3 Satz 1 erfolgen. Wurde ein Antrag ge-
mal § 314 Absatz 3 gestellt, so darf die Eintragung gemaR Absatz 1 nicht vorgenom-
men werden,

1. bevor die den Antrag ablehnende Entscheidung rechtskraftig ist,

2. die in der Entscheidung festgelegte Sicherheit geleistet wurde oder
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3. die den Antrag teilweise ablehnende Entscheidung rechtskréaftig ist und die in der
Entscheidung festgelegte Sicherheit geleistet wurde.

Die Leistung der Sicherheit ist dem Gericht in geeigneter Form nachzuweisen. Auf Ver-
langen des Gerichts haben die Mitglieder des Vertretungsorgans zu versichern, dass
die in der Entscheidung festgelegte Sicherheit geleistet wurde.

(3) Beim Vorliegen von Anhaltspunkten prift das Gericht, ob die grenziiberschrei-
tende Verschmelzung zu missbrauchlichen oder betriigerischen Zwecken, die dazu
fuhren oder fuhren sollen, sich Unionsrecht oder nationalem Recht zu entziehen oder
es zu umgehen, oder zu kriminellen Zwecken vorgenommen werden soll. Liegen sol-
che Zwecke vor, so lehnt es die Eintragung gemaf} Absatz 1 ab. Ist es fur die Prifung
notwendig, zusatzliche Informationen zu beriicksichtigen oder zuséatzliche Ermittlungen
durchzufiihren, so kann die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene Frist um hdchstens drei
Monate verlangert werden.

(4) Ist es wegen der Komplexitat des Verfahrens ausnahmsweise nicht moglich,
die Prufung innerhalb der in Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 3 vorgesehenen Fris-
ten vorzunehmen, so hat das Gericht den Anmelder vor Ende der Frist Gber die Griinde
fur eine Verzoégerung zu unterrichten.

(5) Nach Eingang einer Mitteilung des Registers, in dem die (bernehmende oder
neue Gesellschaft eingetragen ist, Uber das Wirksamwerden der Verschmelzung hat
das Gericht des Sitzes der Ubertragenden Gesellschaft den Tag des Wirksamwerdens
zu vermerken und die bei ihm aufbewahrten elektronischen Dokumente diesem Regis-
ter zu Ubermitteln.

§ 317
Informationen des Registergerichts
Soweit dies fur die Prifung gemaf § 316 erforderlich ist, kann das Gericht
1. von der Gesellschaft Informationen und Unterlagen verlangen,

2. von offentlichen inlandischen Stellen Informationen und Unterlagen verlangen und
von oOffentlichen Stellen eines anderen Mitgliedstaats der Europaischen Union oder
eines anderen Vertragsstaats des Abkommens iber den Europaischen Wirt-
schaftsraum, in dem die tbernehmende oder neue Gesellschaft ihren Sitz hat oder
haben soll, die notwendigen Informationen und Unterlagen erbitten,

3. von einem eingesetzten besonderen Verhandlungsgremium Informationen und
Unterlagen verlangen sowie

4. einen unabhangigen Sachverstandigen zuziehen.

Ist ein inlandisches Gericht fur die Eintragung gemal § 318 zustandig, kdnnen dieses
Gericht und andere inlandische offentliche Stellen der fur die Ausstellung einer Ver-
schmelzungsbescheinigung zustandigen Stelle eines anderen Mitgliedstaats der Euro-
paischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens tber den Europa-
ischen Wirtschaftsraum auf deren Ersuchen die notwendigen Informationen und Unter-
lagen Ubermitteln.
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§ 318
Eintragung der grenziberschreitenden Hereinverschmelzung

(1) Beieiner Verschmelzung durch Aufnahme hat das Vertretungsorgan der tber-
nehmenden Gesellschaft die Verschmelzung zur Eintragung in das Register der tber-
nehmenden Gesellschaft und bei einer Verschmelzung durch Neugriindung haben die
Vertretungsorgane der Ubertragenden Gesellschaften die neue Gesellschaft zur Ein-
tragung in das Register des Sitzes der neuen Gesellschaft anzumelden. Der Anmel-
dung sind in der Form des § 17 Absatz 1 der gemeinsame Verschmelzungsplan und
gegebenenfalls die Vereinbarung Uber die Beteiligung der Arbeitnehmer beizuflgen.
Auf die tbernehmende Gesellschaft und die Prifung der sie betreffenden Eintragungs-
voraussetzungen sind § 315 Absatz 2, 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 sowie Absatz 4,
§ 316 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 und 4 und 8§ 317 Satz 1 entsprechend anzuwenden.
§ 16 Absatz 2 und 3 und 8 17 sind auf die Ubertragenden Gesellschaften nicht anzu-
wenden.

(2) Die Uber das Europaische System der Registervernetzung Ubermittelte Ver-
schmelzungsbescheinigung wird als Nachweis der ordnungsgemafen Erledigung der
vorangehenden Verfahren und Formalitdten nach dem Recht desjenigen Staates, dem
die Ubertragende Gesellschaft unterliegt, anerkannt. Ohne diese Verschmelzungsbe-
scheinigung darf die grenziberschreitende Verschmelzung nicht in das Register ein-
getragen werden.

(3) Das Registergericht prift insbesondere, ob

1. die Eintragungsvoraussetzungen, die die tGbernehmende Gesellschaft betreffen,
vorliegen,

2. die an der grenziberschreitenden Verschmelzung beteiligten Gesellschaften ei-
nem gemeinsamen, gleichlautenden Verschmelzungsplan zugestimmt haben,

3. gegebenenfalls eine Vereinbarung Uber die Beteiligung der Arbeitnehmer ge-
schlossen worden ist sowie

4. bei einer Verschmelzung durch Neugriindung, ob die Vorschriften zur Grindung
der neuen Gesellschaft eingehalten worden sind.

(4) Das Gericht des Sitzes der Ubernehmenden oder neuen Gesellschaft hat den
Tag des Wirksamwerdens der Verschmelzung von Amts wegen jedem Register mitzu-
teilen, bei dem eine der lbertragenden Gesellschaften ihre Unterlagen zu hinterlegen
hatte.

§ 319

Austritt des Vereinigten Konigreichs GroRbritannien und Nordirland aus der Européi-
schen Union

Unterliegt die Gbernehmende oder neue Gesellschaft dem deutschen Recht, so gilt
als grenziiberschreitende Verschmelzung im Sinne dieses Abschnitts auch eine sol-
che, an der eine Ubertragende Gesellschaft beteiligt ist, die dem Recht des Vereinigten
Konigreichs GroRRbritannien und Nordirland unterliegt, sofern

1. der Verschmelzungsplan nach § 307 Absatz 4 vor dem Ausscheiden des Vereinig-
ten Konigreichs GrofRbritannien und Nordirland aus der Européischen Union oder
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vor dem Ablauf eines Ubergangszeitraums, innerhalb dessen das Vereinigte Ko-
nigreich GrofR3britannien und Nordirland in der Bundesrepublik Deutschland weiter-
hin als Mitgliedstaat der Europaischen Union gilt, notariell beurkundet worden ist,
und

2. die Verschmelzung unverziglich, spatestens aber zwei Jahre nach diesem Zeit-
punkt mit den erforderlichen Unterlagen zur Registereintragung angemeldet wird.

Zweiter Teill

Grenzlberschreitende Spaltung

§ 320
Grenziberschreitende Spaltung

(1) Spaltungen, bei denen mindestens eine der beteiligten Gesellschaften dem
Recht eines anderen Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines anderen Ver-
tragsstaats des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterliegt (grenz-
Uberschreitende Spaltungen), im Sinne dieses Gesetzes sind ausschlielich

1. Spaltungen zur Neugrindung im Sinne des § 123 Absatz 1 Nummer 2, Ab-
satz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 Nummer 2 sowie

2. nach Mal3gabe des § 332 Spaltungen zur Aufnahme im Sinne des § 123 Ab-
satz 1 Nummer 1, Absatz 2 Nummer 1 oder Absatz 3 Nummer 1.

(2) Auf die Beteiligung einer Kapitalgesellschaft (§ 3 Absatz 1 Nummer 2) an ei-
ner grenzuberschreitenden Spaltung sind die Vorschriften des Ersten Teils des Dritten
Buches sowie des Ersten und Zweiten Abschnitts des Zweiten Teils des Dritten Buches
entsprechend anzuwenden, soweit sich aus diesem Teil nichts anderes ergibt.

(3) & 143 ist auf grenziiberschreitende Spaltungen nicht anzuwenden.

§ 321
Spaltungsfahige Gesellschaften

An einer grenziberschreitenden Spaltung kdnnen als tibertragende oder neue Ge-
sellschaften Kapitalgesellschaften nach Anhang Il der Richtlinie (EU) 2017/1132 betei-
ligt sein, wenn sie

1. nach dem Recht eines Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines anderen
Vertragsstaats des Abkommens iiber den Europaischen Wirtschaftsraum gegrin-
det worden sind und

2. ihren satzungsmafigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung
in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum haben.

§ 306 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 gilt entsprechend.
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8§ 322
Spaltungsplan

(1) Das Vertretungsorgan der tibertragenden Gesellschaft stellt einen Spaltungs-
plan auf.

(2) Der Spaltungsplan oder sein Entwurf enthalten neben den in 8§ 307 Ab-
satz 2 Nummer 1 bis 14 und 16 genannten Angaben die folgenden Angaben:

1. den vorgesehenen indikativen Zeitplan fur die Spaltung,

2. bei Abspaltung und Ausgliederung etwaige Satzungsanderungen der Ubertragen-
den Gesellschaft,

3. eine genaue Beschreibung der Gegenstande des Aktiv- und Passivvermégens der
Ubertragenden Gesellschaft sowie eine Erklarung, wie diese Gegenstande des Ak-
tiv- und Passivvermégens den neuen Gesellschaften zugeteilt werden sollen oder
ob sie im Fall einer Abspaltung oder Ausgliederung bei der tbertragenden Gesell-
schaft verbleiben sollen, einschliel3lich Vorschriften tGiber die Behandlung von Ge-
genstanden des Aktiv- und Passivvermoégens, die im Spaltungsplan nicht aus-
driicklich zugeteilt werden, wie etwa Gegenstande des Aktiv- oder Passivvermo-
gens, die zum Zeitpunkt der Erstellung des Plans nicht bekannt sind,

4. Angaben zur Bewertung des bei der Ubertragenden Gesellschaft verbleibenden
Aktiv- und Passivvermdgens sowie

5. bei Aufspaltung oder Abspaltung die Aufteilung der Anteile der Ubertragenden Ge-
sellschaft und der neuen Gesellschaften auf die Anteilsinhaber der tbertragenden
Gesellschaft sowie den Maf3stab fir die Aufteilung.

(3) Bei einer Ausgliederung sind die Angaben gemaf § 307 Absatz 2 Nummer 2,
3, 5, 7 und 13 nicht erforderlich.

(4) Der Spaltungsplan muss notariell beurkundet werden.

§ 323
Bekanntmachung des Spaltungsplans

§ 308 Absatz 1 gilt fir die Bekanntmachung des Spaltungsplans oder seines Ent-
wurfs entsprechend.

§ 324
Spaltungsbericht

(1) Das Vertretungsorgan der Ubertragenden Gesellschaft erstellt einen Spal-
tungsbericht. § 309 Absatz 1 bis 5 und 8§ 310 Absatz 1 und 3 gelten fir den Spaltungs-
bericht entsprechend.

(2) In den Fallen des § 8 Absatz 3 Satz 1, 2 und 3 Nummer 2 und des § 135 Ab-
satz 3 ist der Bericht fir die Anteilsinhaber nicht erforderlich. Der Bericht fur die Arbeit-
nehmer ist nicht erforderlich, wenn die Ubertragende Gesellschaft und ihre etwaigen
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Tochtergesellschaften keine anderen Arbeithehmer haben als diejenigen, die dem Ver-
tretungsorgan angehdéren. Der Spaltungsbericht ist insgesamt entbehrlich, wenn die
Voraussetzungen der Satze 1 und 2 vorliegen.

§ 325
Spaltungsprifung
Der Spaltungsplan oder sein Entwurf sind nach den 88 9 bis 12 zu prifen; § 48 ist
nicht anzuwenden. Der Prifungsbericht muss den Anteilsinhabern spéatestens einen

Monat vor dem Tag der Versammlung der Anteilsinhaber, die nach § 13 tber die Zu-
stimmung zum Spaltungsplan beschlieRen soll, zuganglich gemacht werden.

§ 326
Zustimmung der Anteilsinhaber

(1) Die Anteilsinhaber kénnen ihre Zustimmung nach § 13 davon abhéngig ma-
chen, dass die Art und Weise der Mitbestimmung der Arbeitnehmer der neuen Gesell-
schaft ausdricklich von ihnen bestatigt wird.

(2) Die Versammlung der Anteilsinhaber nimmt den Spaltungsbericht, den Pri-
fungsbericht und etwaige Stellungnahmen nach § 323 in Verbindung mit 8 308 Absatz
1 Satz 2 Nummer 4 zur Kenntnis, bevor sie die Zustimmung zum Spaltungsplan be-
schlief3t.

(3) Werden bei einer Aufspaltung oder Abspaltung die Anteile der neuen Gesell-
schaft den Anteilsinhabern der Ubertragenden Gesellschaft nicht in dem Verhaltnis zu-
geteilt, das ihrer Beteiligung an der Ubertragenden Gesellschaft entspricht, so wird der

Spaltungsplan nur dann wirksam, wenn ihm diejenigen Anteilsinhaber zustimmen, far
die die Zuteilung nachteilig ist.

§ 327
Barabfindung

§ 313 gilt fiir die Ubertragende Gesellschaft entsprechend. Bei einer Ausgliederung
ist ein Abfindungsangebot nicht erforderlich.

§ 328
Schutz der Glaubiger der Ubertragenden Gesellschaft

§ 314 gilt fur die Ubertragende Gesellschaft und ihre Glaubiger entsprechend.

§ 329
Anmeldung und Spaltungsbescheinigung

Die 88 315 bis 317 sind mit Ausnahme des 8 315 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 zweite
Alternative sowie des 8 316 Absatz 1 Satz 2, 3 und 4 entsprechend anzuwenden. Die
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Eintragung ist mit dem Vermerk zu versehen, dass die grenziberschreitende Spaltung
erst mit ihrer Eintragung gemaf § 330 wirksam wird. Uber die Eintragung stellt das
Gericht von Amts wegen eine Spaltungsbescheinigung aus.

§ 330
Eintragung der grenzlberschreitenden Hinausspaltung

(1) Die Anmeldung zur Eintragung gemafl3 8 329 in Verbindung mit 8 315 gilt als
Anmeldung zur Eintragung der grenziiberschreitenden Spaltung gemafl 8 137 Ab-
satz 2. Die grenziiberschreitende Spaltung darf in das Register des Sitzes der lbertra-
genden Gesellschaft erst eingetragen werden, nachdem jede der neuen Gesellschaf-
ten in das fur sie zusténdige Register eingetragen worden ist.

(2) Das Gericht des Sitzes der Ubertragenden Gesellschaft hat dem Gericht des
Sitzes jeder der Ubernehmenden Gesellschaften das Wirksamwerden der grenziiber-
schreitenden Spaltung mitzuteilen sowie einen Registerauszug und den Gesellschafts-
vertrag oder die Satzung der Ubertragenden Gesellschaft elektronisch zu tbermitteln.

§ 331
Eintragung der neuen Gesellschaft

(1) Das Vertretungsorgan der Ubertragenden Gesellschaft hat die neue Gesell-
schaft zur Eintragung in das Register des Sitzes der neuen Gesellschaft anzumelden.
Der Anmeldung sind in der Form des § 17 Absatz 1 der Spaltungsplan und gegebe-
nenfalls die Vereinbarung tber die Beteiligung der Arbeithehmer beizufligen. § 16 Ab-
satz 2 und 3 sowie 8§ 17 sind auf die Ubertragende Gesellschaft nicht anzuwenden.

(2) Die Uber das Europaische System der Registervernetzung tUbermittelte Spal-
tungsbescheinigung wird als Nachweis der ordnungsgemafen Erledigung der voran-
gehenden Verfahren und Formalitdten nach dem Recht desjenigen Staates, dem die
Ubertragende Gesellschaft unterliegt, anerkannt. Ohne diese Spaltungsbescheinigung
kann die grenziberschreitende Spaltung nicht in das Register eingetragen werden.

(3) Die Prufung der Eintragungsvoraussetzungen erstreckt sich insbesondere da-
rauf, ob gegebenenfalls eine Vereinbarung tber die Beteiligung der Arbeitnehmer ge-
schlossen worden ist und ob die Vorschriften zur Griindung der neuen Gesellschaft
eingehalten worden sind.

(4) Die Eintragung der neuen Gesellschaft ist mit dem Vermerk zu versehen, dass
sie unter den Voraussetzungen wirksam wird, unter denen die grenziiberschreitende
Spaltung nach dem Recht des Staates, dem die libertragende Gesellschaft unterliegt,
wirksam wird. Das Gericht des Sitzes der neuen Gesellschaft hat von Amts wegen dem
Gericht des Sitzes der Ubertragenden Gesellschaft mitzuteilen, dass die neue Gesell-
schaft eingetragen wurde.

(5) Nach Eingang der Mitteilung des Registers, in dem die Ubertragende Gesell-
schaft eingetragen ist, Uber das Wirksamwerden der grenziberschreitenden Spaltung
ist in dem Register des Sitzes der neuen Gesellschaft der Tag des Wirksamwerdens
der Spaltung einzutragen.
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§ 332
Spaltung zur Aufnahme

Die Bestimmungen des Zweiten Teils sind auf eine grenzuberschreitende Spaltung
zur Aufnahme im Sinne des 8§ 320 Absatz 1 Nummer 2 entsprechend anzuwenden,
wenn in der Ubertragenden Gesellschaft und den Glbernehmenden Gesellschaften

1. im Fall der Spaltung einer inlandischen Gesellschaft jeweils in den sechs Monaten
vor Bekanntmachung des Spaltungsplans durchschnittlich weniger als 400 Arbeit-
nehmer,

2. im Fall der Aufnahme durch eine inlandische Gesellschaft jeweils in den sechs
Monaten vor Offenlegung des Spaltungsplans durchschnittlich weniger als vier
Funftel der Zahl der Arbeitnehmer, die fir eine Mitbestimmung nach dem Recht
des Staates maRgeblich sind, dem die Ubertragende Gesellschaft unterliegt,

beschaftigt sind. Ergeben sich Besonderheiten aus dem Umstand, dass mehrere Ge-
sellschaften beteiligt sind, so sind ergénzend die Bestimmungen des Ersten Teils tber
die grenziberschreitende Verschmelzung entsprechend anzuwenden.

Dritter Teil

Grenziberschreitender Formwechsel

8 333
Grenzuberschreitender Formwechsel

(1) Ein grenziberschreitender Formwechsel ist der Wechsel einer nach dem
Recht eines Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines Vertragsstaats des Ab-
kommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum gegriindeten Gesellschaft in eine
Rechtsform nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaats der Européischen Union o-
der Vertragsstaats des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraums, unter
Verlegung des satzungsmafRiigen Sitzes in diesen Staat.

(2) Auf den grenziuberschreitenden Formwechsel einer Kapitalgesellschaft
(8 3 Absatz 1 Nummer 2) sind vorbehaltlich der Abséatze 3 und 4 die folgenden Vor-
schriften des Finften Buches entsprechend anzuwenden, soweit sich aus diesem Tell
nichts anderes ergibt:

1. die Vorschriften des Ersten Teils sowie

2. die Vorschriften des Ersten und Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts
des Zweiten Teils.

(3) 8§ 245 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 ist nicht anzu-
wenden. § 245 Absatz 4 ist nur dann anzuwenden, wenn die formwechselnde Gesell-
schaft eine im Anhang | zur Richtlinie (EU) 2017/1132 Uber bestimmte Aspekte des
Gesellschaftsrechts genannte Rechtsform hat. Im Fall des Satzes 2 ist § 52 des Akti-
engesetzes mit der Mal3gabe anzuwenden, dass an die Stelle des Zeitpunkts der Ein-
tragung der Gesellschaft neuer Rechtsform der Zeitpunkt der Eintragung der form-
wechselnden Gesellschaft in dem fir sie zustédndigen Register tritt.
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(4) 8§ 195 Absatz 2 und § 196 sind nicht anzuwenden.

§ 334
Formwechselfahige Gesellschaften
Im Rahmen eines grenziiberschreitenden Formwechsels kdnnen formwechselnde
Gesellschaften und Gesellschaften neuer Rechtsform Kapitalgesellschaften mit einer
in Anhang Il der Richtlinie (EU) 2017/1132 genannten Rechtsform sein, wenn sie
1. nach dem Recht eines Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines anderen
Vertragsstaats des Abkommens (ber den Europaischen Wirtschaftsraum gegrin-
det worden sind und
2. ihren satzungsmafigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung
in einem Mitgliedstaat der Européischen Union oder einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum haben.

§ 306 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 gilt entsprechend.

§ 335
Formwechselplan

(1) Das Vertretungsorgan der grenziberschreitend formwechselnden Gesell-
schaft stellt einen Formwechselplan auf.

(2) Der Formwechselplan oder sein Entwurf muss mindestens folgende Angaben
enthalten:

1. Rechtsform, Firma und Sitz der formwechselnden Gesellschaft,
2. die Rechtsform, die die Gesellschaft durch den Formwechsel erlangen soll,
3. die Firma und den Sitz der Gesellschaft neuer Rechtsform,

4. sofern einschlagig den Errichtungsakt der Gesellschaft neuer Rechtsform und, falls
sie Gegenstand eines gesonderten Aktes ist, die Satzung,

5. den vorgesehenen indikativen Zeitplan fur den grenziberschreitenden Formwech-
sel,

6. die Beteiligung der bisherigen Anteilsinhaber an dem Rechtstrager nach den fir
die neue Rechtsform geltenden Vorschriften sowie Zahl, Art und Umfang der An-
teile, welche die Anteilsinhaber durch den Formwechsel erlangen sollen,

7. die Rechte, die die Gesellschaft neuer Rechtsform den mit Sonderrechten ausge-
statteten Anteilsinhabern und den Inhabern von anderen Wertpapieren als Gesell-
schaftsanteilen gewahrt, oder die fir diese Personen vorgeschlagenen Mal3nah-
men,

8. die Sicherheiten, die den Glaubigern angeboten werden,

9. die etwaigen besonderen Vorteile, die den Mitgliedern der Verwaltungs-, Leitungs-
, Aufsichts- oder Kontrollorgane der Gesellschaft gewéhrt werden,
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10. eine Darstellung der Férderungen oder Beihilfen, die die Gesellschaft in den letz-
ten funf Jahren erhalten hat,

11. die Einzelheiten zum Angebot einer Barabfindung gemaf § 340,

12. die voraussichtlichen Auswirkungen des grenzuberschreitenden Formwechsels
auf die Beschaftigung der Arbeitnehmer,

13. gegebenenfalls Angaben zu dem Verfahren, nach dem die Einzelheiten der Betei-
ligung der Arbeitnehmer an der Festlegung ihrer Mitbestimmungsrechte in der Ge-
sellschaft neuer Rechtsform geregelt werden, sowie

14. die Auswirkungen des grenziiberschreitenden Formwechsels auf Betriebsrenten
und Betriebsrentenanwartschaften.

(3) Der Formwechselplan muss notariell beurkundet werden.

§ 336
Bekanntmachung des Formwechselplans

§ 308 Absatz 1 gilt fir die Bekanntmachung des Formwechselplans und seines
Entwurfes entsprechend.

8 337
Formwechselbericht

(1) 8309 Absatz 1, 2,3 und 5 sowie § 310 Absatz 1, 2und 3 gelten fur den
Formwechselbericht entsprechend.

(2) In dem anteilsinhaberspezifischen Abschnitt wird Uber die in § 192 Absatz 1
genannten Berichtsinhalte hinaus mindestens Folgendes erlautert und begriindet:

1. die Auswirkungen des grenziberschreitenden Formwechsels auf die Anteilsinha-
ber sowie

2. die Rechte und Rechtsbehelfe der Anteilsinhaber gemanR § 340 dieses Gesetzes
und gemal 8 1 Nummer 4 des Spruchverfahrensgesetzes.

(3) Der Bericht fir die Anteilsinhaber ist in den Fallen des § 192 Absatz 2 nicht
erforderlich. Der Bericht fur die Arbeitnehmer ist nicht erforderlich, wenn die Gesell-
schaft und ihre etwaigen Tochtergesellschaften keine anderen Arbeithehmer haben als
diejenigen, die dem Vertretungsorgan angehéren. Der Formwechselbericht ist insge-
samt nicht erforderlich, wenn die Voraussetzungen der Satze 1 und 2 vorliegen.

§ 338
Formwechselpriifung
(1) Der Formwechselplan oder sein Entwurf ist nach den 88 9 bis 11 und 12 Ab-

satz 1 zu prufen. § 48 ist nicht anzuwenden. Der Prufungsbericht muss den Anteilsin-
habern spatestens einen Monat vor dem Tag der Versammlung der Anteilsinhaber, die
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nach § 13 lber die Zustimmung zum Spaltungsplan beschliel3en soll, zuganglich ge-
macht werden.

(2) 89 Absatz 2 und § 12 Absatz 3 jeweils in Verbindung mit 8 8 Absatz 3 Satz 1,
2 und 3 Nummer 2 sind entsprechend anzuwenden.

§ 339
Zustimmung der Anteilsinhaber

(1) Die Anteilsinhaber konnen ihre Zustimmung zum Formwechselplan nach
§ 193 Absatz 1 davon abhéangig machen, dass die Art und Weise der Mitbestimmung
der Arbeitnehmer der neuen Gesellschaft ausdrticklich von ihnen bestatigt wird.

(2) Die Versammlung der Anteilsinhaber nimmt den Formwechselbericht, den
Prufungsbericht und etwaige Stellungnahmen nach 8§ 336 in Verbindung mit § 308 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 4 zur Kenntnis, bevor sie die Zustimmung zum Formwechselplan
beschliel3t.

8§ 340
Barabfindung

(1) Die formwechselnde Gesellschaft hat im Formwechselplan oder seinem Ent-
wurf jedem Anteilsinhaber, der gegen den Zustimmungsbeschluss der Anteilsinhaber
Widerspruch zur Niederschrift erklart, den Erwerb seiner Anteile oder Mitgliedschaften
gegen eine angemessene Barabfindung anzubieten; nicht anzuwenden sind insoweit
8§ 71 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes und die Anordnung der Nichtigkeit des schuld-
rechtlichen Geschafts Gber einen verbotswidrigen Erwerb nach § 33 Absatz 2 Satz 3
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung. Das Abfin-
dungsangebot steht unter der aufschiebenden Bedingung des Wirksamwerdens des
grenziberschreitenden Formwechsels. Im Formwechselplan oder seinem Entwurf ist
eine Postanschrift sowie eine elektronische Adresse anzugeben, an welche die Mittei-
lung nach Absatz 2 Satz 1 und die Annahmeerklarung nach Absatz 3 Satz 1 Gibermittelt
werden kénnen. § 207 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 sowie § 208 in Verbindung mit
§ 30 Absatz 1 und den 88§ 210 bis 212 gelten entsprechend.

(2) Ein Anteilsinhaber, der die Annahme des Abfindungsangebots nach Absatz 1
Satz 1 beabsichtigt, hat der Gesellschaft seine Absicht spatestens einen Monat nach
dem Tag, an dem die Versammlung der Anteilsinhaber die Zustimmung zum Form-
wechselplan beschlossen hat, mitzuteilen.

(3) Das Abfindungsangebot kann bis spatestens zwei Monate nach dem Tag, an
dem die Versammlung der Anteilsinhaber der formwechselnden Gesellschaft die Zu-
stimmung zum Formwechselplan beschlossen hat, angenommen werden. Die An-
nahme ist ausgeschlossen, wenn die Mitteilung nach Absatz 2 nicht rechtzeitig erfolgt
ist. Erfolgt die Annahme vor Ablauf der Mitteilungsfrist nach Absatz 2, so ist die Mittei-
lung nicht mehr erforderlich. 8 15 Absatz 4 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften
mit beschrankter Haftung bleibt unberihrt.

(4) Anteilsinhaber, die das Abfindungsangebot nach MaRgabe des Absatzes 3
angenommen haben, werden abweichend von § 202 Absatz 1 Nummer 2 mit Wirk-
samwerden des Formwechsels nicht Anteilsinhaber der Gesellschaft neuer Rechts-
form.
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(5) Die Gesellschaft neuer Rechtsform hat die Barabfindung spatestens zwei Wo-
chen nachdem der Formwechsel wirksam geworden ist an die Anteilsinhaber, die das
Angebot nach MalRgabe des Absatzes 3 angenommen haben, zu zahlen. § 341 ist auf
den Abfindungsanspruch dieser Anteilsinhaber entsprechend anzuwenden.

(6) Die Angemessenheit einer nach Absatz 1 anzubietenden Barabfindung ist
stets zu prifen. § 12 Absatz 2 und § 338 sind entsprechend anzuwenden.

§ 341
Glaubigerschutz

(1) 8314 gilt fur die formwechselnde Gesellschaft und ihre Glaubiger entspre-
chend.

(2) Fur Klagen von Glaubigern wegen einer Forderung gegen die formwech-
selnde Gesellschaft sind unbeschadet unionsrechtlicher Vorschriften auch die deut-
schen Gerichte international zustandig, sofern die Forderung vor der Bekanntmachung
des Formwechselplans oder seines Entwurfes entstanden ist und die Klage innerhalb
von zwei Jahren nach Wirksamwerden des grenziiberschreitenden Formwechsels er-
hoben wird. Der Gerichtsstand im Inland bestimmt sich nach dem letzten Sitz des form-
wechselnden Rechtstragers.

§ 342
Anmeldung des Formwechsels
(1) Das Vertretungsorgan der Gesellschaft hat das Vorliegen der Voraussetzun-
gen fur den grenzuberschreitenden Formwechsel zur Eintragung in das Register, in

dem der formwechselnde Rechtstrager eingetragen ist, anzumelden.

(2) 8198 Absatz 3 in Verbindung mit 8 16 Absatz 2 und 3 sowie § 199 gelten ent-
sprechend mit der MaRRgabe, dass zusétzlich

1. der Anmeldung

a) der Formwechselplan in Ausfertigung oder 6ffentlich beglaubigter Abschrift so-
wie

b) etwaige Bemerkungen nach 8§ 336 in Verbindung mit § 308 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 4 in Abschrift und

2. dem einheitlichen Bericht oder dem Bericht fur die Arbeitnehmer eine etwaige Stel-
lungnahme gemal § 337 Absatz 1 in Verbindung mit § 310 Absatz 3 in Abschrift

beizufiigen sind.
(3) Die Mitglieder des Vertretungsorgans haben zu versichern, dass

1. allen Glaubigern die gemaf 8§ 335 Absatz 2 Nummer 8 angebotene Sicherheit ge-
leistet wurde,

2. innerhalb der Frist des § 341 Absatz 1 in Verbindung mit § 314 Absatz 3 keine
Sicherheitsleistung gerichtlich geltend gemacht wurde,
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3. die Rechte der Arbeitnehmer gemaf § 336 in Verbindung mit § 308 Absatz 1 Satz
2 Nummer 4 Buchstabe b sowie gemaf3 § 337 Absatz 1 in Verbindung mit § 310
Absatz 1 und 3 eingehalten wurden,

4. ein zur Verhandlung uber die kinftige Mitbestimmung durchzufiihrendes Verfah-
ren nach den Umsetzungsvorschriften zu Artikel 86l Absatz 3 und 4 der Richtlinie
(EU) 2017/1132 begonnen hat und

5. sich die Gesellschaft nicht im Zustand der Zahlungsunfahigkeit, der drohenden
Zahlungsunfahigkeit oder der Uberschuldung gemaR § 17 Absatz 2, § 18 Absatz 2
oder 8§ 19 Absatz 2 der Insolvenzordnung befindet.

Kann die Versicherung nach Satz 1 Nummer 5 nicht abgegeben werden, hat das Ver-
tretungsorgan mitzuteilen, welcher der dort genannten Tatbesténde erfullt ist und ob
ein Insolvenzverfahren beantragt oder eréffnet wurde. Nach Eréffnung des Insolvenz-
verfahrens trifft diese Pflicht den Insolvenzverwalter; wurde ein vorlaufiger Insolvenz-
verwalter bestellt und dem Schuldner ein allgemeines Verfigungsverbot auferlegt, so
trifft die Pflicht den vorlaufigen Insolvenzverwalter.

(4) Das Vertretungsorgan teilt dem Registergericht Folgendes mit:
1. die Zahl der Arbeithnehmer zum Zeitpunkt der Aufstellung des Formwechselplans,

2. die Zahl der Tochtergesellschaften und ihre jeweiligen geografischen Standorte
sowie

3. das Bestehen von Verbindlichkeiten gegenuiber der 6ffentlichen Hand.

§ 343
Formwechselbescheinigung

(1) Das Gericht pruft innerhalb von drei Monaten nach der Anmeldung gemafn
§ 342 Absatz 1 und 2, ob fur die Gesellschaft die Voraussetzungen fur den grenzuber-
schreitenden Formwechsel vorliegen. Die Eintragung enthdlt die Bezeichnung des
Formwechselverfahrens und der formwechselnden Gesellschaft sowie die Feststel-
lung, dass alle einschlagigen Voraussetzungen erfillt und alle Verfahren und Formali-
taten erledigt wurden. Die Eintragung ist mit dem Vermerk zu versehen, dass der grenz-
Uberschreitende Formwechsel unter den Voraussetzungen des Rechts desjenigen
Staates wirksam wird, in den die Gesellschaft inren Sitz verlegt. Uber die Eintragung
stellt das Gericht von Amts wegen eine Formwechselbescheinigung aus.

(2) Die Eintragung gemal Absatz 1 darf nicht vor Ablauf der Fristen gemanR § 340
Absatz 3 Satz 1 und gemal3 § 341 Absatz 1 in Verbindung mit § 314 Absatz 3 vorge-
nommen werden. Haben alle Anteilsinhaber dem Formwechsel zugestimmt, darf die
Eintragung bereits vor Ablauf der Frist des § 340 Absatz 3 Satz 1 erfolgen. Wurde ein
Antrag gemaR § 341 Absatz 1 in Verbindung mit § 314 Absatz 3 gestellt, so darf die
Eintragung gemanR Absatz 1 nicht vorgenommen werden,

1. bevor die den Antrag ablehnende Entscheidung rechtskratftig ist,
2. die in der Entscheidung festgelegte Sicherheit geleistet wurde oder

3. die den Antrag teilweise ablehnende Entscheidung rechtskréftig ist und die in der
Entscheidung festgelegte Sicherheit geleistet wurde.
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Die Leistung der Sicherheit ist dem Gericht in geeigneter Form nachzuweisen Auf Ver-
langen des Gerichts haben die Mitglieder des Vertretungsorgans zu versichern, dass
die in der Entscheidung festgelegte Sicherheit geleistet wurde.

(3) Beim Vorliegen von Anhaltspunkten priift das Gericht, ob der grenziiberschrei-
tende Formwechsel zu missbréauchlichen oder betrtigerischen Zwecken, die dazu fih-
ren oder fihren sollen, sich dem Recht der Europaischen Union oder nationalem Recht
zu entziehen oder es zu umgehen, oder zu kriminellen Zwecken vorgenommen werden
soll. Liegen solche Zwecke vor, so lehnt es die Eintragung gemaf Absatz 1 ab. Ist es
fur die Prifung notwendig, zusatzliche Informationen zu berlicksichtigen oder zuséatzli-
che Ermittlungen durchzufiihren, so kann die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene Frist um
hochstens drei Monate verlangert werden.

(4) Ist es wegen der Komplexitat des Verfahrens ausnahmsweise nicht mdglich,
die Prifung innerhalb der in Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 3 vorgesehenen Fris-
ten vorzunehmen, so hat das Gericht den Anmeldenden vor Ende des Zeitraums Uber
die Griinde fur die Verzdgerung zu unterrichten.

(5) Nach Eingang der Mitteilung des Registers, in das die Gesellschaft neuer
Rechtsform eingetragen ist, Gber das Wirksamwerden des grenziberschreitenden
Formwechsels hat das Gericht des Sitzes der formwechselnden Gesellschaft den Tag
des Wirksamwerdens zu vermerken.

8344
Informationen des Registergerichts
Soweit dies fur die Prifung gemalf § 343 erforderlich ist, kann das Gericht
1. von der Gesellschaft Informationen und Unterlagen verlangen,

2. von offentlichen inlandischen Stellen Informationen und Unterlagen verlangen und
von oOffentlichen Stellen eines anderen Mitgliedstaats der Europaischen Union oder
eines anderen Vertragsstaats des Abkommens (ber den Européischen Wirt-
schaftsraum, in dem die Gesellschaft neuer Rechtsform ihren Sitz haben soll, die
notwendigen Informationen und Unterlagen erbitten,

3. von einem eingesetzten besonderen Verhandlungsgremium Informationen und
Unterlagen verlangen sowie

4. einen unabhangigen Sachverstandigen zuziehen.

Ist ein inlandisches Gericht fur die Eintragung gemaf 8§ 345 zustandig, kdnnen dieses
Gericht und andere inl&ndische o6ffentliche Stellen der fur die Ausstellung einer Form-
wechselbescheinigung zustandigen Stelle eines anderen Mitgliedstaats der Europai-
schen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens tber den Européi-
schen Wirtschaftsraum auf deren Ersuchen die notwendigen Informationen und Unter-
lagen Ubermitteln.
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58.

59.

60.

61.

62.

63.

§ 345
Eintragung des grenziberschreitenden Hereinformwechsels

(1) Das Vertretungsorgan der formwechselnden Gesellschaft hat die Gesellschaft
neuer Rechtsform bei dem zustandigen Gericht zur Eintragung in das fir die Rechts-
form mafligebende Register anzumelden. Der Anmeldung sind in der Form des
§ 17 Absatz 1 der Formwechselplan und gegebenenfalls die Vereinbarung tiber die Be-
teiligung der Arbeitnehmer beizufligen. § 198 Absatz 3 und 8§ 199 sind auf die form-
wechselnde Gesellschaft nicht anzuwenden.

(2) Die Uber das Europaische System der Registervernetzung tbermittelte Form-
wechselbescheinigung wird als Nachweis der ordnungsgemafen Erledigung der vo-
rangehenden Verfahren und Formalitaten nach dem Recht desjenigen Staates, dem
die formwechselnde Gesellschaft unterliegt, anerkannt. Ohne die Formwechselbe-
scheinigung kann der grenziberschreitende Formwechsel nicht in das Register einge-
tragen werden.

(3) Die Prufung der Eintragungsvoraussetzungen erstreckt sich insbesondere da-
rauf, ob gegebenenfalls eine Vereinbarung Uber die Beteiligung der Arbeithehmer ge-
schlossen worden ist und ob die Vorschriften zur Griindung der Gesellschaft neuer
Rechtsform eingehalten worden sind.

(4) Das Gericht des Sitzes der Gesellschaft neuer Rechtsform hat das Wirksam-
werden des grenziberschreitenden Formwechsels dem Register mitzuteilen, in dem
die formwechselnde Gesellschaft ihre Unterlagen zu hinterlegen hatte.”

Das bisherige Sechste Buch wird das Siebente Buch.

Der bisherige § 313 wird § 346 und in Absatz 1 Nummer 1 wird das Wort ,Umwand-
lungsbericht* durch das Wort ,Formwechselbericht* ersetzt.

Der bisherige § 314 wird § 347.

Der bisherige § 314a wird § 348 und wird wie folgt gefasst:

» 8348
Falsche Angaben
Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. entgegen 8§ 315 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 5 oder § 316 Absatz 2 Satz 5,
jeweils auch in Verbindung mit § 329 Satz 1, entgegen 8§ 342 Absatz 3 Satz 1
Nummer 1, 2 oder 5 oder § 343 Absatz 2 Satz 5 eine Versicherung nicht richtig
abgibt oder

2. entgegen 8 315 Absatz 3 Satz 2, auch in Verbindung mit 8 329 Satz 1, oder ent-
gegen 8 342 Absatz 3 Satz 2 eine Mitteilung nicht richtig macht.”

Der bisherige § 315 wird § 349.
Der bisherige § 316 wird § 350 und Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Die Anmeldungen einer Umwandlung zu dem zustéandigen Register nach § 16

Absatz 1, den 88 38, 129 und 137 Absatz 1 und 2, § 176 Absatz 1, § 177 Absatz 1,
8§ 178 Absatz 1, § 179 Absatz 1, § 180 Absatz 1, § 184 Absatz 1, den 88 186 und 188
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Absatz 1, § 189 Absatz 1, den 8§88 198, 222, 235, 246, 254, 265 und 278 Absatz 1, den
88§ 286, 296 und § 315, auch in Verbindung mit § 329 Satz 1, § 318 Absatz 1, auch in
Verbindung mit § 329 Satz 1, § 331 Absatz 1, den 88§ 342 sowie § 345 Absatz 1 wer-
den durch Festsetzung von Zwangsgeld nicht erzwungen.®

Das bisherige Siebente Buch wird das Achte Buch.
Die bisherigen 88 317 bis 321 werden die 88 351 bis 354.
Die bisherigen 88 322 bis 325 werden aufgehoben.

Folgender § 355 wird angefugt:

» 8355
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie

(1) Eine Verschmelzung, eine Spaltung oder ein Formwechsel kann von den be-
teiligten Rechtstragern in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen des Zweiten, Drit-
ten und Funften Buches in deren jeweils vor dem 31. Januar 2023 geltenden Fassung
durchgefuhrt werden, wenn

1. der Verschmelzungsvertrag oder der Spaltungs- und Ubernahmevertrag vor dem
31. Januar 2023 geschlossen, der Verschmelzungs- oder Spaltungsplan vor dem
31. Januar 2023 aufgestellt oder der Formwechselbeschluss als Umwandlungsbe-
schluss vor dem 31. Januar 2023 gefasst wurde und

2. die Umwandlung bis zum 31. Dezember 2023 zur Eintragung angemeldet wurde.

(2) 814 Absatz 2, § 15 Absatz 1 und 8§ 312 in der ab dem 31. Januar 2023 gel-
tenden Fassung sind erstmals auf Umwandlungen anzuwenden, fir die der Zustim-
mungsbeschluss der Anteilsinhaber nach dem 30. Januar 2023 gefasst worden ist.
§ 307 Absatz 2 Nummer 14, § 314 und 8 316 Absatz 2 in der ab 31. Januar 2023 gel-
tenden Fassung sind erstmals auf grenziberschreitende Verschmelzungen anzuwen-
den, furr die der Verschmelzungsplan nach dem 30. Januar 2023 bekannt gemacht wor-
den ist.”

In § 193 in der Uberschrift, in Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 Satz 1, § 203 Satz 2,
8217 Absatz1 Satz1 und Absatz2, §233Absatz1l und 2 Satz1, 8240 Ab-
satz 1 Satz 1, § 241 Absatz 1, den 88 242 und 244 in der Uberschrift und in Absatz 1,
8§ 252 Absatz1 und 2 Satz1, 8§ 262 Absatz1 Satz1, 8§ 270 Absatz1, § 275 Ab-
satz 1 und 2 Satz 1, § 284 Satz 1 sowie § 293 Satz 1 wird jeweils das Wort ,Umwand-
lungsbeschlul®* durch das Wort ,Formwechselbeschluss® ersetzt.

In den 88 215, 216, 225b in der Uberschrift und Satz 1 wird jeweils das Wort ,Umwand-
lungsbericht® durch das Wort ,Formwechselbericht* ersetzt.

In § 214 Absatz 1, den 88 225a, 226 und 255 Absatz 1 Satz 1, § 258 Absatz 1, § 272
Absatz 1, § 288 Absatz 1 Satz 1 sowie § 291 Absatz 1 wird jeweils das Wort ,Umwand-
lungsbeschlusses” durch das Wort ,Formwechselbeschlusses” ersetzt.
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Artikel 2

Anderung der Handelsregisterverordnung

Die Handelsregisterverordnung vom 12. August 1937 (RMBI S. 515), die zuletzt durch

Artikel 44 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1.

In 8 9 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Dokumente® die Woérter ,sowie eine
Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Formwechselbescheinigung nach § 316 Ab-
satz 1 Satz 4, § 329 Satz 3 oder 8§ 343 Absatz 1 Satz 4 des Umwandlungsgesetzes®
eingeflgt.

§ 11 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,und”“ ersetzt.
b) Folgende Nummer 8 wird angefugt:

,8. Informationen Uber eine grenziberschreitende Umwandlung.®

In § 29 Absatz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort ,Handelsgesetzbuchs® die Wdorter
,und von Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Formwechselbescheinigungen nach
§ 316 Absatz 1 Satz 4, § 329 Satz 3 oder § 343 Absatz 1 Satz 4 des Umwandlungsge-
setzes” eingeflgt.

Nach § 46 wird folgender § 46a eingeflgt:

»3 46a

(1) Eintragungen bei grenzuberschreitenden Umwandlungen nach dem Umwand-
lungsgesetz enthalten mindestens die folgenden Angaben:

1. von allen beteiligten Gesellschaften Firma und Rechtsform sowie das Register, in
dem die Gesellschaft eingetragen ist, und die Nummer der Eintragung,

2. bei einer grenziberschreitenden Verschmelzung durch Aufnahme oder einer
grenziberschreitenden Spaltung zur Aufnahme die Tatsache, dass eine grenz-
Uberschreitende Verschmelzung oder Spaltung erfolgt ist, und den Tag der Eintra-

gung,

3. Dbeieiner grenziberschreitenden Verschmelzung durch Neugrindung, einer grenz-
Uberschreitenden Spaltung zur Neugriindung oder einem grenziberschreitenden
Formwechsel die Tatsache, dass die Eintragung der neuen Gesellschaft oder die
Eintragung der neuen Rechtsform infolge einer grenziberschreitenden Ver-
schmelzung oder Spaltung oder eines grenziiberschreitenden Formwechsels er-
folgte.

(2) Bei SchlieBung des Registerblattes infolge einer grenziiberschreitenden Um-
wandlung sind mindestens anzugeben:

1. die Tatsache, dass die Schlieung infolge einer grenziberschreitenden Ver-
schmelzung, einer grenziberschreitenden Aufspaltung oder eines grenziber-
schreitenden Formwechsels erfolgte, und
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der Tag der SchlieRung.

(3) Bei Ausstellung der Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Formwechselbeschei-

nigung bestimmt sich der Inhalt der Eintragung nach 8 316 Absatz 1, § 329 oder
§ 343 Absatz 1 des Umwandlungsgesetzes.

(4) Nach anderen Vorschriften erforderliche Angaben bleiben unberihrt.”

Artikel 3

Anderung des Spruchverfahrensgesetzes

Das Spruchverfahrensgesetz vom 12. Juni 2003 (BGBI. | S. 838), das zuletzt durch
Artikel 16 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586) geandert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

1. 81 Nummer 4 und 5 wird wie folgt gefasst:

w4

der Zuzahlung oder der zusatzlich zu gewéahrenden Aktien an Anteilsinhaber oder
der Barabfindung von Anteilsinhabern (88 15, 34, 72a, 125 Absatz 1 Satz 1,
88 176 bis 181, 184, 186, 196, 212, 305 Absatz 2, §8 313, 320 Absatz 2, §§ 327
und 340 des Umwandlungsgesetzes);

der Zuzahlung oder der zusatzlich zu gewéahrenden Aktien an Anteilsinhaber oder
der Barabfindung von Anteilsinhabern bei der Griindung oder Sitzverlegung einer
SE (88 6, 7, 9, 11 und 12 des SE-Ausflihrungsgesetzes);”.

2. § 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,hat* die Worter ,oder hatte* eingeflgt.
bb) Die Satze 2 und 3 werden aufgehoben.

Nach Absatz 1 werden die folgenden Absatze 2 bis 4 eingefugt:

,(2) Sind nach Absatz 1 mehrere Gerichte zustandig oder sind bei verschie-
denen Landgerichten Spruchverfahren anh&ngig, die in einem sachlichen Zusam-
menhang stehen, so ist das Gericht zustandig, das zuerst mit der Angelegenheit
befasst ist. Besteht Streit oder Ungewissheit Gber das zustandige Gericht nach
Satz 1, so ist 8§ 5 des Gesetzes uUber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend anzuwenden.

(3) Ist bei dem Landgericht eine Kammer flir Handelssachen gebildet, so ent-
scheidet diese anstelle der Zivilkammer.

(4) Die Lander kdnnen vereinbaren, dass Entscheidungen in Verfahren nach
diesem Gesetz fur mehrere Lander den Landgerichten eines Landes zugewiesen
werden.”

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 5.
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3. In § 3 Satz 2 werden nach den Wortern ,,Anteilsinhaber ist“ ein Semikolon und die Wor-
ter ,dies gilt nicht fiir die Bestimmung der Barabfindung bei grenziiberschreitenden Um-
wandlungen (88 313, 327 und 340 des Umwandlungsgesetzes) gemald § 1 Nummer 4°
eingeflgt.

4. 84 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung in einem Verfahren nach § 1 kann nur
binnen drei Monaten seit dem Tag gestellt werden, an dem in den Fallen

1. der Nummer 1 der Unternehmensvertrag oder seine Anderung;
2. der Nummer 2 die Eingliederung;

3. der Nummer 3 der Ubergang aller Aktien der Minderheitsaktionare auf den
Hauptaktionar;

4. der Nummer 4 die Umwandlung;

5. der Nummer 5 die Griindung oder Sitzverlegung der SE oder

6. der Nummer 6 die Grindung der Européaischen Genossenschaft
wirksam geworden ist.”

b) In Satz 2 werden die Worter ,§ 2 Abs. 1 Satz 2 und 3" durch die Angabe ,8 2 Ab-
satz 2“ ersetzt.

c) Folgender Satz wird angeflgt:

,Die Frist wird auch dann gewahrt, wenn der Antrag bei einem sachlich oder értlich
unzustandigen Gericht eingereicht wird.”

5. Dem § 5 wird folgender Satz angeflgt:
.In den Féllen des Satzes 1 Nummer 4 kann bei einer Abspaltung ein Antrag auf Bestim-
mung der Barabfindung wahlweise auch gegen den Ubertragenden Rechtstrager ge-

richtet werden.”

6. Nach § 5 wird folgender § 5a eingeflgt:

»,§ ba
Vertretung durch einen Rechtsanwalt

Vor den Landgerichten, den Oberlandesgerichten und einem Obersten Landesge-
richt missen sich die Beteiligten durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen. Vor dem
Bundesgerichtshof missen sich die Beteiligten durch einen bei dem Bundesgerichtshof
zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen. Satz 1 ist auf den gemeinsamen Vertre-
ter nicht anzuwenden.*

7. 86 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort ,einen” die Worter ,Rechtsanwalt als* eingefligt.
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b) In Satz 5 werden nach dem Wort ,ibertragenden® ein Komma und das Wort ,lber-
nehmenden® eingefiigt.

In § 6a Satz 1 werden nach dem Wort ,Zuzahlung“ die Worter ,,oder zusatzlichen Ge-
wahrung von Aktien“ und nach dem Wort ,einen“ die Worter ,Rechtsanwalt als“ einge-
fugt.

In 8 6b Satz 1 werden nach dem Wort ,einen“ die Worter ,Rechtsanwalt als“ eingefugt.

§ 6¢ wird wie folgt gefasst:

.§ 6C
Grenzuberschreitende Umwandlungen

(1) Wird bei einer grenziiberschreitenden Umwandlung (88 305, 320 und 333 des
Umwandlungsgesetzes) ein Antrag auf Bestimmung einer Zuzahlung, zusétzlich zu ge-
wahrender Aktien oder einer Barabfindung gestellt, so bestellt das Gericht auf Antrag
eines oder mehrerer Anteilsinhaber einer beteiligten Gesellschaft, die selbst nicht an-
tragsberechtigt sind, zur Wahrung ihrer Interessen einen Rechtsanwalt als gemeinsa-
men Vertreter, der am Spruchverfahren beteiligt ist. § 6 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2
gilt entsprechend.

(2) Wird bei einer grenzuberschreitenden Umwandlung ein Antrag auf Bestim-
mung einer Zuzahlung oder zuséatzlich zu gewahrender Aktien gestellt, so soll das Ge-
richt mit jeder Stelle, die nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaats der Europai-
schen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens tber den Européi-
schen Wirtschaftsraum, dem eine andere an der grenziiberschreitenden Umwandlung
beteiligte Gesellschaft unterliegt, und die fir einen Antrag auf Bestimmung einer Zu-
zahlung oder zusétzlich zu gewéahrender Anteile zustandig ist, zusammenarbeiten. Ist
anlasslich der grenziiberschreitenden Umwandlung vor der zustandigen auslandischen
Behdrde oder Stelle ein Verfahren nach Satz 1 eingeleitet worden, so kann das Gericht
insbesondere

1. Informationen austauschen und

2. nach Maligabe des § 404 der Zivilprozessordnung dieselbe Person als Sachver-
standigen bestimmen.*

Nach § 10 wird folgender § 10a eingefugt:

,3 10a
Gewahrung zusétzlicher Aktien

(1) Soweit gemald § 72a des Umwandlungsgesetzes zusatzliche Aktien zu ge-
wahren sind, bestimmt das Gericht

1. in den Fallen des § 72a Absatz 1 und 2 Satz 1 unter Zugrundelegung des ange-
messenen Umtauschverhaltnisses

a) den zusatzlich zu gewahrenden Nennbetrag oder bei Stiickaktien die Zahl der
zusatzlich zu gewahrenden Aktien und
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12.

13.

14.

15.

16.

b) den dem Zinsanspruch gemaR § 72a Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 zugrunde zu
legenden Ausgleichsbetrag,

2. im Fall des § 72a Absatz 2 Satz 2 die Hohe des nachtraglich einzuraumenden Be-
zugsrechts,

3. inden Fallen des § 72a Absatz 3 die Hohe der baren Zuzahlung und
4. inden Fallen des 8§ 72a Absatz 4 und 5 die Hohe der Entschadigung in Geld.

(2) In den Fallen des 8 72a Absatz 1 Satz 2 des Umwandlungsgesetzes hat das
Gericht den zusatzlich zu gewahrenden Nennbetrag oder bei Stiickaktien die Zahl der
zusatzlich zu gewéahrenden Aktien unter Zugrundelegung des Umtauschverhéltnisses
des nachfolgenden Umwandlungsvorgangs zu bestimmen. Antragsgegner ist die Ge-
sellschaft, auf die die Pflicht zur Gewahrung zusétzlicher Aktien Gbergegangen ist.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten fir die Gewéahrung zusatzlicher Aktien gemar
§ 248a des Umwandlungsgesetzes entsprechend.”

§ 11 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Ein gerichtlicher Vergleich kann auch dadurch geschlossen werden, dass die Beteilig-
ten

1. dem Gericht einen schriftlichen Vergleichsvorschlag unterbreiten oder
2. einen schriftlichen oder zu Protokoll der mindlichen Verhandlung erklarten Ver-
gleichsvorschlag des Gerichts durch Schriftsatz oder durch Erklarung zu Protokoll

der mindlichen Verhandlung gegeniber dem Gericht annehmen.”

Nach § 11 wird folgender 8§ 11a eingeflgt:

.8 11a
Ermittlung der Kompensation durch das Gericht

Einigen sich der Antragsgegner, die gemeinsamen Vertreter und eine Mehrheit von
Antragstellern, die mindestens 90 Prozent des von samtlichen Antragstellern gehalte-
nen Grund- oder Stammkapitals umfasst, auf eine bestimmte Kompensation, so kann
das Gericht deren Héhe im Rahmen seiner Schatzung berucksichtigen.*

§ 12 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Gegen die Entscheidungen nach § 11 findet die Beschwerde statt. Sie ist durch
Einreichung einer Beschwerdeschrift bei dem Beschwerdegericht einzulegen; § 68 Ab-
satz 1 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist nicht anzuwenden. Die Beschwerde ist zu be-
grianden.®

Dem § 13 wird folgender Satz angefigt:

»Ein Vergleich bleibt unberthrt, auch wenn er vom gemeinsamen Vertreter geschlos-
sen wurde.”

In 8 16 werden nach dem Wort ,Zuzahlung“ ein Komma und die Worter ,zusatzlich zu
gewahrenden Aktien* eingeflgt.
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17. Dem 8 17 wird folgender Absatz 3 angefigt:

,(3) Die Anderungen der 88 1 bis 6¢, 10a bis 13, 16 und 17 durch das Gesetz zur
Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie vom ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Fundstelle dieses Gesetzes] sind erstmals auf Spruchverfahren anzuwenden, in denen
ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung ab dem 31. Januar 2023 gestellt wurde.®

Artikel 4

Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

In 8 388 Absatz 1 des Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586,
2587), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607)
geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 316" durch die Angabe ,8§ 350 ersetzt.

Artikel 5

Anderung der Handelsregistergebiihrenverordnung

In Nummer 5006 der Anlage (Gebuhrenverzeichnis) zur Handelsregistergebihrenver-
ordnung vom 30. September 2004 (BGBI. | S. 2562), die zuletzt durch Artikel 46 des Ge-
setzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, werden im Geblhren-
tatbestand die Worter ,eines Verschmelzungsplans oder von“ durch die Worter ,Planen o-
der” ersetzt.

Artikel 6

Anderung des Handelsgesetzbuchs

8 9b des Handelsgesetzbuchs in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer
4100-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 51 des Gesetzes
vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
~Folgende Informationen und Unterlagen, soweit sie Kapitalgesellschaften betref-
fen oder Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften, die dem Recht eines
anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertrags-
staates des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterliegen,
sind auch tber das Europaische Justizportal zuganglich:

1. Eintragungen im Handelsregister,

2. Registerbekanntmachungen,
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2.

1.

b)

3. zum Handelsregister eingereichte Dokumente,
4. Unterlagen der Rechnungslegung nach § 325 sowie

5. eine Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Formwechselbescheinigung nach
§ 316 Absatz 1 Satz 4, § 329 Satz 3 oder § 343 Absatz 1 Satz 4 des Um-
wandlungsgesetzes.”

Folgender Satz wird angefigt:

,Die Zugéanglichmachung der Informationen und Unterlagen Gber das Européische
Justizportal erfolgt nach MaRgabe der Bestimmungen der Durchfiihrungsverord-
nung (EU) 2021/1042 der Kommission vom 18. Juni 2021 mit Durchflihrungsbe-
stimmungen zur Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europaischen Parlaments und des
Rates in Bezug auf technische Spezifikationen und Verfahren fir das System der
Registervernetzung und zur Aufhebung der Durchfihrungsverordnung (EU)
2020/2244 der Kommission (ABI. L 225 vom 25.6.2021, S. 7).

Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Satz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,Information” durch die Woérter
»informationen und Unterlagen® ersetzt.

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

»4. die Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Formwechselbescheinigung nach
§ 316 Absatz 1 Satz 4, § 329 Satz 3 oder § 343 Absatz 1 Satz4 des
Umwandlungsgesetzes, das Wirksamwerden einer grenziiberschreiten-
den Umwandlung sowie die Eintragung der aus einer grenziiberschrei-
tenden Spaltung hervorgehenden, neuen Gesellschaft oder die Eintra-
gung der grenzuberschreitenden Spaltung zur Aufnahme im Register der
ubernehmenden Gesellschaft,”.

Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,Die Ubermittlung der Informationen und Unterlagen erfolgt nach MaRRgabe der
Bestimmungen der Durchfuihrungsverordnung (EU) 2021/1042.°

Artikel 7

Anderung des Aktiengesetzes

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBI. | S. 1089), das zuletzt durch Arti-
kel 61 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

In 8 71 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 werden nach der Angabe ,8 207 Abs. 1 Satz 1“ ein
Komma und die Warter ,8 313 Absatz. 1, auch in Verbindung mit § 327, oder § 340 Ab-
satz 1“ eingefugt.

In 8 76 Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe d wird die Angabe ,§ 313" durch die
Angabe , 8 346" ersetzt.
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Artikel 8

Anderung des SE-Ausfiihrungsgesetzes

Das SE-Ausfuhrungsgesetz vom 22. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3675), das zuletzt
durch Artikel 62 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. 86 wird wie folgt geandert:

a) In den Absatzen 1 und 2 werden jeweils die Worter ,einer Ubertragenden Gesell-
schaft® gestrichen.

b) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,einer Ubertragenden Gesellschaft® gestrichen.
bb) In Satz 2 wird das Wort ,ubertragenden® gestrichen.

c) Folgender Absatz 5 wird angefiigt:

»(5) Die 88 72a und 72b des Umwandlungsgesetzes und § 10a des Spruch-
verfahrensgesetzes sind entsprechend anzuwenden.*

2. 8§ 7 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»(3) 8 30 Absatz 2 des Umwandlungsgesetzes gilt entsprechend.®
b) In Absatz 6 werden die Worter ,den Aktionar® durch die Worter ,einen Aktionar, der
nach Absatz 1 Adressat des Barabfindungsangebots ist, ersetzt und wird nach der
Angabe ,Absatz 4“ die Angabe ,Satz 1“ eingefligt.
3. Dem § 24 Absatz 3 wird folgender Satz angefligt:
,8 76 Absatz 4 und § 111 Absatz 5 des Aktiengesetzes gelten entsprechend.”

4. In § 53 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,8§§ 313 bis 315" durch die Angabe ,§§ 346
bis 349 ersetzt.

Artikel 9

Anderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be-
schréankter Haftung

Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil 1ll, Gliederungsnummer 4123-1, vertffentlichten bereinigten Fassung, das
zuletzt durch Artikel 64 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 8 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe d wird die Angabe ,§ 313" durch die
Angabe ,8 346" ersetzt.
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2. In 833 Absatz3 werden die Wéorter ,nach 829 Abs. 1, § 122i Abs. 1 Satz 2,
§ 125 Satz 1 in Verbindung mit § 29 Abs. 1 und § 207 Abs. 1,“ durch die Wérter ,nach
§ 29 Absatz 1, nach § 125 Satz 1 in Verbindung mit 8 29 Absatz 1, nach § 207 Abs. 1,
nach § 313 Absatz 1, nach § 327 in Verbindung mit 8 313 Absatz 1, und nach § 340 Ab-
satz 1“ ersetzt.

Artikel 10

Anderung des SCE-Ausfiihrungsgesetzes

In 8 36 Absatz 1 Satz 1 des SCE-Ausfuhrungsgesetzes vom 14. August 2006 (BGBI. |
S. 1911), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 5. Juni 2017 (BGBI. | S. 1476)
geadndert worden ist, wird die Angabe ,§§ 313 bis 315" durch die Angabe ,88 346 bis 349“
ersetzt.

Artikel 11

Anderung des Stabilisierungsfondsgesetzes

In 8§ 8a Absatz 8 Satz 1 Nummer 8 Satz 2 des Stabilisierungsfondsgesetzes vom
17. Oktober 2008 (BGBI. | S. 1982), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2021 (BGBI. | S. 5247) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 313 Absatz 2“ durch
die Angabe ,8 346 Absatz 2“ ersetzt.

Artikel 12

Anderung des Kreditwesengesetzes

Das Kreditwesengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998
(BGBI. | S. 2776), das zuletzt durch Artikel 90 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. |
S. 3436) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Dem § 32 wird folgender Absatz 8 angeflgt:

,(8) Die Absétze 1 bis 7 finden auch dann Anwendung, wenn im Zuge einer Um-
wandlung nach 8§ 305, 8 320 oder § 333 des Umwandlungsgesetzes eine juristische
Person, die nach den Abséatzen 1 bis 1f erlaubnispflichtige Geschafte betreibt, ihren
juristischen Sitz vom Ausland ins Inland verlegt.”

2. Nach § 35 Absatz 1 Satz 4 wird folgender Satz eingeflgt:
,Die Erlaubnis erlischt auch dann, wenn im Zuge einer Umwandlung nach § 305, § 320

oder 8 333 des Umwandlungsgesetzes ein als juristische Person verfasstes Institut
seinen juristischen Sitz ins Ausland verlegt.”



-47 - Drucksache 371/22

Artikel 13

Anderung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes

Das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2446; 2019 | S.
1113), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2083) geén-
dert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Dem 8§ 10 wird folgender Absatz 9 angeflgt:

»(9) Die Absatze 1 bis 7 finden auch dann Anwendung, wenn im Zuge einer Um-
wandlung nach § 305, § 320 oder § 333 des Umwandlungsgesetzes eine juristische
Person, die nach Absatz 1 erlaubnispflichtige Geschéfte betreibt, ihren juristischen Sitz
vom Ausland ins Inland verlegt.”

2. Dem § 11 wird folgender Absatz 7 angeflgt:

»(7) Die Absatze 1 bis 5 finden auch dann Anwendung, wenn im Zuge einer Um-
wandlung nach 8§ 305, 8 320 oder § 333 des Umwandlungsgesetzes eine juristische
Person, die nach Absatz 1 erlaubnispflichtige Geschéfte betreibt, ihren juristischen Sitz
vom Ausland ins Inland verlegt.”

3. Dem § 13 Absatz 1 wird folgender Satz angeflgt:
,Die Erlaubnis erlischt auch dann, wenn im Zuge einer Umwandlung nach § 305, § 320
oder 8§ 333 des Umwandlungsgesetzes ein als juristische Person verfasstes Institut
seinen juristischen Sitz ins Ausland verlegt.”

4. Dem § 34 wird folgender Absatz 8 angefiigt:

,(8) Die Absétze 1 bis 6 finden auch dann Anwendung, wenn im Zuge einer Um-
wandlung nach § 305, § 320 oder § 333 des Umwandlungsgesetzes eine juristische
Person, die nach Absatz 1 registrierungspflichtige Geschéfte betreibt, ihren juristischen
Sitz vom Ausland ins Inland verlegt.”

5. Dem § 37 Absatz 1 wird folgender Satz angefiigt:
.Die Registrierung erlischt auch dann, wenn im Zuge einer Umwandlung nach § 305, §

320 oder § 333 des Umwandlungsgesetzes ein als juristische Person verfasster Kon-
toinformationsdienstleister seinen juristischen Sitz ins Ausland verlegt.”

Artikel 14

Anderung des Wertpapierinstitutsgesetzes

Das Wertpapierinstitutsgesetz vom 12. Mai 2021 (BGBI. | S. 990), das zuletzt durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 3. Juni 2021 (BGBI. | S. 1568) geandert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

1. Dem § 15 wird folgender Absatz 10 angefugt:

»(10) Die Absatze 1 bis 9 finden auch dann Anwendung, wenn im Zuge einer Um-
wandlung nach § 305, § 320 oder § 333 des Umwandlungsgesetzes eine juristische
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Person, die nach den Absatzen 1 bis 4 oder Absatz 6 erlaubnispflichtige Geschafte
betreibt, ihren juristischen Sitz vom Ausland ins Inland verlegt.*

Dem § 19 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

,Die Erlaubnis erlischt auch dann, wenn im Zuge einer Umwandlung nach § 305, § 320
oder § 333 des Umwandlungsgesetzes ein als juristische Person verfasstes Unterneh-
men seinen juristischen Sitz ins Ausland verlegt.”

Artikel 15

Anderung des Kapitalanlagegesetzbuchs

Das Kapitalanlagegesetzbuch vom 4. Juli 2013 (BGBI. | S. 1981), das zuletzt durch

Artikel 5 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3483) ge&ndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1.

Dem § 20 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

.Eine Erlaubnis nach Satz 1 ist auch dann erforderlich, wenn im Zuge einer Umwand-
lung nach 8§ 305, § 320 oder § 333 des Umwandlungsgesetzes eine juristische Person,
die nach Satz 1 erlaubnispflichtige Geschéfte betreibt, ihren satzungsmaRigen Sitz vom
Ausland ins Inland verlegt.”

§ 39 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 2 wird das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,oder” ersetzt.

c) Folgende Nummer 4 wird angefugt:

»4. im Zuge einer Umwandlung nach § 305, § 320 oder § 333 des Umwandlungs-
gesetzes ihren satzungsmalfigen Sitz ins Ausland verlegt.”

§ 44 Absatz 5a Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 2 wird das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,oder” ersetzt.
c) Folgende Nummer 4 wird angefugt:

,4. im Zuge einer Umwandlung nach § 305, § 320 oder § 333 des Umwand-
lungsgesetzes ihren satzungsmaligen Sitz ins Ausland verlegt.”
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Artikel 16

Anderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes

Das Versicherungsaufsichtsgesetz vom 1. April 2015 (BGBI. | S. 434), das zuletzt
durch Artikel 94 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

§ 8 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Versicherungsunternehmen® die Worter ,mit
Sitz im Inland® eingefiigt.

Folgender Absatz 6 wird angeflgt
,(6) Ein Versicherungsunternehmen bedarf der Erlaubnis nach Absatz 1 auch

dann, wenn es im Zuge einer Umwandlung nach 8§ 305, § 320 oder § 333 des
Umwandlungsgesetzes seinen Sitz vom Ausland ins Inland verlegt.”

§ 14 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Satz 1 wird die Angabe ,1 und 122a“ durch die Angabe ,1, 305, 320 und 333*
ersetzt.

Folgender Satz wird angefugt:

,Verlegt im Zuge einer Umwandlung nach Satz 1 das Versicherungsunternehmen
seinen Sitz ins Ausland, erlischt die Erlaubnis.”

In 8 47 Nummer 4 werden die Worter ,den §§ 1 und 122a“ durch die Angabe ,§ 1, §
305, § 320 oder § 333" ersetzt.

§ 166 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 3 Satz 1 und 4 wird jeweils die Angabe ,1 und 122a“ durch die Angabe
,1, 305, 320 und 333“ ersetzt.

Folgender Absatz 4 wird angefligt:
»(4) Auf Umwandlungen von Ruckversicherungsunternehmen nach den 88

305, 320 und 333 des Umwandlungsgesetzes findet § 14 Absatz 1 Satz 3 Anwen-
dung.”

Artikel 17

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 31. Januar 2023 in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Notwendigkeit und Zielsetzung der Regelungen

Die Richtlinie (EU) 2019/2121 des Europaischen Parlamentes und des Rates vom 27. No-
vember 2019 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf grenziberschrei-
tende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen (ABI. L 321 vom 12.12.2019,
S. 1, im Weiteren: ,UmwRL") ist bis zum 31. Januar 2023 in nationales Recht umzusetzen.
Die UmwRL ergénzt und modifiziert die bereits bestehenden und in deutsches Recht um-
gesetzten Vorgaben der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 14. Juni 2017 Uber bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABI. L 169 vom
30.6.2017, S. 46). Die Richtlinie (EU) 2017/1132 in der durch die Umwandlungsrichtlinie
geadnderten Fassung (im Weiteren: ,GesRRL") soll die praktische Umsetzung der in Arti-
kel 49, 54 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Européaischen Union garantierten Nie-
derlassungsfreiheit fiir EU-Kapitalgesellschaften nach Anhang Il der GesRRL erleichtern.
Dazu werden die bestehenden sekundarrechtlichen Vorgaben zur grenziberschreitenden
Verschmelzung, insbesondere die Vorschriften zum Schutz der Minderheitsgesellschafter,
Glaubiger und Arbeitnenmer novelliert. Des Weiteren enthélt die Umwandlungsrichtlinie
erstmals einheitliche Vorgaben fiir grenziiberschreitende Spaltungen zur Neugrindung und
grenziberschreitende Umwandlungen (der deutschen Terminologie entsprechend im Wei-
teren: ,grenziberschreitende Formwechsel®), die durch den Entwurf umzusetzen sind. Auf
diese Weise leistet der Entwurf einen Beitrag zu einem unionsweiten Rechtsrahmen fir
grenzuberschreitende Umwandlungen.

Die vorgeschlagenen Novellierungen im Spruchverfahrensgesetz sind einerseits auf das
Bestreben zurlickzufthren, das Spruchverfahren im Interesse aller Verfahrensbeteiligten
zu beschleunigen. Andererseits sind die Anderungen im Umwandlungsgesetz auf Verfah-
rensebene durch Folgeanderungen im Spruchverfahrensgesetz zu vervollstandigen.

Bei der Vorbereitung des Entwurfs hat eine Expertenkommission aus Wissenschaft und
Praxis mitgewirkt, die im September 2019 vom damaligen Bundesministerium der Justiz
und fur Verbraucherschutz berufen wurde. Standige Teilnehmer waren Notar Prof. Dr. Heri-
bert Heckschen, Dresden, Prof. Dr. Jessica Schmidt, L.L.M. (Nottingham), Universitat Bay-
reuth, Prof. Dr. Christoph Teichmann, Universitat Wirzburg, und Rechtsanwaltin Dr.
Susanne Zwirlein-Forschner, Minchen.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Umsetzung soll unter moglichst weitgehender Wahrung der Grundsatze und Systematik
des deutschen Umwandlungsrechts erfolgen. Auf dieser Linie liegt es, die Vorschriften Uber
grenziberschreitende Verschmelzungen, Spaltungen und Formwechsel (zusammen im
Weiteren: ,grenziberschreitende Umwandlungen®) in einem Sechsten Buch des Umwand-
lungsgesetzes (UmwG) zusammenzufassen. Innerhalb dieses Buches dienen die Bestim-
mungen zur grenziberschreitenden Verschmelzung als Regelungsvorbild fir das Verfah-
ren der Spaltung und des Formwechsels.

Eingedenk dieser Zielvorgabe sieht der Entwurf Folgendes vor:
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1. Schutz der Anteilsinhaber

Der Vollzug einer grenziberschreitenden Umwandlung fuihrt zu einem Rechtsformwechsel,
der fur Anteilsinhaber einen strukturellen Eingriff in ihre Mitgliedschaftsrechte bedeuten
kann. Die sekundarrechtlichen Vorgaben zum Schutz der Gesellschafter beschrankten sich
bis zum Erlass der Umwandlungsrichtlinie auf Bestimmungen zur Vorbereitung und Durch-
fuhrung des Verschmelzungsbeschlusses. Die Einfiihrung weitergehender Schutzvorkeh-
rungen wurde zunachst den Mitgliedstaaten tberlassen. Zur Forderung des Gesellschaf-
terschutzes sieht die GesRRL nunmehr ein unionsweit umzusetzendes Austrittsrecht der
Gesellschafter gegen eine angemessene Barabfindung (Artikel 86i, Artikel 126a Absatz 1
bis 5, Artikel 160i Absatz 1 bis 5 GesRRL) sowie das Recht auf Verbesserung eines unan-
gemessenen Umtauschverhdltnisses (Artikel 126a Absatz 6 GesRRL, Artikel 160i Ab-
satz 6 GesRRL) vor. Eine grenziberschreitende Umwandlung zieht neben dem Rechts-
formwechsel auch die Anderung des Gesellschaftsstatuts nach sich. Aus diesem Grund ist
das Austrittsrecht derart konzipiert, dass diejenigen Anteilsinhaber, die das Abfindungsan-
gebot annehmen, nicht Anteilsinhaber der neuen Gesellschaft werden (Arti-
kel 86r lit. b) GesRRL, Artikel 131 Absatz 1 lit. b), Absatz 2 lit. b) GesRRL, Artikel 160r Ab-
satz 1 lit. b), Absatz 2 lit. b) GesRRL). Unter Beriicksichtigung dieser Vorgaben ist das
Recht zum Austritt aus der Gesellschaft gegen Barabfindung fiir grenztiberschreitende Um-
wandlungen zu modifizieren.

Ferner soll — im Einklang mit der Umwandlungsrichtlinie (Artikel 126a Absatz 7 GesRRL,
Artikel 160i Absatz 7 GesRRL) — zum Schutz ihrer Liquiditat den beteiligten Gesellschaften
die Mdglichkeit eingerdumt werden, anstelle einer baren Zuzahlung zuséatzliche Anteile zu
gewahren. Dazu enthalt der Entwurf in den 88 72a, 72b, 248a UmwG-E, § 10a SpruchG-E
einen Vorschlag, der die Interessen der Unternehmensfiihrung mit den Interessen der An-
teilseigner in einen angemessenen Ausgleich bringt.

Auf Verfahrensebene sind die dargestellten Rechte im Spruchverfahren durchzusetzen. In
diesem Zusammenhang soll die nach gegenwartiger Rechtslage existierende Beschran-
kung des Spruchverfahrens auf Anteilsinhaber des Ubertragenden Rechtstragers aufgeho-
ben werden. Die Offnung des Spruchverfahrens fiir Anteilsinhaber des tibernehmenden
Rechtstragers muss mit der Erweiterung des Klageausschlusses gegen den Zustimmungs-
beschluss einhergehen.

2. Schutz der Glaubiger

Mit Artikel 86j, 126b, 160j GesRRL wurden spezifische Bestimmungen zum Schutz der
Glaubiger eingefihrt. Glaubiger sollen einen etwaigen Anspruch auf Sicherheitsleistung
kunftig vor dem fir die Ausstellung der Verschmelzungsbescheinigung zustandigen Regis-
tergericht prozessual durchsetzen kénnen. Diesem vorgelagerten Schutzkonzept liegt das
Anliegen zugrunde, die Glaubiger vor den Auswirkungen einer Anderung des anwendbaren
Rechts und der gerichtlichen Zustéandigkeit zu schiitzen (Erwagungsgrund 24 GesRRL).

Die Vorgaben machen insbesondere eine Modifizierung des geltenden § 122j UmwG erfor-
derlich. Dabei soll die prozessuale Durchsetzung eines Anspruchs auf Sicherheitsleistung
kinftig der freiwilligen Gerichtsbarkeit zugewiesen werden. Durch Einbeziehung in das auf
Ausstellung der Vorabbescheinigung (im Weiteren als Oberbegriff fiir die Verschmelzungs-
, Spaltungs- und Formwechselbescheinigung verwendet) gerichtete registerrechtliche Ver-
fahren behéalt der Rechtsbehelf der Glaubiger auf Sicherheitsleistung seine vollzugssuspen-
dierende Wirkung. Dariiber hinaus dient die Anderung des Rechtswegs der Verfahrenskon-
zentration, wenn in Zukunft dasselbe Gericht sowohl fur die Entscheidung Uber den An-
spruch der Glaubiger auf Sicherheitsleistung als auch fur die Entscheidung tber die Aus-
stellung der Vorabbescheinigung zustandig ist. Die Umwandlungstrichtlinie siehtim Rahmen
der gesamtschuldnerischen Haftung spaltungsbeteiligter Rechtstrager eine Haftungsbe-
grenzung auf das Nettoaktivwermdgen vor (vgl. Artikel 160j Absatz 2 Satz 2 GesRRL). Um
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einen Gleichlauf mit dem bei Beteiligung ausschlief3lich inlandischer Rechtstrager gewahr-
ten Glaubigerschutz zu gewahrleisten, ist die Haftungsbegrenzung auch auf inl&ndische
Spaltungen zu erweitern. Fir den grenziberschreitenden Formwechsel wird der Glaubiger-
schutz durch eine zeitlich begrenzte internationale Zustandigkeit deutscher Gerichte fir
Glaubigerklagen erweitert.

3. Schutz von Arbeitnehmerrechten

Die UmwRL verfolgt auch die Einbeziehung der von grenzuberschreitenden Umwandlun-
gen betroffenen Arbeitnehmer. So werden durch diesen Entwurf die in der UmwRL vorge-
sehenen Vorschriften zur Unterrichtung der Arbeitnehmervertreter im Vorfeld der grenz-
tberschreitenden Umwandlung umgesetzt. Vor Ausstellung der Umwandlungsbescheini-
gung pruft das Registergericht, ob die grenziberschreitende Umwandlung zu missbrauch-
lichen Zwecken durchgefiuihrt wird, worunter im Einzelfall auch die gezielte Entziehung oder
Umgehung von Arbeitnehmerrechten fallen kann. Durch gesonderten Gesetzesentwurf wird
das Verfahren zur Verhandlung tber die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der hervorge-
henden Gesellschaft geregelt. Auf dieses Verhandlungsverfahren nehmen die Vorschriften
zur Anmeldung und Eintragung der grenziberschreitenden Umwandlungen in diesem Ent-
wurf Bezug.

4. Grenziberschreitender Registervollzug

Ein wesentlicher Schritt auf dem Weg zu einem unionsweit einheitlichen Rechtsrahmen fur
grenzuberschreitende Umwandlungen ist die Harmonisierung des grenziiberschreitenden
Registervollzugs. Die Vorabbescheinigung soll kiinftig Uber das Europaische System der
Registervernetzung (im Weiteren: ,BRIS®) GUbermittelt werden. Wahrend derzeit die Nach-
richt Uber die Eintragung der Umwandlung im Register als Vorabbescheinigung gilt (Fikti-
onslosung), soll das Registergericht kiinftig von Amts wegen eine Bescheinigung ausstel-
len, die den Inhalt der Eintragung wiedergibt.

Ferner sind in Umsetzung von Artikel 86m, 127, 160m GesRRL die Prifpflichten des Re-
gistergerichts vor Erteilung einer Vorabbescheinigung substantiell zu erweitern. Das Regis-
tergericht muss insbesondere im Rahmen einer Missbrauchskontrolle prufen, ob die grenz-
Uberschreitende Umwandlung zu missbrauchlichen, betrligerischen oder kriminellen Zwe-
cken vorgenommen werden soll.

5. Verfahrenserleichterungen bei Konzernverschmelzungen

Daneben enthélt die Umwandlungsrichtlinie Verfahrenserleichterungen fir grenziber-
schreitende Konzernverschmelzungen. Diese werden in den Bestimmungen zu den jewei-
ligen Elementen der Umwandlungsdokumentation umgesetzt.

6. Reform des Spruchverfahrens

Das Spruchverfahren nach dem Spruchverfahrensgesetz (SpruchG) wurde im Jahr 2014
vom Bundesministerium der Justiz evaluiert. Im Rahmen dieser Evaluierung wurde den
Landern sowie am Spruchverfahren interessierten Verbanden im Wege vorab tbermittelter
Fragen zu mdglichen Umsetzungspotentialen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.
Die Ergebnisse dieser Beteiligung wurden ausgewertet und im Hinblick auf ihre Umsetzbar-
keit in der Praxis Uberprift. Neben diesen Umsetzungsvorschlagen hat das Bundesminis-
terium der Justiz weitere Vereinfachungspotentiale erkannt und in den Entwurf aufgenom-
men. Die Reformvorschlage dienen dem Ubergeordneten Ziel, die Qualitdt des Spruchver-
fahrens zu sichern und das Verfahren im Interesse der Verfahrensbeteiligten an Rechtssi-
cherheit und Rechtsklarheit unter Wahrung ihrer Rechte zu beschleunigen. Hierzu dienen
insbesondere die Pflicht anwaltlicher Vertretung, die Aufgabe des Abhilfeverfahrens und die
gesetzliche Feststellung der Zulassigkeit einer ,mehrheitskonsensualen® Schéatzung.
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Bei den lbrigen Anderungen im Spruchverfahrensgesetz handelt es sich um verfahrens-
rechtliche Folgeanderungen zu den Anderungen im Umwandlungsgesetz. Dies betrifft ins-
besondere die Offnung des Spruchverfahrens fir Anteilsinhaber tibernehmender Rechts-
trager, die Moglichkeit der Gewahrung zusatzlicher Aktien anstelle einer baren Zuzahlung
und die Einfihrung der grenziberschreitenden Spaltung und des grenziiberschreitenden
Formwechsels.

. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Anderung des Umwandlungsgesetzes (Ar-
tikel 1), der Handelsregisterverordnung (Artikel 2), des Handelsgesetzbuchs (Artikel 6) und
des SE-Ausfihrungsgesetzes (Artikel 8) folgt insbesondere aus Artikel 74 Absatz 1 Num-
mer 11 des Grundgesetzes (GG) unter dem Gesichtspunkt des Rechts der Wirtschaft. Die
Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit macht eine bundesgesetzliche Regelung im
gesamtstaatlichen Interesse erforderlich (Artikel 72 Absatz 2 GG). Fir grenziberschrei-
tende Verschmelzungen von Rechtstragern bestehen bereits bundesweit einheitliche Re-
gelungen, so dass die sich nunmehr ergebenden Anderungen zur Erhaltung der Funktions-
fahigkeit des Wirtschaftsraumes der Bundesrepublik Deutschland auf gleicher Ebene nach-
vollzogen werden missen. Die Einfihrung von Regelungen uber die grenziiberschreitende
Spaltung und den grenziiberschreitenden Formwechsel muss bundesweit einheitlich erfol-
gen. Eine Gesetzesvielfalt auf Landerebene zwange den Rechtsverkehr, sich fur eine
grenziiberschreitende Umwandlung von Bundesland zu Bundesland auf unterschiedliche
Regelungen einzustellen. Eine solche Rechtszersplitterung schlésse die Akzeptanz der
grenzuberschreitenden Spaltung und des grenziiberschreitenden Formwechsels aus.

Hinsichtlich der Strafvorschrift in Artikel 1 (§ 348 UmwG-E) sowie der Anderungen des
Spruchverfahrensgesetzes (Artikel 3) und des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Artikel 4) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG.

Die tbrigen Vorschriften des Entwurfs betreffen Folgeanderungen und redaktionelle Anpas-

sungen bereits bestehenden Bundesrechts.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf dient der Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie. Die Umsetzung dieser Richt-

linie ist fur die Bundesrepublik Deutschland bis zum 31. Januar 2023 verpflichtend vorge-

schrieben.

Der Entwurf ist mit dem Recht der Européischen Union und mit vélkerrechtlichen Vertragen,

die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch den Entwurf werden insbesondere Verfahrensvereinfachungen und Verfahrensbe-
schleunigung im Umwandlungsgesetz und Spruchverfahrensgesetz etabliert sowie Anpas-
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sungen vorgenommen, die zu einer Harmonisierung beziehungsweise Gleichsetzung zwi-
schen nationalen und grenziiberschreitenden Umwandlungen fiihren soll. Der Entwurf hat
demnach eine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung zur Folge.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Die beabsichtigten Regelun-
gen zielen auf Schutz der Minderheitsgesellschafter (insbesondere Uberpriifung der An-
teilswertrelation und Austrittsrecht), den Glaubigerschutz (,vorgelagerter Glaubigerschutz®
durch gerichtliche Geltendmachung der Sicherheitsleistung) sowie den Arbeitnehmerschutz
(insbesondere durch Information und Stellungnahmemdaglichkeit) ab und ermdglichen eine
Missbrauchskontrolle der intendierten Strukturmaflinahmen durch die Gerichte. Insoweit
entsprechen die Ziele dem Prinzip nachhaltiger Entwicklung Nummer 4, indem sie nachhal-
tiges Wirtschaften starken.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand
Keine.
4. Erfullungsaufwand

a) Erfallungsaufwand Birgerinnen und Blrger

aa) Ubersicht

Veranderung des Einmaliger Auf-
jahrlichen Aufwands wand
Re- Ein-
_ Rechenweg - - chen- ma-
Vor- Paragraph, jahrliche Auf- o LalanEne Wed - | Einmali- lee
gabe Bezeichnung wandsande- Jahrllcher Sach- einma- ger Zeit- Sach
der Vorgabe rung Zeitauf- kosten [liger aufwand kos-
wand (in (in Tau- |Auf- (in Stun- ten
Stunden) |send wand den) (in
Euro) Tau-
send
Euro)
ZeitA.: 300
Blrgerinnen
8§ 5a SpruchG- |und Burger * -
E; Anwaltliche 1440 Minu-
1 Vertretungs- ten/60; -7.200 1.728 0 0
pflicht im SachK.: 300
Spruchverfahren | Birgerinnen
und Burger *
5760 Euro;
§12 Abs. 1 ZeitA.: -50
SpruchG; Ab- Blrgerinnen
2 |schaffung des |undBlrger* .3 309 -0,4 0 0
Abhilfeverfah- | 3960 Minu-
rens ten/60;
SachK.: -50
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Birgerinnen
und Burger * 8
Euro;
§ 12 Abs. 1 Satz sgtiﬁh:eiou%r_
3 SpruchG-E; " N
Beschwerdever- IES/ILiJrr\?Jteern/gg'ZB
fahren gegen SachK - 50’ 640 0,4 0 0
die Entschei- - '.'
dung nach 81 Burger.lnnen
SpruchG und Burger * 8
P Euro;
Summe
(in Stunden beziehungsweise -9.860 1.728 0 0
Tausend Euro)
Anzahl der Vorgaben 3

bb) Vorgaben im Einzelnen

Vorgabe 1: Anwaltliche Vertretungspflicht im Spruchverfahren; § 5a SpruchG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand pro | Sachkosten pro | Zeitaufwand Sachkosten
Fall (in Minuten) | Fall (in Euro) (in Stunden) (in Tausend Euro)
300 -1.440 +5.760 -7.200 +1.728

Die Antragssteller sollen im Spruchverfahren kinftig durch einen Rechtsanwalt vertreten
werden. Die Anwaltspflicht verfolgt unter anderem das Ziel einer Qualitatssteigerung der
dem Gericht zugeleiteten Schriftstiicke und einer daraus resultierenden Verfahrensbe-
schleunigung.

In bisherigen Spruchverfahren wurden der Grof3teil der Antragssteller nach Schatzung der
Justizministerien der Lander bereits anwaltlich vertreten. Daher wird angenommen, dass
zehn Prozent der Antragsteller bisher keinen Rechtsanwalt beauftragt haben und diesen
kunftig Sachkosten fir die Inanspruchnahme entstehen werden. Es ist jahrlich mit etwa 100
Spruchverfahren zu rechnen, bei denen jeweils 50 bis 100 Antragsteller beteiligt sind
(durchschnittlich 75). Entsprechend wird von 7 500 Beteiligten pro Jahr ausgegangen, von
denen schatzungsweise zehn Prozent und somit 750 Antragssteller klinftig einen Rechts-
anwalt fur die Begleitung des Spruchverfahrens beauftragen werden (100 Spruchverfah-
ren*75 Antragsteller*0,1). Gerade fiir Privatpersonen und Unternehmer, die nur wenige Un-
ternehmensanteile halten, erscheint es realistisch, dass sich diese mit anderen Antragsstel-
lern zusammenschliel3en, um aus Kostengriinden einen gemeinsamen Vertreter zu benen-
nen. Naherungsweise werden daher statt 750 im Folgenden 600 zu beauftragenden
Rechtsanwadlte pro Jahr angesetzt. Da sowohl Privatpersonen als auch Unternehmen An-
teile an Kapitalgesellschaften halten, das Verhaltnis jedoch unbekannt ist, wird eine Auftei-
lung von 50:50 unterstellt. Demnach entféllt auf die Burgerinnen und Birger ein Anteil von
300 zu beauftragenden Rechtsanwaélten.

Innerhalb der mehrmonatigen Verfahrensdauer wird die reine Arbeitszeit der Anwélte auf
drei Arbeitstage (24 Stunden) angesetzt. Die Arbeiten umfassen unter anderem das Auf-
setzen, Abstimmen und die Ubermittlung einer oder mehrerer Schriftstiicke im Laufe des
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gesamten Spruchverfahrens. Der Zeitaufwand von 24 Stunden stellt dabei den Hochstwert
des zu erwartenden Arbeitsaufwands pro Spruchverfahren dar.

Laut bayrischem Anwaltsverbund sind Stundensatze fir Rechtsanwalte im Zivil- und Ver-
waltungsrecht von durchschnittlich 240 Euro Ublich. Es ergeben sich somit fir jeden beauf-
tragen Rechtsanwalt Sachkosten von 5 760 Euro (24 Stunden * 240 Euro). Mit der Fallzahl
von 300 multipliziert, belauft sich der Sachaufwand der Antragsteller auf jahrlich 1,7 Millio-
nen Euro.

Durch die Beauftragung eines Rechtsanwalts entfallt fir die Birgerinnen und Blrgern Zeit-
aufwand, welcher ihnen bisher fiir die eigenstandige Vertretung im Spruchverfahren ent-
standen ist. Dieser wird ebenfalls auf drei Tage geschétzt. Die Zeitersparnis betragt dem-
nach insgesamt rund 7 200 Stunden (300 * 24 Stunden).

Vorgabe 2: Abschaffung des Abhilfeverfahrens; § 12 Abs. 1 SpruchG

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand pro | Sachkosten pro | Zeitaufwand Sachkosten
Fall (in Minuten) | Fall (in Euro) (in Stunden) (in Tausend Euro)
-50 3.960 8 -3.300 -0,4

Da sich das Abhilfeverfahren in der Verfahrenspraxis nicht bewahrt hat, wird dieses abge-
schafft. Beschwerden gegen die gerichtliche Entscheidung im Spruchverfahren sollen statt-
dessen kunftig direkt beim Beschwerdegericht und nicht beim jeweiligen fur das Spruchver-
fahren zustandige Landgericht eingereicht werden. Das vorgeschaltete Abhilfeverfahren
entfallt und bewirkt eine Entlastung flur die Antragsteller, die jedoch der Mehrbelastung
durch das ersatzweise zu fihrende Beschwerdeverfahren gegentbersteht (siehe Vorgabe
3).

Insgesamt wird mit bisher rund 50 Abhilfeverfahren pro Jahr gerechnet. Diese Annahme
beruht auf Hochrechnungen einzelner Angaben aus den Stellungnahmen der Justizmini-
sterien der Lander, welche der Hélfte aller gefiihrten Spruchverfahren (100) entspricht.

Es wird damit gerechnet, dass in einem Abhilfeverfahren nicht samtliche der durchschnitt-
lich 75 im Spruchverfahren Beteiligten an einer Er6ffnung des Abhilfeverfahrens interessiert
sind. Daher wird angenommen, dass 20 Prozent der Beteiligten ein Abhilfeverfahren eroff-
nen wollen, die sich erneut jeweils zur Halfte auf Privatpersonen (Normadressat Blirgerin-
nen und Birger) und Unternehmen (Normadressat Wirtschaft) verteilen. Dies entspricht fir
jedes Abhilfeverfahren und jeden Normadressaten acht Antragsstellern pro Abhilfeverfah-
ren.

Die Abhilfeverfahren werden durch die befassten Landgerichte als aufwandig eingeschatzt,
weshalb auch fur die Antragsseite mit einer hohen Komplexitat der Antragsstellung ausge-
gangen werden kann. Da keine Angaben zum Zeitaufwand bekannt sind, wird mit Hilfe der
Zeitwerttabelle der Biurgerinnen und Birger aus dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstel-
lung des Erfillungsaufwands ein Zeitaufwand in Hohe von etwa 495 Minuten geschétzt
(,Informationen oder Daten aufbereiten’ (hohe Komplexitat; 480 Minuten), ,Schriftstiicke
aufsetzen' (hohe Komplexitat: 10 Minuten), ,Datentbermittlung‘ (mittlere Komplexitat: 5 Mi-
nuten)). Fur alle acht Antragsteller pro Abhilfeverfahren entstand somit bisher ein Aufwand
von 3 960 Minuten.

Fur die Ubermittlung des Antrags werden Portokosten in Héhe von einem Euro pro Fall
erwartet. Bei acht Antragsstellern pro Verfahren ergeben sich hieraus acht Euro Sachkos-
ten pro Verfahren.
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Durch den Wegfall des Abhilfeverfahrens entféllt der bisherige Zeitaufwand von 3 300 Stun-
den (50 Abhilfeverfahren * 3 960 Min.) und Sachkosten von 400 Euro (50 Abhilfeverfahren
* 8 Euro).

Vorgabe 3: Beschwerdeverfahren gegen die Entscheidung nach 8 1 SpruchG; § 12
Abs. 1 Satz 3 SpruchG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand pro | Sachkosten pro | Zeitaufwand (in Sachkosten
Fall (in Minuten) | Fall (in Euro) Stunden) (in Tausend Euro)

50 4.728 8 +3.940 +0,4

Das Beschwerdeverfahren tritt an die Stelle des Abhilfeverfahrens. Da die Beschwerden
kinftig zu begriinden sind, erhéht sich der Aufwand fur das Beschwerdeverfahren.

Es wird erwartet, dass die Anzahl der Beschwerdeverfahren der der bisherigen Abhilfever-
fahren entspricht (50).

Der Zeitaufwand im Abhilfeverfahren wird ibernommen und um den Zeitaufwand, der fur
die neu eingefihrte Begrindungspflicht der Beschwerde verursacht wird, erhoht. Laut Zeit-
werttabelle der Biirgerinnen und Biirger kann fiir die Ubermittlung komplexer Informationen
an die zustandige Stelle ein Aufwand von 96 Minuten angesetzt werden. Insgesamt wird fur
das Beschwerdeverfahren somit ein Zeitaufwand von insgesamt 591 Minuten (495 Minuten
aus dem Abhilfeverfahren zzgl. 96 Minuten fur die Begriindung). Bei ebenfalls acht Antrag-
stellern pro Beschwerdeverfahren ergibt sich ein Zeitaufwand von 4 728 Minuten (rund 79
Stunden).

Die Portokosten von acht Euro pro Verfahren werden ebenfalls vom Abhilfeverfahren tber-
nommen.

Insgesamt verursachen die Beschwerdeverfahren fiir die privaten Antragsteller einen jahr-
lichen Erfullungsaufwand von rund 3 940 Stunden Zeitaufwand (50 Verfahren * 4 728 Mi-
nuten) und 400 Euro Sachkosten (50 Verfahren * 8 Euro).

Die Abschaffung des Abhilfeverfahrens (-3 300 Stunden und -400 Euro) und Starkung des
Beschwerdeverfahrens (+3.940 Stunden und +400 Euro) verursachen im Saldo fur die Bir-
gerinnen und Birger somit einen jahrlichen Mehraufwand von rund 640 Stunden. Dieser ist
auf die Pflicht zur Begriindung der Beschwerde zurtickzuftihren.

b) Erfallungsaufwand der Wirtschaft
aa) Zusammenfassung

Insgesamt andert sich der jahrliche Erfullungsaufwand der Wirtschaft um 5,8 Millionen Euro.
Zum einen geht dieser jahrliche Erflllungsaufwand auf die 1:1 Umsetzung von EU-Recht
(Richtlinie 2019/2121 — UmwRL) zurtick. Zum anderen werden Verfahrensvereinfachungen
etabliert und Anpassungen vorgenommen, die zu einer Harmonisierung beziehungsweise
Gleichsetzung zwischen nationalen und grenziberschreitenden Umwandlungen in Bezug
auf die Rechtsprechung fiihren sollen. Der Erfiillungsaufwand, der durch diese Anderungen
entsteht, ist dem nationalen Bereich zuzuordnen.

Der Erfullungsaufwand ermisst sich im Wesentlichen an den Fallzahlen, die sich im Rah-
men der Vorgaben zwar unterscheiden, aber fur die grenziiberschreitenden Umwandlun-
gen im Grunde auf die ETUI Studie (Cross-border Corporate Mobility Studie), welche vom
BMAS bestatigt wurde, zurtickzufiihren ist. Nach dieser Studie wurden von 2017 bis 2019
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jahrlich circa 65 grenziberschreitende Umwandlungen (Verschmelzungen und Formwech-
sel) vorgenommen. Es kann deshalb davon ausgegangen werden, dass es durch die Har-
monisierung der Verfahrensvorschriften zu einer Verdreifachung der grenziiberschreiten-
den Umwandlungen kommt. Somit ist mit einem Aufkommen von rund 200 Féallen pro Jahr
zu rechnen. 75 % dieser Falle, beziehungsweise 150 in absoluten Zahlen, geht dabei auf
Verschmelzungen zurlick. 25% (50 Félle) sind den grenziiberschreitenden Formwechseln
zuzuschreiben. Alle Fallzahlen, die die grenziberschreitenden Umwandlungen betreffen,
beziehen sich auf diese beiden Fallzahlen, werden aber unter den Gesichtspunkten der Be-
und Entlastung beziehungsweise unter dem Aspekt der sogenannten ,Herein‘- und ,Her-
aus‘-Umwandlungen in Bezug auf die jeweilige Vorgabe angepasst. Fir das weitere Vor-
gehen wird angenommen, dass die Verteilung der jeweiligen Richtung bei jeweils 50% liegt.

Bei grenziiberschreitenden Spaltungen sollte es keine wesentlichen Veranderungen bezie-
hungsweise Abweichungen geben, da die Fallzahl bisher (5 in den letzten 13 Jahren; siehe
Seite 46 der Cross-border Corporate Mobility Studie) zu gering ist, um den Aufwand zu
ermitteln. Auch inlandische Spaltungen sind in dieser Hinsicht nicht aussagekraftig. Dies
lasst sich unter Zuhilfenahme der Stellungnahmen der Lander bestéatigen. Somit kann we-
der eine nennenswerte Be- noch Entlastung ermittelt werden. In diesem Zusammenhang
weist ein befragtes Landesministerium darauf hin, dass Spaltungen eher die Ausnahme
sind, da durch Formwechsel und die Griindung von Tochtergesellschaften eine Spaltung
und der damit verbundene Aufwand, der laut eines weiteren befragten Landesministeriums
wesentlich hoher ist als bei Verschmelzungen, umgangen werden kann.

Im Folgenden wird die Schatzung des Erflllungsaufwands der Wirtschaft fir die einzelnen
Vorgaben dargestellt.

bb) Ubersicht

Rechenweg | Jahrlicher Einmaliger
Paragraph; Bezeich- |- Erfullungs- |Rechenweg - maig
Vor- . I N . Erfillungsauf-
nung der Vorgabe; jahrliche aufwand (in | einmaliger ,
gabe wand (in Tau-
Art der Vorgabe Aufwands- | Tausend Aufwand
i send Euro)
anderung Euro)
8§ 8 Abs. 1 Satz 1
.V.m § 8 Abs. 3
UmwG-E; Erstattung | PersK.: 8
des Verschmel- Verfahren *
1 zungsberichts durch {-660 Minu- | - 0
die Vertretungsor- ten/60 *
gane aller beteiligten | 57,66 Euro
Rechtstrager (ein- pro Stunde;
fach); Informations-
pflicht
§8 Abs. 1 Satz 1 persk.. 1
. Verfahren *
i.V.m § 8 Abs. 3 .
) -2252 Minu-
UmwG-E; Erstattung
ten/60 *
des Verschmel- 58.07 EUro
2 zungsberichts durch ' . |-44 0
) pro Stunde;
die Vertretungsor- )
- SachK.: 1
gane aller beteiligten .
N ) | Verfahren
Rechtstrager (mittel);
. . -41500
Informationspflicht Euro:
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812 Abs. 3i.V.m. §
8 Abs. 3,89 Abs. 2
UmwG-E; Erstattung
der Prifung der Ver- SachK.: 9
schmelzung und des i « |8 0
Prufungsberichts Pgrgoungen.
. - Euro;
durch einen oder
mehrere Sachver-
standige; Weitere
Vorgabe
8§ 72a, 248a .
UmwG-E; Gewah- \P/ersK.. 45?
o erfahren
rung zusatzlicher Ak- .
tien statt Barzuzah- | 500 Minu-
lung bei nicht ange- kit 3.344 0
messenem Um- 58,4 Euro
tauschverhaltnis; pro Stunde;
weitere Vorgabe’ SachK.: 455
Verfahren *
7000 Euro;
88 309, 310i.V.m.
8§ 8 Abs. 3 UmwG-E;
Erstellen und Zu- PersKk.: 14
génglichmachung Verfahren *
des Verschmel- -660 Minu- [ o 0
zungsberichts bei ten/60 *
grenzuberschreiten- |57,66 Euro
den Verschmelzun- | pro Stunde;
gen (einfach); Infor-
mationspflicht
§8 309, 310i.V.m. § |PersK.: 1
8 Abs. 3 UmwG-E; Verfahren *
Erstellen und Zu- -2252 Minu-
géanglichmachung ten/60 *
des Verschmel- 58,07 Euro [ _,, 0
zungsberichts bei pro Stunde;
grenziberschreiten- | SachK.: 1
den Verschmelzun- | Verfahren *
gen (mittel); Informa- |-41500
tionspflicht Euro;
PersK.: 25
88 335 bis 342 und § | Formwech-
345 UmwG-E; sel * 4800
Grenzlberschreiten- | Minuten/60 *
der Formwechsel 58,4 Euro |1.154 0
(Formwechselplan, [ pro Stunde;
Formwechselbericht, | SachK.: 25
Registereintragung); | Formwech-
Informationspflicht sel * 41500
Euro;
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PersK.: 300
Verfahren *
§ 5a SpruchG-E; An- |-1440 Minu-
waltliche Vertre- ten/60 *
8 tungspflicht im 58,4 Euro 1.308 0
Spruchverfahren; pro Stunde;
weitere Vorgabe SachK.: 300
Verfahren *
5760 Euro;
PersK.: -50
Verfahren *
8§12 Abs. 1 7464 Minu-
SpruchG-E; Abschaf- | ten/60 *
9 fung des Abhilfever- |58,4 Euro -364 0
fahrens; weitere Vor- | pro Stunde;
gabe SachK.: -50
Verfahren *
8 Euro;
PersK.: 50
§ 12 Abs. 1 Satz 3 Verfahren *
SpruchG-E; Be- 9384 Minu-
schwerdeverfahren |ten/60 *
10 |gegen die Entschei- |58,4 Euro 457 0
dungnach §1 pro Stunde;
SpruchG; weitere SachK.: 50
Vorgabe Verfahren *
8 Euro;
Summe (in Tausend Euro) 5.790 0
davon aus Informationspflichten (in Tau-
1.053
send Euro)
Summe, 1:1 Umsetzung von EU Recht (in
1.102
Tausend Euro)
Anzahl der Vorgaben 13
davon Informationspflichten 4

Vorgaben 1 und 2 (Informationspflicht): Erstattung des Verschmelzungsberichts
durch die Vertretungsorgane der beteiligten Rechtstrager; 8 8 Abs. 1 Satz 1i.V.m. §

cc) Vorgaben im Einzelnen

8 Abs. 3 UmwG-E

Verénderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz
pro Fall (in | pro Stunde
Minuten) (in Euro)

Sachkosten
pro Fall (in
Euro)

Personalkos-
ten (in Tau-
send Euro)

Sachkosten
(in Tausend
Euro)
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8 (ein- | 660 57.66 0 5 0
fach)
tlel()m't' 2,252 58,07 -41.500 2 42

Anderung des Erfiilllungsaufwands (in Tausend Euro) | -49

Die Anderung des dritten Absatzes von § 8 listet die Ausnahmen auf, in denen ein Rechts-
trager nicht verpflichtet ist, einen Verschmelzungsbericht zu verfassen und den Vertre-
tungsorganen der Anteilsinhaber zur Verfigung zu stellen.

Die Fallzahlen sind auf die bereits erfasste Vorgabe zu § 8 UmwG in OnDEA zuriickzufih-
ren und basieren auf der zusatzlichen Annahme, dass es durch die neu formulierten Aus-
nahmen zu einer Verringerung von jeweils zehn Prozent der Fallzahlen in puncto ,Verfas-
sen eines Verschmelzungsberichtes kommt.

Bei der Ersterfassung des Erflullungsaufwands in § 8 und im Zuge der Nachmessung wurde
eine Segmentierung des Verfahrensprozesses in einfach, mittel und komplex anvisiert, da
sich die Prozesse je nach Beteiligung, Sparte und Gesellschaft als unterschiedlich komplex
herausgestellt haben. In diesem Fall wurde die Segmentierung beibehalten und die Verrin-
gerung der Fallzahlen dementsprechend angerechnet. Daraus ergibt sich fur einfache Ver-
fahren eine Reduzierung von acht Fallen pro Jahr und fur Verfahren von mittlerer Komple-
xitat eine Verringerung von einem Fall pro Jahr. Da komplexe Verfahren recht selten sind
(einmal pro Jahr), kommt es hier zu keiner Verringerung der Fallzahl.

Die Zeitaufwénde und die angesetzten Lohnsatze sind ebenfalls in OnDEA erfasst. Fir die
einfachen Verfahren betragt der geschatzte Zeitaufwand 660 Stunden und der Lohnsatz
pro Stunde 57,66 Euro. Fur Verfahren von mittlerer Komplexitat steigen Zeitaufwand und
Lohnsatz auf 2 252 Minuten und 58,07 Euro pro Stunde.

Sachkosten sind flr einfache Verfahren nicht zu verzeichnen, wahrend fur Verfahren mit
mittlerer Komplexitat Sachkosten im Durchschnitt von 41 500 Euro anfallen.

Unter der Beriicksichtigung, dass zukunftig tendenziell weniger Verschmelzungsberichte
verpflichtend zu verfassen sind, ergibt sich eine Entlastung von jahrlich 49 000 Euro fur die
Rechtstrager. 5 000 Euro (= 8 Verfahren * -660 Minuten/60 * 57,66 Euro pro Stunde) ent-
fallen dabei auf einfache Verfahren und 44 000 Euro auf etwas komplexere Verfahren (= 1
Verfahren * -2 252 Minuten/60 * 58,07 Euro pro Stunde + 1 Verfahren * -41 500 Euro)).

Es ist moglich, dass es durch das Hinzufiigen der Ausnahmen ggf. zu Entlastungen bei den
Anteilsinhabern durch Zeit- und Sachkosten in Form von notariellen Beglaubigungen kom-
men kann, da unter diesen Bedingungen keine beurkundeten Verzichtserklarungen der An-
teilsinhaber zur Verschmelzungsabsicht notwendig werden. Da jedoch der gangige Pro-
zess, inwiefern das Verfassen eines Verschmelzungsberichtes von Seiten der Gesellschaf-
ten als etabliertes Verfahren Anwendung findet und somit das Einholen der notariellen Be-
glaubigungen standardmaRig durchgefihrt wird, unbekannt ist, ist der tatsachliche Wert der
Entlastung, falls es zu einer Verringerung der Fallzahl kommt, fir die Anteilsinhaber nicht
zu quantifizieren. Mit anderen Worten zeigen die Gesellschaften bereits generell kein Inte-
resse, auf den Verschmelzungsbericht zu verzichten, dann féllt tendenziell in Bezug auf
diese Vorgabe auch kein Erfullungsaufwand bei den Anteilsinhabern an. Deshalb kann hier
kein Erflllungsaufwand in Form einer Be- oder Entlastung ermittelt werden.
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Vorgabe 3 (Weitere Vorgabe): Erstattung der Prifung der Verschmelzung und des
Prifungsberichts durch einen oder mehrere Sachverstandige; § 12 Abs. 3i.V.m. § 8
Abs. 3 und § 9 Abs. 2 UmwG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

9 0 0 - 890 -8

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | -8

§ 12 beschreibt die Verpflichtung des Verfassens eines Prifungsberichts im Zuge einer
Verschmelzung. Bisher wurde diese Vorgabe in OnDEA nicht erfasst. Durch die neuen Aus-
nahmeregelungen in 8 8 kommt es jedoch zu einer Entlastung hinsichtlich der Beschatfti-
gung von Sachverstandigen.

Folglich wird auch die Fallzahl durch die Ausnahmeregelungen in § 8 determiniert. Anstatt
einer Segmentierung (siehe Vorgabe 1) bietet sich hier jedoch eine Gewichtung einfacher
und mittel komplexerer Verfahren an, um den Erfullungsaufwand zu ermitteln.

Die Sachkosten errechnen sich auf Grundlage der Zeitwerttabelle flr Vorgaben der Verwal-
tung und den Lohnkosten fiir einen Sachverstandigen.

Bertcksichtigt werden in diesem Zusammenhang die Standardaktivitaten ,3 Formelle Pri-
fung®, ,4 Eingang bestatigen und Einholen fehlender Daten®, ,5 Inhaltliche Priifung, Daten
erfassen” und ,11 AbschlieRende Informationen aufbereiten, Bescheid erstellen“. Unter-
schiede ergeben sich hierbei aufgrund der Komplexitat der Verfahren. Fir einfache Verfah-
ren werden die folgenden Zeitwerte in Minuten (nach eben genannter Reihenfolge) ange-
nommen: 30+10+60+480 (= 580 Minuten). FiUr Verfahren mittlerer Komplexitat:
90+20+792+480 (= 1382 Minuten). Um der Haufigkeit der einfachen Verfahren im Vergleich
zum hohen Zeitaufwand fur Verfahren mittlerer Komplexitdt Rechnung zu tragen, bietet sich
die Gewichtung des Zeitaufwands in Bezug auf die Fallzahlen an (669 Minuten = (580 Mi-
nuten*8 Verfahren+1382 Minuten* 1 Verfahren) / 9 Gesamtverfahren). Es kann also ange-
nommen werden, dass Sachverstandige 669 Minuten brauchen, um die Verschmelzung zu
prufen und einen Prifungsbericht zu verfassen.

Unter gegebenen Umstanden kénnen sich die Lohnkosten bei der Verpflichtung eines
Sachverstandigen wesentlich voneinander unterscheiden, denn je nach Qualifikation, Spe-
zifizierung und (Nicht-)Beschéftigung unter JVEG (Gesetz uber die Vergitung von Sach-
verstandigen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Ubersetzerinnen und Ubersetzern sowie
die Entschadigung von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen,
Zeugen und Dritten) des sachverstandigen Prifers kann der Lohnsatz zwischen 65 Euro
bis 180 Euro variieren. Bei einem reellen Stundenlohn von 80 Euro die Stunde und unter
Berucksichtigung des gewichteten Zeitaufwandes waren dies rund 890 pro Fall (669 Minu-
ten/60 * 80 Euro pro Stunde).

Weitere Sachkosten fallen aufgrund der Moglichkeit einer elektronischen Ubermittlung nicht
an.

Durch diese Vorgabe kann die Wirtschaft eine Entlastung von rund 8 000 Euro (= 9 Prufun-
gen * -890 Euro) jahrlich verzeichnen.

Vorgabe 4 (Weitere Vorgabe): Gewahrung zusatzlicher Aktien statt Barzuzahlung bei
nicht angemessenem Umtauschverhéltnis; 8 72a und § 248a UmwG-E



-63 -

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:
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Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

455 360 58,40 7 000 +159 +3 185

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | +3 344

§ 72a ermdglicht der ibernehmenden Kapitalgesellschaft, ein angemessenes Umtausch-
verhaltnis auf Grundlage von zusatzlichen Aktien statt barer Zuzahlung herzustellen, um
die Liquiditat bei Verschmelzungen zu gewahrleisten. § 248a erweitert diese Moglichkeit im
Rahmen eines Formwechsels hin zu einer Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft
auf Aktien.

Laut eines befragten Expertengremiums ist davon auszugehen, dass das Verfahren nach
§ 72a stark in Anspruch genommen wird. Abhangig davon, ob die Gesellschaft eigene Ak-
tien besitzt (Fall 1) oder eine Kapitalerhbhung zur Gewahrung zusatzlicher Aktien erforder-
lich ist (Fall 2), entstehen im Einzelfall erhebliche Mehrkosten. Der personelle Mehraufwand
im ersten Fall dirfte vernachlassigbar gering sein. Fur den zweiten Fall gilt es zu unter-
scheiden, ob das Kapital fir eine Kapitalerhéhung bereits genehmigt worden ist und
dadurch im Handelsregister angemeldet werden kann (a) oder, ob diese Uber eine Haupt-
versammlung beschlossen werden muss (b).

Zu (a) kann ein Personalaufwand von etwa 500 Euro pro Fall geschatzt werden. Dem liegt
die Annahme zugrunde, dass den Vorstandsmitgliedern ein Zeitaufwand von insgesamt 8,5
Stunden entsteht und der Lohnkostensatz des hohen Qualifikationsniveaus der Gesamt-
wirtschaft (58,40 Euro pro Stunde) angesetzt werden kann. Hinzu kommen Sachkosten in
Hohe von rund 9 000 Euro pro Fall, die vor allem auf das Hinzuziehen von Rechtsberatern
zurtickzufiihren sind.

Bei (b) ist zu bertcksichtigen, ob es sich um eine ordentliche oder eine auf3erordentliche
Hauptversammlung handelt. Kommt es zu letzterer, entstehen fiir die Vor- und Nachberei-
tungen der Versammlung Personalkosten von rund 1 000 Euro (Zeitaufwand von insgesamt
sieben Stunden fiur die Vorstandsmitglieder und 17 Stunden fir Mitarbeitende der Gesell-
schaft bei einem gewichteten Lohnkostensatz von 41,12 Euro pro Stunde) und Sachkosten
von rund 8 000 Euro (Sachkosten fur das Hinzuziehen von Rechtsberatern). Ergdnzend
dazu schatzt das Expertengremium einen Aufwand fir alle Beteiligten von rund 88 000 Euro
fur die Durchfuhrung der Hauptversammlung. Erfolgt der Beschluss im Rahmen einer or-
dentlichen Sitzung, ist der Erfullungsaufwand fur die Vorbereitung und Durchfiihrung der
Versammlung in Verbindung mit der vorliegenden Gesetzesénderung nicht zu bertcksich-
tigen. Somit betragt die Erfuillungsaufwandséanderung rund 8 300 Euro, wobei rund 300 Euro
den Personalkosten aufgrund eines Zeitaufwands von 4,5 Stunden fur die Vorstandsmit-
glieder anzurechnen sind.

60 Prozent der Falle entfallen auf Option (a), und jeweils 20 Prozent auf Fall 1 beziehungs-
weise Option (b).

Ferner kann nicht eingeschatzt werden, wie haufig eine aul3erordentliche Sitzung unter Be-
ricksichtigung des § 72a UmwG einberufen werden muss. Fir das weitere Vorgehen wird
deshalb von einer Einzelfallannahme ausgegangen. Dementsprechend wird nur die Nach-
bereitung fiir die Erflllungsaufwandsschatzung berticksichtigt.
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Entsprechend der Verteilung der unterschiedlichen Varianten liegen die gewichteten Ein-
zelparameter fur den Zeitaufwand bei rund 6 Stunden (0 Stunden * 0,2 (Fall 1) + 8,5 Stun-
den * 0,6 (a) + 4,5 Stunden * 0,2 (b)) und die Sachkosten bei rund 7 000 Euro (0 Euro*0,2
(Fall 1) + 9 000 Euro * 0,6 (a) + 8 000 Euro * 0,2 (b)).

Eine aktuelle GroRRenordnung der jahrlich sich verschmelzenden Unternehmen unter Betei-
ligung einer Aktiengesellschaft (AG), einer Kommanditgesellschaft (KG) oder einer Europa-
ischen Gesellschaft (SE) ist nicht bekannt. Basierend auf der Drucksache zum dritten Ge-
setz zur Anderung des Umwandlungsgesetzes (siehe BT-Drs. 17/3122) z&hlten im Jahr
2005 etwa 650 Verfahren dazu. Diese GrolRenordnung wird fur das vorliegende Vorhaben
ebenso angesetzt. Weiter wird angenommen, dass sich etwa 30 Prozent fur eine Barabfin-
dung entscheiden und somit keine Aufwandsanderung erfahren.

Dadurch entsteht insgesamt ein jahrlicher Erfullungsaufwand von rund 3,3 Millionen Euro.
Davon zahlen rund 159 000 Euro zu den Personalkosten und rund 3,2 Millionen Euro zu
den Sachkosten (650 Verfahren * 0,7 * 58,40 Euro pro Stunde * 360 Minuten + 650 Verfah-
ren* 0,7 * 7 000 Euro).

Eine wesentliche Anderung der Anzahl der Spruchverfahren durch die Anderung des § 72a
beziehungsweise § 248a wird nicht angenommen. 8 1 Nr. 4 SpruchG erféhrt demnach keine
wesentliche Erfullungsaufwandsanderung.

Vorgaben 5 und 6 (Informationspflicht): Erstellung und Zuganglichmachung des Ver-
schmelzungsberichts; § 309 und § 310 UmwG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

14 (ein- | g6 57,66 0 -9 0

fach)

tlel) (Mit- | 5 257 58,07 ~41 500 2 42

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | -53

Die Paragrafen § 309 und § 310 werden auf Basis von § 122e UmwG neu verfasst. GemaRi
§ 309 werden die Inhalte des Verschmelzungsberichts neu geregelt. So missen zuktinftige
Verschmelzungsberichte im Rahmen grenziberschreitender Verschmelzungen einen an-
teilsinhaberspezifischen und einen arbeitnehmerspezifischen Abschnitt zum Schutze be-
ziehungsweise fur Informationszwecke der Adressaten enthalten. Mit Bezug auf § 8 Abs. 3
und 8 307 Abs. 3 werden Ausnahmen der (teilweisen) Entbehrlichkeit in puncto Berichter-
stattung formuliert. § 310 regelt die zukiinftigen Modalitaten der elektronischen Zugénglich-
machung.

Wie oben erlautert, liegt die Grundfallzahl bei 150 grenziiberschreitende Verschmelzungen
jahrlich. Ebenso wie bei inlandischen Verschmelzungsberichten (siehe Vorgabe 1), kann
auch hier davon ausgegangen werden, dass Verfahren einer unterschiedlichen Komplexitat
unterliegen. Da Vergleichswerte fehlen, wird in diesem Zusammenhang von einem gleichen
Prozentanteil bei der Verteilung ausgegangen. Daraus ergeben sich folgende Fallzahlen:

— Einfache Verfahren: 135 Falle

— Mittlere Verfahren: 14 Falle
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— Komplexe Verfahren: 1 Fall

Geht man ferner davon aus, dass es auch hier zu einer Verringerung der Fallzahlen durch
zahlreiche Ausnahmenregelungen (8 8 Abs. 3 und § 307 Abs. 3) bei 10% der Verschmel-
zungen kommt, dann verringern sich die Fallzahlen bei einfachen Verfahren um 14 Falle,
bei mittleren Verfahren um einen Fall und bei komplexen Verfahren andert sich nichts. Auch
sollten sich Zeitaufwand und Personalkosten sich nicht sonderlich unterscheiden von nati-
onalen Verschmelzungsvorhaben, obgleich davon ausgegangen werden kann, dass ggf.
Dokumente in verschiedene Sprachen, zumindest aber ins Englische, Ubersetzt werden
mussen. Da die Verschmelzungsberichte jedoch priméar den eigenen Anteilsinhabern und
den Betriebsraten beziehungsweise den Arbeitnehmern der Gesellschaft als Informations-
grundlage zur Verfigung gestellt werden soll, sollte sich jedoch in dieser Hinsicht nichts
sonderlich viel &ndern, zumal sowohl Arbeitnehmer als auch Anteilsinhaber anderer Natio-
nalitat sein kénnen.

Somit ist anzunehmen, dass es zu einer jahrlichen Entlastung von insgesamt rund 70 000
Euro (= 14 Verfahren* -660 Minuten/60 * 57,66 Euro pro Stunde + 1 Verfahren * -2 252
Minuten/60 * 58,07 Euro pro Stunde +1 Verfahren * -41 500 Euro) kommt.

Vorgabe 7 (Informationspflicht): Grenziiberschreitender Formwechsel (Formwech-
selplan, Formwechselbericht, Registereintragung); 88 335 bis 342 und § 345 UmwG-
E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

25 4 800 58,40 41 500 +117 +1 038

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | +1 154

Der dritte Teil des Umwandlungsgesetzes klart das Vorgehen beim grenziiberschreitenden
Formwechsel. Fir ein solches Vorhaben fehlte lange Zeit die gesetzliche Grundlage und
wurde durch die neue Richtlinie Uber grenziiberschreitende Umwandlungen (Richtlinie (EU)
2019/2121), welche am 01. Januar 2020 in Kraft getreten ist, geregelt. Nun folgt die Um-
setzung in nationales Recht. Dadurch soll eine analoge Anwendung der Vorschriften tber
die grenziiberschreitende Verschmelzung geschaffen werden. Etwaige Umwege der
Grenzuberschreitung durch die Aufldsung und Neugriindung einer Gesellschaft sollen kinf-
tig auch nicht mehr notwendig sein.

Durch die Anpassung des Procedere entsteht den Gesellschaften beim grenziiberschrei-
tenden Formwechsel Erflillungsaufwand durch die Umsetzung der nun auferlegten Pflich-
ten. Grundsatzlich wird dabei eine jahrliche Belastung erwartet, obwohl angenommen wer-
den kann, dass einzelne Prozesse und Auflagen bereits bisher erfllt worden sind und zu
keiner Anderung in den Gesellschaften fuhrt, da sich durch die Harmonisierung der Mehr-
aufwand in Grenzen halt.

Gesetzlich festgesetzt werden demnach das Erstellen eines Formwechselplans und eines
Formwechselberichts, sowie das Einreichen dieser beim zustédndigen Registergericht —
hiervon betroffen sind die sogenannten ,Heraus“-Umwandlungen — und die Anmeldung zur
Eintragung in das fur die Rechtsform mafigebende Register. Zu letzterem zahlen die soge-
nannten ,Herein“-Umwandlungen.

Die Fallzahl beider Richtungen wird, wie bereits einleitend ausgefiihrt, auf 25 pro Jahr ge-
schatzt.
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Hinsichtlich Zeitaufwandsanderung kénnen keine validen Aussagen getroffen werden, da
sich nun gesetzlich festgelegte Verfahrensschritte mit den aktuell praktizierten Prozessen
decken kdnnten. Somit wéren teilweise Sowieso-Aufwande anzunehmen. Vor allem auch
deshalb, da die deutsche Literatur und Rechtsprechung zeigen, dass §8§ 190 ff. (inlandische
Formwechsel) bei grenziiberschreitenden Umwandlungen Anwendung fand.?

Fur das weitere Vorgehen werden fir das Erstellen des Formwechselplans (§ 335) und des
Formwechselberichts (8§ 337), sowie deren Beglaubigung (8§ 335 Abs. 3), Bekanntmachung
(8 336), Priufung (8 338) und Anmeldung (8 342) ein Zeitaufwand von insgesamt zwei Ar-
beitswochen ausgegangen (4 800 Minuten). Davon wird angenommen, dass eine Arbeits-
woche auf die Tatigkeiten in Verbindung mit dem Formwechselplan und eine Arbeitswoche
in Verbindung mit dem Formwechselbericht fallt. Das Einreichen der Dokumente beim Re-
gistergericht (8 345) durfte keine wesentlichen weiteren Zeitaufwande verursachen.

Der Zeitwert entspricht dabei in etwa dem doppelten Aufwand, der im Zusammenhang mit
der Vorgabe ,Erstattung des Verschmelzungsberichts durch die Vertretungsorgane aller
beteiligten Rechtstrager” (siche OnDEA (Online-Datenbank des Erfullungsaufwands); id-ip
2011122909541710) erfasst ist. Da in der genannten Vorgabe nur der Verschmelzungsbe-
richt genannt ist, ist der nun angenommene Zeitaufwand fiir das Vorgehen beim grenzuber-
schreitenden Formwechsel plausibel.

Die Sachkosten in Hohe von rund 41 500 Euro werden von der zuvor genannten Vorgabe
tbernommen und stellen die durchschnittlichen Kosten in Verbindung mit der Erstellung
eines Verschmelzungsberichts dar. Fur die Erstellung, Prifung und notarielle Beglaubigung
ist es naheliegend, dass beim grenziberschreitenden Formwechsel Kosten in einer ahnli-
chen GrofRenordnung entstehen werden, die derzeit noch nicht angefallen sind.

Der Lohnkostensatz wird mit 58,40 Euro pro Stunde beziffert. Dieser entspricht dem hohen
Qualifikationsniveau der Gesamtwirtschaft (A-S ohne O).

Der jahrliche Erfullungsaufwand &ndert sich dadurch um rund +1,2 Millionen Euro. Davon
fallen rund +117 000 Euro auf Personalkosten und rund +1 Million Euro auf Sachkosten (25
grenzuberschreitende Formwechsel * 4 800 Minuten/60 * 58,40 Euro pro Stunde + 25
grenziiberschreitende Formwechsel * 41 500 Euro).

Vorgabe 8 (Weitere Vorgabe): Anwaltliche Vertretungspflicht im Spruchverfahren;
§ 5a SpruchG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

300 -1.440 58,40 5.760 -420 +1.728

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | +1.308

Fur Unternehmer, die bisher in Spruchverfahren nicht anwaltlich vertreten waren, ergibt sich
durch die Inanspruchnahme eines Rechtsanwalts ein Anstieg der Sachkosten. Dem gegen-
Uiber stehen Entlastungen bei den Personalkosten, da durch die Verlagerung zum Rechts-
anwalt der tberwiegende Aufwand fur das Spruchverfahren nicht mehr im Unternehmen in
Form von Personalkosten anféllt.

2 Vergleiche ,Neues zum sog. ,Herausformwechsel: Analoge Anwendung der Vorschriften furr grenziiberschrei-
tende Verschmelzungen nach §§ 122a ff. UmwG*; PwC Legal Deutschland vom 26. Juni 2020, abrufbar unter
https://www.pwclegal.de/corporate/neues-zum-sog-herausformwechsel-analoge-anwendung-der-vorschriften-
fuer-grenzueberschreitende-verschmelzungen-nach-%C2%A7%C2%A7-122a-ff-umwg/; zuletzt aufgerufen am
27. Mai 2022.
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Wie fur Vorgabe 1 der Birgerinnen und Birger hergeleitet, ist mit 300 Rechtsanwalten zu
rechnen, die kiinftig von den Unternehmen beauftragt werden. Entsprechend den Ausfih-
rungen fur die Burgerinnen und Birger werden fir die Inanspruchnahme des Rechtsanwalts
pro Fall Sachkosten in Héhe von 5 760 Euro angenommen. Im Gegenzug entfallt fir die
Unternehmen ein Zeitaufwand von drei Arbeitstagen (24 Stunden). Fur die Berechnung des
Erflllungsaufwands wird ein Lohnsatz von 58,40 Euro pro Stunde angenommen, was den
Lohnsatz von Beschaftigten mit hohem Qualifikationsniveau der Gesamtwirtschaft ent-
spricht.

Insgesamt entsteht der Wirtschaft durch die anwaltliche Vertretungspflicht ein Mehraufwand
von rund 1,3 Millionen Euro, die sich aus +1,7 Millionen Euro Sachkosten (300 Verfahren *
5 760 Euro) und -420 Tausend Euro Personalkosten (300 Verfahren * -1 440 Min. / 60 *
58,40 Euro pro Stunde) ergeben.

Vorgabe 9 (Weitere Vorgabe): Abschaffung des Abhilfeverfahrens; § 12 Abs. 1
SpruchG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

-50 7.464 58,40 8 -363 -0,4

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | -364

Entsprechend Vorgabe 2 der Birgerinnen und Birger wird davon ausgegangen, dass bis-
her pro Jahr 50 Abhilfeverfahren stattgefunden haben. Der hierbei entstandene Aufwand
wirkt sich durch den Wegfall des Abhilfeverfahrens als Entlastung fur die Wirtschaft aus.
Diese Entlastung steht wiederrum der Mehraufwand durch das Fihren des Beschwerde-
verfahrens gegentiber (siehe Vorgabe 10).

Es wird geschétzt, dass fir jedes der betroffenen Unternehmen bisher ein Zeitaufwand von
933 Minuten entstanden ist (ca. 15,5 Stunden). Dieser Aufwand wurde mithilfe der Zeitwert-
tabelle der Wirtschaft geschatzt:

—  Uberprufen der Daten: 60 Min.
— Interne Sitzungen: 600 Min.
— Aufbereiten der Daten: 268 Min.
—  Datentbermittlung: 5 Min.

Da pro Abhilfeverfahren schatzungsweise acht Unternehmen beteiligt sind, erhéht sich der
gesamte Aufwand pro Fall auf 7 464 Minuten (ca. 124 Stunden).

Fur die Ubermittlung des Antrags werden Portokosten in Héhe von einem Euro pro Fall
erwartet. Bei acht Antragsstellern pro Verfahren ergeben sich hieraus acht Euro Sachkos-
ten.

Mit einem Lohnsatz von 58,40 Euro pro Stunde ergibt sich insgesamt eine Entlastung von
618 000 Euro jahrlich (davon rund -364 Tausend Euro Personalkosten (-50 Verfahren * 7
464 Min. / 60 * 58,40 Euro pro Stunde) und rund -400 Euro Sachkosten (-50 Verfahren * 8
Euro)).
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Vorgabe 10 (Weitere Vorgabe): Beschwerdeverfahren gegen die Entscheidung nach
8 1 SpruchG; § 12 Abs. 1 Satz 3 SpruchG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

50 9.384 58,40 8 +457 +0,4

Anderung des Erfiilllungsaufwands (in Tausend Euro) | +457

Fir das ersatzweise fur das Abhilfeverfahren zu fihrende Beschwerdeverfahren entsteht
der Wirtschaft Erfullungsaufwand.

Es wird erneut eine Fallzahl von 50 Beschwerdeverfahren pro Jahr mit jeweils acht betei-
ligten Unternehmen ausgegangen. Vergleichbar zur entsprechenden Vorgabe der Burge-
rinnen und Burger wird der bisherige Zeitaufwand aus dem Abhilfeverfahren (ilbernommen
und um den Zeitaufwand, der fir die Begriindung der Beschwerde verursacht wird, erhéht.
Laut Zeitwerttabelle der Wirtschaft kann fur die Durchfiihrung komplexer Verfahren ein Auf-
wand von 240 Minuten angesetzt werden. Insgesamt wird fir das Beschwerdeverfahren
somit ein Zeitaufwand von 1 173 Minuten angesetzt (933 Minuten aus dem Abhilfeverfahren
zzgl. 240 Minuten fir die zu erstellende Begrindung). Bei acht Antragstellern pro Be-
schwerdeverfahren ergibt sich daraus ein Zeitaufwand von 9 384 Minuten (rund 156 Stun-
den).

Zuzulglich acht Euro Portokosten pro Verfahren ergibt sich durch das Beschwerdeverfahren
ein jahrlicher Mehraufwand von rund 457 Tausend Euro. (davon rund 457 TausendTausend
Euro Personalkosten (50 Verfahren * 9.384 Min. / 60 * 58,40 Euro pro Stunde) und rund
400 Euro Sachkosten (50 Verfahren * 8 Euro)).

Die Abschaffung des Abhilfeverfahrens (-364 TausendTausend Euro) und Starkung des
Beschwerdeverfahrens (+457 Tausend Euro) verursachen im Saldo fir die Wirtschaft somit
einen Mehraufwand von rund 93 Tausend Euro. Dieser ist auf die Pflicht zur Begriindung
der Beschwerde zurtickzufiihren.

c) Erfillungsaufwand Verwaltung

aa) Ubersicht

Jahrlicher Elnil-
Paragraph; Erfiil- Rechen- jger
Bezeichnung weg - Erful-
Vor- > | Rechenweg - lungsauf- | . ,
der Vorgabe; |.., . ; . einmali- | lungsauf-
gabe jahrliche Aufwandsénderung |wand (in .
Verwaltungs- ger Auf- |wand (in
Tausend
ebene wand Tausend
Euro)
Euro)
§_316 UmwG- 1 50rsk.: 75 Verschmelzungs-
E; Verschmel- - . )
1 zungsbeschei- bescheinigung * 45 Minu- 2 0
) i ten/60 * 43,8 Euro pro Stunde;
nigung; Land
2 § 317 UmwG- |PersK.: 4 Verfahren * 573 Mi- |go 0
E; Informati- nuten/60 * 43,8 Euro pro




onsbeschaf-
fung des Re-
gistergerichts
bei grenziber-
schreitenden
Verschmelzun-
gen; Land
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Stunde; SachK.: 4 Verfahren *
20000 Euro;
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8 343 UmwG-
E; Formwech-
selbescheini-
gung; Land

PersK.: 25 Formwechselbe-
scheinigung * 190 Minuten/60
* 43,8 Euro pro Stunde;

8 344 UmwG-
E; Informati-
onsbeschaf-
fung des Re-
gistergerichts
beim grenz-
Uberschreiten-
den Form-
wechsel; Land

PersK.: 1 Verfahren * 573 Mi-
nuten/60 * 43,8 Euro pro
Stunde; SachK.: 1 Verfahren *
20000 Euro;

20

8 345 UmwG-
E; Eintragung
des Herein-
formwechsel-
Hereinform-
wechsels;
Land

PersK.: 25 Hereinformwech-
selHereinformwechsel * 155
Minuten/60 * 43,8 Euro pro
Stunde;

8§ 308, 323
und 336
UmwG-E; In-
formations-
technische An-
passung (ein-
maliger Auf-
wand der Lan-
desverwaltun-
gen); Land

SachK.: 1
Anpas-
sung *
3000000
Euro;

3.000

Summe (in Tausend Euro) 111 3.000

davon auf Bundesebene (in Tausend Euro) 0 0

davon aus Landesebene (in Tausend Euro) 111 3.000

Anzahl der Vorgaben 8

bb) Vorgaben im Einzelnen
Vorgabe 1: Verschmelzungsbescheinigung; § 316 UmwG-E

Veré&nderung des jahrlichen Erfullungsaufwands der Lander:
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Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)
75 45 43,80 +2
Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | +2

Zur Eintragung in das Register prifen die Registergerichte bei grenziiberschreitenden Ver-
schmelzungen die Voraussetzungen der Ubertragenden Gesellschaft gemaf § 316. Diese
Pflicht besteht weitestgehend bereits durch § 122k UmwG. Durch die Umsetzung der Ges-
RRL wird die Pflicht durch das Einfiihren zusatzlicher Prifmodalitaten ergéanzt, wodurch fir
die Registergerichte ein zusatzlicher Zeitaufwand erwartet wird.

Nach Einschatzung einzelner befragter Verwaltungsstellen, ist der Zeitaufwand stark vom
Einzelfall abhangig und wird insbesondere durch Missbrauchspriifungen beeinflusst. Im
Median kann aber von einer Zeitaufwandsanderung von 45 Minuten pro Fall ausgegangen
werden.

Wie eingangs aufgefihrt, wird eine Fallzahl von 75 Verfahren pro Jahr angesetzt.

Nach Berucksichtigung des durchschnittlichen Lohnkostensatzes auf Landesebene in Hohe
von 43,80 Euro pro Stunde, ist mit einer jahrlichen Erfullungsaufwandsanderung von rund
+2 000 Euro zu rechnen (75 Verschmelzungsbescheinigungen * 45 Minuten /60 * 43,80
Euro pro Stunde).

Vorgabe 2: Informationsbeschaffung des Registergerichts bei grenziiberschreiten-
den Verschmelzungen; 8 317 UmwG-E

Veréanderung des jahrlichen Erfullungsaufwands der Lander:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

4 573 43,80 20 000 +2 +80

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | +82

Gemal § 317 werden Informationsbeschaffungsmoglichkeiten fir die Registergerichte ein-
gefuhrt. Sofern Anhaltspunkte fur die Verfolgung missbrauchlicher Zwecke vorliegen, kann
dadurch auf eine breitere Grundlage fur die Erteilung einer Verschmelzungsbescheinigung
zurickgegriffen werden.

Laut Rickmeldung einzelner befragter Verwaltungsstellen wird davon ausgegangen, dass
eine zusatzliche Informationsbeschaffung nicht den Regelfall beim Ausstellen einer Ver-
schmelzungsbescheinigung beschreibt. Die jahrliche Fallzahl wird deshalb auf finf Prozent
der in Vorgabe 1 angesetzten Fallzahl geschatzt (75 Verfahren*0,05 = 4 Verfahren pro
Jahr).

Kommt es jedoch zur Austibung der in diesem Paragraf vorgegebenen Mdglichkeiten, er-
geben sich vermutlich hohe Einzelfallkosten, die vor allem durch das Hinzuziehen von
Sachverstandige erheblich ausfallen kénnten. Anhand der Rickmeldungen kann fur die
dadurch entstehenden Sachkosten ein oberes Quartil von etwa 20 000 Euro errechnet wer-
den, welches fir das weitere Vorgehen zugrunde gelegt wird.
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Hinzu kommen Zeitaufwénde, die durch die komplexe Beteiligung weiterer Stellen entste-
hen. Der Zeitaufwand wird entsprechend der Standardaktivitat ,Beraten, Vorgesprache fuh-
ren“ auf 573 Minuten pro Fall geschatzt.

Nach Berticksichtigung des durchschnittlichen Lohnkostensatzes auf Landesebene in Hohe
von 43,80 Euro pro Stunde, ist mit einer jahrlichen Erfullungsaufwandsanderung von rund
+82 000 Euro zu rechnen. Davon fallen rund +2 000 Euro auf Personalkosten und rund +80
000 Euro auf Sachkosten (4 Verfahren * 573 Minuten /60 * 43,80 Euro pro Stunde + 4
Verfahren * 20 000 Euro).

Vorgabe 3: Formwechselbescheinigung; § 343 UmwG-E

Verédnderung des jahrlichen Erfullungsaufwands der Lander:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

25 190 43,80 +3

Anderung des Erfullungsaufwands (in Tausend Euro) | +3

Im Gegensatz zur Verschmelzungsbescheinigung (vgl. Vorgabe 1), ist eine Formwechsel-
bescheinigung gemaf § 343 bisher nicht gesetzlich festgelegt. Demnach gilt nach deut-
schem Gesetz kinftig, dass Registergerichte die Anmeldung zur vorlaufigen Eintragung
des grenziberschreitenden ,Herausformwechsels® durch eine formwechselnde Gesell-
schaft vornehmen muissen.

Da sich das geplante Vorgehen an den derzeitigen Aufwanden bei Verschmelzungsbe-
scheinigungen orientiert, kann der derzeit dafiir anfallende Zeitaufwand angesetzt werden.
Inklusive der Zeitaufwandsanderung durch 8§ 316 bei Verschmelzungen von 45 Minuten,
schatzten die befragten Landesstellen im Mittel insgesamt etwa 190 Minuten.

Nach Berticksichtigung des durchschnittlichen Lohnkostensatzes auf Landesebene in Hohe
von 43,80 Euro pro Stunde und der eingangs hergeleiteten Fallzahl von 25, ist mit einer
jahrlichen Erfullungsaufwandséanderung von rund +3 000 Euro zu rechnen (25 Formwech-
selbescheinigungen * 190 Minuten /60 * 43,80 Euro pro Stunde).

Vorgabe 4: Informationsbeschaffung des Registergerichts beim grenziberschreiten-
den Formwechsel; § 344 UmwG-E

Veré&nderung des jahrlichen Erfullungsaufwands der Lander:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

1 573 43,80 20 000 <1 +20

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | +20

Gemald § 344 werden Informationsbeschaffungsmaoglichkeiten fur die Registergerichte
auch beim grenziberschreitenden Formwechsel eingefuhrt. Die entspricht inhaltlich den
Ausfihrungen unter Vorgabe 2, weshalb auf die dortigen Ausfuihrungen, Parameter und
Annahmen verwiesen wird.
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Ausgehend von den in Vorgabe 3 getroffenen Annahmen ist deshalb mit einem Fall pro
Jahr zu rechnen (= 25 Verfahren*0,05).

Entsprechend betragt der jahrliche Erfillungsaufwand rund +20 000 Euro, welcher Grol3-
teils auf Sachkosten zurtickzufiihren ist (1 Verfahren * 573 Minuten /60 * 43,80 Euro pro
Stunde + 1 Verfahren * 20 000 Euro).

Vorgabe 5: Eintragung des Hereinformwechsels; § 345 UmwG-E

Verédnderung des jahrlichen Erfullungsaufwands der Lander:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

25 155 43,80 +3

Anderung des Erfullungsaufwands (in Tausend Euro) | +3

Spiegelbildlich zu Vorgabe 3 prift das Registergericht die von den Hereinformwechselnden
Gesellschaften eingereichten Unterlagen und nimmt die Eintragung in das fir die Rechts-
form malRgebende Register vor.

Die Fallzahl ist hierzu mit Vorgabe 7 der Wirtschaft zu spiegeln. Bezliglich des Zeitaufwands
liegen keine einschlagigen Informationen zum Verwaltungsaufwand vor. Dieser wird des-
halb anhand der Zeitwerttabelle der Verwaltung auf 155 Minuten geschétzt (Standardakti-
vitaten: ,Formelle Prifung, ,Daten sichten’ (90 Minuten), ,Eingang bestatigen‘ (5 Minuten),
,Bescheid erstellen’ (60 Minuten)). Der Zeitaufwand entspricht dadurch auch in etwa dem
Aufwand des Registergerichts des Staates, welches die fir die Eintragung ins Register not-
wendige Formwechselbescheinigung ausstellt (siehe Vorgabe 5).

Nach Berlicksichtigung des durchschnittlichen Lohnkostensatzes auf Landesebene in Hohe
von 43,80 Euro pro Stunde, ist mit einer jahrlichen Erfullungsaufwandsanderung von rund
+3 000 Euro zu rechnen (25 Hereinformwechsel * 155 Minuten /60 * 43,80 Euro pro
Stunde).

Vorgabe 6: Informationstechnische Anpassung (einmaliger Aufwand der Landesver-
waltungen); 88 308, 323 und 336 UmwG-E

Einmaliger Erfullungsaufwand der Lander:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

1 3 000 000 3000

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | 3 000

Durch die Anpassungen des Umwandlungsgesetzes und die Harmonisierung der Prozesse,
wird es laut Riickmeldungen der zustéandigen Verwaltungsstellen notwendig sein, die Fach-
verfahren anzupassen. Betroffen sind hierbei die Fachverfahren RegisSTAR, AuRegis und
AUREG. Erforderlich sind zudem Anpassungen im gemeinsamen Registerportal der Lander
sowie im Business Register Interconntextes System (BRIS).

Dies ist notwendig, um die von der Gesellschaft einzureichenden Umwandlungspléne ge-
mal den 88 308, 323 und 336 Uber das Europaische Justizportal zur Verfugung stellen zu
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kénnen und um die Registerbekanntmachungen mit den in 88 308, 323 und 336 vorgege-
ben Inhalten zu ergénzen. Zuziglich der neuer Textvorlagen und der Erweiterung der
Schnittstellen zum Register Service Bus (RSB) ergibt sich grob geschéatzt ein einmaliger
Erfullungsaufwand von rund 3 Millionen Euro. Da dieser Aufwand von den Verwaltungsstel-
len finanziert wird und an einer zentralen Stelle fir alle Verwender programmiert wird, wer-
den die Kosten als Sachkosten ausgewiesen.

5. Weitere Kosten

a) Ubersicht

§ 2 Abs. 3
SpruchG-E;
Zustandig-
keitskonzent- |PersK.: -5 Spruchverfahren *
ration far 450 Minuten/60 * 65,2 Euro | 4
Spruchverfah- |pro Stunde; SachK.: -5
ren bei der Spruchverfahren * 75 Euro;
Kammer fur
Handelssa-
chen; Land
§ 5a SpruchG-
\E/’eﬁpg,;ﬁ:gg]e P(_ersK.: 600 Antragsteller * -60
S Minuten/60 * 65,2 Euro pro -39
pflicht im Stunde:
Spruchverfah- '
ren; Land
g;rié]bé : }Ab— PersK.: -_50 Abhilfeverfahren *
: 10626 Minuten/60 * 65,2 Euro
schaffung des de: SachK - -50 Abhil- -578
Abhilfeverfah- [Pro Stunde: Sachit. -
. everfahren * 15 Euro;
rens; Land
§12 Abs. 1
Satz 3
SpruchG-E; PersK.: 50 Beschwerdever-
Beschwerde- |fahren * 13002 Minuten/60 *
verfahren ge- | 65,2 Euro pro Stunde; 707
gen die Ent- SachK.: 50 Beschwerdever-
scheidung fahren * 15 Euro;
nach § 1
SpruchG; Land
Summe (in Tausend Euro) 57
davon auf Bundesebene (in Tausend Euro) 0
davon aus Landesebene (in Tausend Euro) 57
Anzahl der Vorgaben 4

b) Vorgaben im Einzelnen
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Vorgabe 1: Zustandigkeitskonzentration fur Spruchverfahren bei der Kammer fur
Handelssachen; § 2 Abs. 3 SpruchG-E

Verédnderung des jahrlichen Erfullungsaufwands der Lander:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

-5 450 65,20 75 -2 -0,4

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | -3

Da die Verhandlung von Spruchverfahren ein erhéhtes Mal3 an Erfahrung erfordert, sollen
diese Kompetenzen zentralisiert werden: Kinftig sollen sie bei den Landgerichten dem-
nach, falls vorhanden, ausschlief3lich in der Kammer fiir Handelssachen verhandelt werden.
Hierdurch wird eine Entlastung der Landgerichte erwartet, da kiinftig keine oder eine we-
sentlich geringere Anzahl von vorgeschalteten Verfahrensverweisungen notwendig sein
werden.

Da die Anzahl der bisherigen Verweise von Spruchverfahren unbekannt ist, wird die Fallzahl
wie folgt hergeleitet: Laut Rechtspflegestatistik wurden in den letzten funf Jahren durch-
schnittlich rund 5 Prozent aller Zivilprozesssachen durch Verweisung an ein anderes Ge-
richt erledigt.® Bei 100 Spruchverfahren im Jahr ergeben sich daraus etwa fiinf Verweisun-
gen von Spruchverfahren, die durch die Zentralisierung in den Kammern fir Handelssachen
kunftig entfallen werden.

Fur die Verweisung an ein anderes Gericht wird ein Zeitaufwand von 6 Minuten pro Fall
angenommen, welcher sich wie folgt zusammensetzt:
— Formelle Prifung: 5 Min.

— Datentbermittlung: 1 Min.

Da pro Spruchverfahren durchschnittlich 75 Antragsteller beteiligt sind, ergibt sich pro Ver-
weisung ein Zeitaufwand von 450 Minuten.

Pro Schriftstlick wird ein Euro Porto angenommen, was pro Verfahren 75 Euro Sachkosten
verursacht.

Es wird ein Lohnsatz von 65,20 Euro pro Stunde angesetzt, was dem Lohnsatz des hoheren
Dienstes in der Landesverwaltung entspricht. Insgesamt entsteht eine jahrliche Entlastung
der Landgerichte von etwa 3 Tausend Euro (-5 Spruchverfahren * 450 Min. / 60 * 65,20
Euro pro Stunde sowie --5Spruchverfahren * 75 Euro).

Vorgabe 2: Anwaltliche Vertretungspflicht im Spruchverfahren; 8§ 5a SpruchG-E

Verénderung des jahrlichen Erfullungsaufwands der Lander:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

600 -60 65,20 0 -39 0

3 Statistisches Bundesamt,

Fachserie 10 Reihe 2.1, Tabelle 5.1.1, https://www.destatis.de/DE/The-

men/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/zivilgerichte-2100210207004.html



https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/zivilgerichte-2100210207004.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/zivilgerichte-2100210207004.html
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-39

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro)

Die anwaltliche Vertretungspflicht und die damit erwartete Prozessbeschleunigung bewirkt
fur die Landgerichte eine Entlastung. Fur den Bearbeitungsaufwand beim Landgericht wird
erwartet, dass dieser sinken wird, da die Qualitat der Schriftstiicke bei Beteiligung eines
Rechtsanwalts regelm&Rig héher und deren Ausrichtung zielgerichteter sein werden. Eben-
falls wird fur die Gerichte mit weniger Schwierigkeiten bei der Zustellung von Schriftstlicken
gerechnet.

Da bisher schéatzungsweise 600 Antragsteller pro Jahr nicht anwaltlich vertreten waren,
sollte der Bearbeitungsaufwand der Landgerichte in ebenso vielen Fallen sinken.

Fur die inhaltliche Prufung eines Sachverhalts mit mittlerer Komplexitat wird laut Zeitwert-
tabelle der Verwaltung ein Zeitaufwand von 60 Minuten angesetzt. Es wird erwartet, dass
die Prifung eines Schriftstiicks, welches von einem Rechtsanwalt verfasst wurde, pro Fall
60 Minuten weniger Aufwand verursacht als ein Schriftstliick, welches vom Unternehmen
selbst verfasst wurde.

Mit einem Lohnsatz von 65,20 Euro pro Stunde ergibt sich eine Reduktion des jahrlichen
Erflllungsaufwands von rund 39 Tausend Euro (600 Antragsteller * -60 Min. / 60 * 65,20
Euro pro Stunde).

Vorgabe 3: Abschaffung des Abhilfeverfahrens; § 12 Abs. 1 SpruchG

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

-50 10.626 65,20 15 -577 -0,8

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | -578

Durch den Wegfall des Abhilfeverfahrens wird eine Entlastung der Landgerichte verursacht.
Vergleichbar zu den Birgerinnen und Birgern sowie der Wirtschaft steht diese Entlastung
jedoch der Mehrbelastung durch das ersatzweise zu fiihrende Beschwerdeverfahren ge-
genuber (siehe Vorgabe 10).

Insgesamt wird mit bisher rund 50 Abhilfeverfahren pro Jahr gerechnet.
Die Abhilfeverfahren werden durch die befassten Landgerichte als aufwandig eingeschatzt,

weshalb aus der Zeitwerttabelle der Verwaltung jeweils ein Zeitaufwand mit hoher Komple-
xitdt ausgewahlt wird:

— Formelle Prifung: 90 Min.

— Inhaltliche Prufung: 792 Min.
— Interne Sitzungen: 2.120 Min.
— Datentbermittlung: 60 Min.

— Informationen aufbereiten: 480 Min.

Insgesamt wird ein Zeitaufwand von 3 542 Minuten angesetzt (ca. 59 Stunden). Da pro
Abhilfeverfahren durchschnittlich 15 Antragssteller beteiligt sind, ist davon auszugehen,
dass bei Gericht nicht nur eine Person, sondern ndherungsweise drei Personen mit der
Bearbeitung des Abhilfeverfahren betraut sind. Der Zeitaufwand von 3 542 Minuten wird mit
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3 multipliziert, was zu einem gesamten Zeitaufwand pro Abhilfeverfahren von 10 626 Minu-
ten (ca. 22 Arbeitstage) fuhrt.

Es entfallen zuséatzlich 15 Euro Sachkosten pro Fall (ein Euro Porto * 15 Antragsteller).
Durch Abschaffung des Abhilfeverfahrens wird fir die Landgerichte eine jahrliche Entlas-
tung von rund 578 Tausend Euro erreicht (-50 Abhilfeverfahren * 10 626 Min. / 60 * 65,20

Euro pro Stunde sowie -50 Abhilfeverfahren * 15 Euro).

Vorgabe 4: Beschwerdeverfahren gegen die Entscheidung nach 8 1 SpruchG; § 12
Abs. 1 Satz 3 SpruchG-E

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in | pro Stunde | pro Fall (in ten (in Tau- (in Tausend
Minuten) (in Euro) Euro) send Euro) Euro)

50 13.002 65,20 15 +706 +0,8

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tausend Euro) | +707

Das Beschwerdeverfahren tritt an die Stelle des Abhilfeverfahrens. Da die Beschwerden
kinftig zu begrinden sind, erhoht sich der Bearbeitungsaufwand fir das Beschwerdever-
fahren.

Es wird erwartet, dass die Anzahl der Beschwerdeverfahren der der bisherigen Abhilfever-
fahren entspricht (50). Der Zeitaufwand aus dem Abhilfeverfahren wird ibernommen und
um den Zeitaufwand, der fur die Bearbeitung der Beschwerdebegriindung verursacht wird,
erhoht. Laut Zeitwerttabelle der Verwaltung kann fir komplexe inhaltliche Prufungen ein
Aufwand von 792 Minuten angesetzt werden (ca. 13 Stunden). Insgesamt wird fiir das Be-
schwerdeverfahren ein Zeitaufwand von 4 334 Minuten angesetzt (3 542 Minuten aus dem
Abhilfeverfahren zzgl. 792 Minuten fir die Prifung der Begriindungen). Bei ebenfalls 15
Antragstellern pro Beschwerdeverfahren ist zu erwarten, dass hier ebenfalls bis zu drei Be-
schaftigte mit dem Beschwerdeverfahren betraut sein werden. Es ergibt sich daher ein Zeit-
aufwand von insgesamt 13 002 Minuten pro Verfahren (4 334 Min. * 3; rund 27 Arbeitstage).

Die Portokosten von 15 Euro pro Verfahren und die Lohnkosten von 65,20 Euro pro Stun-
den werden ebenfalls vom Abhilfeverfahren tibernommen.

Insgesamt verursachen die Beschwerdeverfahren fir die Landgerichte einen jahrlichen Er-
flllungsaufwand von rund 707 Tausend Euro (50 Beschwerdeverfahren * 13 002 Min. / 60
* 65,20 Euro pro Stunde sowie 50 Beschwerdeverfahren * 15 Euro).

Die Abschaffung des Abhilfeverfahrens (-578 Tausend Euro) und Starkung des Beschwer-
deverfahrens (+707 Tausend Euro) verursachen im Saldo somit einen jahrlichen Mehrauf-
wand von rund 129 Tausend Euro. Dieser ist auf die Pflicht zur Begrindung der Be-
schwerde zurtickzufihren.

Auswirkungen auf die Einzelpreise oder das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer oder verbraucherpolitischer Bedeutung sind
ebenso nicht zu erwarten wie demografische Auswirkungen.
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VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der in dem Entwurf vorgeschlagenen Gesetze scheidet aus, da die Umset-
zung der Regelungen europarechtlich vorgeschrieben ist. Im Ubrigen sind die Regelungen
als Dauerregelungen angelegt, bis der Gesetzgeber eine Anderung fiir angezeigt halt.

Nach Art. 4 der RL (EU) 2019/2121 erfolgt die Evaluierung seitens der Europaischen Kom-
mission spatestens bis zum 1. Februar 2027 mittels Berichts. Die fur die Ausarbeitung die-
ses Berichts erforderlichen Informationen, insbesondere Angaben zu der Zahl der grenz-
Uberschreitenden Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen sowie zu deren
Dauer und den damit verbundenen Kosten, Daten zu den Fallen, in denen Vorabbeschei-
nigungen verweigert wurden, sowie aggregierte Statistiken tber die Zahl der Verhandlun-
gen Uber die Mitbestimmungsrechte der Arbeithnehmer bei grenziiberschreitenden Vorga-
ben und Daten Uber die Funktionsweise und die Wirkungen der fir grenziiberschreitenden
Vor-haben geltenden Zustandigkeitsregeln, erhebt die Europdische Kommission. Soweit
sie hierfir Angaben der Mitgliedstaaten abfragt, wird das Ressort die verfiigbaren Daten
zur Verflgung stellen.

Die Einfuhrung der anwaltlichen Vertretungspflicht ist ein Ergebnis der Evaluierung des
Spruchverfahrensgesetzes von 2014. Das Ressort wird daher bis Januar 2028 in geeigne-
ter Form evaluieren, inwieweit sich die anwaltliche Vertretungspflicht im Spruchverfahren
auf die Qualitat der Spruchverfahren ausgewirkt hat. Als Indikatoren dienen die Dauer und
die Entwicklung der Qualitdt des Prozessverfahrens. Als Datengrundlagen kénnen Stel-
lungnahmen der zustandigen Gerichte und der Verbé&nde der betroffenen Unternehmen
eingeholt werden.

Bei der Umsetzung der Richtlinie zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf
grenzuberschreitende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen ist fir nationale
und grenziiberschreitende Verschmelzungen, Spaltungen und Formwechsel nicht nur eine
Barabfindung, sondern auch die Gewahrung von Aktien mdglich. Das Ressort wird die Nut-
zungshaufigkeit dieser Option, festgehalten in 88 72a und b UmwG, auf Grundlage verfug-
barer Daten darstellen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Umwandlungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Die Inhaltsuibersicht des Umwandlungsgesetzes wird den nachfolgenden Anderungen an-
gepasst. Insbesondere sieht der Gesetzentwurf die Einfiigung eines neuen Sechsten Bu-
ches ,Grenziberschreitende Umwandlungen® vor und bettet den bisherigen Zehnten Ab-
schnitt des Zweiten Buches (,Grenzuberschreitende Verschmelzungen®) darin ein.

Zu Nummer 2 (8 8)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

§ 8 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E prézisiert die Reichweite der Berichtspflichten. Es wird klar-
gestellt, dass nicht nur das Umtauschverhéltnis und die Hohe einer anzubietenden Barab-
findung, sondern auch die zur Ermittlung derselben gewahlte Bewertungsmethode bezie-
hungsweise die gewahlten Bewertungsmethoden rechtlich und wirtschaftlich erlautert und
begriindet werden mussen. Ein solches Verstandnis der Reichweite der Berichtspflicht ent-
spricht den Vorgaben der GesRRL fir grenziberschreitende Verschmelzungen, Spaltun-
gen und Formwechsel (vgl. Artikel 124 Absatz 3 lit. a) und b) GesRRL flir grenziiberschrei-
tende Verschmelzungen).
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§ 8 Absatz 1 Satz 1 UmwG wird durch die neuen Satze 1 und 2 ersetzt. Die numerische
Untergliederung des neuen Satz 1 dient der Verstandlichkeit. Der gegenwartige 8§ 8 Ab-
satz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz UmwG wird Satz 2. Inhaltliche Anderungen gegenuber der
gegenwartigen Rechtslage sind damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

§ 8 Absatz 3 UmwG gegenwartiger Fassung enthalt Ausnahmen von der Berichtspflicht bei
notariell beurkundeter Verzichtserklarung aller Anteilsinhaber aller beteiligten Rechtstrager
sowie bei der Verschmelzung einer Tochter- auf ihre Gibernehmende Muttergesellschaft.
Formal sollen § 8 Absatz 3 Satz 1 und 2 UmwG-E klinftig ausschlie3lich die Ausnahme von
der Berichtspflicht bei notariell beurkundeter Verzichtserklarung enthalten, wéhrend die
Ausnahme fur Konzernkonstellationen in 8§ 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E geregelt werden
soll. Die inhaltlichen Anderungen dienen der Flexibilisierung des Verschmelzungsverfah-
rens. Sie tragen dem Schutzbedurfnis der Anteilsinhaber der beteiligten Rechtstrager aus-
reichend Rechnung.

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)

Der geltende § 8 Absatz 3 Satz 1 Variante 1 UmwG erklart den Verschmelzungsbericht fur
insgesamt entbehrlich, wenn alle Anteilsinhaber aller beteiligten Rechtstrager in notariell
beurkundeter  Erklarung auf seine Erstattung verzichten. GemaR 8§ 8 Ab-
satz 3 Satz 1 UmwG-E soll kiinftig ein Verschmelzungsbericht fiir einen an der Verschmel-
zung beteiligten Rechtstrager auch dann entbehrlich sein, wenn alle an ihm beteiligten An-
teilsinhaber formgerecht verzichten. Die Ausnahme von der Berichtspflicht beschrénkt sich
in diesem Fall auf den jeweiligen beteiligten Rechtstrager, dessen Anteilsinhaber den Ver-
zicht erklaren. Fir die anderen beteiligten Rechtstrager ist die Erstattung eines Verschmel-
zungsberichts weiterhin erforderlich. Mit dieser Anderung soll dem Umstand Rechnung ge-
tragen werden, dass der Verschmelzungsbericht des jeweils beteiligten Rechtstragers der
Information und der Vorbereitung der Entscheidungen ausschlief3lich der an ihm beteiligten
Anteilsinhaber dient. Die Anderung fuihrt zu zusatzlicher Flexibilitat der beteiligten Unter-
nehmen bei der Vorbereitung von Umwandlungsvorgangen. Gleichzeitig tragt sie den Vor-
gaben der GesRRL fir grenziberschreitende Verschmelzungen Rechnung (Artikel 124 Ab-
satz 4 Satz 1 GesRRL).

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 3)

§ 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E enthalt Tatbestande fur Ausnahmen von der Berichtspflicht
in Konzernkonstellationen. Unterschieden werden Falle, in denen der Verschmelzungsbe-
richt fur den Ubertragenden sowie den ubernehmenden Rechtstrager entbehrlich ist
(8 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 UmwG-E) und Félle, in denen der Verschmelzungsbericht
ausschlieBBlich fir den jeweils beteiligten Rechtstrager entbehrlich ist (8§ 8 Ab-
satz 3 Satz 3 Nummer 2 UmwG-E). In den Fallen, in denen der Verschmelzungsbericht fur
den Ubertragenden sowie den Ubernehmenden Rechtstrager entbehrlich ist (8 8 Ab-
satz 3 Satz 3 Nummer 1 UmwG-E), findet die Ausnahmevorschrift nur fir solche an der
Verschmelzung beteiligten Rechtstrager Anwendung, zwischen denen die Konzernkonstel-
lation besteht.

§ 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 lit. a) UmwG-E enthalt eine Ausnahme von der Berichts-
pflicht flr die Verschmelzung einer Tochter- auf ihre (bernehmende Muttergesellschaft.
Dieser Ausnahmetatbestand wird gegenwartig in 8 8 Absatz 3 Satz 1 Variante 1 UmwG ge-
fuhrt. Die Berichtspflicht ist fir den Ubernehmenden Rechtstrager auch dann entbehrlich,
wenn an ihm mehrere Anteilsinhaber beteiligt sind. Eine Anteilsgewahrung an den Uber-
nehmenden Rechtstrager als Anteilsinhaber des Ubertragenden Rechtstragers ist in diesen
Fallen gemal 8 20 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 Zweiter Halbsatz UmwG ausgeschlossen,
weshalb sich die Frage der Angemessenheit des Umtauschverhaltnisses nicht stellt.
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§ 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 lit. b) UmwG-E enthélt eine Ausnahme von der Berichts-
pflicht fir die Verschmelzung von Schwestergesellschaften. Ist am tUbertragenden sowie
am ubernehmenden Rechtstrager ein und derselbe Anteilsinhaber beteiligt, kann eine Ver-
schmelzung nicht gegen dessen Willen vollzogen werden. Sind die Vertretungsorgane der
an der Verschmelzung beteiligten Rechtstrager und des Anteilsinhabers nicht identisch, ist
es an den beteiligten Rechtstragern, dem Vertretungsorgan des Anteilsinhabers eine aus-
reichende Grundlage fur dessen Entscheidung tber die Zustimmung zur Verschmelzung
aufzubereiten. Eine wirtschaftliche Benachteiligung aufgrund eines nicht angemessenen
Umtauschverhaltnisses scheidet ebenso wie der Anteilserwerb gegen Barabfindung aus.
Mit dieser Anderung ertbrigt sich die in der Praxis auftretende Frage, ob mit dem Zustim-
mungsbeschluss zum Verschmelzungsvertrag durch den alleinigen Anteilsinhaber ein kon-
kludenter Verzicht auf die Erstattung eines Verschmelzungsberichts verbunden sein kann.

8 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 UmwG-E enthélt eine Ausnahme von der Berichtspflicht fur
den jeweiligen beteiligten Rechtstrager, sofern an diesem nur ein einziger Anteilsinhaber
beteiligt ist und nicht bereits ein Fall von § 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 UmwG-E vorliegt.
Im Gegensatz zu 8§ 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 UmwG-E ist die Entbehrlichkeit auf den
jeweiligen beteiligten Rechtstrager beschrankt. Der Ausnahmetatbestand erfasst damit ins-
besondere Félle, in denen der beteiligte Rechtstrager in eine Konzernstruktur eingebunden
ist, die — im Gegensatz zu den Fallen von § 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 UmwG-E — nicht
zwischen dem ubertragenden und dem tibernehmenden Rechtstrager besteht. Erfasst sind
ferner Konzernkonstellationen zwischen den beteiligten Rechtstragern wie beispielsweise
die Verschmelzung der Mutter- auf die Tochtergesellschaft oder der Enkel- auf die Mutter-
gesellschaft. Da die dem  Ausnahmetatbestand § 8 Absatz 3 Satz 3 Num-
mer 1 lit. a) UmwG-E zugrundeliegenden Erwagungen auf andere Konzernkonstellationen
nicht gleichermaf3en zutreffen, besteht in solchen Fallen grundséatzlich ein Informationsin-
teresse der Anteilsinhaber des nicht im Alleinbesitz stehenden Rechtstragers. Da allerdings
in den Fallen von 8§ 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 UmwG-E die Verschmelzung nicht gegen
den Willen des alleinigen Anteilsinhabers des jeweiligen beteiligten Rechtstragers durchge-
fuhrt werden kann, liegen dem Ausnahmetatbestand im Ubrigen dieselben Erwagungen wie
8 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 lit. b) UmwG-E zugrunde. Wé&hrend die Ausnahmetatbe-
stande von § 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 UmwG-E eine Konzernkonstellation zwischen
beteiligten Rechtstragern voraussetzen und damit auf die Verschmelzung durch Aufnahme
beschrankt sind, kénnen Anwendungsfalle von § 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 UmwG-E
auch bei Verschmelzung durch Neugrindung auftreten.

Zu Nummer 3 (8 9)

Die Voraussetzungen, unter denen eine Verschmelzungsprifung gemal § 9 UmwG-E ent-
behrlich ist, sollen den Ausnahmetatbestanden von 8§ 8 Absatz 3 UmwG-E angeglichen
werden. Die Verschmelzungsprifung soll grundséatzlich unter denselben Voraussetzungen
entbehrlich sein, wie der Verschmelzungsbericht gemaf § 8 Absatz 3 UmwG-E entbehrlich
ist. Dies betrifft sowohl die Verzichtsmoglichkeiten der Anteilsinhaber (8 8 Ab-
satz 3 Satz 1 und 2 UmwG-E) als auch die Ausnahmetatbestande fiir Konzernkonstellatio-
nen (8 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E). Formal sollte dieser Gleichlauf durch einen umfassen-
den Verweis auf § 8 Absatz 3 UmwG-E in § 9 Absatz 2 UmwG-E sichergestellt werden.
Einschrankungen fur die Verschmelzung von Aktiengesellschaften und grenziberschrei-
tende Verschmelzungen enthalten 8 60 UmwG-E und 8§ 311 Absatz 2 UmwG-E.

Zu Nummer 4 (8 12 Absatz 2 Satz 2)

In § 12 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 Zweiter Halbsatz UmwG-E wird klargestellt, dass fir
den Fall, dass in den an der Verschmelzung beteiligten Rechtstrager unterschiedliche Be-
wertungsmethoden verwendet worden sind, die Erklarung zum Ausdruck bringen muss, ob
die Verwendung unterschiedlicher Methoden gerechtfertigt war. Es handelt sich um eine
Prazisierung des Erklarungsinhalts in Ubereinstimmung mit den Vorgaben der GesRRL fiir
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grenziberschreitende Verschmelzungen (Artikel 125 Absatz 3 lit. ¢) GesRRL). Zur Wah-
rung der Ubersichtlichkeit ist der gegenwartig in § 12 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 zwei-
ter Halbsatz UmwG enthaltene Passus ,(...) welche besonderen Schwierigkeiten bei der
Bewertung der Rechtstrager aufgetreten sind” kinftig in der neu zu fassenden Nummer 4
zu fuhren.

Gemal3 Artikel 125 Absatz 3 GesRRL berlicksichtigt der Sachverstandige bei der Bewer-
tung der Barabfindung ,den etwaigen Marktpreis, den die Anteile an den sich verschmel-
zenden Gesellschaften vor Ankiindigung der geplanten Verschmelzung hatten, oder den
nach allgemein anerkannten Bewertungsmethoden bestimmten Wert der Gesellschaften
ohne die Auswirkungen der geplanten Verschmelzung®. Diese Richtlinienvorgabe bedarf
keiner ausdricklichen Umsetzung in den 88 9 bis 12 UmwG, da nach zutreffendem Ver-
standnis der gegenwartigen Gesetzesfassung die Prufung diesen Umstand bereits zu be-
ricksichtigen hat.

Zu Nummer 5 (§ 14 Absatz 2)

Der geltende § 14 Absatz 2 UmwG schliel3t Klagen gegen den Verschmelzungsbeschluss,
welche die Angemessenheit des im Verschmelzungsvertrag festgelegten Umtauschverhalt-
nisses oder die Angemessenheit des Gegenwerts fir die Mitgliedschaft im Ubertragenden
Rechtstrager betreffen, aus. Solche Klagen sollen nicht den Vollzug der Verschmelzung
suspendieren. Die ihnen zugrundeliegende Begehr der angemessenen Beteiligung am
Ubernehmenden Rechtstrager ist primar wirtschaftlicher Natur und kann deshalb durch wirt-
schaftlichen Ausgleich kompensiert werden. Korrespondierend zum Klageausschluss ge-
maf § 14 Absatz 2 UmwG ist den Anteilsinhabern gemal § 15 UmwG die Mdglichkeit er-
offnet, einen Ausgleich durch bare Zuzahlung im Wege des Spruchverfahrens geltend zu
machen. Nach gegenwartiger Rechtslage beschrankt sich der Klageausschluss in Verbin-
dung mit der Er6ffnung des Spruchverfahrens auf Klagen gegen den Verschmelzungsbe-
schluss des Ubertragenden Rechtstragers. Anteilsinhaber des tGibernehmenden Rechtstra-
gers sind dagegen nach gegenwartiger Rechtslage auch fir Klagen betreffend die Ange-
messenheit ihrer Beteiligung oder Mitgliedschaft im bernehmenden Rechtstrager darauf
verwiesen, den Verschmelzungsbeschluss mit suspendierender Wirkung anzugreifen.

Die Einschrankung des Anwendungsbereichs des Klageausschlusses auf Klagen gegen
den Verschmelzungsbeschluss des lbertragenden Rechtstrégers soll gemal § 14 Ab-
satz 2 UmwG-E aufgehoben werden. Kiinftig sollen gleichermaf3en Klagen gegen den Ver-
schmelzungsbeschluss des Ubernehmenden Rechtstragers ausgeschlossen sein. Als Kom-
pensation ist den Anteilsinhabern der ibernehmenden Rechtstrager die Moglichkeit zu er-
offnen, einen Ausgleich durch bare Zuzahlung im Wege des Spruchverfahrens geltend ma-
chen zu kénnen (vgl. § 15 Absatz 1 UmwG-E). Die bislang bestehende Differenzierung zwi-
schen Anteilsinhabern des Ubertragenden und Anteilsinhabern des ubernehmenden
Rechtstragers ist in der Sache nicht gerechtfertigt; fir grenziberschreitende Verschmel-
zungen wird sie daher durch die GesRRL ausgeschlossen. Je nach Einzelfall kann das
festgelegte Umtauschverhaltnis der Mitgliedschaft entweder fir die Anteilsinhaber des
ubertragenden oder fir die Anteilsinhaber des bernehmenden Rechtstragers vorteilhaft
oder nachteilig sein. Wenngleich die Beteiligung oder Mitgliedschaft der Anteilsinhaber des
Ubernehmenden Rechtstragers durch die Verschmelzung nicht unmittelbar verandert wird,
so wird sie durch die den Anteilsinhabern des lbertragenden Rechtstrégers zu gewahren-
den Anteile oder Mitgliedschaften mittelbar beeinflusst. Die Gefahr der ,Verwasserung® der
Beteiligung der Anteilsinhaber des ibernehmenden Rechtstragers durch ein unangemes-
sen hohes Umtauschverhaltnis fur die Anteilsinhaber des lUbertragenden Rechtstragers ist
der Verschmelzung durch Aufnahme immanent. Auch fir den Gbernehmenden Rechtstré-
ger besteht ein Interesse, dass der Vollzug der Verschmelzung nicht suspendiert wird. Fur
Verschmelzungen unter Beteiligung inlandischer Rechtstrager soll die Verfahrenskonzent-
ration nach § 2 Absatz 2 Satz 1 SpruchG-E verhindern, dass sich die Entscheidungen ver-
schiedener Gerichte widersprechen und wirtschaftlich neutralisieren (vgl. Begriindung zu
§ 2 Absatz 2 SpruchG-E).
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In § 14 Absatz 2 UmwG-E und weiteren Vorschriften des Umwandlungsgesetzes sollen die
gegenwartigen Begrifflichkeiten des ,zu niedrig bemessenen® Umtauschverhaltnisses der
Anteile und des ,nicht ausreichenden Gegenwerts® der Mitgliedschaft durch die Termini des
»nicht angemessenen“ Umtauschverhaltnisses beziehungsweise Gegenwerts ersetzt wer-
den. Damit soll die Terminologie der Gesellschaftsrechtsrichtlinie (vgl. Artikel 126a Ab-
satz 6 GesRRL) ubernommen werden. Inhaltliche Anderungen der Rechtslage sind mit der
Anderung des Begriffs nicht verbunden.

Zu Nummer 6 (8 15 Absatz 1 Satz 1)

§ 15 Absatz 1 erster Halbsatz UmwG-E korrespondiert mit der Ausdehnung des Klageaus-
schlusses gemal § 14 Absatz 2 UmwG-E auf Klagen der Anteilsinhaber des tibernehmen-
den Rechtstragers. Als Kompensation des Ausschlusses einer suspendierenden Klage
muss den Anteilsinhabers des Gbernehmenden Rechtstragers die Mdglichkeit wirtschaftli-
cher Kompensation im Spruchverfahren durch Geltendmachung eines Ausgleichs in Ge-
stalt einer baren Zuzahlung erdffnet werden. Diesbezuglich wird auf die Begriindung zu
§ 14 Absatz 2 UmwG-E verwiesen.

Zu Nummer 7 (8 17 Absatz 1)
Es handelt sich um eine Folgeé&nderung zu 8§ 9 UmwG-E.
Zu Nummer 8 (8§ 29 Absatz 1 Satz 1)

Das Angebot auf Erwerb der Anteile oder Mitgliedschaften gegen eine angemessene
Barabfindung hat nach gegenwartiger Rechtslage geman § 29 Absatz 1 Satz 1 erster Halb-
satz UmwG der Ubernehmende Rechtstrager zu unterbreiten. Da das Angebot allerdings
Gegenstand des von den jeweils beteiligten Rechtstragern abgeschlossenen Verschmel-
zungsvertrags ist, wird das dem Anspruch zugrundeliegende Rechtsverhaltnis zwischen
dem jeweiligen Rechtstrager und seinen Anteilsinhabern bereits vor Vollzug der Verschmel-
zung begrindet. § 29 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz UmwG-E stellt deshalb klar, dass
das Angebot vom Ubertragenden Rechtstrager abgegeben wird. Mit Vollzug der Verschmel-
zung tritt der Ubernehmende Rechtstrager in umwandlungsrechtlicher Gesamtrechtsnach-
folge in die Rechtsstellung des anbietenden tbertragenden Rechtstragers ein und ist an-
schlieend Adressat der Annahmeerklarung. Der mit Annahme des Angebots entstehende
Abfindungsanspruch ist vom Gibernehmenden Rechtstrager zu erfullen. Fur die Verschmel-
zung fihrt diese dogmatische Korrektur zu keinen Anderungen in der Praxis. Fir Abspal-
tungen wird auf die Begriindung zu § 125 Absatz 1 Satz 3 UmwG-E verwiesen.

Zu Nummer 9 (8 32)

Mit Anderung der Formulierung sollen die Begrifflichkeiten der Gesellschaftsrechtsrichtlinie
tibernommen werden (vgl. Artikel 126a Absatz 4 GesRRL). Es wird auf die Begriindung zu
8§ 14 Absatz 2 UmwG-E verwiesen.

Zu Nummer 10 (8§ 33)

Mit der Beschrankung des Verweises auf § 31 Satz 1 UmwG soll die Mdglichkeit der frei-
handigen AnteilsverdufRerung geméaR § 33 UmwG-E auf die Dauer der originaren Annah-
mefrist geman § 31 Satz 1 UmwG beschrankt werden.

GemaR § 33 UmwG sind Anteilsinhaber, denen gemaR § 29 UmwG der Erwerb ihrer An-
teile gegen Barabfindung anzubieten ist, bis zur Annahme dieses Angebots ungeachtet be-
stehender Verfigungsbeschrankungen zur freihdndigen VeréduRerung ihrer Anteile berech-
tigt. Macht ein Anteilsinhaber einen Ausgleich durch bare Zuzahlung im Spruchverfahren
geltend, gilt die temporére Aussetzung der Verfiilgungsbeschrankung durch den gegenwar-
tigen Verweis auf 8§ 31 S. 2 UmwG bis zwei Monate nach dem Tag, an dem die Verfahrens-
entscheidung im Bundesanzeiger bekannt gemacht worden ist. Das VeraufR3erungsprivileg
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kann damit statutarische Veraul3erungsbeschrankungen uber Jahre hinweg auB3er Kraft
setzen. Die damit verbundenen Unwéagbarkeiten kdnnen die Interessen der nicht zum Aus-
tritt gegen Barabfindung berechtigten Anteilsinhaber beeintréachtigen, die nach MalRgabe
der gesellschaftsvertraglichen Ausrichtung des Rechtstragers gerade keine beliebigen An-
teilsinhaber in ihren Verbund aufnehmen mdchten. Hinzu kommt, dass Anteilsverauf3erun-
gen, die nach Ablauf der originaren Annahmefrist (8 31 Satz 1 UmwG) aber vor Einleitung
eines Spruchverfahrens (8 31 Satz 2 UmwG) vorgenommen werden, zunachst schwebend
unwirksam sind, wobei der Eintritt der Wirksamkeit — die Einleitung des Spruchverfahrens
— zum Zeitpunkt der VerédufRerung ungewiss ist. Derartige Schwebezustande dinglicher
Rechte fiihren zu Rechtsunsicherheit. Ein freihandiger Verkauf der Anteile tber die ge-
samte Dauer eines etwaigen Spruchverfahrens ist zur Verwirklichung der Rechtsposition
des Anteilsinhabers nicht erforderlich. Dem Anteilsinhaber verbleibt auch nach Ablauf der
origindren Annahmefrist des § 31 Satz 1 UmwG die Mdglichkeit, sich seiner Anteile durch
VeraufRerung an den Ubernehmenden Rechtstrager gegen die angebotene oder gerichtlich
festgesetzte Barabfindung zu entledigen. Die Mdglichkeit der freihdndigen Veraul3erung fur
die Dauer der origindren Annahmefrist bleibt dem Anteilsinhaber unbenommen.

Neben dieser inhaltlichen Anderung wird klargestellt, dass das Recht zur freihandigen Ver-
auBerung gemal 8 33 UmwG-E ausschliellich Anteilsinhabern zusteht, die nach
§ 29 UmwG zum Austritt gegen Barabfindung berechtigt sind. Eine inhaltliche Anderung
gegeniber der gegenwartigen Rechtslage ist damit nicht verbunden.

Zu Nummer 11 (8§ 34 Satz 1)

Die Anderung der Formulierung hat keine inhaltlichen Auswirkungen. Es wird auf die Be-
grindung zu 8§ 14 Absatz 2 UmwG-E verwiesen.

Zu Nummer 12 (§ 35a)
Zu 8 35a (Interessenausgleich und Betriebsubergang)

§ 35a UmwG-E ist neu. Die Vorschrift (iberfiihrt ohne inhaltliche Anderungen die Bestim-
mungen 8§ 323 Absatz 2 UmwG (Absatz 1) und § 324 UmwG (Absatz 2) in das Zweite Buch
des Umwandlungsgesetzes (Verschmelzung). Die arbeitsrechtlichen Bestimmungen finden
sich gegenwartig systematisch unzutreffend im Siebten Buch des Umwandlungsgesetzes
(Ubergangs- und Schlussvorschriften). Da die Bestimmungen die Verschmelzung, Spaltung
und Vermdgensubertragung betreffen, sind sie richtigerweise im Zweiten Buch des Um-
wandlungsgesetzes (Verschmelzung) zu verorten. Die Anwendbarkeit der Bestimmungen
auf Spaltungen folgt aus § 125 Absatz 1 UmwG-E. Die Anwendbarkeit auf Vermégensiber-
tragungen folgt fir Vollibertragungen aus den Verweisvorschriften § 176 Absatz 1 UmwG,
8§ 178 Absatz 1 UmwG, § 180 Absatz 1 UmwG, 8 186 UmwG und § 188 Absatz 1 UmwG.
Fur Teilibertragungen folgt die Anwendbarkeit aus den 8§ 177 Absatz 1 UmwG, § 179 Ab-
satz 1 UmwG, § 184 Absatz 1 UmwG, § 189 Absatz 1 UmwG, jeweils in Verbindung mit
§ 125 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E.  Gemal § 305 Absatz 2 UmwG-E  und 8§ 320 Ab-
satz 2 UmwG-E finden die Bestimmungen auch Anwendung auf grenziiberschreitende Ver-
schmelzungen und Spaltungen.

Zu Nummer 13 (8§ 48 Satz 2)

Durch Einfigung des neuen Satz 2 soll klargestellt werden, dass bei rechtzeitigem Pri-
fungsverlangen nach Satz 1 nicht nur eine Prifung der Verschmelzung, sondern auch die
Erstellung eines Prifungsberichts und dessen Ubersendung an alle Gesellschafter erfor-
derlich ist. Dies folgt bereits nach gegenwartiger Rechtslage aus dem Verweis in Satz 1 auf
§ 12 UmwG und dem Informationszweck des Prifungsberichts. Bislang nicht ausdriicklich
geregelt ist die Frist, binnen der der Prifungsbericht den Gesellschaftern zu tbersenden
ist. Diese Frist wird durch Satz 2 konkretisiert: Geht der Gesellschaft rechtzeitig das Pri-
fungsverlangen eines Gesellschafters nach Satz 1 zu, ist der Prifungsbericht den Gesell-



-83- Drucksache 371/22

schaftern binnen der nach Gesetz oder Gesellschaftsvertrag geltenden Frist zur Einberu-
fung der Gesellschafterversammlung zu Ubersenden. Fir die Einberufung geman
§ 47 UmwG bedeutet dies, dass, wenn nach Einschatzung der Geschéftsfihrung die Mog-
lichkeit besteht, dass ein Gesellschafter gemaf § 48 Satz 1 UmwG die Prifung verlangen
wird, die Einberufung friihzeitig erfolgen muss, sodass erforderlichenfalls noch eine Prifung
durchgefuhrt und ein Prifungsbericht erstattet und den Gesellschaftern Ubersandt werden
kénnen.

Zu Nummer 14 (8 60 Satz 2)

§ 60 Satz 2 UmwG-E schrankt den umfassenden Verweis der § 9 Absatz 2 UmwG-E und
§ 12 Absatz 3 UmwG auf § 8 Absatz 3 Satz 1 UmwG fir die Verschmelzung inlandischer
Aktiengesellschaften ein. Gemal Artikel 96 Absatz 4 GesRRL sind Verschmelzungspri-
fung und Prifungsbericht nur entbehrlich, wenn alle Anteilsinhaber aller beteiligten Rechts-
trager auf die Verschmelzungsprufung verzichten.

Zu Nummer 15 (§ 61 Satz 1)

In Satz 1 wird klargestellt, dass der Verschmelzungsvertrag spatestens einen Monat vor
dem Tag der den Zustimmungsbeschluss fassenden Hauptversammlung zum Handelsre-
gister einzureichen ist. Nach gegenwartiger Rechtslage folgt aus 8 61 Satz 1 UmwG in Ver-
bindung mit § 123 Absatz 1 AktG eine gesetzliche Mindestfrist von 30 Tagen vor dem Tag
der beschlussfassenden Hauptversammlung. Da gemafd Artikel 92 Absatz 1 GesRRL der
Verschmelzungsvertrag spatestens einen Monat vor dem Tage beschlussfassenden Haupt-
versammlung offenzulegen ist, sind 8§ 61 Satz 1 UmwG in Verbindung mit § 123 Ab-
satz 1 AktG bereits nach gegenwartiger Rechtslage richtlinienkonform auszulegen.

Zu Nummer 16 (8§ 62 Absatz 4)

Der neu eingefligte § 62 Absatz 4 Satz 3 UmwG-E dient der Klarstellung. Ist kein Be-
schluss des Anteilsinhabers der Ubertragenden Kapitalgesellschaft erforderlich, erlibrigen
sich auch die der Vorbereitung der Beschlussentscheidung dienenden Unterrichtungs- und
Informationspflichten. Fur die Falle von § 63 Absatz 1 Nummer 4 und 5 UmwG bedarf es
keiner Klarstellung, da Verschmelzungs- und Prifungsbericht bereits gemaR § 8 Ab-
satz 3 Satz 3 Nummer 1 lit. a) UmwG und 8§ 12 Absatz 3 UmwG entbehrlich sind.

8§ 62 Absatz 4 Satz 4 und 5 UmwG-E &ndern den zeitlichen Ankniipfungspunkt zur Berech-
nung der Frist zur Erfullung der Informationspflichten zur Vorbereitung des Zustimmungs-
beschlusses der Anteilsinhaber des Ubernehmenden Rechtstragers. Kinftig soll der Mo-
natszeitraum, binnen dem die Informationspflichten gemaf § 62 Absatz 3 UmwG zu erfiil-
len sind, vom Zeitpunkt der Vornahme der Eintragung an ,ruckwarts® zu berechnen sein.
Nach gegenwartiger Rechtslage ist die Monatsfrist ,vorwarts“ zu berechnen. Da § 62 Ab-
satz 4 Satz 3 UmwG keine Aussage daruber trifft, wann die Frist zu laufen beginnt, besteht
diesbeziglich Unklarheit. Die in 8§ 62 Absatz 3 UmwG genannten Auslegungs- und Be-
kanntmachungspflichten dienen dem Schutz der Anteilsinhaber des Ubernehmenden
Rechtstragers, die gemald 8 62 Absatz 2 UmwG die Einberufung der Hauptversammlung
zur Beschlussfassung Uber die Verschmelzung verlangen kénnen. Zum Schutz ihrer Inte-
ressen besteht keine Notwendigkeit, dem Gibernehmenden Rechtstrager einen bestimmten
Zeitpunkt des Fristbeginns vorzuschreiben. Ausreichend zum Schutz der Interessen der
Anteilsinhaber des tbernehmenden Rechtstragers ist es, wenn bei Eintragung der Ver-
schmelzung die Monatsfrist ohne Einberufungsverlangen der Anteilseigner verstrichen ist.
Sachgerecht soll die Frist daher kiunftig ,rickwarts“ vom Tag der Vornahme der Eintragung
an berechnet werden. Dem steht nicht entgegen, dass die anmeldende Gesellschaft den
Tag der Vornahme der Eintragung durch das Registergericht nicht absehen kann. Wird die
Verschmelzung vor Fristablauf angemeldet, steht der Verschmelzung zunéchst ein tempo-
réres Eintragungshindernis entgegen. Die Erklarung, dass binnen Monatsfrist kein Einbe-
rufungsverlangen gestellt wurde (vgl. 8 62 Absatz 2 Satz 5 UmwG), hat der Vorstand dem
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Registergericht nachzureichen. Lauft die Monatsfrist ohne Einberufungsverlangen der An-
teilsinhaber ab, kann das Registergericht die Verschmelzung eintragen. Diese Erwagungen
beanspruchen auch fiir die Beurteilung der Frist zur Zuleitung an den Betriebsrat Geltung
(8 62 Absatz 4 Satz 4 UmwG), weshalb die Vorschrift entsprechend angepasst werden soll.

Zu Nummer 17 (8 63)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

In Absatz 1 wird klargestellt, dass die dort benannten Unterlagen spétestens ab einem Mo-
nat vor dem Tag der den Zustimmungsbeschluss zum Verschmelzungsvertrag fassenden
Hauptversammlung ausgelegt werden mussen. Nach gegenwartiger Rechtslage folgt aus
8 63 Absatz 1 UmwG in Verbindung mit § 123 Absatz 1 AktG eine gesetzliche Mindestfrist
von 30 Tagen vor dem Tag der beschlussfassenden Hauptversammlung zur Auslegung der
Unterlagen. Da gemaf Artikel 97 Absatz 1 GesRRL die Auslegung spatestens ab einem
Monat vor dem Datum der beschlussfassenden Hauptversammlung zu erfolgen hat, sind
8 63 Absatz 1 UmwG in Verbindung mit § 123 Absatz 1 AktG bereits nach gegenwartiger
Rechtslage richtlinienkonform dahin auszulegen. Im Ubrigen bleibt es dabei, dass die Aus-
legung der in Satz 1 benannten Unterlagen bei vorzeitiger Einberufung der Hauptversamm-
lung bereits ab dem Zeitpunkt der Einberufung zu erfolgen hat.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 5)

Die Anderung von Absatz 2 Satz 5 ist Folgeanderung zu § 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E.
Zu Nummer 18 (8§ 64 Absatz 1 Satz 4)

Die Anderung ist Folgeanderung zu § 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E.

Zu Nummer 19 (8 69 Absatz 3)

Die Regelung stellt sicher, dass Beschliisse, die einer Kapitalerhnbhung zur nachtréglichen
Verbesserung des Umtauschverhaltnisses dienen (8 72b UmwG-E), ihrerseits nur wegen
Verfahrensfehlern angefochten werden kénnen und insbesondere eine Anfechtung in Be-
zug auf die Bewertung des Einbringungsgegenstands ausgeschlossen ist.

Zu Nummer 20 (§ 72a und § 72b)
Zu § 72a (Gewahrung zusatzlicher Aktien)

§ 72a UmwG-E ist neu. Ist das im Verschmelzungsvertrag zugrunde gelegte Umtauschver-
haltnis nicht angemessen, kdnnen die Aktionare gemaf 8§ 15 Absatz 1 UmwG Ausgleich
durch bare Zuzahlung verlangen. Diese potentiellen Zuzahlungsanspriche fiihren fir die
tibernehmende Aktiengesellschaft zum Risiko eines Liquiditatsabflusses in ungewisser
Hohe. GemalR 8§ 72a UmwG-E soll der Gibernehmenden Aktiengesellschaft die Méglichkeit
ertffnet werden, ein angemessenes Umtauschverhéltnis durch Gewahrung zusatzlicher
Aktien anstelle barer Zuzahlung herzustellen. Auf diese Weise kann fir den Fall, dass sich
das Umtauschverhéltnis nach den Feststellungen des fir das Spruchverfahren zustéandigen
Gerichts als nicht angemessen herausstellen sollte, das Risiko einer ungewissen Liquidi-
tatsbelastung begrenzt werden. Gleichzeitig wird den Interessen der Aktionare Rechnung
getragen: Die anspruchsberechtigten Aktionare werden durch Gewahrung zuséatzlicher Ak-
tien so gestellt, als wenn der Verschmelzung von Beginn an ein angemessenes Umtausch-
verhaltnis zugrunde gelegt worden ware. Den Anspruch auf Gewahrung zusatzlicher Aktien
soll die tibernehmende Gesellschaft insbesondere durch Ubertragung eigener Aktien oder
durch Ausgabe neuer Aktien im Wege einer Kapitalerhdhung gegen Sacheinlage erfillen
kénnen (vgl. Begriindung zu 8 72b UmwG-E).
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Das Recht zur Gewéhrung zusatzlicher Aktien soll ausschlie3lich tbernehmenden Aktien-
gesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien (vgl. § 78 Satz 1 UmwG) und Europé-
ischen Gesellschaften (SE) ((vgl. Artikel 9 Absatz 1 lit.c)ii der Verordnung (EG)
Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 Uber das Statut der Europaischen Gesell-
schaft (SE), im Weiteren ,SE-Verordnung) zustehen. Flr andere Gesellschaftsformen ein-
schlie3lich der Uberwiegend personalistisch gepragten Gesellschaft mit beschréankter Haf-
tung (GmbH) besteht kein vergleichbarer praktischer Bedarf an der Gewahrung zuséatzlicher
Anteile.

Die Mdglichkeit zur Gewahrung zusétzlicher Aktien soll auch im Rahmen einer Verschmel-
zung durch Neugriindung einer Aktiengesellschaft bestehen (§ 73 UmwG). Uber die Ver-
weisnorm § 125 Satz 1 UmwG-E soll die Méglichkeit auch fiir Spaltungsvorgange zur Uber-
nahme durch oder Neugriindung von Aktiengesellschaften eréffnet sein.

Die prozessuale Durchsetzung des Anspruchs auf Gewahrung zusatzlicher Aktien und der
auf Grundlage der Kompensationstatbestande zu gewéahrenden Leistungen regelt
§ 10a SpruchG.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Satz 1 statuiert das Recht der beteiligten Gesellschaften, anstelle einer baren Zu-
zahlung (8 15 Absatz 1 UmwG) zusatzliche Aktien zu gewahren.

Gemal3 Absatz 1 Satz 1 kann dieses Recht gegenliber den Anteilsinhabern der Ubertragen-
den Gesellschaft ausschlielich durch Erklarung der vertragsbeteiligten Rechtstrager im
Verschmelzungsvertrag ausgetbt werden. Die vertragsbeteiligten Rechtstréger missen so-
mit bereits bei Vorbereitung der Verschmelzung festlegen, ob die ibernehmende Gesell-
schaft ein etwaig unangemessenes Umtauschverhaltnis spater durch bare Zuzahlung kom-
pensieren oder die Angemessenheit durch Gewahrung zusatzlicher Aktien herstellen soll.
An die Erklarung im Verschmelzungsvertrag sind die Gibernehmende Gesellschaft und die
anspruchsberechtigten Aktionare gebunden. Der Anspruch der Aktionére ist ausschliellich
auf die Gewahrung zusatzlicher Aktien gerichtet, bare Zuzahlung kann nur noch in den Fal-
len des Absatz 3 verlangt werden. Vice versa kann die Glbernehmende Gesellschaft ihre
Pflicht zur Gewahrung zusatzlicher Aktien nicht mehr nachtraglich durch einen Ausgleich
im Wege barer Zuzahlung ersetzen. Misste sich die Gesellschaft erst im Zuge der gericht-
lichen Entscheidung Uber die Hohe der baren Zuzahlung im Spruchverfahren auf die Art
der Kompensation festlegen, kdnnte die Entscheidung auf Grundlage der wirtschaftlichen
Verhaltnisse zum Zeitpunkt des etwaigen Liquiditatsabflusses bestimmt werden. Diese zu-
satzliche Flexibilitat der Gesellschaft konnte zum Nachteil der anspruchsberechtigten Akti-
onére gereichen, da die Gesellschaft ihre Entscheidung auf Grundlage ihrer wirtschaftlichen
Entwicklung zwischen der Vorbereitung des Verschmelzungsvertrags und der Ausiibung
des Ersetzungsrechts treffen wirde. Fir die Gesellschaft ist die Gewahrung zusatzlicher
Aktien wirtschaftlich vorteilhaft, wenn der Unternehmenswert im Moment der Ubertragung
der Aktien niedriger ist, als er dies unter Zugrundelegung eines von Beginn an angemes-
senen Umtauschverhéltnisses gewesen ware. Ein Ausgleich durch bare Zuzahlung ware
hingegen fir die Gesellschaft wirtschaftlich vorteilhafter als beispielsweise die Ubertragung
eigener Aktien, wenn der Wert des Unternehmens zwischen dem Bewertungsstichtag, der
dem im Verschmelzungsvertrag festgelegten Umtauschverhaltnis zugrunde liegt, und dem
Zeitpunkt der Entscheidung im Spruchverfahren, gestiegen sein sollte. Der mit einer nach-
traglichen Entscheidung verbundene wirtschaftliche Vorteil der Gesellschaft flihrte zwangs-
laufig zu einem wirtschaftlichen Nachteil der Aktionére, die durch die jeweils andere Art der
Kompensation besser stiinden. Durch eine nachtragliche Wahlmaglichkeit zwischen den
Kompensationsalternativen wirde das Risiko der ungewissen wirtschaftlichen Entwicklung
einseitig den anspruchsberechtigten Aktiondren zugewiesen. Indem die Wahl der Kompen-
sationsart bereits bei Konzeption des Verschmelzungsverfahrens getroffen werden muss,
werden die Chancen und Risiken der ungewissen Unternehmensentwicklung gleichmé&Rig
auf die Gesellschaft und ihre Aktionare verteilt.
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Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass nachfolgende Verschmelzungen, Spaltungen und Form-
wechsel nicht zum Erldschen des Anspruchs auf Gewahrung zusatzlicher Aktien fiihren,
sofern die Zielrechtsform Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien ist. Die
Pflicht zur Gewahrung zusatzlicher Aktien geht als Verbindlichkeit in (partieller) Gesamt-
rechtsnachfolge auf den Zielrechtstrager Uber, beim Formwechsel bleibt sie der Gesell-
schaft neuer Rechtsform zugeordnet. Der Anspruch der Aktionare zielt fortan auf Gewah-
rung zusatzlicher Aktien am Zielrechtstrager. Im Falle einer nachfolgenden Abspaltung sind
den Aktionaren zuséatzliche Anteile sowohl an der abspaltenden als auch an der Gberneh-
menden Gesellschaft zu gewahren. Im Falle einer nachfolgenden Ausgliederung verbleibt
die Pflicht bei der ausgliedernden Gesellschaft, da ihre Aktionare per se keine Anteile am
Zielrechtstrager der Ausgliederung erhalten (vgl. 8 123 Absatz 3 UmwG). Absatz 1 Satz 2
soll fir Umwandlungen unter Beteiligung einer Europaischen Gesellschaft (SE) als Ziel-
rechtstrager gleichermal3en gelten (vgl. Artikel 9 Absatz 1 lit.c) ii SE-Verordnung). Ab-
satz 1 Satz 2 soll verhindern, dass die Pflicht der Uibernehmenden Gesellschaft zur Gewéh-
rung zusatzlicher Aktien wegen einer nachtraglichen Strukturmanahme nicht mehr erfillt
werden kann. Ist Zielrechtstrager dieser nachtraglichen Strukturmafnahme eine Rechts-
form, der das Recht zu Gewéhrung zuséatzlicher Aktien gemal3 Absatz 1 Satz 1 ebenfalls
eroffnet ist, ware es nicht sachgerecht, den Anspruch beziehungsweise die Pflicht zur Ge-
wahrung zusatzlicher Aktien durch einen nachgelagerten Formwechsel auszuschliel3en.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthalt eine Regelung fur den Fall, dass die Ubernehmende Gesellschaft nach
Eintragung der Verschmelzung eine Kapitalerh6hung vornimmt, an der die anspruchsbe-
rechtigten Aktiondre aufgrund eines unangemessenen Umtauschverhaltnisses nicht aus-
reichend beteiligt wurden. Den Aktionaren ist der Nachteil zu kompensieren, der ihnen da-
raus erwachsen ist, dass ihnen aufgrund einer nicht angemessenen Beteiligung am Grund-
kapital der tbernehmenden Aktiengesellschaft neue Aktien in geringerem Umfang gewahrt
wurden oder Bezugsrechte in geringerem Umfang zustanden, als dies bei einem angemes-
senen Umtauschverhaltnis im Rahmen der Verschmelzung und einer infolgedessen ange-
messenen Beteiligung am Grundkapital der Fall gewesen ware. Vice versa werden nach
Eintragung der Verschmelzung durchgefiihrte Kapitalherabsetzungen ohne Kapitalriickzah-
lung bericksichtigt.

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass den anspruchsberechtigten Aktiondren neue Aktien, die
ihnen im Rahmen einer Kapitalerhhung aus Gesellschaftsmitteln aufgrund des unange-
messenen Umtauschverhéltnisses und einer infolgedessen unangemessenen Beteiligung
am Grundkapital nicht gemaf § 212 AktG gewahrt wurden, nachtréglich zu gewahren sind.
Auch solche neuen Aktien sind vom Anspruch auf Gewadhrung zusatzlicher Aktien nach
Absatz 1 umfasst. Die Gewahrung der neuen Aktien kann wiederum durch Ubertragung
eigener Aktien oder durch die Schaffung neuer Aktien durch eine Kapitalerhéhung gegen
Sacheinlage erfolgen (vgl. Begriindung zu § 72b UmwG-E). Spiegelbildlich hierzu reduziert
sich gemal Absatz 2 Satz 1 bei einer nachtraglichen Kapitalherabsetzung ohne Riickzah-
lung der Umfang der gemalf Absatz 1 zusatzlich zu gewahrenden Aktien. Der Umfang der
nach Absatz 1 zu gewdhrenden Aktien wird anteilig reduziert. Der Anteil entspricht dem
Verhéltnis des Betrages der Kapitalherabsetzung zu dem vor der Kapitalherabsetzung vor-
handenen Grundkapital. Die quantitativen Veranderungen, die der Anspruch nach Absatz 1
durch eine nachtragliche Kapitalerhéhung aus Gesellschaftsmitteln oder nachtragliche Ka-
pitalherabsetzungen erfahrt, hat das mit der Entscheidung im Spruchverfahren befasste
Gericht zu beriicksichtigen (vgl. 8 10a Absatz 1 Nummer 1 SpruchG-E).

Absatz 2 Satz 2 bestimmt, dass den anspruchsberechtigten Aktionaren Bezugsrechte, die
ihnen im Rahmen einer Kapitalerh6hung gegen Einlagen (8 186 AktG) aufgrund des unan-
gemessenen Umtauschverhaltnisses nicht zustanden, nachtraglich einzuraumen sind.
Bleibt das den anspruchsberechtigten Aktiondren zustehende Bezugsrecht hinter dem zu-
rick, was ihnen unter Zugrundelegung eines von Beginn an angemessenen Umtauschver-
haltnisses zugestanden hétte, ist ihnen ein Bezugsrecht in Hohe der Differenz nachtréaglich
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einzurdumen. Die Hohe des einzurdumenden Bezugsrechts hat das Gericht in seiner Ent-
scheidung zu bestimmen (vgl. § 10a Absatz 1 Nummer 2 SpruchG-E). Absatz 2 Satz 3 be-
stimmt eine materielle Ausschlussfrist zur Ausiibung des nachtraglich einzuraumenden Be-
zugsrechts. Die Austbung hat zur Fristwahrung gegentber der Gesellschaft zur erfolgen.
Dem Aktionar, der sein Bezugsrecht ausibt, sind Aktien in entsprechender Zahl bezie-
hungsweise mit entsprechendem Nennbetrag zu Ubertragen. Im Gegenzug hat er die Ein-
lage zu leisten, die zu erbringen gewesen ware, wenn er das Bezugsrecht im Rahmen der
nachgelagerten Kapitalerhdhung ausgeibt hatte. Die Gesellschaft kann den Anspruch nach
Absatz 2 Satz 2 durch Ubertragung eigener Aktien oder Schaffung neuer Aktien im Wege
einer gesonderten Kapitalerh6hung erfullen (vgl. 8 72b Absatz 5 UmwG).

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt abschlieRend, in welchen Fallen den anspruchsberechtigten Aktionaren
Ausgleich durch bare Zuzahlung anstelle zusatzlicher Aktien zu gewahren ist. Ist Ausgleich
durch bare Zuzahlung zu gewéahren, bestimmt das Gericht dessen Hohe (vgl. 8 10a Ab-
satz 1 Nummer 3 SpruchG-E). Der Bestimmung der H6he der baren Zuzahlung ist das von
Beginn an angemessene Umtauschverhaltnis zugrunde zu legen. Die Bestimmung ent-
spricht damit dem im Rahmen von § 15 Absatz 1 UmwG anzuwendenden Verfahren:

Zu Nummer 1

Gemald Absatz 3 Nummer 1 ist zum Ausgleich von Spitzenbetragen bare Zuzahlung zu ge-
wahren.

Zu Nummer 2

Gemald Absatz 3 Nummer 2 ist Ausgleich durch bare Zuzahlung zu gewahren, wenn die
Gewahrung zusétzlicher Aktien unmoglich (8 275 BGB) geworden ist. Die Bestimmung ist
gemeinsam mit Absatz 1 Satz 2 zu lesen, der ausdrticklich Falle bestimmt, in denen trotz
nachgelagerter Umwandlung kein Fall der Unmdglichkeit vorliegt. Absatz 3 Nummer 3 ist
eine restriktiv anzuwendende Ausnahme von dem Grundsatz, dass nach Erklarung geman
Absatz 1 Satz 1 Gesellschaft und Aktionare an die Entscheidung zur Gewéahrung zusétzli-
cher Aktien anstelle barer Zuzahlung gebunden sind. Unmdéglichkeit ist insbesondere anzu-
nehmen, wenn die bernehmende Aktiengesellschaft zwischenzeitlich im Wege des Form-
wechsels eine Rechtsform erhalten hat, in der die Beteiligung nicht in Gestalt von Aktien
oder Kommanditaktien besteht. Dies ist beispielsweise beim Formwechsel in eine GmbH
oder bei der rechtsformwechselnden Verschmelzung oder Spaltung in eine ibernehmende
GmbH der Fall. Unmdglichkeit kann auch bei einer grenziiberschreitenden Umwandlung
vorliegen, sofern das Recht des Zielrechtstragers die Gewéahrung zusatzlicher Aktien nicht
zulasst. Im Rahmen einer Auf- oder Abspaltung kann die Gewahrung zusatzlicher Aktien
auch teilweise unmdoglich werden, wenn einzelne der ibernehmenden oder neuen Rechts-
trager nach ihrer Rechtsform keine zusétzlichen Aktien gewahren kénnen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 enthélt einen Anspruch auf Gewahrung einer Geldentschadigung anstelle zusétz-
licher Aktien in Fallen, in denen der anspruchsberechtigte Aktionar nach Wirksamwerden
der Verschmelzung anlasslich einer zwischenzeitlichen strukturverandernden Mafinahme
gegen Abfindung aus der Gesellschaft ausgeschieden ist. Im Gegensatz zum Anspruch auf
bare Zuzahlung nach Absatz 3 ist der Anspruch auf Entschadigung in Geld nicht auf einen
anfanglichen Barausgleich unter Berlcksichtigung eines von Beginn an angemessenen
Umtauschverhaltnisses, sondern auf Leistung des aufgrund eines unangemessenen Um-
tauschverhéltnisses entgangenen Abfindungsbetrags gerichtet. Falle des Ausscheidens
anlasslich einer nachfolgenden strukturverandernden MalRnahme stellen beispielsweise die
Ubertragung der Aktien anlasslich einer nachgelagerten Umwandlung (zum Beispiel geman
88 29 his 34 UmwG, § 62 Absatz 5 UmwG oder 88 207 bis 212 UmwG) dar. Gleiches gilt
fir das Ausscheiden gegen Abfindung anlasslich im Aktiengesetz (zum Beispiel
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§ 305 AktG, § 320 bis 320b AktG, 8§88 327a bis f AktG) oder aulRerhalb des Aktiengesetzes
(zum Beispiel 8 39 BOrsG) geregelter Strukturmafinahmen. Entscheidend ist, dass der Ak-
tionar anlasslich der Strukturmafl3nahme sémtlichen Aktienbesitz aufgegeben (zum Beispiel
§ 31 UmwG oder § 34 UmwG) oder verloren (zum Beispiel § 327a AktG) hat und dass der
Aufgabe oder dem Verlust ein gesetzliches Abfindungsangebot oder eine Abfindungspflicht
der Gesellschaft zugrunde gelegen hat. Ist der anspruchsberechtigte Aktionar bei Entschei-
dung tber den Anspruch auf Gewahrung zusatzlicher Aktien nach Absatz 1 nicht mehr an
der Gesellschaft beteiligt, ist die Gewéahrung zusatzlicher Aktien nicht sachgerecht, da ent-
weder der Aktionar durch Annahme des Abfindungsangebots seinen Austrittswillen oder
der Hauptaktionar mit Durchfuhrung der Mafinahme seine Mehrheitsmacht (zum Beispiel
in Fallen von 8§ 327a AktG) demonstriert hat. Der Anspruch ist fortan auf Entschadigung in
Geld gerichtet. Die Hohe der Entschadigung bestimmt sich nach dem Betrag, um den sich
die Abfindung unter Zugrundelegung eines von Beginn an angemessenen Umtauschver-
haltnisses erhoht hatte. Verauf3ert der Aktionar seine Aktien nicht anlasslich einer Struktur-
mafinahme, ist der Anspruch weiterhin auf Gewahrung zusatzlicher Aktien gerichtet. Etwa-
ige Nachteile kbnnen gegebenenfalls als nicht kompensierter Schaden in Ansatz gebracht
werden (vgl. Absatz 7)

Zu Absatz 5

Absatz 5 enthalt einen Anspruch der Aktionare auf Entschadigung in Geld zur Kompensa-
tion von Nachteilen im Rahmen zwischenzeitlich ausgefiihrter Gewinnausschuttungen.
Bleibt der den anspruchsberechtigten Aktionaren im Rahmen von Gewinnausschittungen
zugewiesene Gewinnanteil hinter dem zuriick, was sie unter Zugrundelegung eines von
Beginn an angemessenen Umtauschverhaltnisses erhalten hatten, ist ihnen Ausgleich in
Hohe der Differenz zu leisten. Gleiches gilt fir den Fall, dass bei zwischenzeitlichem Ab-
schluss eines Beherrschungs- oder Gewinnabflhrungsvertrags den anspruchsberechtigten
Aktionaren ein Anspruch auf angemessenen Ausgleich zusteht.

Zu Absatz 6

Absatz 6 bestimmt die Verzinsung der Anspriiche auf Gewéhrung zusatzlicher Aktien (Ab-
satz 1 und 2), Ausgleich durch bare Zuzahlung (Absatz 3) und Entschadigung in Geld (Ab-
satz 4 und 5). Die HOhe entspricht mit jahrlich 5 Prozentpunkten Uber dem jeweiligen Ba-
siszinssatz § 15 Absatz 2 Satz 1 UmwG. Der Zinslauf endet mit Aushandigung der zusatz-
lichen Aktien beziehungsweise Leistung der baren Zuzahlung oder Geldentschadigung an
die anspruchsberechtigten Aktionare. Gemalf Satz 2 endet der Zinslauf in den Fallen des
8§ 72b UmwG-E mit Inempfangnahme der Aktien beziehungsweise der baren Zuzahlung o-
der Geldentschadigung durch den Treuhander. Ab diesem Zeitpunkt kbnnen die anspruchs-
berechtigten Aktionare die Ubertragung der Aktien beziehungsweise die Auskehr der Zu-
zahlungs- oder Entschadigungsbetrdge vom Treuhander verlangen. Es handelt sich bei den
Anspriichen des Absatz 6 um pauschalierte Verzinsungen, auf die Voraussetzungen des
§ 286 BGB kommt es daher nicht an.

Zu Satz 1 Nummer 1
Satz 1 Nummer 1 ist eine Ausnahmevorschrift.

Ist der Anspruch auf Gewédhrung zusatzlicher Aktien gerichtet, soll der anspruchsberech-
tigte Aktiondr so gestellt werden, wie er bei einem von Beginn an angemessenem Um-
tauschverhéltnis gestanden hatte. Verandert sich der Unternehmenswert der tlbernehmen-
den Gesellschaft nach Vollzug der Verschmelzung, partizipiert der anspruchsberechtigte
Aktionar an den Buchgewinnen oder —verlusten, indem der auf die ihm zusatzlich zu ge-
wahrenden Aktien anteilig entfallende Wert zwischenzeitlich gestiegen oder gefallen ist.
Entgangene Moglichkeiten der Kapitalbeteiligung sowie entgangene Gewinne oder Aus-
gleichsleistungen sollen gemaf Absatz 2 nachtraglich eingerdumt beziehungsweise geman
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Absatz 5 ausgeglichen werden. Eine dartberhinausgehende Verzinsung wirde den an-
spruchsberechtigten Aktionar besserstellen, als er bei einer von Beginn an angemessenen
Beteiligung gestanden hétte. Da den entgangenen Erwerbschancen des Aktionéars tber Ab-
satz 2 und 5 ausreichend Rechnung getragen wird, ist eine pauschale Verzinsung gemaf
§ 15 Absatz 2 Satz 1 UmwG grundsétzlich nicht sachgerecht, soweit der Anspruch auf Ge-
wahrung zusétzlicher Aktien gerichtet ist. Die Absétze 2 und 5 bericksichtigen die entgan-
genen Erwerbschancen des Aktionars in ausreichendem Mal3e, da das im Spruchverfahren
zustandige Gericht Uber diese gemalf} § 10a Absatz 1 SpruchG mitentscheidet.

Entgangenen Kapitalbeteiligungen und Gewinnen kann im Wege des Spruchverfahrens al-
lerdings ausschlief3lich bis zum Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung Rechnung getra-
gen werden. Nach diesem Zeitpunkt entgangene Kapitalbeteiligungen oder Gewinne konn-
ten die anspruchsberechtigten Aktionare ausschlieB3lich im Wege individueller Verfahren im
Zivilprozess geltend machen. Nachtraglich entgangene Kapitalbeteiligungen und Gewinne
konnen daraus resultieren, dass die Gesellschaft ihre Pflicht zur Gewahrung zusétzlicher
Aktien nicht zeitnah nach der Gerichtsentscheidung erfillt. Es wére in solchen Féllen nicht
sachgerecht, das Prozessrisiko den anspruchsberechtigten Aktionaren zuzuweisen.

Satz 1 Nummer 1 tragt diesem Umstand Rechnung. Nach Nummer 1 ist der Anspruch auf
Gewahrung zusatzlicher Aktien nach Ablauf von drei Monaten nach Eintritt der Rechtskraft
der gerichtlichen Entscheidung pauschal mit 5 Prozentpunkten Uber dem jeweiligen Basis-
zinssatz zu verzinsen. Die pauschale Verzinsung schliel3t gemanR Absatz 7 die Geltendma-
chung eines darliberhinausgehenden Schadens, beispielsweise aufgrund eines im Rah-
men einer zwischenzeitlich entgangenen Gewinnausschiittung héheren Betrages, nicht
aus. BezugsgréRe der Verzinsung ist derjenige Betrag, der unter Berlicksichtigung des vom
Gericht bei Entscheidung tber den Anspruch nach Absatz 1 zugrunde gelegten Umtausch-
verhaltnisses als bare Zuzahlung anstelle zuséatzlicher Aktien zu gewahren gewesen ware.
Der als Bezugsgrofle zugrunde zu legende Betrag ist deshalb gemaR § 15 Ab-
satz 2 Satz 1 UmwG aufzuzinsen. Zwischenzeitliche Ereignisse, die fir den Anspruch auf
Gewahrung zusatzlicher Aktien nach Mal3gabe der Absatze 2 bis 5 zu bertcksichtigen sind,
bleiben bei Ermittlung der BezugsgrofRe unberlcksichtigt. Der Zinsanspruch nach
Satz 1 Nummer 1 bezweckt, dem anspruchsberechtigten Aktionar bei Untétigkeit der Ge-
sellschaft nicht das Risiko der prozessualen Durchsetzung seines Anspruchs auf Gewéh-
rung zusatzlicher Aktien und den Nachweis eines etwaigen Verzugsschadens aufzubirden.

Zu Satz 1 Nummer 2

Soweit der Anspruch auf bare Zuzahlung gerichtet ist, ist dieser stets verzinslich. Im Ge-
gensatz zum Anspruch auf Gewahrung zusatzlicher Aktien vermittelt der Anspruch auf Aus-
gleich durch bare Zuzahlung keine Partizipation an der Entwicklung des Unternehmens-
werts. Dem anspruchsberechtigten Aktionar ist deshalb der Nachteil zu kompensieren, der
diesem daraus erwéachst, dass er die ihm als Zuzahlung geschuldeten Geldbetrage bis zu
ihrer Auskehr nicht in anderer Weise zinsbringend investieren konnte. Der Zinslauf beginnt
entsprechend § 15 Absatz 2 Satz 1 UmwG mit wirksamkeitsbegrindender Eintragung der
Verschmelzung. Dies gilt auch in Fallen, in denen die Pflicht zur Gewahrung zusatzlicher
Aktien gemal’ Absatz 3 Nummer 2 nachtréaglich unméglich wird.

Zu Satz 1 Nummer 3

Ebenso wie der Anspruch auf bare Zuzahlung sind auch die Anspriiche auf Entschadigung
in Geld stets verzinslich. Durch die Kompensation im Wege der Erhéhung des Abfindungs-
(Absatz 4), Gewinnausschiittungs- oder Ausgleichsbetrages (Absatz 5) findet keine fortlau-
fende Partizipation an der Entwicklung des Unternehmens statt. Der Zinslauf beginnt zu
dem Zeitpunkt, in dem die erhéhte Abfindung beziehungsweise der erhdhte Gewinnaus-
schittungsanspruch oder der erhdhte angemessene Ausgleich fallig geworden wére.
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Zu Absatz 7

Absatz 7 Satz 1 dient der Klarstellung. Die Bestimmung stellt klar, dass den anspruchsbe-
rechtigten Aktionaren zusatzlich zu den ausdricklich geregelten und vom Gericht geman
§ 10a SpruchG von Amts wegen zu prifenden Kompensationstatbestanden der Absatze 1
bis 6 weitere Ansprliche zustehen kénnen, sollten die Tatbestandsvoraussetzungen eines
Schadensersatzanspruchs erfillt sein. Die Ursache des Schadens muss darin liegen, dass
das Umtauschverhaltnis nicht von Anfang an angemessen gewesen ist und der Schaden
darf nicht bereits durch die Tatbestande der Absétze 1 bis 6 kompensiert sein. Ein weiterer
Schaden gemal Absatz 7 kann beispielsweise ein im Einzelfall hdherer Zinsschaden sein.
Ein kausaler Schaden kénnte auch in Gewinnanteilen bestehen, die ein gemaR Absatz 2
nachtraglich ausgelibtes Bezugsrecht bei EinrAumung vor der Gewinnausschittung ge-
wahrt hatte. Vorstellbar ist auch der Fall, dass der geméaR Absatz 3 Nummer 2 zu gewah-
rende Zuzahlungsbetrag einschlieR3lich Zinsen gemaf Absatz 6 Nummer 2 hinter der Wert-
steigerung der Anteile zurlckbleibt. SchlieRlich kann der Schaden auch darin bestehen,
dass die Anspriiche auf Gewahrung zusatzlicher Aktien nicht erfullt werden kénnen, weil
die Gesellschaft Uber keine eigenen Aktien verfugt und die Hauptversammlung keinen Be-
schluss nach § 72b UmwG-E mit der erforderlichen Mehrheit fasst. Ferner kann der Scha-
den aus Umstanden resultieren, die nach der gerichtlichen Entscheidung im Spruchverfah-
ren eingetreten sind. Dies ware beispielsweise der Fall, wenn ein Ereignis, das die Unmog-
lichkeit im Sinne von Absatz 3 Nummer 2 begriinden wirde, erst nach der Entscheidung im
Spruchverfahren eintreten wirde. Gleiches ware anzunehmen, wenn den anspruchsbe-
rechtigten Aktiondren im Nachgang zur gerichtlichen Entscheidung im Spruchverfahren
weitere Kapitalbeteiligungen, beispielsweise aufgrund einer Kapitalerhéhung aus Gesell-
schaftsmitteln, entgangen sein sollten. Da diese Sachverhalte nicht Gegenstand der Ent-
scheidung im Spruchverfahren sind, ist insoweit eine Kapitalerhbhung nach § 72b Ab-
satz 1 bis 4 UmwG ausgeschlossen.

Das Risiko der Beschaffung der nach den Abséatzen 1 und 2 geschuldeten Aktien tragt ge-
mal Absatz 7 Satz 2 die Gesellschaft. Entscheidet sich die Gesellschaft nach Ab-
satz 1 Satz 1 fur die Gewahrung zusatzlicher Aktien anstelle barer Zuzahlung, hat sie dafur
Sorge zu tragen, dass Aktien in ausreichendem Umfang vorhanden sein werden. Sie kann
sich daher nicht darauf berufen, dass sie Uber keine eigenen Aktien verfuge und eine Kapi-
talerhéhung nach MaRRgabe von § 72b UmwG aus rechtlichen oder tatséchlichen Griinden
nicht maglich sei. Damit ist insbesondere der Einwand, eine fur die Kapitalerh6hung erfor-
derliche Hauptversammlungsmehrheit lasse sich nicht herstellen, ausgeschlossen.

Der weitere Schaden kann nur nach allgemeinen Vorschriften und nicht im Spruchverfahren
geltend gemacht werden.

Zu § 72b (Kapitalerhthung zur Gewahrung zusatzlicher Aktien)

§ 72b UmwG-E ist neu. Gemal 8§ 72a UmwG-E ist den verschmelzungsbeteiligten Gesell-
schaften die Moglichkeit erdffnet, durch Erklarung im Verschmelzungsvertrag zusatzliche
Aktien anstelle barer Zuzahlung zu gewahren. Die Pflicht zur Gewahrung zuséatzlicher Ak-
tien kann durch Ubertragung eigener Aktien erfiillt werden, sofern die Gesellschaft solche
halt oder nach MaRgabe des 8§ 71 AktG erwirbt. § 72b Absatz 1 bis 4 UmwG-E soll tber-
nehmenden Aktiengesellschaften die Mdglichkeit einrdumen, die zusatzlich zu gewahren-
den Aktien ohne Liquiditatsabfluss im Wege einer Sachkapitalerhéhung zu schaffen. Auf
diese Weise kann der Zweck von § 72 a UmwG-E, die ibernehmende Gesellschaft vor ei-
ner nachtraglichen Liquiditatsbelastung in ungewisser Hohe zu schiitzen, erflillt werden.
Bei der Kapitalerh6hung zur Gewahrung zuséatzlicher Aktien handelt es sich um eine Kapi-
talerhéhung gegen Sacheinlagen. § 72b Absatz 1 bis 4 UmwG-E trifft gegeniiber den Vor-
schriften des Aktiengesetzes besondere Bestimmungen fur den Fall, dass als Sacheinlage
der Anspruch der Aktionare auf Gewahrung zusatzlicher Aktien eingebracht wird. Die zu-
satzlichen Aktien kdnnen dabei nach Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung oder auf
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Grundlage eines im gerichtlichen Vergleich festgestellten Anspruchs im Wege einer Kapi-
talerhéhung nach den 8§ 182 bis 191 AktG gewahrt werden. Ebenso kann im Vorfeld der
Verschmelzung oder nach Vollzug der Verschmelzung aber vor Rechtskraft der gerichtli-
chen Entscheidung im Spruchverfahren genehmigtes Kapital geschaffen und nach Rechts-
kraft der Entscheidung durch Erklarung des Vorstands ausgenutzt werden.

§ 72b Absatz 5 UmwG-E enthdlt eine besondere Bestimmung fur Kapitalerhéhungen, die
durchgefihrt werden, um zuséatzliche Aktien aufgrund gemal § 72a Absatz 2 Satz 3 aus-
gelbter Bezugsrechte zu gewahren.

§ 72b soll auch auf Gesellschaften Anwendung finden, die im Wege einer Verschmelzung
durch Neugriindung entstanden sind (8§ 73 UmwG). Uber die Verweisnorm
§ 125 Satz 1 UmwG-E soll die Vorschrift auch fiir Spaltungen zur Ubernahme durch oder
zur Neugriindung von Aktiengesellschaften Anwendung finden. In den Féllen von § 72a Ab-
satz 1 Satz 2 UmwG-E soll § 72b UmwG-E auch auf die tbernehmende oder neue Gesell-
schaft beziehungsweise die Gesellschaft neuer Rechtsform Anwendung finden.

Soweit § 72b UmwG keine besonderen Bestimmungen enthdlt, sind die Kapitalerhdhungs-
vorschriften des Aktiengesetzes anwendbar. Insbesondere hat die Gewahrung zusatzlicher
Aktien im Wege einer Kapitalerhdhung unter Berticksichtigung der aktienrechtlichen Kapi-
talaufbringungsvorschriften zu erfolgen. Der Wert der Sacheinlage, des einzubringenden
Anspruchs auf Gewahrung zusatzlicher Aktien, muss den Betrag erreichen, um den das
Grundkapital erhoht wird. Um dies sicherzustellen ist insbesondere gemaf3 § 183 Ab-
satz 3 AktG grundsétzlich eine Prifung der Werthaltigkeit des einzubringenden Anspruchs
erforderlich. Durch die gerichtliche Entscheidung im Spruchverfahren steht die Anzahl der
zu gewahrenden Aktien beziehungsweise die Hohe des Nennwerts der zu gewahrenden
Aktien fest. Bemessungsgrundlage dieser Anzahl oder Hohe sind die Unternehmenswerte
der verschmelzungsbeteiligten Gesellschaften zum Bewertungsstichtag, der dem im Ver-
schmelzungsvertrag festgelegten Umtauschverhaltnis zugrunde liegt. Der Wert des einzu-
bringenden Anspruchs bemisst sich schlief3lich nach dem Wert, den die zu gewdhrenden
Aktien im Zeitpunkt der Einbringung des Anspruchs haben. Bemessungsgrundlage fir den
Wert dieser Aktien ist damit der aktuelle und nicht der urspriingliche Unternehmenswert. Es
ist daher grundsatzlich eine erneute Prifung des Unternehmenswerts vorzunehmen, wenn
nicht ausnahmsweise die Voraussetzungen des § 33a Absatz 1 AktG vorliegen
(vgl. 8 183 Absatz 3 AktG in Verbindung mit § 183a Absatz 1 AktG).

Zu Absatz 1

Gemal Absatz 1 Satz 1 kénnen die zusatzlich zu gewahrenden Aktien durch Kapitalerho-
hung gegen Sacheinlage geschaffen werden.

Gegenstand der Sacheinlage ist gemald Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz der vom Gericht
oder im gerichtlichen Vergleich festgestellte Anspruch der anspruchsberechtigten Aktionare
auf Gewahrung zusatzlicher Aktien. Der Anspruch wird durch Abtretung an die Gesellschaft
eingelegt. Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz trdgt dem Umstand Rechnung, dass sich mit
Abtretung des Anspruchs Glaubiger und Schuldner in einer Person vereinigen, was zum
Erléschen des Anspruchs im Wege der Konfusion fiihren wirde. Absatz 1 Satz 2 zwei-
ter Halbsatz stellt sicher, dass die anspruchsberechtigten Aktionére ihres Anspruchs nicht
verlustig werden, bevor ihre zusatzlichen Mitgliedschaftsrechte entstanden sind. Diese ent-
stehen mit Eintragung der Durchfuhrung der Kapitalerhbhung (Absatz 1 Satz 2 zweiter
Halbsatz). Die Abtretung des Anspruchs an die Gesellschaft befreit damit die Gesellschaft
unter der Bedingung der Eintragung der Durchfiihrung der Kapitalerhéhung von einer Ver-
bindlichkeit.

Absatz 1 Satz 3 bestimmt, dass ein Anspruch auf Gewahrung zusatzlicher Aktien, der durch
gerichtliche Entscheidung festgestellt wurde, erst mit Eintritt der Rechtskraft eingelegt wer-
den kann. Damit soll verhindert werden, dass durch die Gewahrung zusatzlicher Aktien
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Tatsachen geschaffen werden, solange das Bestehen des Anspruchs nach Grund und
Hbéhe noch nicht endgiltig feststeht.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz1 ist eine gegeniber § 183 Absatz 1 Satz 1 AktG, und § 205 Ab-
satz 2 Satz 1 AktG besondere Bestimmung Uber die im Kapitalerhhungsbeschluss festzu-
setzenden Inhalte: Die gemaf diesen Vorschriften erforderlichen Festsetzungen, der Ge-
genstand der Sacheinlage, die Person, von der die Gesellschaft den Gegenstand erwirbt,
und der Nennbetrag, bei Stlickaktien die Zahl der bei der Sacheinlage zu gewahrenden
Aktien, ergeben sich in den Féllen des 8 72b UmwG-E aus der gerichtlichen Entscheidung
oder dem gerichtlichen Vergleich. Die Bestimmung des Einlagegenstands nach Ab-
satz 2 Nummer 1 und die Angaben nach Absatz 2 Nummer 2 sind Gegenstand des Kapi-
talerh6hungsbeschlusses. Erfolgt die Kapitalerh6hung durch Inanspruchnahme genehmig-
ten Kapitals sind die Festsetzungen gemal3 Absatz 2 Satz 1 vom Vorstand vorzunehmen.

Absatz 2 Satz 2 erklart § 182 Absatz 4 AktG, 88 186, 187 AktG und § 203 Absatz 3 AktG
fur unanwendbar. Der Grundsatz der Subsidiaritat der Kapitalerhéhung gegentber der Er-
fullung ausstehender Einlagepflichten aus friheren Kapitalerhhungen (8 182 Ab-
satz 4 AktG, 8§ 203 Absatz 3 AktG) kommtim Rahmen der Kapitalerhdhung zur Gewahrung
zusatzlicher Aktien nicht zum Tragen, da diese nicht der Kapitalbeschaffung, sondern der
angemessenen Beteiligung zuvor benachteiligter Aktionare dient. Die 88 186, 187 AktG fin-
den ebenfalls keine Anwendung. Die zusatzlichen Aktien stehen ausschlief3lich den noch
nicht angemessen beteiligten, anspruchsberechtigten Aktionaren zu. Bezugsrechte nicht
anspruchsberechtigter Aktionare scheiden deshalb aus.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt Bestimmungen zur rechtstechnischen Durchfiihrung der Einlageleistung
sowie zur Zeichnung und dem Erwerb der Aktien.

Ebenso wie zur umwandlungsbedingten Kapitalerhéhung gemai § 71 UmwG hat die liber-
nehmende Aktiengesellschaft zur Durchfiihrung einer Kapitalerhéhung zur Gewahrung zu-
satzlicher Aktien einen Treuhander zu bestellen. Per Gesetz werden diesem die Befugnis
zur Inempfangnahme der Aktien, baren Zuzahlungen und Entschadigungen in Geld sowie
weitere Handlungserméachtigungen zugewiesen, um die Praktikabilitat der Durchflihrung
der Kapitalerh6hung zu gewahrleisten. Andernfalls wéaren Mitwirkungshandlungen jedes
anspruchsberechtigten Aktionars erforderlich, was bei einer Vielzahl anspruchsberechtigter
Aktionare die Durchfihrung der Kapitalerhéhung behindern oder jedenfalls erheblich er-
schweren konnte. Der Treuh&nder ist gemald Absatz 3 Satz 2 erméchtigt, im eigenen Na-
men die gerichtlich festgestellten oder im gerichtlichen Vergleich eingeraumten Anspriiche
auf Gewahrung zusatzlicher Aktien als Gegenstand der Sacheinlage an die Gesellschaft
abzutreten (Nummer 1), die zusatzlich zu gewahrenden Aktien zu zeichnen (Nummer 2),
die zuséatzlich zu gewahrenden Aktien, baren Zuzahlungen und Entschadigungen in Geld
in Empfang zu nehmen (Nummer 3) und alle sonstigen Erklarungen abzugeben, die zur
Durchfuihrung der Kapitalerh6hung erforderlich sind und normalerweise vom einlegenden
und zeichnenden Aktionar abzugeben waren (Nummer 4). Er hat die gemald Nummer 3
empfangenen Gegenstande anschlieBend auf die anspruchsberechtigten Aktiondre zu
Ubertragen. Kraft seiner Empfangszustandigkeit wird der Treuhander nicht Aktionar oder
Eigentimer. Mit Eintragung der Durchfiihrung der Kapitalerh6hung (8 189 AktG) entstehen
die Aktien in der Person der anspruchsberechtigten Aktion&re und nicht in der Person des
Treuhanders.

Gemal} Absatz 3 Satz 3 findet die Bestimmung des § 26 Absatz 4 UmwG betreffend die
von dem fir die Eintragung der Kapitalerhéhung zustandigen Registergericht festzusetzen-
den Auslagen- und Vergutungsersatzanspriiche entsprechende Anwendung.
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Zu Absatz 4

Gemal Absatz 4 sind der Anmeldung in Ausfertigung oder o6ffentlich beglaubigter Abschrift
die rechtskréaftige gerichtliche Entscheidung oder der gerichtliche Vergleich beizufiigen. Auf
diese Weise kann das Registergericht prifen, ob die der Kapitalerh6hung zugrundeliegen-
den Forderungen auf Gewahrung zuséatzlicher Aktien tatsachlich bestehen. Gemafl Ab-
satz 4 Satz 2 findet 8 188 Absatz 3 Nummer 2 AktG keine Anwendung, da dem Anspruch
auf Gewahrung zusatzlicher Aktien, welcher Gegenstand der Sacheinlage ist, neben der
gerichtlichen Entscheidung oder dem gerichtlichen Vergleich keine vertraglichen Beziehun-
gen zwischen den anspruchsberechtigten Aktionaren und der Gesellschaft zugrunde lie-
gen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 enthélt eine besondere Bestimmung fir den Fall einer Kapitalerh6hung zur Schaf-
fung von Aktien wegen entgangener Bezugsrechte gemal 8§ 72a Absatz 2 Satz 2 und 3
UmwG-E. Es handelt sich insoweit um eine von der Kapitalerhéhung nach § 72b Absatz 1
Satz 1 UmwG-E zu trennende Kapitalerh6hung, der ein gesonderter Kapitalerhhungsbe-
schluss zugrunde liegt. Die Kapitalerh6hung zur Schaffung von Aktien aufgrund nachtragli-
cher Einraumung des Bezugsrechts erfolgt nach den Vorschriften des Aktiengesetzes. Da
der anspruchsberechtigte Aktionar bei dieser Kapitalerh6hung eine Einlageleistung nach
den allgemeinen Vorschriften zu erbringen hat, finden die besonderen Vorschriften der Ab-
séatze 1 bis 4 insoweit keine Anwendung. Absatz 5 schlief3t lediglich die 8 182 Absatz 4
sowie die 88 186, 187 und 203 Absatz 3 AktG von der Anwendung aus. Damit ist klarge-
stellt, dass den nicht anspruchsberechtigten sowie den anspruchsberechtigten Aktionaren,
die ihr Bezugsrecht nach § 72a Absatz 2 Satz 3 UmwG-E nicht ausgelibt haben, kein Be-
zugsrecht zusteht.

Zu Nummer 21 (8 73)

Gemall § 73 UmwG sind die aktienrechtlichen Nachgriindungsvorschriften auf die Ver-
schmelzung durch Neugriindung von Aktiengesellschaften nicht anzuwenden, da eine Ver-
schmelzung durch Neugriindung im Nachgriindungsstadium gemanR § 76 Absatz 1 UmwG
ausgeschlossen ist. Mit der Aufhebung von § 76 Absatz 1 UmwG ist eine Verschmelzung
durch Neugriindung im Nachgriindungsstadium méglich. Um eine Umgehung der aktien-
rechtlichen Nachgriindungsvorschriften auszuschlieRen, muss § 67 UmwG kiinftig auch fur
die Verschmelzung durch Neugriindung Anwendung finden.

Zu Nummer 22 (8 76)

8§ 76 Absatz 1 UmwG enthalt ein absolutes Verschmelzungsverbot fiir Aktiengesellschaften
innerhalb der ersten zwei Jahre ihrer Eintragung im Handelsregister. Zweck der Regelung
sollte der Schutz vor der Umgehung der aktienrechtlichen Nachgriindungsvorschriften sein.
Ein absolutes Verschmelzungsverbot ist zur Erfullung dieses Zwecks nicht erforderlich.
Ausweislich des Wortlauts und Regelungsstandorts gilt das Verschmelzungsverbot nur far
die Neugrindung von Aktiengesellschaften durch Verschmelzung von Aktiengesellschaf-
ten. Eine Umgehung der Nachgriindungsvorschriften kann durch die Anwendbarkeit von
§ 67 UmwG auf die Verschmelzung durch Neugriindung ausgeschlossen werden. Hierzu
bedarf es lediglich einer Anderung von § 73 UmwG (vgl. Begriindung zu § 73 UmwG-E).
Auf die neue Gesellschaft finden ebenfalls die aktienrechtlichen Griindungs- und Nachgrin-
dungsvorschriften Anwendung (8 36 Absatz 2 Satz 1 UmwG). Das absolute Verschmel-
zungsverbot ist geeignet, sinnvolle unternehmerische StrukturmalRnahmen zu blockieren.
Es kann Anlass aufwéndiger Ausweichgestaltungen der betroffenen Aktiengesellschaften
sein, beispielsweise einer Kettenumwandlung bestehend aus einem vorgelagerten Form-
wechsel in eine andere Rechtsform und eine nachgelagerte Verschmelzung durch Neu-
griindung einer Aktiengesellschaft. Da das Verschmelzungsverbot zur Erfullung der mit ihm
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verfolgten Zwecke des aktienrechtlichen Kapitalschutzes nicht erforderlich ist, sollte es auf-
gehoben werden.

Zu Nummer 23 (§ 85)

Mit 8§ 85 Absatz 1 UmwG-E wird den Abséatzen 1 und 2 von 8§ 85 UmwG gegenwartiger
Rechtslage ein neuer Absatz vorangestellt. § 85 Absatz 1 UmwG-E schlief3t die Durchset-
zung des Anspruchs auf bare Zuzahlung im Spruchverfahren gemaR § 15 UmwG-E fur die
Mitglieder der Gbernehmenden Genossenschaft aus. Eine Anfechtung nach allgemeinen
Regeln bleibt mdglich. Der neue § 85 Absatz 1 UmwG-E soll — im Gegensatz zu § 85 Ab-
satz 1 UmwG gegenwartiger Rechtslage — nicht auf Verschmelzungen von Genossen-
schaften miteinander beschrankt sein, sondern auch auf die Verschmelzung von Rechts-
tragern anderer Rechtsform auf eine Genossenschaft Anwendung finden.

Die geanderte Nummerierung der Absatze 1 und 2 ist eine redaktionelle Folgeanderung zur
Einfligung des neuen Absatz 1. Inhaltliche Anderungen der bisherigen Bestimmungen er-
geben sich daraus nicht.

Zu Nummer 24 (8 116 Absatz 1 Satz 2)
Die Anderung ist redaktionelle Folgeénderung zur Streichung von § 76 Absatz 1 UmwG.
Zu Nummer 25 (Zehnter Abschnitt)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfilhrung der 8§ 122a bis 122m UmwG in
die 88 305 bis 317 UmwG-E (vgl. Begrindung zur Einfiigung der Uberschrift Sechstes
Buch).

Zu Nummer 26 (§ 125)
Zu 8§ 125 (Anzuwendende Vorschriften)

§ 125 UmwG wird neu gefasst. Die gegenwartigen Satze 1 und 2 werden Absatz 1. Ab-
satz 1 Satz 1 kinftiger Fassung wird zur besseren Ubersicht numerisch untergliedert, Ab-
satz 1 Satz 2 wird unverandert ibernommen. Zusatzlich wird ein neuer Satz 3 angeflgt
wird. § 125 Satz 3 UmwG gegenwartiger Fassung wird kinftig Absatz 2.

Zu Absatz 1
Zu Satz 1
Zu Nummer 1

Nummer 1 enthalt gegeniber § 125 Satz 1 UmwG gegenwartiger Fassung keine inhaltliche
Anderung.

Zu Nummer 2

Gemal 8§ 125 Satz 1 UmwG gegenwartiger Fassung findet das Konzernprivileg des 8 9 Ab-
satz 2 UmwG gegenwartiger Fassung, die Entbehrlichkeit der Verschmelzungsprifung bei
Verschmelzung der Tochter- auf inre Muttergesellschaft, keine Anwendung auf die Auf- und
Abspaltung. Fur die Aufspaltung folgt dies aus dem Umstand, dass sie mehrere tberneh-
mende Rechtstrager voraussetzt (§ 123 Absatz 1 UmwG). Denknotwendig kann nur einer
von ihnen Alleingesellschafter sein. Bei der Abspaltung auf einen einzigen Anteilsinhaber
kann hingegen eine 100 % - Beteiligung bestehen. Die der Verfahrenserleichterung der
§ 9 Absatz 2 UmwG-E und § 12 Absatz 3UmwG-E in Verbindung mit § 8 Ab-
satz 3 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe a UmwG-E zugrundeliegenden Erwagungen greifen
fur diesen Fall der Abspaltung gleichermal3en Platz. Der Ausschluss des Konzernprivilegs
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fur die Verschmelzung der Tochter- auf ihre Muttergesellschaft soll daher kiinftig auf die
Aufspaltung beschrankt werden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthélt gegeniiber 8 125 Satz 1 UmwG gegenwartiger Fassung keine inhaltliche
Anderung.

Zu Nummer 4

GemalR 8§ 125 Satz 1 UmwG gegenwartiger Fassung sind § 14 Absatz 2 UmwG und
§ 15 UmwG auf die Ausgliederung weder fur Anteilsinhaber des Ubertragenden noch fir
Anteilsinhaber des Ubernehmenden Rechtstragers anwendbar. Fir die Anteilsinhaber des
Ubertragenden Rechtstragers kommt ein Ausgleich durch bare Zuzahlung im Spruchverfah-
ren nicht in Betracht, weil die Anteile am Gibernehmenden Rechtstrager nicht ihnen, sondern
dem Ubertragenden Rechtstréger zu gewahren sind. Fir Anteilsinhaber Gbernehmender
Rechtstrager war das Spruchverfahren bislang gemafll 8 14 Absatz 2 UmwG und
§ 15 UmwG per se nicht eroffnet. Mit der allgemeinen Offnung des Spruchverfahrens fir
die Anteilsinhaber des tibernehmen Rechtstragers geman § 15 UmwG-E in Verbindung mit
§ 14 Absatz 2 UmwG-E sollte auch im Rahmen einer Ausgliederung Anteilsinhabern eines
Ubernehmenden Rechtstragers das Spruchverfahren eréffnet sein.

Nach dem Wortlaut von 8§ 125 Satz 1 UmwG gegenwartiger Fassung finden die Bestim-
mungen fur Kapitalerhéhungen in Konzernkonstellationen, 88§ 54, 68 UmwG, keine Anwen-
dung auf die Ausgliederung zur Aufnahme. Der Ausschluss der Anwendbarkeit von
8§ 54 Absatz 1 Satz 1 UmwG und 8 68 Absatz 1 Satz 1 UmwG ist konsequent: Der Zweck
des Kapitalerh6hungs- und Anteilsgewahrungsverbots, die Entstehung eigener Anteile bei
der Ubernehmenden Gesellschaft zu verhindern, verfangt nicht, wenn die Anteile der aus-
gliedernden Gesellschaft selbst und nicht ihnrem Anteilsinhaber zu gewahren sind. Keine
Notwendigkeit besteht hingegen, den beteiligten Gesellschaften die Optionen des Verzichts
auf die Kapitalerhéhung nach § 54 Absatz 1 Satz 2 und 3 UmwG und § 68 Absatz 1 Satz 2
und 3 UmwG zu verwehren. Hat die ibernehmende Gesellschaft beispielsweise eigene An-
teile, sollten diese dem ubertragenden Rechtstrager gewahrt werden kénnen (8§ 54 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 UmwG und 8§ 68 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 UmwG), eine zuséatz-
liche Kapitalerhéhung ist in solchen Fallen nicht erforderlich. Ebenso sollten Kapitalerho-
hung und Anteilsgewdhrung nicht erforderlich sein, wenn gemaR § 54 Ab-
satz 1 Satz 3 UmwG und § 68 Absatz 1 Satz 3 UmwG die ausgliedernde Gesellschaft als
designierter Empféanger der Anteile auf die Gewahrung von Anteilen verzichtet. Aus diesem
Grund sollte gemafl 8§ 125 Absatz 1 Satz 1 UmwG klargestellt werden, dass sich bei der
Ausgliederung zur Aufnahme die Unanwendbarkeit der 88 54, 68 UmwG auf die Falle von
§ 54 Absatz 1 Satz 1 UmwG und 8§ 68 Absatz 1 Satz 1 UmwG beschrankt.

Zu Satz 2
Satz 2 bleibt inhaltlich unverandert.
Zu Satz 3

Der neu gefasste § 125 Absatz 1 Satz 3 UmwG-E erklart fur die Abspaltung die Vorschrift
des 8§ 133 UmwG uber die gesamtschuldnerische Haftung der beteiligten Rechtstrager fir
anwendbar. Gemal § 29 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz UmwG-E unterbreitet der tber-
tragende Rechtstrager das Barabfindungsangebot. Das auf den Barabfindungsanspruch
gerichtete Rechtsverhdltnis entsteht daher bereits vor Registervollzug der Spaltung (vgl.
hierzu die Begrindung zu 8§ 29 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz UmwG-E). Das Rechtsver-
haltnis geht mit der Eintragung gemalf 8 131 Absatz 1 Nummer 1 UmwG auf denjenigen
Rechtstrager uiber, dem die kiinftige Barabfindungsverbindlichkeit im Spaltungs- und Uber-
nahmevertrag zugewiesen wurde. Gemal Absatz 1 Satz 3 i.V.m. § 133 UmwG kdnnen die
zum Austritt gegen Barabfindung berechtigten Anteilsinhaber ungeachtet der Zuweisung
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der Barabfindungsverbindlichkeit ihr Recht sowohl gegen den Ubertragenden als auch ge-
gen dem Ubernehmenden Rechtstrager durchsetzen. Sie kbénnen das Barabfindungsange-
bot wahlweise gegeniiber dem Ubertragenden oder gegentber dem (bernehmenden
Rechtstrager annehmen und den Barabfindungsanspruch gegen die gesamtschuldnerisch
verbundenen Rechtstrager geltend machen. Die beteiligten Rechtstrédger kdnnen im Spal-
tungs- und Ubernahmevertrag Vorsorge furr den Fall treffen, dass ausscheidende Anteilsin-
haber ihren Anspruch gegeniiber dem ubertragenden Rechtstrager geltend machen wer-
den. Insbesondere kann ein etwaiger kinftiger Anspruch des Ubertragenden Rechtstragers
auf Ruckerwerb der Anteile gegen die Anteilsinhaber, die das Barabfindungsangebot an-
nehmen werden, im Voraus an den tbernehmenden Rechtstrager abgetreten werden. Im
Gegenzug kann der Gibernehmende Rechtstrager den Ubertragenden Rechtstrager im Vo-
raus von etwaigen Barausgleichspflichten freistellen. § 125 Absatz 1 Satz 3 UmwG-E hat
klarstellenden Charakter. Da das dem Barabfindungsanspruch des Anteilsinhabers zugrun-
deliegende Rechtsverhaltnis bereits vor Vollzug der Spaltung begrindet wird, fande
§ 133 UmwG auch ohne ausdriickliche Regelung Anwendung. Diese materielle Rechtslage
wird auf prozessualer Ebene durch 8 5 Nummer 5 UmwG-E vervollstandigt. Fir den Anteil-
sinhaber hat dies den Vorteil, dass bei Abspaltungen auf mehrere Rechtstréager der Antrag
auf gerichtliche Nachprifung im Spruchverfahren nicht — wie bislang — gegen samtliche
Ubernehmende Rechtstrager gerichtet werden muss. Ferner ist der Anteilsinhaber im Rah-
men einer grenziberschreitenden Hinausabspaltung nicht auf die Inanspruchnahme ver-
schiedener auslandischer Rechtstrager verwiesen.

Zu Absatz 2

Der neu gefasste Absatz 2 Ubernimmt § 125 Satz 3 UmwG gegenwartiger Fassung ohne
inhaltliche Anderung.

Zu Nummer 27 (8 127)
Zu Buchstabe a

Die Anderung von Satz 1 entspricht der Anderung in § 8 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E. Auf die
Begriindung zu § 8 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E wird verwiesen.

Zu Buchstabe b

Satz 2 wird ein zweiter Halbsatz eingefligt. Dieser dient der Klarstellung. Das Konzernprivi-
leg § 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe a UmwG-E findet bei Aufspaltung keine An-
wendung. Da an der Aufspaltung mehrere bernehmende Rechtstrager beteiligt sein mus-
sen, sind Aufspaltungen unter ausschlief3licher Beteiligung der Tochter- und Muttergesell-
schaft nicht vorstellbar. Die Anderung des ersten Halbsatzes von Satz 2 ist redaktionelle
Folgeanderung zur Anderung von § 8 Absatz 1 UmwG-E.

Zu Nummer 28 (88 132 und 132a)

Die 88 132 und 132a uberfiilhren ohne inhaltliche Anderungen die Bestimmungen der
§ 322 UmwG (8 132 Absatz 1 UmwG-E), § 323 Absatz 1 UmwG (8 132 Absatz 2 UmwG-
E), und § 325 Absatz 1 und 2 UmwG (8§ 132a Absatz 1 und 2 UmwG-E). Diese arbeitsrecht-
lichen Bestimmungen finden sich gegenwartig — systematisch unzutreffend — im Siebten
Buch des Umwandlungsgesetzes (Ubergangs- und Schlussvorschriften). Da die Bestim-
mungen ausschliellich die Spaltung und Teillibertragung betreffen, sind sie richtigerweise
im Dritten Buch des Umwandlungsgesetzes (Spaltung) zu verorten. Die Anwendbarkeit der
Bestimmungen auf Teillbertragungen folgt aus den Verweisvorschriften 8§ 177 Ab-
satz 1 UmwG, 8§ 179 Absatz 1 UmwG, 8§ 184 Absatz 1 UmwG, 8 189 Absatz 1 UmwG. Ge-
malf § 320 Absatz 2 UmwG-E finden die Bestimmungen auch auf grenziiberschreitende
Spaltungen Anwendung.
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Zu Nummer 29 (8 133 Absatz 3 Satz 2)

Gemal § 133 Absatz 3 Satz 2 UmwG-E soll die gesamtschuldnerische Haftung desjenigen
Rechtstragers, dem die jeweilige Verbindlichkeit im Spaltungs- und Ubernahmevertrag
nicht zugewiesen wird, auf sein am Tag des Wirksamwerdens der Spaltung vorhandenes
Nettoaktivwvermdgen beschrankt werden. Fir grenziberschreitende Spaltungen ist diese
Haftungsbeschrankung gemaf Artikel 160j Absatz 2 Satz 2 UmwRL unionsrechtlich vorge-
geben. Eine Umsetzung der Haftungsbeschrankung ausschlie3lich fur grenziberschrei-
tende Spaltungen flhrte dazu, dass Glaubiger bei Spaltungen unter ausschliel3licher Betei-
ligung inlandischer Gesellschaften in starkerem Mal3e geschiitzt wéren, als bei grenzuber-
schreitenden Spaltungen. Die fir grenziberschreitende Spaltungen unionsrechtlich zwin-
gende Haftungsbeschrankung auf das Nettoaktivvermogen lieRe sich im Ubrigen fiir alle
beteiligten Rechtstrager dadurch erreichen, dass konzeptionell eine auslandische Kapital-
gesellschaft am Spaltungsvorgang beteiligt wird.

Zu Nummer 30 (8§ 135 Absatz 3)

Gemald Absatz 3 soll bei Ausgliederung zur Neugriindung ein Spaltungsbericht nicht erfor-
derlich sein, da die Beteiligung der Anteilsinhaber des Ubertragenden Rechtstragers bei
Ausgliederung zur Neugriindung weder formal noch wertmafig verandert wird. Die Ent-
behrlichkeit des Spaltungsberichts bei Ausgliederung zur Neugriindung eines inlandischen
Rechtstragers entspricht der von Artikel 160s GesRRL (vgl. Begriindung zu § 325 UmwG-
E) vorgegebenen Rechtslage fur grenziiberschreitende Ausgliederungen zur Neugriindung.

Zu Nummer 31 (8§ 142 Absatz 1)

§ 142 Absatz 1 UmwG erklart als Ausnahme zu § 69 UmwG eine Sacheinlageprifung nach
§ 183 AktG im Rahmen einer spaltungsbedingten Kapitalerhdhung fiir stets erforderlich.
Durch das Gesetz zur Umsetzung der Aktionarsrechterichtlinie (ARUG) wurde § 183a ins
Aktiengesetz eingefligt, der Giber einen Verweis auf § 33a AktG Ausnahmetatbestande vom
Erfordernis der Sacheinlageprifung enthélt. Dies sind Falle, in denen unter einem Bérsen-
kurs gehandelte Wertpapiere oder Gegenstande, denen bereits eine aktuelle Bewertung
eines Sachverstandigen zugrunde liegt, eingebracht werden. In solchen Konstellationen lie-
gen bereits ausreichende Anhaltspunkte zur Bewertung des eingebrachten Vermdgens vor,
weshalb eine zusatzliche Bewertung im Rahmen einer Sacheinlageprifung nicht erforder-
lich ist. Es besteht kein Anlass, von dieser gesetzgeberischen Erwagung im Hinblick auf die
spaltungsbedingte Kapitalerhdhung abzuweichen, § 183a AktG soll deshalb gemaf
§ 142 Absatz 1 UmwG-E auf die spaltungsbedingte Kapitalerhéhung ebenfalls Anwendung
finden.

Zu Nummer 32 (§ 142a-neu)

Die Vorschrift ist neu. Sie dient der Erganzung von § 72a UmwG-E fur den Fall, dass die
aus einer Verschmelzung hervorgehende Gesellschaft nach Eintragung der Verschmel-
zung gespalten wird, bevor die Anspriiche der Aktionére aus 8 72a UmwG-E auf Gewah-
rung zusatzlicher Aktien erfillt worden ist. Eine solche nachfolgende Spaltung lasst die An-
spriuche auf Gewahrung zusatzlicher Aktien gemal § 72a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 UmwG-E
unberthrt, wenn die die neue oder Gbernehmende Gesellschaft eine Aktiengesellschaft o-
der Kommanditgesellschaft auf Aktien ist.

Die Anspriche auf Gewahrung zusatzlicher Aktien werden gemaf § 142a UmwG-E bei der
Vermogensaufteilung zwingend derjenigen Gesellschaft zugeordnet, der auch die insoweit
anspruchsberechtigten Aktionare angehdren sollen. Die Vorschrift des § 142a UmwG-E be-
zweckt, zu verhindern, dass die spaltungsbeteiligten Gesellschaften die Verbindlichkeiten
nach § 72a Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 UmwG-E abweichend von der Aufteilung der
Anteile der anspruchsberechtigten Aktionare im Rahmen der nachgelagerten Spaltung zu-
ordnen und damit den Anspruch nach § 72a Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 UmwG-E
ganz oder teilweise verunmdoglichen. Die Verpflichtungen der Gesellschaft aus
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§ 72a Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sind damit einer abweichenden Vermdgenszuord-
nung im Spaltungs- und Ubernahmevertrag oder Spaltungsplan entzogen. Da die Verbind-
lichkeiten nach § 72a Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 UmwG-E zwingend entsprechend
der Aufteilung der Anteile Ubergehen, kdnnen sie beispielsweise auch nicht im Wege der
Ausgliederung Ubertragen werden. Bei einer verhéltniswahrenden Spaltung entspricht die
Zuweisung der Verpflichtungen dem Verhdltnis der Anteile der berechtigten Aktionéare an
den neuen Gesellschaften beziehungsweise der Ubertragenden und der Gbernehmenden
Gesellschaft. Im Falle einer nicht verhaltniswahrenden Spaltung sind sie zudem durch §
128 UmwG und § 326 Absatz 3 UmwG-E geschitzt.

Zu Nummer 33 (§ 192)

Zu Buchstabe a (Uberschrift)

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung an die Terminologie des deutschen Um-
wandlungsrechts. Danach handelt es sich beim Begriff ,Umwandlung“ um den Oberbegriff
der Umwandlungsarten, denen der ,Formwechsel“ unterfallt. Dementsprechend ist die Be-

zeichnung ,Umwandlungsbericht” durch das Wort ,Formwechselbericht” zu ersetzen. In-
haltliche Anderungen sind damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)

Die Anderung entspricht der Anderung in § 8 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E. Auf die Begriin-
dung zu 8§ 8 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E wird verwiesen

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung zur Anderung von § 8 Ab-
satz 1 UmwG.

Zu Doppelbuchstabe cc (Satz 3)

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung mit der keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Buchstabe c (Absatz 2 Satz 1)

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung mit der keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 34 (8§ 194)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8§ 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 35 (8§ 195)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) beziehungsweise die Begriindung
zu 8 14 Absatz 2 UmwG-E wird verwiesen.

Zu Nummer 36 (8 196 Satz 1)
Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-

bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) beziehungsweise die Begriindung
zu 8 14 Absatz 2 UmwG-E wird verwiesen.
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Zu Nummer 37 (8§ 199)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 38 (8 202 Absatz 1)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 39 (8 207 Absatz 1 Satz 1)

Die Anderung von § 207 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz UmwG-E soll fiir den Barabfin-
dungsanspruch im Rahmen des Formwechsels einen Gleichlauf mit dem Barabfindungsan-
spruch im Rahmen der Verschmelzung und Spaltung herstellen. Gemafl? § 29 Ab-
satz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz UmwG findet 8§ 33 Absatz 2 Satz 3 zweiter Halbsatz erste
Alternative GmbHG keine Anwendung. Die Gesellschaft kann damit die Erflllung des
Barabfindungsanspruchs nicht unter Hinweis auf die auf den Geschéftsanteil ausstehende
Einzahlung verweigern. § 207 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz UmwG-E enthélt bislang
keinen § 29 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz UmwG entsprechenden Verweis. Fir eine
abweichende Behandlung des Formwechsels besteht kein sachlicher Grund. 33 Ab-
satz 2 Satz 3 zweiter Halbsatz erste Alternative sollte daher auch im Rahmen des Form-
wechsels ausgeschlossen werden.

Im Ubrigen handelt es sich um eine sprachliche Anpassung mit der keine inhaltlichen An-
derungen verbunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 40 (§ 210)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8§ 192 (Uberschrift) beziehungsweise die Begrindung
zu 8 14 Absatz 2 UmwG-E wird verwiesen.

Zu Nummer 41 (8 211)

Die Anderung entspricht der Anderung von § 33 UmwG-E. Auf die Begriindung zu
8§ 33 UmwG-E wird verwiesen.

Zu Nummer 42 (§ 212 Satz 1)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) beziehungsweise die Begriindung
zu 8 14 Absatz 2 UmwG-E wird verwiesen.

Zu Nummer 43 (8§ 218)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 44 (8 221)

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung mit der keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 45 (8 230)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8§ 192 (Uberschrift) wird verwiesen.
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Zu Nummer 46 (8§ 232)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 47 (8§ 234)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 48 (8§ 239)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 49 (§ 243)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8§ 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 50 (§ 248a)

§ 248a UmwG-E ist neu. Die Vorschrift erklart die fiir die Verschmelzung auf eine Aktien-
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien gemal § 72a UmwG-E eingeflhrte
Moglichkeit, anstelle eines Ausgleichs durch bare Zuzahlung gemaf 8§ 196 UmwG zusatz-
liche Aktien zu gewahren, fir entsprechend anwendbar. Gemal3 Absatz 1 Satz 1 besteht
ferner die Mdglichkeit, die Aktien im Wege einer Kapitalerhbhung gegen Einlage der For-
derung der anspruchsberechtigten Aktionare gemal § 72b UmwG-E zu schaffen. Im Ubri-
gen wird auf die Begriindung zu den 88 72a und 72b UmwG-E verwiesen.

Zu Nummer 51 (8§ 253)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 52 (§ 261 Absatz 1)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 53 (8 263)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 54 (8 276)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) wird verwiesen.
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Zu Nummer 55 (§ 285)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 56 (8§ 294)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu § 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 57 (Sechstes Buch)

Die Vorschriften fir grenziiberschreitende Verschmelzungen (88 122a bis 122m UmwG)
befinden sich gegenwaértig im Zehnten Abschnitt des Zweiten Teils des Umwandlungsge-
setzes. Mit Umsetzung der UmwRL werden zuséatzlich zum Regime fur grenziberschrei-
tende Verschmelzungen auch Vorschriften flr grenziberschreitende Spaltungen und fiir
den grenziberschreitenden Formwechsel eingefiihrt. Samtliche Umwandlungsarten sollen
kunftig im Sechsten Buch geflihrt werden. Hierzu werden die gegenwartigen 88 122a bis
122m UmwG in die 88 305 bis 319 UmwG-E Uberfuhrt. Die einzelnen Umwandlungsarten,
Verschmelzung, Spaltung und Formwechsel werden der Erste, Zweite und Dritte Teil des
Sechsten Buches. Das gegenwartige Sechste Buch — Strafvorschriften und Zwangsgelder
— wird kiinftig das Siebte Buch.

Zum Sechsten Buch (Grenzuberschreitende Umwandlung)
Zum Ersten Teil (Grenziiberschreitende Verschmelzung)

Die grenziberschreitende Verschmelzung wird der Erste Teil des Sechsten Buches (vgl.
Begrindung zur Einfigung des Sechsten Buches).

Zu 8 305 (Grenzlberschreitende Verschmelzung)

§ 122a UmwG wird § 305 UmwG-E. Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfiih-
rung der 88 122a bis 122m UmwG in die 88 305 bis 319 UmwG-E (vgl. Begriindung zur
Einfligung des Sechsten Buches).

Uber die Verweisnorm des § 305 Absatz 2 UmwG-E finden vorbehaltlich besonderer Best-
immungen des Ersten Teils des Sechsten Buches die Bestimmungen Ersten Buches Uber
die Verschmelzung von Kapital- und Personenhandelsgesellschaften Anwendung. Da
diese Vorschriften vielfach den Vorgaben der GesRRL entsprechen, bedarf es insoweit im
Sechsten Buch keiner besonderen Regelung. Da hierzu auch die Vorschriften der 8§ 14 Ab-
satz 2, 15 UmwG-E Uber die Verbesserung des Umtauschverhdltnisses zahlen, finden
diese Vorschriften Anwendung auf Anteilsinhaber, die an einer Gesellschaft beteiligt sind,
die ihren Sitz im Inland hat (vgl. Artikel 126a Absatz 6 und 7 GesRRL). Die Spezialvorschrift
des § 122h UmwG kann daher aufgehoben werden. Uber § 305 Absatz 2 Satz 1 UmwG-E
sind auch die 88 72a und b UmwG-E anzuwenden. Von der Option zur Mdglichkeit der Ge-
wahrung zusétzlicher Anteile anstelle einer baren Zuzahlung (Artikel 126a Absatz 7 Ges-
RRL) sollte auf diesem Weg Gebrauch gemacht werden (vgl. Begrindung zu § 72a UmwG-
E).

Zu 8 306 (Verschmelzungsféhige Gesellschaften)

§ 122b UmwG wird § 306 UmwG-E. Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfiih-
rung der 88 122a bis 122m UmwG in die 88 305 bis 319 UmwG-E (vgl. Begrindung zur
Einfligung des Sechsten Buches). Die zusétzliche Untergliederung von Absatz 1 Num-
mer 1 und Absatz 2 Nummer 2 dient der Verstandlichkeit. Inhaltliche Anderungen sind da-
mit nicht verbunden.
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Zu 8§ 307 (Verschmelzungsplan)

§ 122c UmwG wird § 307 UmwG-E und in Absatz 2 um einige Nummern erganzt. Absatz 3
wird neu gefasst. Absatz 4 wird unverandert tibernommen.

Zu Absatz 2
Zu Nummer 8

Die Anderung in Absatz 2 Nummer 8 dient der Umsetzung des annahernd wortgleichen
Artikels 122 Satz 2 lit. h) GesRRL. Im Ubrigen ist die Anderung rein begrifflicher Natur.

Zu Nummer 9

Die Anderung in Absatz 2 Nummer 9 dient der Umsetzung des annahernd wortgleichen
Artikels 122 Satz 2 lit. i) GesRRL.

Zu Nummer 13

Die Einfugung der neuen Nummer 13 dient der Umsetzung des anndhernd wortgleichen
Artikels 122 Satz 2 lit. m) GesRRL. Die Vorschrift erganzt die Bestimmungen des
§ 313 UmwG-E zum Angebot einer Barabfindung.

Zu Nummer 14

Die Einfigung der neuen Nummer 14 in Absatz 2 dient der Umsetzung von Arti-
kel 122 Satz 2 lit. n) GesRRL. Die Vorschrift erganzt die Bestimmungen des § 314 UmwG-
E zum Schutz der Glaubiger.

Zu Nummer 16

Absatz 2 Nummer 16 ist neu. Eine grenziberschreitende Verschmelzung kann sich auf
erworbene Betriebsrentenanwartschaften der aktuellen und ehemaligen Arbeitnehmer so-
wie auf Betriebsrenten der Versorgungsempfanger auswirken. Die Arbeitnehmer und ihre
Vertretungen sollten tber solche Rechtsfolgen im Vorfeld unterrichtet werden, um die Statt-
haftigkeit eines moglichen Antrags auf Sicherheitsleistung gemaR § 314 UmwG-E prufen
zu kénnen. Eine Darstellung ausschlief3lich im arbeitnehmerspezifischen Abschnitt des Ver-
schmelzungsberichts genligt der Dokumentation nicht. Nur durch die Darstellung etwaiger
Auswirkungen im Verschmelzungsplan wird sichergestellt, dass der Informationszugriff
nicht auf die Arbeitnehmer oder ihre Vertretungen beschrankt ist. Nur durch die Darstellung
im Verschmelzungsplan kénnte beispielsweise auch der Pensions-Sicherungs-Verein auf
Gegenseitigkeit durch Abruf des Verschmelzungsplans im Handelsregister auf die Informa-
tion zugreifen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 wird gegentiber § 122c Absatz 3 UmwG neu gefasst. Werden keine Anteile ge-
wahrt, ertbrigen sich Angaben zum Umtauschverhaltnis. Die Vorschrift dient der Umset-
zung von Artikel 132 Absatz 1 erster Spiegelstrich GesRRL. Wird eine Tochter- auf ihre
Muttergesellschaft verschmolzen, ist gemal} Artikel 131 Absatz 5 lit. a) GesRRL die Ge-
wahrung von Anteilen ausgeschlossen. In den von Absatz 3 Nummer 2 erfassten Konstel-
lationen unmittelbar oder mittelbar horizontaler Konzernverbindung ist die Anteilsgewah-
rung ausgeschlossen, wenn die Anteilsinhaber aller Gibertragenden Gesellschaften hierauf
verzichten. In den benannten Konzernkonstellationen sind gemaf Artikel 132 Absatz 1 ers-
ter Spiegelstrich GesRRL auch die Angaben Uber die Einzelheiten zum Angebot einer
Barabfindung gemal § 313 UmwG-E entbehrlich.
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Zu § 308 (Bekanntmachung des Verschmelzungsplans)

§ 122d UmwG wird als § 308 UmwG-E neu gefasst. § 308 UmwG-E dient vor allem der
Umsetzung von Artikel 123 GesRRL.

Von der Mitgliedsstaatenoption zur Bekanntmachung des Prufungsberichts des unabhan-
gigen Sachverstandigen (Artikel 123 Absatz 1 zweiter Unterabsatz GesRRL) soll kein Ge-
brauch gemacht werden. Der Prifungsbericht dient geman Artikel 125 GesRRL der Infor-
mation der Anteilsinhaber. Deren Mdoglichkeit zur Kenntnisnahme wird bereits durch
§ 311 Absatz 1 Satz 2 UmwG-E gewabhrleistet.

Von der Mitgliedsstaatenoption zur Erfillung der Bekanntmachungspflicht des Arti-
kel 123 Absatz 1 GesRRL durch ununterbrochenen Zugang zu den benannten Unterlagen
auf der Internetseite des Unternehmens (Artikel 123 Absatz 2 und 3 GesRRL) soll aus
Grinden der Rechtssicherheit kein Gebrauch gemacht werden. Unerwartete Stérungen des
Internetauftritts des Unternehmens, die einem ununterbrochenen Zugang zu den eingestell-
ten Unterlagen entgegenstehen wirden, lassen sich im Vorhinein nicht mit Sicherheit aus-
schlieRen. Die ununterbrochene Veroffentlichung durfte sich im Ubrigen nur schwer nach-
weisen lassen. Da die Einreichung von Unterlagen und die Mitteilung von Angaben zum
Handelsregister gemaf § 308 Absatz 1 UmwG-E entsprechend der Bestimmung des Arti-
kel 123 Absatz 4 GesRRL online erfullt werden kann (vgl. 8 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2,
Absatz 2 HGB in der Fassung des Gesetzes zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie
(DIRUG) vom 5. Juli 2021, das zum 1. August 2022 in Kraft tritt), entsteht der Gesellschaft
jedenfalls kein unverhaltnismagiger Aufwand.

Die Landesregierungen sind gemaR § 8a Absatz 2 HGB ermachtigt, nahere Bestimmungen
Uber die elektronische Einreichung von Dokumenten der gemalR 8§ 308 Ab-
satz 1 Satz 2 UmwG-E bekannt zu machenden Angaben zu treffen. Denkbar sind insbe-
sondere Vorgaben zur Ubermittlung der Angaben durch die Notare an die Handelsregister
im XML-Format.

Die im Handelsregister bekannt zu machenden Informationen und Unterlagen missen ge-
maR Artikel 123 Absatz 7 erster Unterabsatz GesRRL tiber BRIS der Offentlichkeit kosten-
los zuganglich sein. Die Gebuhren fir die Einsichtnahme in das Handelsregister sowie in
die zum Handelsregister eingereichten Dokumente werden geman Artikel 11 Nummer 4
Buchstabe b Doppelbuchstabe aa des Gesetzes zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtli-
nie (DIRUG) vom 5. Juli 2021 abgeschafft. Insoweit besteht kein weiterer Umsetzungsbe-
darf.

Die Absatze 2 bis 4 sind neu. Die Bestimmungen regeln die Frist fir die Bekanntmachung
der Informationen nach Absatz 1 in Féallen, in denen ein Beschluss der Anteilsinhaber der
Ubertragenden oder tibernehmen Gesellschaft tiber die Zustimmung zur grenziberschrei-
tenden Verschmelzung ausnahmsweise nicht erforderlich ist. Da die Darstellungen im Ver-
schmelzungsplan fur eine grenzuberschreitende Verschmelzung auch dem (vorgelagerten)
Glaubigerschutz dienen, kann auch in den betreffenden Konzernkonstellationen nicht auf
eine Bekanntmachung verzichtet werden.

Zu Absatz 1

Die Anderung von Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 UmwG-E dient der Umsetzung von Arti-
kel 123 Absatz 1 erster Unterabsatz lit. b) GesRRL. Gesellschafter, Glaubiger und die zu-
standigen Betriebsrate beziehungsweise die Arbeitnehmer der Gesellschaft sind auf die
Maoglichkeit hinzuweisen, der Gesellschaft spéatestens funf Arbeitstage vor dem Tag der
Gesellschafterversammlung Bemerkungen zum Verschmelzungsplan zu Ubermitteln. Da
Glaubiger und Arbeitnehmer grundsatzlich keine Kenntnis vom Tag der Gesellschafterver-
sammlung haben werden, muss entweder zusatzlich der Tag der Gesellschafterversamm-
lung oder unmittelbar der Tag, an dem die Ubermittlungsfrist endet, angegeben werden.
Bei der Hinweisbekanntmachung handelt es sich um eine Registerbekanntmachung geman
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§ 10 Absatz 3 HGB in der Fassung des am 1. August 2022 in Kraft tretenden Gesetzes zur
Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (im Weiteren: ,DiRUG").

Die Regelung der Bekanntmachung des Hinweises an die Betriebsrate setzt den Art. 126¢
GesRRL um. Danach stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Rechte der Arbeitnehmer
auf Unterrichtung und Anhdrung in Bezug auf die grenziberschreitende Verschmelzung
geachtet werden. Soweit der Hinweis an die zustdndigen Betriebsréte der an der grenz-
Uberschreitenden Verschmelzung beteiligten Gesellschaften bekanntzumachen ist, wird
dariiber hinaus sichergestellt, dass fiir die jeweils betroffene Gesellschaft zustandige Ar-
beitnehmervertretung entsprechend unterrichtet und angehort wird. Dabei kénnen die zu-
standigen Betriebsrate je nach konkreter Betroffenheit auch Gesamt- beziehungsweise
Konzernbetriebsratsgremien sowie Européische beziehungsweise SE-Betriebsrate sein.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Einreichungspflicht der Ubertragenden Gesellschaft fur alle Konstellati-
onen, in denen ausnahmsweise kein Zustimmungsbeschluss der Anteilsinhaber der tber-
tragenden Gesellschaft erforderlich ist (§ 312 Absatz 2 UmwG-E). Dies erfasst sowohl
Konstellationen, in denen ein Zustimmungsbeschluss der Anteilsinhaber der Gibernehmen-
den Gesellschaft erforderlich ist, als auch Konstellationen, in denen weder ein Zustim-
mungsbeschluss der libertragenden noch der tibernehmenden Gesellschaft erforderlich ist.
Fur Konstellationen, in denen weder ein Zustimmungsbeschluss der Ubertragenden noch
der Ubernehmenden Gesellschaft erforderlich ist, bestimmt Artikel 132 Absatz 3 GesRRL,
dass die Informationen nach Artikel 123 Absatz 1 GesRRL spatestens einen Monat vor
dem Tag zugénglich gemacht werden missen, an dem die Gesellschaft im Einklang mit
nationalem Recht den Beschluss Uber die Verschmelzung fasst. Da kein Zustimmungsbe-
schluss der Anteilsinhaber erforderlich ist, trifft die Gesellschaft ihre Entscheidung Uber die
Verschmelzung nach auf3en erkennbar mit der notariellen Beurkundung des Verschmel-
zungsplanes. Fir Konstellationen, in denen ein Zustimmungsbeschluss der Anteilsinhaber
der ibernehmenden Gesellschaft erforderlich ist, enthalt die GesRRL keine ausdrickliche
Bestimmung zum Zeitpunkt der Einreichung des Verschmelzungsplans. Es sollte allerdings
ein Gleichlauf fir alle Konstellationen, in denen ein Zustimmungsbeschluss der Anteilsin-
haber des Ubertragenden Rechtstragers entbehrlich ist, gewéhrleistet werden. Es sollte da-
her fur die Einreichungspflicht der Gbertragenden Gesellschaft in allen Féllen der Entbehr-
lichkeit des Zustimmungsbeschlusses ihrer Anteilsinhaber auf den Tag der notariellen Be-
urkundung des Verschmelzungsplans rekurriert werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Einreichungspflicht der ibernehmenden Gesellschaft flir Konstellatio-
nen, in denen ein Zustimmungsbeschluss der Anteilsinhaber der tibernehmenden Gesell-
schaft entbehrlich, ein Zustimmungsbeschluss der Anteilsinhaber der Gbertragenden Ge-
sellschaft hingegen erforderlich ist. In diesen Fallen ist der Verschmelzungsplan einen Mo-
nat vor der beschlussfassenden Versammlung der Anteilsinhaber der tibertragenden Ge-
sellschaft zum Register einzureichen. Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 123 Ab-
satz 5 GesRRL.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt die Einreichungspflicht der tlbernehmenden Gesellschaft fiir Konstellatio-
nen, in denen weder ein Zustimmungsbeschluss der Gbertragenden noch der Gibernehmen-
den Gesellschaft erforderlich ist. Ebenso wie fiir die Einreichungspflicht der Gibertragenden
Gesellschaft (Absatz 2) wird auch fur die Einreichungspflicht der tbernehmenden Gesell-
schaft in der benannten Konstellation in Umsetzung von Artikel 132 Absatz 3 GesRRL auf
den Zeitpunkt der notariellen Beurkundung des Verschmelzungsplans rekurriert.
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Zu 8 309 (Verschmelzungsbericht)

Die neu gefassten 88 309, 310 UmwG-E dienen der Umsetzung der Richtlinienbestimmun-
gen uber den Verschmelzungsbericht (Artikel 124 GesRRL). Gegenwartig enthalt
§ 122e UmwG die Bestimmungen iiber den Verschmelzungsbericht. Zur besseren Uber-
sicht werden die Bestimmungen auf zwei Vorschriften aufgeteilt. In § 309 UmwG-E werden
kunftig die Berichtsinhalte geregelt. 8 310 UmwG-E bestimmt die Modalitaten der Zugéng-
lichmachung. Soweit die 88 309, 310 UmwG-E keine besonderen Bestimmungen enthal-
ten, gelten Uber § 305 Absatz 2 UmwG-E die Bestimmungen von § 8 UmwG-E.

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 124 Absatz 1 GesRRL. Der Verschmelzungsbe-
richt dient der Information der Anteilsinhaber sowie der Arbeitnehmer und Arbeitnehmer-
vertretungen der beteiligten Gesellschaften.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 124 Absatz 1 zweiter Unterabsatz und Ab-
satz 2 GesRRL. Gemal Artikel 124 Absatz 2 GesRRL enthélt der Verschmelzungsbericht
,auch einen Abschnitt fir Gesellschafter und einen Abschnitt fir Arbeitnehmer”. Die Ges-
RRL geht sonach von einer Dreiteilung des Verschmelzungsberichts in einen allgemeinen
Teil, einen anteilsinhaberspezifischen Abschnitt und einen arbeitnehmerspezifischen Ab-
schnitt aus. Der als allgemeiner Abschnitt bezeichnete Teil soll eine Darstellung mindestens
derin Artikel 124 Absatz 1 zweiter Unterabsatz GesRRL genannten Elemente enthalten. Er
dient der Information sowohl der Anteilsinhaber als auch der Arbeitnehmer. Der anteilsin-
haberspezifische Abschnitt dient ausschlieRlich der Information der Anteilsinhaber, der ar-
beitnehmerspezifische Abschnitt ausschlieRlich derjenigen der Arbeithehmer und Arbeit-
nehmervertretungen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 124 Absatz 2 zweiter Unterabsatz GesRRL. An-
stelle eines einheitlichen Berichts mit spezifischen Abschnitten kann die Gesellschaft ge-
sonderte Berichte fiir Anteilsinhaber und Arbeitnehmer (Einzelberichte) erstellen, die je-
weils den allgemeinen Abschnitt sowie zusatzlich den anteilsinhaberspezifischen bezie-
hungsweise den arbeitnehmerspezifischen Abschnitt enthalten.

Sofern das Gesetz vom ,Bericht fur die Anteilsinhaber® beziehungsweise dem ,Bericht fur
die Arbeitnehmer” spricht, erfassen diese Begriffe je nach Konzeption der beteiligten Ge-
sellschaften entweder den adressatenspezifischen Abschnitt des einheitlichen Berichts o-
der den Einzelbericht fir den jeweiligen Adressaten.

Zu Absatz 4

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 124 Absatz 3 GesRRL. Absatz 4 benennt die
Mindestinhalte des anteilsinhaberspezifischen Abschnitts. Die gemaR Artikel 124 Ab-
satz 3 lit. a) und b) GesRRL darzustellenden Gegenstéande, das Barabfindungsangebot
und das Umtauschverhaltnis der Anteile, sind bereits gemaf § 305 Absatz 2 UmwG-Ei.V.m
§ 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UmwG-E zu erlautern und zu begriinden. Die gemalf Arti-
kel 124 Absatz 3 lit. c) GesRRL darzustellenden Auswirkungen der grenziiberschreitenden
Verschmelzung auf die Anteilsinhaber sowie die gemaf Artikel 124 Absatz 3 lit. d) GesRRL
darzustellenden moglichen Anspriiche der Anteilsinhaber auf Ausgleich durch bare Zuzah-
lung oder angemessene Barabfindung einschlief3lich deren Durchsetzung durch korrespon-
dierende Rechtsbehelfe im Spruchverfahren werden durch Absatz 4 Nummer 1 und 2 um-
gesetzt.
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Zu Absatz 5

Absatz 5 dient der Umsetzung von Artikel 124 Absatz 5 GesRRL. Absatz 5 benennt die
Mindestinhalte des arbeitnehmerspezifischen Abschnitts. Der arbeitnehmerspezifische Ab-
schnitt soll insbesondere den Arbeitnehmern und ihren Vertretungen eine angemessene
Informationsgrundlage fiir die Erstellung und Ubermittlung einer informierten Stellung-
nahme gemalR § 310 Absatz 3 UmwG-E bieten. Die Mindestinhalte werden durch Erwa-
gungsgrund 13 der UmwRL prazisiert.

Zu Absatz 6

Absatz 6 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen der Verschmelzungsbericht ganz o-
der teilweise entbehrlich ist. Ist entweder nur der Bericht fiir die Anteilsinhaber oder nur der
Bericht fir die Arbeitnehmer entbehrlich, bleibt der Bericht fir den jeweils anderen Adres-
saten erforderlich.

Satz 1 und 2 bestimmen, unter welchen Voraussetzungen der Bericht fir die Anteilsinhaber
entbehrlich ist. Satz1 erfasst Félle des Verzichts der Anteilsinhaber (88 Ab-
satz 3 Satz 1 und 2 UmwG-E) und Falle von Gesellschaften mit nur einem Anteilsinhaber
(8 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E). Die Bestimmungen dienen der Umsetzung von Arti-
kel 124 Absatz 4 GesRRL, wobei der Gesetzgeber von der Option gemaf Artikel 124 Ab-
satz 4 Satz 2 GesRRL im Einklang mit § 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E Gebrauch machen
sollte. Satz 2 erfasst zusatzlich die in § 307 Absatz 3 Nummer 2 UmwG-E geregelten Kon-
zernkonstellationen ohne Anteilsgewahrung. Satz 2 dient der Umsetzung von Arti-
kel 132 Absatz 1 zweiter Spiegelstrich GesRRL. Da ein berechtigtes Informationsinteresse
der Arbeitnehmer ungeachtet der Konzernkonstellation bestehen kann, ist in diesen Kons-
tellationen der Bericht fur die Arbeitnehmer grundsatzlich nicht entbehrlich.

Satz 3 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen der arbeitnehmerspezifische Abschnitt
nicht erforderlich ist. Die Bestimmung dient der Umsetzung von Artikel 124 Absatz 8 Ges-
RRL.

Satz 4 bestimmt, dass ein Verschmelzungsbericht insgesamt entbehrlich ist, wenn sowohl
der Bericht flir die Anteilsinhaber als auch der Bericht fiir die Arbeithehmer entbehrlich ist.
Besteht von Seiten der Adressaten kein Informationsinteresse oder —beddrfnis, entfallt der
Berichtszweck. Die Vorschrift dient der Umsetzung insbesondere der Artikel 124 Absatz 4,
8 GesRRL und Artikel 132 Absatz 1 zweiter Spiegelstrich GesRRL.

Zu 8 310 (Zugénglichmachung des Verschmelzungsberichts)

§ 310 UmwG-E enthalt eine Neufassung der Regelungen des § 122e Satz 2 UmwG. § 310
UmwG-E enthalt Bestimmungen Uber die Modalitdten der Zugénglichmachung des Ver-
schmelzungsberichts. Die Bestimmungen dienen der Umsetzung von Artikel 124 Ab-
satz 6, 7 GesRRL.

Die Unterrichtungs- und Anhorungsrechte und -verfahren, die infolge der Umsetzung der
Richtlinien 2002/14/EG und 2009/38/EG auf nationaler Ebene insbesondere im Betriebs-
verfassungsgesetz, dem Kundigungsschutzgesetz, dem Gesetz Uber Européische Be-
triebsrate und in § 613a Absatz 5 BGB eingefiihrt wurden, sind unabhangig vom Vollzug
des Verschmelzungsverfahrens einzuhalten. Die Pflicht zur Einhaltung dieser Bestimmun-
gen wird durch die Bestimmungen dieses Gesetzes Uber den Verschmelzungsbericht nicht
berthrt. Dies entspricht der ausdriicklichen Klarstellung in Artikel 124 Absatz 10 GesRRL.

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 124 Absatz 6 GesRRL. Der Verschmelzungsbe-
richt der jeweiligen Gesellschaft ist gemaR Satz 1 den Anteilsinhabern sowie dem zustén-
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digen Betriebsraten der sich verschmelzenden Gesellschaften beziehungsweise den Ar-
beitnehmern der Gesellschaft spatestens sechs Wochen vor der den Zustimmungsbe-
schluss fassenden Versammlung der Anteilsinhaber elektronisch zuganglich zu machen.
Dabei kdnnen die zustandigen Betriebsrate je nach konkreter Betroffenheit auch Gesamt-
beziehungsweise Konzernbetriebsratsgremien sowie Européische beziehungsweise SE-
Betriebsrate sein. Hat sich die Gesellschaft fur die Erstellung von Einzelberichten entschie-
den, muss gemald Satz 2 dem jeweiligen Adressaten nur der ihn betreffende Einzelbericht
zuganglich gemacht werden. Im Hinblick auf die technische Umsetzung sollte den Unter-
nehmen Umsetzungsspielraum gewahrt werden. Der elektronischen Zugénglichmachung
wird genugt, sofern der Verschmelzungsbericht elektronisch Gibermittelt oder zur Kenntnis-
nahme bereitgestellt wird und mit einer Kenntnisnahme durch die Adressaten gerechnet
werden kann. Mit einer Kenntnisnahme kann insbesondere dann nicht gerechnet werden,
wenn der Adressat mit der gewahlten Art der technischen Umsetzung nicht rechnen musste
oder der Zugang zum Dokument einen unzumutbaren Aufwand des Adressaten erfordert.
Eine denkbare Moglichkeit der technischen Umsetzung ist beispielsweise die Ubermittlung
mittels E-Mail oder auf anderem Weg der unternehmensublichen Kommunikation, sofern
diese elektronisch erfolgt und mit Kenntnisnahme durch den Adressaten gerechnet werden
kann. Vorstellbar wéare auch eine Einstellung auf der Internetseite des Unternehmens, vo-
rausgesetzt die Adressaten werden auf die Mdglichkeit der Kenntnisnahme gesondert hin-
gewiesen.

Gemal Absatz 1 Satz 3 ist der Verschmelzungsplan oder sein Entwurf, sofern dieser im
Zeitpunkt der Zugénglichmachung des Verschmelzungsberichts bereits vorliegt, gemein-
sam mit dem Verschmelzungsbericht zuganglich zu machen (vgl. Artikel 126 Absatz 6 ers-
ter Unterabsatz GesRRL).

Neben den Bestimmungen des Absatz 1 sind gemaR § 305 Absatz 2 UmwG-E die rechts-
formspezifischen  Ubermittlungs-  beziehungsweise  Auslegungspflichten  gemaf
8 47 UmwG beziehungsweise 8§ 63 Absatz 1 Nummer 4 UmwG einzuhalten.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die Zeitpunkte, bis zu denen der Verschmelzungsbericht und gegebe-
nenfalls der Verschmelzungsplan elektronisch zuganglich zu machen sind, wenn ein Ver-
schmelzungsbeschluss der Ubertragenden oder Gbernehmenden Gesellschaft nicht erfor-
derlich ist, der Verschmelzungsbericht hingegen zumindest teilweise erforderlich ist. Satz 1
dient der Umsetzung von Artikel 124 Absatz 6 zweiter Unterabsatz GesRRL. Satz 2 ver-
weist auf die Konstellationen von § 308 Absatz 2 und 4 UmwG-E (vgl. Begriindung zu
§ 308 UmwG-E) und dient unter anderem der Umsetzung von Artikel 132 Absatz 3 Ges-
RRL. Da in den Konstellationen von § 308 Absatz 2 und 4 UmwG-E gemafd § 309 Ab-
satz 6 Satz 1 und 2 auch der Bericht flr die Anteilsinhaber entbehrlich ist, beschrankt sich
der Anwendungsbereich von Satz 2 auf den Bericht fur die Arbeitnehmer.

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung Artikel 124 Absatz 7 GesRRL. Der zustandige Betriebsrat
beziehungsweise die Arbeitnehmer der Gesellschaft erhalten die Mdglichkeit, der Gesell-
schaft eine Stellungnahme zum arbeitnehmerspezifischen Abschnitt des Verschmelzungs-
berichts zu Ubermitteln. Die den Anteilsinhabern zur Kenntnis zu bringende Stellungnahme
dient insbesondere der Vorbereitung des Zustimmungsbeschlusses der Anteilsinhaber.
Den Anteilsinhabern sollen die beschéaftigungsspezifischen Auswirkungen der Verschmel-
zung auch aus der Perspektive der Arbeithehmer dargelegt werden, damit diese ihre Ent-
scheidung auf einer méglichst objektiven Informationsgrundlage treffen kdnnen.

Artikel 124 Absatz 7 GesRRL enthéalt keine Vorgaben zur Form der Stellungnahme. Im In-
teresse der Rechtssicherheit sollte eine solche Stellungnahme mindestens der Textform
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(8 126b BGB) geniigen. Andernfalls konnten Nachweisprobleme im Hinblick auf Zugang
und Inhalt der Stellungnahme entstehen.

Gemal} Artikel 124 Absatz 7 GesRRL ist die Gesellschaft zur Unterrichtung der Anteilsin-
haber nur verpflichtet, wenn das Vertretungsorgan diese ,rechtzeitig” erhalt. Im Interesse
der Rechtssicherheit sollte der Zeitpunkt des rechtzeitigen Zugangs konkretisiert werden.
Eine Frist von einer Woche vor dem Tag der beschlussfassenden Versammlung der Anteil-
sinhaber bringt das Interesse des Betriebsrats beziehungsweise der Arbeitnehmer an einer
angemessenen Frist zur Vorbereitung der Stellungnahme mit dem Interesse der Anteilsin-
haber an einer angemessenen Zeit zur Befassung mit der Stellungnahme und Vorbereitung
der Beschlussentscheidung in Einklang. Dem Betriebsrat beziehungsweise den Arbeitneh-
mern steht ein Zeitraum von mindestens fiinf Wochen zur Vorbereitung und Ubermittlung
der Stellungnahme zur Verfligung (vgl. Absatz 1 Satz 1). Bei einem noch kirzeren Zeit-
raum zwischen der Unterrichtung der Anteilsinhaber und dem Tag der Beschlussfassung
ware eine angemessene Auseinandersetzung der Anteilsinhaber mit der Stellungnahme
unter Umstanden nicht mehr gewahrleistet, was schlief3lich zum Nachteil der Arbeitnehmer
gereichen wirde.

Fur die Unterrichtung der Anteilsinhaber durch die Gesellschaft soll der elektronische Zu-
gang genigen (vgl. die Begrindung zu Absatz 1). Regelméafig dirfte es sich anbieten, die-
selbe Art der technischen Umsetzung wie bei der erstmaligen Zuganglichmachung des Ver-
schmelzungsberichts gemaf Absatz 1 zu wahlen.

Zu § 311 (Verschmelzungsprufung)

§ 122f UmwG gegenwartiger Fassung wird fortgefiihrt als 8§ 311 UmwG-E. Die inhaltlich
vorgenommenen Anderungen dienen der Umsetzung von Artikel 125 GesRRL.

Gemal Artikel 133a Absatz 1 GesRRL erlassen die Mitgliedsstaaten Vorschriften, in denen
die zivilrechtliche Haftung des unabhéangigen Sachverstandigen, der den Prifungsbericht
erstellt hat, geregelt wird. Entsprechende Bestimmungen Uber die zivilrechtliche Verant-
wortlichkeit des Verschmelzungspriifers enthalt der tber die § 305 Absatz 2 UmwG-E
und 8§ 11 Absatz 2 UmwG anwendbare 8§ 323 HGB.

Gemald Artikel 133a Absatz 2 lit. a) GesRRL verfligen die Mitgliedsstaaten Uber Vorschrif-
ten, um sicherzustellen, dass der Sachverstandige von der beteiligten Gesellschaft unab-
héangig ist und kein Interessenkonflikt besteht. Solche Vorschriften sind insbesondere die
Uiber 8§ 305 Absatz 2 UmwG-E und 8§ 11 Absatz 1 Satz 1 UmwG anwendbaren 88 319 Ab-
satz 1 bis 4, 319b HGB und - fir Gesellschaften von offentlichem Interesse nach
§ 316a Satz 2 HGB - die entsprechend anwendbaren Bestimmungen von Artikel 5 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 16. April 2014 tGber spezifische Anforderungen an die Abschlussprifung bei Unterneh-
men von offentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der
Kommission (ABI. L 158 vom 27.5.2014, S. 77; L 170 vom 11.6.2014, S. 66). Gemal Artikel
133a Absatz 2 lit. b) GesRRL verfligen die Mitgliedsstaaten tber Vorschriften, um sicher-
zustellen, dass die Stellungnahme des Sachverstandigen unparteiisch und objektiv ist und
abgegeben wird, um die zustandige Behdrde im Einklang mit den Anforderungen der Un-
abhangigkeit und der Unparteilichkeit gemafd dem Recht und den beruflichen Standards,
denen der Sachverstandige unterliegt, zu unterstiitzen. Dem wird insbesondere durch die
Bestimmungen des Dritten Teils des Gesetzes uber eine Berufsordnung der Wirtschafts-
prufer (Wirtschaftspriferordnung — WPO) Rechnung getragen.

Aus Artikel 133a GesRRL ergibt sich mithin kein Umsetzungsbedarf in diesem Gesetz.
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Zu Absatz 1

Die Anderung in Absatz 1 Satz 1 dient der Klarstellung. Der Priifungsbericht muss einen
Monat vor dem Tag der den Verschmelzungsbeschluss fassenden Versammlung der Ge-
sellschaft den Anteilsinhabern zuganglich gemacht werden. Der Prifungsbericht dient der
Information der Anteilsinhaber zur Vorbereitung des Verschmelzungsbeschlusses, weshalb
allein der Zeitpunkt von Bedeutung sein kann, ab dem die Anteilsinhaber die Méglichkeit
der Kenntnisnahme haben. Der Wortlaut von Artikel 125 Absatz 1 erster Unterab-
satz Satz 1 GesRRL weicht von Artikel 86f Absatz 1 GesRRL und Artikel 160f Ab-
satz 1 GesRRL ab. Nach Sinn und Zweck der Vorschrift muss das ,Vorliegen“ des Pri-
fungsberichts allerdings dem Zeitpunkt entsprechen, zu dem dieser den Anteilsinhabern
zuganglich gemacht wird. Ist der Prifungsbericht den Anteilsinhabern zuganglich gemacht,
liegt er notwendigerweise bereits vor. Fur die grenziberschreitende Spaltung und den
grenzuberschreitenden Formwechsel stellt die GesRRL ausdrucklich klar, dass der Pri-
fungsbericht bis zum benannten Zeitpunkt auch den Anteilsinhabern zugénglich zu machen
ist (vgl. Artikel 160f Absatz 1 GesRRL, Artikel 86f Absatz 1 GesRRL).

Die Modalitaten der Zuganglichmachung sollten grundsatzlich der Gesellschaft iberlassen
werden. Fur Aktiengesellschaften gilt 8 63 Absatz 1 Nummer 5 und Absatz 4 UmwG. Da
auch die Frist gemald 8 63 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E richtlinienkonform angepasst wird,
entspricht das Verfahren zur Zugénglichmachung des Priufungsberichts insoweit demjeni-
gen bei Verschmelzung unter Beteiligung ausschlie3lich inl&andischer Rechtstrager. Fur
eine GmbH diirfte sich die Ubermittlung des Priifungsberichts im Rahmen der Einberufung
der Gesellschafterversammlung anbieten. Die Frist von Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend
zu bertcksichtigen.

Zu Absatz 2

Uber den Verweis des § 305 Absatz 2 UmwG-E auf § 9 Absatz 2 UmwG-E und § 12 Ab-
satz 3 UmwG sind Verschmelzungsprifung und Prifungsbericht bei Verzicht der Anteilsin-
haber (iVm 8§ 8 Absatz 3 Satz 1 und 2 UmwG-E) und bei Gesellschaften mit nur einem An-
teilsinhaber (iVm § 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E) nicht erforderlich. Absatz 2 Satz 1 schrankt
dies fur den Fall des Verzichts der Anteilsinhaber ein: Verschmelzungsprifung und Pri-
fungsbericht sind nur dann entbehrlich, wenn alle Anteilsinhaber aller beteiligten Rechtstra-
ger hierauf verzichten. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 125 Absatz 4 Ges-
RRL, wobei der Gesetzgeber von der Option des Artikel 125 Absatz 4 zweiter Halb-
satz GesRRL Gebrauch machen sollte. Absatz 2 Satz 2 dient der Umsetzung von Atrti-
kel 132 Absatz 1 erster Spiegelstrich GesRRL: Werden keine Anteile an der tbernehmen-
den Gesellschaft gewahrt, ertibrigt sich eine Priifung.

Zu 8§ 312 (Zustimmung der Anteilsinhaber)

§ 122g UmwG wird als § 312 UmwG-E fortgefiihrt. Absatz 1 wird nicht verandert. Die An-
derung von Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 132 Absatzl zweiter Spiegel-
strich GesRRL. Nach gegenwartiger Rechtslage (8 122g Absatz 2 UmwG) ist ein Ver-
schmelzungsbeschluss nicht erforderlich, wenn die Tochtergesellschaft grenziiberschrei-
tend auf ihre Muttergesellschaft verschmolzen wird. Nach Neufassung von Artikel 132 Ab-
satzl zweiter Spiegelstrich GesRRL ist im Rahmen einer grenziberschreitenden Ver-
schmelzung ein Verschmelzungsbeschluss kinftig auch in anderen Konstellationen ent-
behrlich. Es handelt sich hierbei um Konzernkonstellationen, in denen die ibernehmende
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar alle Anteile am Nominalkapital der tbertragenden
Gesellschaft besitzt oder eine Person unmittelbar oder mittelbar alle Anteile am Nominal-
kapital sowohl der Ubertragenden als auch der Ubernehmenden Gesellschaft besitzt. Vo-
raussetzung der Entbehrlichkeit ist, dass keine Anteile an der ibernehmenden Gesellschaft
gewdahrt werden, sei es aufgrund eines Verzichts der Anteilsinhaber der tibertragenden Ge-
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sellschaft oder aufgrund eines gesetzlichen Ausschlusses der Anteilsgewahrung (8 20 Ab-
satz 1 Nummer 3 UmwG, 8 54 Absatz 1 UmwG, 8§ 68 Absatz 1 UmwG). Absatz 2 setzt die
Vorgaben durch einen Verweis auf § 307 Absatz 3 UmwG-E um.

Artikel 132 Absatz 1 zweiter Spiegelstrich GesRRL sollte nicht tberschief3end fir die Ver-
schmelzung unter Beteiligung ausschlief3lich inlandischer Rechtstrager umgesetzt werden.
Strukturmafinahmen, die die rechtliche Organisation oder die Grundlagen der Vermdgens-
oder Beteiligungsstruktur einer Gesellschaft betreffen, unterfallen nach deutschem Gesell-
schafts- und Konzernrecht grundsatzlich nicht der Kompetenz ihres Vertretungsorgans,
sondern bedurfen stets der Zustimmung ihrer Anteilsinhaber.

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 126 Absatz 1 GesRRL.
Zu § 313 (Barabfindung)

§ 122i UmwG wird § 313 UmwG-E und vollstandig neu gefasst. Die Vorschrift dient vor al-
lem der Umsetzung der Richtlinienbestimmungen zum Recht der Anteilsinhaber tbertra-
gender Gesellschaften, gegen Barabfindung aus der Gesellschaft auszuscheiden (Arti-
kel 126a Absatz 1 bis 5 GesRRL).

Zu Absatz 1

Absatz 1 Satz 1 entspricht in seinem ersten Halbsatz dem geltenden § 122i Ab-
satz 1 Satz 1 UmwG. In aufbauméaRiger Parallele zu dem fir innerstaatliche Verschmelzun-
gen geltenden § 29 Absatz 1 Satz 1 UmwG schliel3t nun der zweite Halbsatz die Anwen-
dung des 8§ 71 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes sowie des 8 33 Absatz 2 Satz 3 zweiter
Halbsatz erste Alternative des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrénkter
Haftung aus. Inhaltlich entspricht dies Absatz 1 Satz 2 gegenwartiger Fassung.

Absatz 1 Satz 2 in der Neufassung des Entwurfs bestimmt, dass das in den Verschmel-
zungsplan aufzunehmende Barabfindungsangebot nach seinem Inhalt unter der aufschie-
benden Bedingung des Wirksamwerdens der grenziiberschreitenden Verschmelzung steht.
Die Bestimmung ist erforderlich, da das Angebot angenommen werden muss, bevor die
grenzuberschreitende Verschmelzung wirksam wird (vgl. Begrindung zu Absatz 3). Er-
folgte das Angebot unbedingt, ware mit der korrespondierenden Annahme die Pflicht zur
Anteilslibertragung gegen Barabfindung unabhéngig vom weiteren Vollzug des Verschmel-
zungsvorgangs begriindet. Dies widersprache dem Zweck von Artikel 126a Ab-
satz 1 bis 5 GesRRL. Das Recht zur VerduRRerung der Anteile soll Gesellschafter davor
schitzen, gegen ihren Willen an einer Rechtsform auslandischen Rechts beteiligt zu wer-
den.

Absatz 1 Satz 3 wird neu gefasst. Im Verschmelzungsplan oder seinem Entwurf sind so-
wohl eine Postanschrift als auch eine elektronische Adresse anzugeben, an die die Mittei-
lung nach Absatz 2 und die Erklarung nach Absatz 3 tbermittelt werden kénnen. Fir die
Mitteilung nach Absatz 2 gibt Artikel 126a Absatz 2 Satz 3 GesRRL die Pflicht der Gesell-
schaft, eine elektronische Adresse zur Ubermittlung zur Verfigung zu stellen, vor. Da
grundsatzlich weder die Mitteilung nach Absatz 2 noch die Annahmeerklarung nach Ab-
satz 3 formgebunden sind, sind die Anteilsinhaber in der Wahl des Ubermittlungsweges
grundsétzlich frei, wenngleich sich aus Nachweisgriinden zumindest die Textform emp-
fiehlt. Ein anderes gilt, wenn die rechtsformspezifischen Formvorschriften die Erklarung ei-
ner strengeren Form unterstellen (vgl. Begrindung zu Absatz 3).

Gemall Absatz 1 Satz 4 der Entwurfsfassung sind — wie bereits nach § 122i Ab-
satz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 1 UmwG gegenwartiger Fassung — zu weiten Teilen die
8§ 29 bis 34 UmwG anwendbar. Wie bei § 29 Absatz 1 Satz 1 UmwG ist unverandert Vo-
raussetzung der Annahme des Barabfindungsangebots der Widerspruch des Anteilsinha-
bers. Das Erfordernis des Widerspruchs steht im Einklang mit der GesRRL (Arti-
kel 126a Absatz 1 dritter Unterabsatz GesRRL). Gegentber dem nicht anwendbaren
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§ 30 Absatz 2 UmwG enthélt Absatz 6 spezielle Bestimmungen. Keine Anwendung findet
ferner die Bestimmung des § 31 UmwG uber die Annahmefrist des Angebots. Diesbeziig-
lich enthalten Absatz 2 und 3 besondere Bestimmungen fir grenziberschreitende Ver-
schmelzungen.

§ 313 UmwG-E findet Anwendung auf Ubertragende Gesellschaften, die dem deutschen
Recht unterliegen. Die gerichtliche Nachprifung der Angemessenheit der angebotenen
Barabfindung erfolgt gemaR § 34 UmwG-E i.V.m. 8§ 1 Nummer 4 SpruchG-E im Spruchver-
fahren. Fur dieses sind gemal § 2 Absatz 1 Satz 1 SpruchG-E die deutschen Gerichte zu-
standig. Die internationale Zustandigkeit der deutschen Gerichte entspricht den Vorgaben
von Artikel 126a Absatz 5 GesRRL.

Zu Absatz 2

Absatz 2 statuiert eine Obliegenheit des austrittswilligen Anteilsinhabers, der Gesellschaft
seine Absicht zur Annahme des Abfindungsangebots mitzuteilen. Absatz 2 dient der Um-
setzung von Artikel 126a Absatz 2 GesRRL. Nach dieser Bestimmung mussen die Gesell-
schafter gegenliber der Ubertragenden Gesellschaft binnen einer Frist, die einen Monat
nach der Gesellschafterversammlung nicht Giberschreiten darf, ihre Entscheidung erklaren,
das Recht auf Verauf3erung ihrer Anteile auszuiiben. Die Richtlinienbestimmung bezweckt,
die Gesellschaft in die Lage zu versetzen, den durch die Abfindungszahlungen drohenden
Liguiditatsabfluss abschatzen zu kdénnen (vgl. Erwagungsgrund 19 UmwRL). Bei der Erkla-
rung handelt es sich damit noch nicht um die Annahme des Barabfindungsangebots, son-
dern um eine Absichtserklarung (vgl. Absatz 2), die lediglich rechtliche Voraussetzung zur
spateren Annahme ist (vgl. Absatz 3). Auf diese Weise erhalt die Gesellschaft Gewissheit
tber den maximal drohenden Liquiditatsabfluss. Die Absichtserklarung ist rechtliche Vo-
raussetzung fir die verbindliche Annahme des Barabfindungsangebots. Sie begriindet
noch keine Verpflichtung gegeniiber der Gesellschaft.

Zu Absatz 3

Absatz 3 statuiert die bei Annahme des Abfindungsangebots einzuhaltenden Verfahrens-
und Formvorschriften. Nach MalRgabe der GesRRL sollen diejenigen Anteilsinhaber, die
das Abfindungsangebot annehmen, nicht Anteilsinhaber der neuen Gesellschaft werden
(Artikel 131 Absatz 1 lit. b), Absatz 2 lit. b) GesRRL). Die Systematik der §§ 29, 31 UmwG,
nach der die der Verschmelzung widersprechenden Anteilsinhaber zunachst Anteilsinhaber
der Ubernehmenden Gesellschaft werden und das Abfindungsangebot binnen zwei Mona-
ten nach Wirksamwerden der Verschmelzung annehmen kénnen, kann deshalb nicht auf
grenziberschreitende Verschmelzungen tbertragen werden.

Gemald Absatz 3 Satz 1 kann das Angebot bis spatestens zwei Monate nach dem Tag, an
dem die Versammlung der Anteilsinhaber derjenigen Gesellschaft, welcher sie angehdren,
die Zustimmung zum Verschmelzungsplan beschlossen hat, angenommen werden. Ein Re-
gistervollzug vor Ablauf dieser Frist ist ausgeschlossen, da geméaR § 316 Ab-
satz 2 Satz 1 UmwG-E die Verschmelzungsbescheinigung nicht vor Ablauf einer Frist von
drei Monaten nach Bekanntmachung des Verschmelzungsplans erteilt werden darf und die
Bekanntmachung gemal? § 308 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E spatestens einen Monat vor der
beschlussfassenden Versammlung der Anteilsinhaber zu erfolgen hat. Wahrend die Absicht
zur Annahme des Angebots gemal Absatz 2 Satz 1 binnen eines Monats nach der Ver-
sammlung mitgeteilt werden muss, haben die Anteilsinhaber zusatzlich einen Monat Be-
denkzeit, um das Angebot gegentber der Gesellschaft mit bindender Wirkung anzuneh-
men. Voraussetzung der Annahme sind der rechtzeitige Zugang der Absichtserklarung ge-
maf Absatz 2 Satz 1 (vgl. Absatz 3 Satz 2) und der rechtzeitige Zugang der Annahmeer-
klarung gemal Absatz 3 Satz 1. Erklart ein Anteilsinhaber die bindende Annahme des Ab-
findungsangebots bereits vor Ablauf der Monatsfrist gemafd Absatz 2 Satz 1, ist eine zu-
satzliche Absichtserklarung gemaf Absatz 2 nicht mehr erforderlich (Absatz 3 Satz 3). Mit
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Zugang der bindenden Annahmeerklarung erlangt die Gesellschaft Kenntnis Uber den kon-
kreten Liquiditatsbedarf, womit sich der Zweck der Absichtserklarung tberholt.

Die Form der Annahmeerklarung wird durch das Umwandlungsgesetz nicht geregelt. Sie
beurteilt sich — ebenso wie bei Verschmelzungen unter ausschlieB3licher Beteiligung inlan-
discher Rechtstrager — nach den rechtsformspezifischen Vorschriften tber die Verpflich-
tung zur Ubertragung von Anteilen. Fir eine Ubertragende GmbH bedeutet dies, dass die
Annahme des Angebots gemald § 15 Absatz 4 GmbHG der notariellen Beurkundung be-
darf. Absatz 3 Satz 4 hat insoweit lediglich klarstellenden Charakter. Hieran andert auch
der Umstand nichts, dass die dingliche Ubertragung der Geschaftsanteile nicht im Wege
rechtsgeschaftlicher Abtretung erfolgt, sondern die Gesellschafter mit wirksamkeitsbegrin-
dender Eintragung der Verschmelzung kraft Gesetzes aus der Gesellschaft ausscheiden
(vgl. Absatz 4). Entscheidend ist allein, dass die neben der Vereitelung des spekulativen
Handels bestehenden Schutzzwecke von § 15 Absatz 4 GmbHG, namentlich die Beweiser-
leichterung und Richtigkeitsgewahr hinsichtlich der Beteiligungsverhaltnisse sowie der
Schutz der Anleger vor lbereilten und unberatenen Entscheidungen, im konkreten Fall von
der bindenden Entscheidung zum Austritt aus der Gesellschaft gleichermal3en betroffen
sind. Die Anwendbarkeit der rechtsformspezifischen Formvorschriften ist mit der GesRRL
vereinbar (vgl. Erwagungsgrund 18 UmwRL).

Zu Absatz 4

Absatz 4 statuiert eine Ausnahme von § 20 Absatz 1 Nummer 3 erster Halbsatz UmwG.
Wahrend bei Verschmelzungen unter ausschliel3licher Beteiligung inlandischer Rechtstra-
ger auch die dissentierenden Anteilsinhaber zunachst Anteilsinhaber der (ibernehmenden
Gesellschaft werden, sollen nach MaRRgabe der GesRRL die Anteilsinhaber, die das Abfin-
dungsangebot annehmen, nicht Anteilsinhaber der tGbernehmenden Gesellschaft werden
(vgl. Begriindung zu Absatz 3). Gemal} Absatz 4 werden diejenigen Anteilsinhaber, die das
Angebot auf Erwerb ihrer Anteile gegen Barabfindung form- und fristgerecht angenommen
haben, nicht Anteilsinhaber der ibernehmenden oder neuen Gesellschaft. Kraft Gesetzes
scheiden sie mit Eintritt der Verschmelzungswirkungen aus.

Zu Absatz 5

Absatz 5 bestimmt die Frist, binnen derer die Gibernehmende oder neue Gesellschaft den
Anteilsinhabern, die das Abfindungsangebot angenommen haben, den Abfindungsbetrag
zu zahlen hat. GemaR Absatz 4 scheiden die Anteilsinhaber, die das Abfindungsangebot
geman Absatz 3 angenommen haben, mit wirksamkeitsbegrindender Eintragung der Ver-
schmelzung aus der Ubertragenden Gesellschaft aus. Die Frist, binnen der ihnen der Abfin-
dungsbetrag zu zahlen ist, ist deshalb mit zwei Wochen bewusst kurz, aber fur die Gber-
nehmende oder neue Gesellschaft ausreichend, bemessen. Die nach der GesRRL zulds-
sige Hochstfrist von zwei Monaten (Artikel 126a Absatz 3 Satz 2 GesRRL) soll daher nicht
ausgeschopft werden.

Da die Anteilsinhaber mit Wirksamwerden der grenziiberschreitenden Verschmelzung ihre
Anteile verlieren, bevor sie den Abfindungsbetrag erhalten, muss ihnen ferner die Méglich-
keit gewahrt werden, konkreten Vorleistungsrisiken zu begegnen. Absatz 5 Satz 2 erklart
daher den Anspruch auf Sicherheitsleistung gemaf § 314 UmwG-E flr entsprechend an-
wendbar. Eine unmittelbare Anwendbarkeit scheidet aus, da der Anspruch gemaf
§ 314 Absatz 1 UmwG-E nur Forderungen erfasst, die bereits vor Bekanntmachung des
Verschmelzungsplans entstanden sind. Liegen im Ubrigen die Voraussetzungen von
§ 314 UmwG-E vor, steht den Gesellschaftern als designierte Glaubiger der Gesellschaft
ein Anspruch auf Sicherheitsleistung zu, den sie nach den Bestimmungen der Vorschrift
durchsetzen kénnen. Die Hohe der Sicherheitsleistung ist nach der angebotenen Abfindung
zu bemessen, damit das Eintragungsverfahren nicht durch einen etwaigen Streit Giber die
zutreffende Hohe der Abfindung verzégert werden kann.
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Zu Absatz 6

Absatz 6 enthalt Bestimmungen betreffend die bei einer grenziiberschreitenden Verschmel-
zung grundsatzlich erforderliche Prufung der Angemessenheit der Barabfindung. Die Vor-
schrift dient — ebenso wie § 311 UmwG-E — der Umsetzung von Artikel 125 GesRRL. Ab-
satz 6 Satz 1 bestimmt, dass die Angemessenheit einer nach Absatz 1 anzubietenden
Barabfindung stets zu prufen ist. Gemald Absatz 6 Satz 2 findet § 311 UmwG-E entspre-
chende Anwendung. Der Verweis erfasst zundchst 8 311 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E und da-
mit mittelbar auch den Verweis auf die 88 9 bis 12 UmwG. Da sowohl die Prifung der An-
gemessenheit des Umtauschverhéltnisses (8 311 UmwG-E) als auch die Prifung der An-
gemessenheit einer in den Fallen von Absatz 1 anzubietenden Barabfindung grundsatzlich
erforderlich sind, bietet es sich an, beide Gegenstidnde gemeinsam zu prifen und einen
gemeinsamen Priifungsbericht zu erstellen. Uber den Verweis auf § 311 Ab-
satz 1 Satz 2 UmwG-E gelten die Bestimmungen Uber die Zuganglichmachung des Pri-
fungsberichts entsprechend. Uber den Verweis auf § 311 Absatz 2 UmwG-E gelten die Vo-
raussetzungen, unter denen Prifung und Prifungsbericht ausnahmsweise nicht erforder-
lich sind, entsprechend. § 311 Absatz 2 UmwG-E verdrangt insoweit 8 30 Absatz 2 UmwG
als speziellere Vorschrift.

Zu 8§ 314 (Schutz der Glaubiger der tUbertragenden Gesellschaft)

Der bislang in § 122) UmwG geregelte Glaubigerschutz durch Sicherheitsleistung wird in
§ 314 UmwG-E und neu gefasst. Die Neufassung dient insbesondere der Umsetzung von
Artikel 126b GesRRL. Die Beschrankung der Anwendbarkeit des § 314 UmwG-E auf Glau-
biger Ubertragender Gesellschaften folgt aus dem Regelungszweck von Artikel 126b Ges-
RRL. Die Bestimmungen sollen dem Umstand Rechnung tragen, dass ,Forderungen der
ehemaligen Glaubiger der Gesellschaft beziehungsweise der Gesellschaften, die dieses
Vorhaben vornimmt/vornehmen, betroffen sind, wenn die Gesellschaft, die fur die Verbind-
lichkeiten haftet, nach dem Vorhaben dem Recht eines anderen Mitgliedstaats unterliegt"
(Erwagungsgrund 22 Satz 1 UmwRL). Fir die Glaubiger einer inlandischen tbernehmen-
den Gesellschaft ist deshalb gemald § 305 Absatz 2 UmwG-E weiterhin § 22 UmwG an-
wendbar.

Von der Mitgliedsstaatenoption zur Einfihrung einer Bonitatserklarung des Vertretungsor-
gans (Artikel 126b Absatz 2 GesRRL) sollte kein Gebrauch gemacht werden. Eine solche
Erklarung kénnte den Glaubigern nur dann als belastbare Einschatzung der Bonitat der
Ubertragenden Gesellschaft dienen, wenn sie als strafbewehrte Versicherung ausgestaltet
ware. In Anbetracht des von subjektiven und wertenden Elementen gepragten Richtlinien-
wortlauts von Artikel 126b Absatz 2 Satz 2 GesRRL kann die Abgabe einer strafbewehrten
Versicherung aufgrund der mit ihrem Inhalt verbundenen Unwagbarkeiten kaum vom Ver-
tretungsorgan verlangt werden. Das Erfordernis der Abgabe einer solchen Versicherung
ware der grenziberschreitenden Unternehmensmobilitat abtraglich, da ein Vertretungsor-
gan regelmé&Rig nicht bereit sein dirfte, eine solche Versicherung abzugeben.

Bereits nach gegenwartiger Rechtslage kdnnen Glaubiger einen Anspruch auf Sicherheits-
leistung (8§ 122j Absatz 1 UmwG) vor Vollzug der grenziiberschreitenden Verschmelzung
im Wege der Leistungsklage durchsetzen. Im Rahmen der Anmeldung der Verschmelzung
durch Eintragung ins Handelsregister der Ubertragenden Gesellschaft muss deren Vertre-
tungsorgan strafbewehrt versichern, dass allen Glaubigern, denen ein Anspruch auf Sicher-
heitsleistung  zusteht, angemessene Sicherheit geleistet wurde (8 122k Ab-
satz 1 Satz 3 UmwG i.V.m. § 122j UmwG). Da das Vertretungsorgan einer auf Sicherheits-
leistung verklagten Gesellschaft in der Regel keine strafbewehrte Versicherung mit dem
Inhalt abgeben wird, dass eine angemessene Sicherheit bereits geleistet wurde, verhindert
eine Sicherheitsleistungsklage der Glaubiger bereits nach gegenwartiger Rechtslage de
facto den Registervollzug der grenziiberschreitenden Verschmelzung. An diesem Suspen-
siveffekt soll auch in Zukunft festgehalten werden. Anders als bei Verschmelzungen unter



Drucksache 371/22 -114 -

Beteiligung ausschlief3lich inlandischer Rechtstrager wird der Gerichtsstand der Ubertra-
genden Gesellschaft bei einer grenziberschreitenden Hinausverschmelzung ins Ausland
verlegt. Die Glaubiger sind darauf verwiesen, in Zukunft fallig Anspriiche gegen die Gesell-
schaft in einem anderen Land einzuklagen (vgl. Erwagungsgrund 24 Satz 2 UmwRL).
Durch nachtragliche Durchsetzung des Sicherheitsleistungsanspruchs — wie dies fur Ver-
schmelzungen unter ausschlieB3licher Beteiligung inlandischer Rechtstrager vorgesehen ist
(8 22 UmwG) — waren die Glaubiger bei grenziiberschreitenden Verschmelzungen nicht
gleichermal3en geschiitzt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 statuiert den Sicherheitsleistungsanspruch der Glaubiger der tbertragenden Ge-
sellschaft. Nach der GesRRL ist ein solcher Anspruch vorzusehen (Artikel 126b GesRRL).
Voraussetzung ist, dass die Forderung vor der Bekanntmachung des Verschmelzungsplans
oder seines Entwurfs entstanden, aber im Zeitpunkt der Bekanntmachung noch nicht fallig
geworden ist (Nummer 1) und ihre Erfullung durch die Verschmelzung geféhrdet ist (Num-
mer 2). Liegen die Voraussetzungen des Absatz 1 vor, hat die Ubertragende Gesellschaft
den anspruchsberechtigten Glaubigern im Verschmelzungsplan Sicherheitsleistung anzu-
bieten (8 308 Absatz 2 Nummer 14 UmwG-E). In welcher Art und Weise Sicherheit geleis-
tet werden kann, bestimmt sich wie bislang nach den allgemeinen Vorschriften der
8§ 232 ff. BGB. Sind die im Verschmelzungsplan angebotenen Sicherheiten nicht geeignet
oder nicht ausreichend, den Sicherheitsleistungsanspruch nach Absatz 1 zu erfillen, kdn-
nen die betroffenen Glaubiger ihren Anspruch nach den Abséatzen 2 bis 4 durchsetzen. Ge-
maf Artikel 126b Absatz 1 zweiter Unterabsatz GesRRL muss die Sicherheit ,angemes-
sen“ sein. Da die Sicherheit gewahrleisten muss, dass sich der Glaubiger im Fall der Nicht-
erfillung der Forderung durch Verwertung der Sicherheit befriedigen kann, ist das Merkmal
der Angemessenheit dem Begriff der Sicherheit in Absatz 1 immanent.

Zu Absatz 2

Gemal} Absatz 2 sind die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen des Anspruchs auf Si-
cherheitsleistung gegentber dem zustandigen Gericht glaubhaft zu machen. Darin liegt
eine Abkehr von der geltenden Regelung des § 122j Abs. 1 UmwG, wonach Anmeldung
und Glaubhaftmachung gegentber der schuldnerischen Gesellschaft erfolgen missen. Zu-
dem wird der Beweismalistab fur die Glaubhaftmachung nicht wie bisher nur auf die Ge-
fahrdung bezogen, sondern dartiber hinaus auch auf das Bestehen der Forderung selbst.
Dies soll verhindern, dass die Sicherheitsleistung wegen monate- oder gar jahrelangen
Streits Uber das Bestehen der Forderung im Ergebnis zu spat kommt und so der ange-
strebte Sicherungszweck vereitelt wird.

Zu Absatz 3

Gemal} Absatz 3 erlischt der Anspruch auf Sicherheitsleistung, wenn er nicht binnen drei
Monaten ab Bekanntmachung des Verschmelzungsplans gerichtlich geltend gemacht wird.
Die Geltendmachung des Anspruchs gegentiber der Gesellschaft ist — anders als nach dem
geltenden § 122j Absatz 1 UmwG — kinftig weder erforderlich noch ausreichend, um die
gesetzliche Ausschlussfrist einzuhalten (vgl. Artikel 126b Absatz 1 zweiter Unterab-
satz GesRRL).

Zu Absatz 4

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 126b Absatz 1 dritter Unterabsatz GesRRL. An-
lass der Sicherheitsleistung ist die bevorstehende grenziiberschreitende Verschmelzung.
Ist dieses Verschmelzungsverfahren endglltig gescheitert, ist die Gefahrdungslage been-
det; die Sicherheit ist dann nach MalRgabe von Absatz 4 freizugeben. Das Scheitern wird
unwiderlegbar vermutet, wenn die Eintragung und Ausstellung der Verschmelzungsbe-
scheinigung nach § 316 Absatz 1 UmwG-E oder der Vollzug der Verschmelzung im Zuzu-
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gsregister von der dort zustandigen Stelle abgelehnt wurde und gegen die jeweilige Ent-
scheidung kein Rechtsbehelf mehr statthaft ist (Satz 2 Nummer 1 und 2). Gleiches gilt,
wenn das Verfahren auf andere Weise, beispielsweise durch Riicknahme des Eintragungs-
antrags, beendet wurde (Satz 2 Nummer 3). Die Durchsetzung eines etwaigen Anspruchs
der Gesellschaft auf Freigabe der Sicherheit bestimmt sich nach den allgemeinen Vorschrif-
ten. Es handelt sich hierbei um einen Leistungsanspruch, der selbstandig eingeklagt und
vollstreckt werden muss. Die Durchsetzung erfolgt daher in der Regel im Zivilprozess. Ge-
gebenenfalls, inshesondere wenn die Anspriiche aus einem Arbeitsverhaltnis resultieren,
kann auch der Rechtsweg zu den Gerichten fur Arbeitssachen eréffnet sein.

Zu § 315 (Anmeldung der Verschmelzung)

§ 122k UmwG gegenwartiger Fassung wird in Umsetzung der Bestimmungen von Arti-
kel 127 GesRRL umfassend geandert. Das Verfahren Uber die Ausstellung einer Ver-
schmelzungsbescheinigung wird zur besseren Ubersicht auf die §§ 315 bis 317 UmwG-E
aufgeteilt. Die Vorschriften finden Anwendung auf tbertragende Gesellschaften, die dem
deutschen Recht unterliegen. § 315 UmwG-E enthéalt Bestimmungen uber die Anmeldung
zur vorlaufigen Eintragung der Verschmelzung und Ausstellung der fir den weiteren Vollzug
des Verschmelzungsverfahrens erforderlichen Verschmelzungsbescheinigung.

Artikel 127 Absatz 4 GesRRL bestimmt, dass die Anmeldung zum Handelsregister online
eingereicht werden kann, ohne dass es notwendig ist, dass die anmeldenden Personen
personlich vor der zustandigen Behotrde erscheinen. Dies wird mit § 12 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 2, Absatz 2 HGB in der Fassung des DIRUG umgesetzt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht § 122k Absatz 1 Satz 1 UmwG-E gegenwartiger Fassung. Die Formu-
lierung, wonach ,das Vertretungsorgan® einer tbertragenden Gesellschaft das Vorliegen
der sie betreffenden Voraussetzungen zur Eintragung anzumelden hat, lasst die insolvenz-
verfahrensrechtliche Kompetenzordnung, namentlich die 88 22 und 80 InsO, unbertihrt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Ubernimmt 8§ 122k Absatz 1 Satz 2 UmwG gegenwartiger Fassung und erganzt
die der Anmeldung beizufigenden Unterlagen nach MafRgabe der Vorgaben der GesRRL.
Nummer 1 dient der Umsetzung von Artikel 127 Absatz 2 lit. ¢) GesRRL. Wurden der Ge-
sellschaft gemaf § 308 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 UmwG-E Bemerkungen zum Ver-
schmelzungsplan tbermittelt, sind diese der Anmeldung beizufiigen. Nummer 2 dient der
Umsetzung von Artikel 127 Absatz 2 lit. b) GesRRL. Haben Betriebsrat oder Arbeitnehmer
eine Stellungnahme gemaf 8§ 310 Absatz 3 UmwG-E tbermittelt, ist diese ebenfalls beizu-
fugen. Der Bericht selbst ist gemal Absatz 2 in Verbindung mit § 17 Absatz 1 UmwG der
Anmeldung beizufiigen.

Zu Absatz 3

§ 122k Absatz 1 Satz 3 UmwG gegenwartiger Fassung wird Absatz 3 und neu gefasst. Ab-
satz 3 Satz 1 benennt die durch das Vertretungsorgan abzugebenden, strafbewehrten Ver-
sicherungen (vgl. 8 348 Nummer 1 UmwG-E). Die Abgabe der Versicherungen soll dem
befassten Registergericht eine Informationsgrundlage zur Prifung der gesetzlichen Eintra-
gungsvoraussetzungen verschaffen.

Zu Nummer 1

Nach gegenwartiger Rechtslage hat das Vertretungsorgan strafbewehrt zu versichern, dass
allen anspruchsberechtigten Glaubigern angemessene Sicherheit geleistet wurde
(8 122k Absatz 1 Satz 3 UmwG). Der Inhalt dieser abzugebenden Versicherung wird in Ab-
satz 3 Nummer 1 konkretisiert: Kinftig soll eine Versicherung des Inhalts genligen, dass
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die den Glaubigern gemaf § 307 Absatz 2 Nummer 14 UmwG-E im Verschmelzungsplan
angebotene Sicherheit geleistet wurde. Da ein anspruchsberechtigter Glaubiger die Durch-
setzung seines Sicherheitsleistungsanspruchs kinftig im Wege eines Antrags an das mit
der Entscheidung Uber die Eintragung befasste Registergericht sicherstellen muss, kann
das Registergericht die Angemessenheit der geleisteten Sicherheit fortan selbst prifen
(vgl. Begrindung zu § 314 UmwG-E).

Zu Nummer 2

In Abanderung des geltenden § 122k Absatz 1 Satz 3 UmwG mussen die Mitglieder des
Vertretungsorgans kiinftig gemanr Nummer 2 versichern, dass innerhalb der Frist des § 314
Absatz 3 keine Sicherheitsleistung (bei Gericht) beantragt wurde. Die nach 8§ 346 Nr. 1
UmwG-E strafbewehrte Versicherung soll sicherstellen, dass das Registergericht von etwa-
igen offenen Verfahren auf Sicherheitsleistung erfahrt, und sodann gemaf § 316 Absatz 3
Satz 3 bis 5 UmwG-E verfahren kann. Da die Frist zur gerichtlichen Geltendmachung des
Anspruchs auf Sicherheitsleistung gemaf § 314 Absatz 3 UmwG-E drei Monate betragt,
werden die Mitglieder des Vertretungsorgans die Versicherung nach Nummer 2 haufig nicht
unmittelbar bei Anmeldung abgeben kénnen; in diesem Fall ist die Versicherung nach Ab-
lauf der Dreimonatsfrist nachzureichen.

Zu Nummer 3

Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 ist neu. Das Vertretungsorgan muss versichern, dass die Un-
terrichtungs- und Anhérungsrechte der Arbeitnehmer nach § 308 Absatz 1 Nummer 4 Buch-
stabe b und 8 310 Absatz 1 und 3 eingehalten wurden.

Zu Nummer 4

Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 ist neu. Das Vertretungsorgan muss versichern, dass, sollte ein
Verhandlungsverfahren nach Artikel 133 Absatz 3 und 4 der Richtlinie (EU) 2017/1132
durchzufiihren sein, dieses entweder bereits begonnen hat, oder dass die Leitungen der
beteiligten Gesellschaften nach Artikel 133 Absatz 4 Buchstabe a) jener Richtlinie entschie-
den haben, die Umsetzungsvorschriften zur Auffangregelung nach Teil 3 Buchstabe b des
Anhangs zur Richtlinie 2001/86/EG des Rates vom 8. Oktober 2001 zur Ergadnzung des
Statuts der Europaischen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer (ABI.
L 294 vom 10. November 2001, S. 22) ohne vorhergehende Verhandlung unmittelbar an-
zuwenden. Fur einen Beginn des Verhandlungsverfahrens im obigen Sinne muss jedenfalls
das besondere Verhandlungsgremium konstituiert (vgl. 8 14 MgVG) worden sein. § 315 Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 4 dient der Umsetzung von Artikel 127 Absatz 6 lit. b) GesRRL.

Zu Nummer 5

Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 ist neu. Gemald Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 hat das Vertre-
tungsorgan zu versichern, dass sich die lUbertragende Gesellschaft nicht im Zustand der
Zahlungsunfahigkeit oder der drohenden Zahlungsunfahigkeit gemaf den 88 17 Absatz 2
und 18 Absatz 2 InsO oder der Uberschuldung gemaR § 19 Absatz 2 InsO befindet. Die
Versicherung gemaf Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 bezieht sich ausschlie3lich auf den in den
88 17 Absatz 2, 18 Absatz 2 oder 19 Absatz 2 InsO jeweils beschriebenen Zustand, nicht
auf die weiteren Voraussetzungen zur Einleitung eines Insolvenzverfahrens. Unbeachtlich
ist beispielsweise, ob bereits ein Erdffnungsantrag gestellt wurde. Ohne Einfluss auf Not-
wendigkeit und Inhalt der Versicherung gemalf Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 ist es deshalb
auch, wenn nach den Bestimmungen des internationalen Privatrechts, insbesondere nach
der Verordnung (EU) 2015/848 des Européischen Parlaments und des Rates vom
20. Mai 2015 uber Insolvenzverfahren, die Vorschriften der Insolvenzordnung auf die an-
meldende Gesellschaft keine Anwendung finden.
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Kann die Versicherung gemaf Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 nicht abgegeben werden, so hat
das Vertretungsorgan gemal Absatz 3 Satz 2 mitzuteilen, welche der in Nummer 5 ge-
nannten Tatbestéande erfillt sind und ob nach dem auf die Gesellschaft anwendbaren In-
solvenzrecht bereits ein Insolvenzverfahren beantragt oder eréffnet wurde. Die Mitteilungs-
pflicht ist ebenfalls strafbewehrt (vgl. 8§ 348 Nummer 2 UmwG-E). Die Vorschrift ermdglicht
dem Registergericht die Prifung, ob die geplante Verschmelzung unter dem Gesichtspunkt
des Insolvenzrechts missbréauchlich im Sinne des § 316 Absatz 3 UmwG-E ist. Zwar kon-
nen grenziberschreitende UmwandlungsmalRnahmen der Sanierung von Gesellschaften,
die unter wirtschaftlichen Schwierigkeiten leiden, dienen. Befindet sich eine an einer grenz-
Uberschreitenden Verschmelzung beteiligte Gesellschaft in wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten nach Mal3gabe der 88 17 Absatz 2, 18 Absatz 2 oder 19 Absatz 2 InsO, besteht aller-
dings die Gefahr, dass sich die Gesellschaft durch die Verschmelzung zum Nachteil ihrer
Glaubiger den glaubigerschitzenden Vorschriften des deutschen Rechts entziehen wird.
Ein derartiges Verhalten hat das Registergericht im Rahmen seiner Prifung nach 8 316 Ab-
satz 3 UmwG-E zu beriicksichtigen. Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Begriindung
zu 8 316 Absatz 3 UmwG-E verwiesen.

Zu Absatz 4

Mit Absatz 4 wird von der Mitgliedsstaatenoption des Artikel 127 Absatz 3 GesRRL zur Ein-
fuhrung bestimmter Mitteilungspflichten Gebrauch gemacht. Das Vertretungsorgan der Ge-
sellschaft hat dem Registergericht die Zahl der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des Abschlus-
ses des Verschmelzungsplans, die Zahl der Tochtergesellschaften und ihre jeweiligen ge-
ografischen Standorte und das Bestehen von Verbindlichkeiten gegeniiber der Offentlichen
Hand mitzuteilen. Die Mitteilungspflicht ist strafbewehrt (§ 348 Nummer 3 UmwG-E). Die
ubermittelten Informationen dienen dem Registergericht als Informationsgrundlage fur die
Prifung gemaf § 316 Absatz 3 UmwG-E. Einer zusatzlichen Rechtsgrundlage fur die Ein-
holung von Informationen nach MalRgabe von Artikel 127 Absatz 3 zweiter Unterab-
satz GesRRL bedarf es nicht. Werden die Informationen von der Gesellschaft nicht mitge-
teilt, lehnt das Gericht die Eintragung nach Maf3gabe von § 382 Absatz 3 und 4 FamFG ab.
Im Ubrigen steht dem Gericht § 317 Satz 1 UmwG-E als Rechtsgrundlage zur Verfiigung.

Zu § 316 (Verschmelzungsbescheinigung)

Das Wirksamwerden der grenziiberschreitenden Verschmelzung bestimmt sich nach dem
Recht des Zuzugsstaates (vgl. Artikel 129 GesRRL). Antragsziel einer dem deutschen
Recht unterliegenden Ubertragenden Gesellschaft ist die Ausstellung einer Verschmel-
zungsbescheinigung durch das zustandige deutsche Registergericht. Ohne diese kann die
zustandige Stelle des Zuzugsstaates keine wirksamkeitsbegriindende Eintragung vorneh-
men (vgl. Artikel 128 Absatz 5 GesRRL). Das Verfahren der Priifung durch das deutsche
Registergericht regeln die 88 316, 317 UmwG-E.

Zu Absatz 1

Das Verfahren der Priifung und Eintragung ist gegenwartig in § 122k Absatz 2 UmwG ge-
regelt. Dieser wird in Umsetzung der Vorgaben von Artikel 127 und 127a GesRRL als § 316
Absatz 1 UmwG-E neu gefasst.

Gemald Absatz 1 Satz 1 pruft das Registergericht innerhalb von drei Monaten, ob die ge-
setzlichen Eintragungsvoraussetzungen vorliegen. Der Prifungszeitraum von drei Monaten
ist von Artikel 127 Absatz 7 GesRRL vorgegeben.

Der Priufungszeitraum beginnt gemall Absatz 1 Satz 1, sobald dem Registergericht eine
vollstdndige Anmeldung einschlief3lich der zu Gbermittelnden Erklarungen, Versicherungen,
Mitteilungen und beizufiigenden Anlagen Ubermittelt wurde. Liegt eine vollstandige Anmel-
dung vor, hat das Registergericht die Verschmelzung grundséatzlich binnen drei Monaten
entweder einzutragen oder der anmeldenden Gesellschaft die ablehnende Entscheidung
bekanntzugeben. Der Prufungszeitraum erstreckt sich nicht auf das Rechtsmittelverfahren.
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Wird ein Glaubigerantrag auf Sicherheitsleistung gestellt, wird der dreimonatige Prufungs-
zeitraum unterbrochen, bis der Glaubigerantrag ganz oder teilweise rechtskraftig abgelehnt
oder — sofern dem Antrag ganz oder teilweise stattgegeben wird — der Nachweis Uber die
Leistung der Sicherheit gemaR Absatz 2 erbracht ist.

Das registerrechtliche Verfahren zur Erteilung der Verschmelzungsbescheinigung soll unter
Berucksichtigung der unionsrechtlichen Vorgaben angepasst werden. Gemafd Arti-
kel 127 Absatz 1 erster Unterabsatz GesRRL hat die zustandige Stelle bei RechtméaRigkeit
des Verschmelzungsverfahrens eine ,Vorabbescheinigung auszustellen, aus der hervor-
geht, dass alle einschléagigen Voraussetzungen erflillt und alle Verfahren und Formalitaten
im Mitgliedstaat der sich verschmelzenden Gesellschaft ordnungsgemaf erledigt sind*.
Nach gegenwartiger Rechtslage ,gilt“ als Verschmelzungsbescheinigung ,die Nachricht
Uber die Eintragung der Verschmelzung im Register® (§ 122k Absatz 2 Satz 2 UmwG).
Diese Fiktionslosung hat den Vorteil, dass neben der ohnehin erforderlichen vorlaufigen
Eintragung im Wegzugsregister keine zusatzliche gerichtliche Entscheidung erforderlich ist.
Da sich jedoch nach gegenwartiger Rechtslage der von Artikel 127 Absatz 1 erster Unter-
absatz GesRRL vorausgesetzte Gegenstand der Bescheinigung aus der Eintragungsnach-
richt nur mittelbar — unter Anwendung der gesetzlichen Fiktion des § 122k Ab-
satz 2 Satz 2 UmwG — ergibt, steht zu beflirchten, dass Zuzugsregister auslandischer Mit-
gliedsstaaten die Eintragungsnachricht als Grundlage der wirksamkeitsbegriindenden Ein-
tragung nicht akzeptieren werden. Derartige Hemmnisse fur Verschmelzungsvorhaben in-
lAndischer Unternehmen sollen durch die Neufassung von Absatz 1 Satz 2 und 4 beseitigt
werden. Kinftig soll deshalb gemaf Absatz 1 Satz 2 die vorlaufige Eintragung im Wegzugs-
register nach Mal3gabe des Wortlauts von Artikel 127 Absatz 1 erster Unterabsatz GesRRL
die explizite Feststellung enthalten, ,dass alle einschlagigen Voraussetzungen erfullt und
alle Verfahren und Formalitéten erledigt sind“. Um eine eindeutige Zuordnung flr den
Rechtsverkehr und das Registergericht des Zuzugsstaates zu gewébhrleisten, ist das Ver-
schmelzungsverfahren eindeutig zu bezeichnen. Insbesondere sollte das Datum der nota-
riellen Urkunde angegeben werden. Ferner sind die an der Verschmelzung beteiligten Ge-
sellschaften eindeutig zu bezeichnen. Hierzu sollten Firma, Satzungssitz und Registernum-
mer aufgefuhrt werden. Anstelle der gegenwartigen Fiktionslésung soll das Registergericht
kiinftig von Amts wegen eine Bescheinigung ausstellen, die den Inhalt der Eintragung wie-
dergibt. Zustandig fur die Erteilung der Bescheinigung ist nach § 29 HRV-E der Urkunds-
beamte der Geschaftsstelle. Auf diese Weise wird gewahrleistet, dass das Registergericht
des Zuzugsstaates die wirksamkeitsbegriindende Eintragung auf Grundlage einer formal
und inhaltlich eindeutigen Verschmelzungsbescheinigung vornehmen kann. Gleichzeitig
wird unter Wahrung der Vorteile der gegenwartigen Fiktionslésung gewahrleistet, dass ne-
ben der ohnehin erforderlichen vorlaufigen Eintragung im deutschen Wegzugsregister
keine zusétzliche ,selbstandige” gerichtliche Entscheidung des Registergerichts eingefuhrt
wird. Da die Verschmelzungsbescheinigung kiinftig tiber BRIS dem Registergericht des Zu-
zugsstaates zu Ubermitteln und der Allgemeinheit zuganglich zu machen ist (Arti-
kel 127a Absatz 1 GesRRL), eignet sich die Eintragungsnachricht an die Gesellschaft nicht
mehr als Medium. Die kiinftig vom Registergericht auszustellende Verschmelzungsbe-
scheinigung, die den Inhalt der Eintragung wiedergibt, wird gemafR § 9 Absatz 1 HRV-E in
den Registerordner aufgenommen und ist damit jedermann zum Abruf zuganglich (vgl. Be-
grindung zu 8 9 Absatz 1 HRV-E). Gemal} Artikel 127a Absatz 2 GesRRL muss der Zu-
gang zur Verschmelzungsbescheinigung fir die Behdrde des Zuzugsstaates, die fur die
Eintragung der Verschmelzung zustandig ist, und fur die Register kostenlos sein. Die Ge-
buhren fur die Einsichtnahme in das Handelsregister sowie in die zum Handelsregister ein-
gereichten Dokumente werden gemalf Artikel 11 Nummer 4 Buchstabe b Doppelbuchstabe
aa des Gesetzes zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (DIRUG) vom 5. Juli 2021 ab-
geschafft. Insoweit besteht kein weiterer Umsetzungsbedarf.

§ 122k Absatz 2 Satz 5 UmwG, der die Pflicht zur Angabe anh&ngiger Spruchverfahren in
der Verschmelzungsbescheinigung statuiert, wird gestrichen. Artikel 127 Absatz 3 Satz 2
und 3 der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14.
Juni 2017 Gber bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABI. L 169 vom 30.6.2017,
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S. 46) enthielt eine entsprechende Vorgabe, die in Artikel 127 GesRRL nicht tibernommen
wurde.

Verfahrensbestimmungen Uber die Ablehnung der Ausstellung einer Verschmelzungsbe-
scheinigung enthalt Artikel 127 Absatz 7 lit. b) GesRRL. Diesen Vorgaben entsprechen die
gegenwartigen Bestimmungen des FamFG, die insoweit keiner Anderung bedurfen: Die
Entscheidung, mit der das Gericht die Eintragung endgultig ablehnt, ergeht durch Be-
schluss, der zu begrinden und der anmeldenden Gesellschaft bekanntzugeben ist
(8 382 Absatz 3 FamFG i.V.m. § 38 Absatz 3 Satz 1 FamFG und 88§ 40, 41 FamFG). Han-
delt es sich um behebbare Hindernisse, hat das Gericht der anmeldenden Gesellschaft
zunéachst eine angemessene Frist zur Beseitigung des Hindernisses zu setzen (8§ 382 Ab-
satz 4 FamFG).

Zu Absatz 2

Absatz 2 wird neu gefasst. Die Eintragung darf gemaf Absatz 1 Satz 1 nicht erfolgen, so-
lange die Frist zur Annahme eines Barabfindungsangebots § 313 Absatz 3 Satz 1 und die-
materielle Ausschlussfrist zur Geltendmachung der Glaubigersicherheiten (8 314 Ab-
satz 3 UmwG-E) noch nicht abgelaufen sind.

Die Vorgabe, dass das Registergericht die Verschmelzung erst eintragen darf, wenn die
zwei-Monats-Frist zur Annahme eines Barabfindungsangebots nach § 313 Absatz 3 Satz 1
abgelaufen ist, soll verhindern, dass die Verschmelzung wirksam wird, bevor samtliche An-
teilsinhaber ihre Entscheidung tber die Annahme des Abfindungsangebots getroffen ha-
ben. Wirde ein Anteilsinhaber das Abfindungsangebot nach Wirksamwerden der Ver-
schmelzung annehmen, ware unklar, was in diesem Moment mit den zunachst von ihm
erworbenen Anteilen der Gbernehmenden Gesellschaft geschieht; denn nach § 313 Ab-
satz 4 UmwG-E werden Anteilsinhaber, die das Abfindungsangebot annehmen, abwei-
chend von § 20 Abs. 1 Nr. 3 UmwG nicht Anteilsinhaber der iibernehmenden Gesellschaft.
Diese Rechtsunsicherheit soll vermieden werden.

Fur die Frist zur Annahme eines Barabfindungsangebots gilt nach Satz 2 eine Ausnahme,
wenn samtliche Anteilsinhaber dem Verschmelzungsbeschluss zugestimmt haben. In die-
sem Fall namlich gibt es keinen Anteilsinhaber, der nach § 313 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E
Widerspruch zur Niederschrift erklart hat und damit zur Annahme des Barabfindungsange-
bots berechtigt ware. Damit entfallt die Notwendigkeit, mit der Eintragung bis zum Ablauf
der Annahmefrist nach 8 313 Absatz 3 Satz 1 zuzuwarten.

Ist die Ausschlussfrist zur Geltendmachung der Glaubigersicherheiten nach § 314 Absatz 3
abgelaufen, so darf die Eintragung nur erfolgen, wenn die Mitglieder des Vertretungsorgans
geman § 315 Absatz 3 Nummer 2 UmwG-E strafbewehrt versichert haben, dass innerhalb
der Dreimonatsfrist des § 314 Absatz 3 UmwG-E keine Sicherheit beantragt wurde. Wurde
Sicherheit beantragt, so darf das Registergericht nach Satz 3 die Eintragung nur vorneh-
men, wenn alle rechtzeitig eingegangenen Glaubigerantrage entweder rechtskraftig abge-
lehnt wurden (Nummer 1) oder die Sicherheit nach MalRgabe der dem Glaubigerantrag
stattgebenden Entscheidung geleistet wurde (Nummer 2) oder, falls die Sicherheit nicht in
der vom Glaubiger beantragten Hohe festgesetzt wurde, sowohl die Entscheidung rechts-
kraftig ist als auch die festgesetzte Sicherheit geleistet wurde (Nummer 3). Die Vorschrift
gewahrleistet die Durchsetzung des Glaubigeranspruchs auf Sicherheitsleistung gemaf
§ 314 UmwG-E, indem sie sicherstellt, dass keine Verschmelzungsbescheinigung erteilt
wird, solange noch etwaige Sicherheitsleistungsanspriiche bestehen und durchgesetzt wer-
den kdnnten. Hat das zustandige Gericht einem Glaubigerantrag ganz oder teilweise statt-
gegeben, hat die Gesellschaft gemal Satz 4 dem Registergericht die Leistung der Sicher-
heit in geeigneter Form nachzuweisen. Die erforderliche Form liegt im Ermessen des Re-
gistergerichts. Je nach Art der Sicherheitsleistung kann sich beispielsweise bei einer ein-
getragenen Hypothek ein aktueller Grundbuchauszug, gegebenenfalls in Verbindung mit
einem aktuellen Verkehrswertgutachten anbieten, wahrend bei einer Bankbirgschaft eine
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schriftliche Bestatigung des Kreditinstituts geniigen kann. Halt das Registergericht dies fir
erforderlich, kann es gemaf Satz 5 die Abgabe einer strafbewehrten Versicherung mit dem
Inhalt verlangen, dass die in der Entscheidung festgelegte Sicherheit geleistet wurde.

Zu Absatz 3

Absatz 3 wird neu gefasst. Das befasste Registergericht hat, wenn entsprechende Anhalts-
punkte hierfir vorliegen, gemal Absatz 3 Satz 1 zu prifen, ob die grenzuberschreitende
Verschmelzung zu missbréuchlichen oder betriigerischen Zwecken, die dazu fiihren oder
fuhren sollen, sich Unionsrecht oder nationalem Recht zu entziehen oder es zu umgehen,
oder zu kriminellen Zwecken (im Weiteren: ,missbrauchliche Zwecke*) vorgenommen wer-
den soll. Nur wenn Anhaltspunkte fur das Vorliegen missbrauchlicher Zwecke vorliegen,
sind weitere Sachverhaltsermittlungen anzustellen. In diesem Fall kann der dreimonatige
Prufungszeitraum von Absatz 1 Satz 1 gemaf Absatz 3 Satz 3 um bis zu drei Monate ver-
langert werden. Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 127 Absatz 8 bis 10 GesRRL.

Ob die Verschmelzung zu missbréauchlichen Zwecken vorgenommen wird, hat das befasste
Gericht auf Grundlage einer Betrachtung des Einzelfalls zu beurteilen. Absatz 3 Satz 1 ist
im Lichte des Artikel 127 Absatz 7 GesRRL und des durch die Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europaischen Union gepragten unionsrechtlichen Missbrauchsbegriffs anzu-
wenden. Die Bejahung missbrauchlicher Zwecke durfte daher regelmafilig voraussetzen,
dass formal die Verfahrensvorschriften des deutschen Rechts eingehalten werden, der Voll-
zug der grenziuberschreitenden Verschmelzung aber zu einem Ergebnis fuhrt, das dem Ziel
der Vorschriften nicht entspricht oder zuwiderlauft (vgl. u.a. EUGH 14.12.2000 — Rs. C-
110/99 (Emsland Starke), ECLI:EU:C:2000:695, Rn. 52; EuGH 21.2.2006 — Rs. C-255/02
(Halifax), ECLI:EU:C:2006:121, Rn. 74 f.) und dass aus diesen tatsédchlichen Umstanden
ersichtlich ist, dass sich die beteiligten Gesellschaften durch Anwendung der Verfahrens-
vorschriften einen willkirlichen oder ungerechtfertigten Vorteil verschaffen mdchten
(EuGH 14.12.2000 — Rs. C-110/99 (Emsland Stéarke), ECLI:EU:C:2000:695, Rn. 53; EuGH
21.2.2006 — Rs. C-255/02 (Halifax), ECLI:EU:C:2006:121, Rn. 74 f; EuGH 13.3.2014 —
Rs. C-155/13 (Sices), ECLI:EU:C:2014:145, Rn. 37, 40). Scharfere Konturen gewinnt das
umwandlungsrechtliche Missbrauchsverbot durch die in den Erwagungsgriinden 35 und 36
der UmwRL exemplarisch dargestellten Anhaltspunkte, die das Vorliegen missbrauchlicher
Zwecke nahelegen oder widerlegen kdnnen. Erwagungsgrund 36 stellt klar, dass jeder An-
haltspunkt nur ein einzelnes Element einer umfassenden Gesamtbetrachtung sein kann.
Bejahung oder Ablehnung missbrauchlicher Zwecke dirfen ausschlie3lich auf Grundlage
dieser Gesamtbetrachtung unter Berlicksichtigung aller relevanten Tatsachen erfolgen. Der
durch das Missbrauchsverbot geschiitzte Personenkreis beziehungsweise die durch das
Missbrauchsverbot geschiitzten Rechtsgtter werden nicht abschliel3end festgelegt. Die Er-
wagungsgrunde 35 und 36 der UmwRL legen nahe, dass in der Praxis missbrauchliche
Zwecke insbesondere zulasten des Rechtsverkehrs, namentlich der Glaubiger der beteilig-
ten Gesellschaften, sowie der in den beteiligten Unternehmen beschéftigten Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer verfolgt werden kénnten. Als Glaubiger kommen beispielsweise
auch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Offentliche Hand in Betracht.

Missbrauchliche Zwecke sind die Ausnahme vom Regelfall grenziiberschreitender Ver-
schmelzungen. Liegen dem Gericht keine Anhaltspunkte vor, dass die beteiligten Gesell-
schaften mit der grenziiberschreitenden Verschmelzung missbréuchliche Zwecke verfol-
gen, bedarf es keiner weiteren Sachverhaltsermittlungen. Anhaltspunkte fur und gegen das
Vorliegen missbrauchlicher Zwecke kdénnen sich zunachst aus der mit der Anmeldung Uber-
mittelten Umwandlungsdokumentation einschliellich der gemafR § 315 Absatz 3
und 4 UmwG-E Ubermittelten Versicherungen und Mitteilungen ergeben. Darliber hinaus
kénnen entsprechende Anhaltspunkte auch aus Hinweisen folgen, die nicht unmittelbar am
Verfahren beteiligte Dritte (zum Beispiel Gewerkschaften) dem Registergericht Ubermitteln.
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Missbrauchliche Zwecke kénnen darin liegen, Arbeitnehmerrechte zu entziehen oder zu
umgehen. Ein Anhaltspunkt fir das Vorliegen missbrauchlicher Zwecke konnte beispiels-
weise sein, dass ein gemal Artikel 133 Absatz 2 UmwRL durchzufiihrendes Verhandlungs-
verfahren erst auf Aufforderung des Gerichts eingeleitet worden ist. Ein solches Verhalten
konnte nahelegen, dass das Unternehmen, welches die fur die Einleitung eines Verhand-
lungsverfahrens maf3geblichen Schwellenwerte erreicht hat, mit der grenzuberschreitenden
Verschmelzung das Ziel verfolgt, sich den Vorschriften des deutschen Rechts lUber die Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer zu entziehen. Anhaltspunkte fir ein missbrauchliches Ver-
halten kénnen auch bestehen, wenn zwar ein besonderes Verhandlungsgremium gebildet
wird, die Unternehmensleitungen aber erkennbar keine Verhandlungen Uber eine Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer flihren wollen, obwohl die Arbeithehmerzahl eines der beteilig-
ten Unternehmen vier Funftel eines Schwellenwerts der deutschen Mitbestimmungsge-
setze erreicht hat (vgl. Erwagungsgrund 31 UmwRL). Die blo3e Absicht, in den Genuss
gunstiger Rechtsvorschriften zu gelangen, begriindet allerdings angesichts der Niederlas-
sungsfreiheit fur sich genommen noch keinen Missbrauch. Schlief3lich ist bei einer Prifung
von missbrauchlichen Zwecken zu bedenken, ob Betriebsrentenanspriiche einschlief3lich
deren Anpassung sowie der Beitragseinzug durch den Pensions-Sicherungs-Verein durch-
setzbar sind.

Ein Anhaltspunkt fur das Vorliegen missbrauchlicher, glaubigerbenachteiligender Zwecke
kann insbesondere sein, dass die Versicherung tber das Nichtvorliegen von Insolvenzgrin-
den gemald § 315 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 UmwG-E nicht abgegeben werden kann.
Kann in diesem Fall die Gefahr der Glaubigerbenachteiligung nicht dadurch entkraftet wer-
den, dass das Insolvenzverfahren bereits beantragt oder eréffnet wurde und dem Register-
gericht die Sanierungsperspektive ausreichend nachgewiesen wird, dirften missbrauchli-
che Zwecke in der Regel anzunehmen sein. Missbrauchliche, glaubigerbenachteiligende
Zwecke liegen nahe, wenn die Anmeldung im Rahmen einer Insolvenzverschleppung er-
folgt, weil trotz Insolvenzreife noch kein Antrag auf Eréffnung eines Insolvenzverfahrens
gestellt wurde. Ist hingegen das Insolvenzverfahren eroffnet, bieten die Verantwortlichkeit
des Insolvenzverwalters gegeniiber den Glaubigern und die Aufsicht durch das Insolvenz-
gericht Gewahr fur ein den Glaubigerbelangen gerecht werdendes Vorgehen. Liegt eine
drohende Zahlungsunfahigkeit vor, ist im Rahmen der Prifung eines missbrauchlichen
Zweckes in Rechnung zu stellen, dass bereits eine Gefdhrdung der Glaubigerinteressen
besteht.

Ungeachtet der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens kann auch die ausstehende Be-
friedigung falliger Verbindlichkeiten gegeniiber der ¢ffentlichen Hand die Verfolgung miss-
brauchlicher, glaubigerbenachteiligender Zwecke nahelegen. Indiz fir das Vorliegen miss-
brauchlicher Zwecke dirfte stets die unrichtige Abgabe einer Versicherung gemafi
§ 315 Absatz 3 Satz 1 UmwG-E oder unrichtige Angaben gemaR § 315 Absatz 3 Satz 2
und Absatz 4 UmwG-E sein. Gelangt die Unrichtigkeit dem Registergericht zur Kenntnis, ist
eine weitere Aufklarung des Sachverhalts erforderlich. Ein Anhaltspunkt gegen das Vorlie-
gen missbrauchlicher Zwecke kdnnte eine wirtschaftliche Verwurzelung im Wirtschaftsraum
des Zuzugsstaates sein. Eine solche ist inshesondere dann anzunehmen, wenn sich der
Verwaltungssitz im Zuzugsstaat befindet. Ein Indiz der wirtschaftlichen Verwurzelung kann
ferner das Bestehen von Tochtergesellschaften im Zuzugsstaat sein. Ein weiteres Indiz ge-
gen missbrauchliche, glaubigerbenachteiligende Zwecke kann sein, dass die tberneh-
mende Gesellschaft schon langere Zeit existiert und sich nicht in wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten befindet.

Koénnen Verdachtsmomente durch Mitwirkung der anmeldenden Gesellschaft an der Sach-
verhaltsaufklarung ausgeraumt werden, sollte das Gericht der anmeldenden Gesellschaft
hierzu stets die Moglichkeit eréffnen. Art und Umfang der Mitwirkung kdénnen in die Beurtei-
lung der Entscheidung des Gerichts einbezogen werden. Zur weiteren Sachverhaltsaufkla-
rung dienen dem Gericht insbesondere die Informationsméglichkeiten geman
§ 317 UmwG-E.
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Zu Absatz 4
Absatz 4 ist neu.

Gemal} Absatz 4 Satz 1 kann das Gericht den dreimonatigen Prifungszeitraum des Ab-
satz 1 Satz 1 einschlief3lich einer aufgrund der zur Missbrauchspriifung erforderlichen Ver-
langerung des Prifungszeitraums gemal Absatz 3 Satz 3 verlangern, sofern dies aufgrund
der besonderen Komplexitat des Verfahrens ausnahmsweise erforderlich ist. Die Verlange-
rung des Prifungszeitraums kann alleine mit den Verfahrensbesonderheiten des Einzelfalls
begrindet werden. Die generelle Komplexitét grenziberschreitender Umwandlungen oder
die personelle Ausstattung des befassten Gerichts vermdgen die Verlangerung nicht zu
begriinden. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 127 Absatz 11 GesRRL. Ab-
satz 4 Satz 2 dient der Klarstellung. Lehnt das Gericht die Eintragung endgdltig ab, hat es
seine Entscheidung der anmeldenden Gesellschaft unter Darstellung der Griinde mitzutei-
len (vgl. 8 382 Absatz 3 FamFG i.V.m. 8§ 38 Absatz 3 Satz 1 FamFG). Handelt es sich um
behebbare Hindernisse, hat das Gericht der anmeldenden Gesellschaft zunachst eine an-
gemessene Frist zur Beseitigung des Hindernisses zu setzen (§ 382 Absatz 4 FamFG). Ein
entsprechendes registergerichtliches Verfahren wird auch von Artikel 127 Ab-
satz 7 lit. b) GesRRL vorausgesetzt.

Zu Absatz 5
Absatz 5 entspricht § 122k Absatz 4 UmwG gegenwartiger Fassung.

§ 122k Absatz 3 UmwG gegenwartiger Fassung entfallt. Kiinftig ist die Verschmelzungsbe-
scheinigung nicht mehr durch die Ubertragende Gesellschaft dem Registergericht des Zu-
zugsstaates vorzulegen. Die Verschmelzungsbescheinigung wird vielmehr tGber BRIS un-
mittelbar durch das ausstellende deutsche Registergericht an die fur die Eintragung zustan-
dige Stelle des Zuzugsstaats Ubermittelt (vgl. 8 9b Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 HGB-E). Die
Anderung dient der Umsetzung von Artikel 128 Absatz 2 und Artikel 127a Absatz 1 ers-
ter Unterabsatz GesRRL.

Zu § 317 (Informationen des Registergerichts)

§ 317 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift enthalt Bestimmungen tber zusatzliche Moglichkei-
ten der Informationsbeschaffung durch das fir die Erteilung der Verschmelzungsbeschei-
nigung zustandige Registergericht. Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 und Satz 2 dienen der Um-
setzung von Artikel 127 Absatz 12 GesRRL.

Satz 1 regelt die Mdglichkeiten der Informationsbeschaffung durch das inlandische Regis-
tergericht. Das Registergericht muss die Entscheidung gemalR § 316 Absatz 1 UmwG-E
uber die Eintragung und Ausstellung der Verschmelzungsbescheinigung auf einer ausrei-
chenden Informationsgrundlage treffen konnen. Die Bestimmungen erméglichen dem Re-
gistergericht, Sachverhalte aufzuklaren, in denen bereits Anhaltspunkte fir die Verfolgung
missbrauchlicher Zwecke vorliegen (vgl. 8 316 Absatz 3 UmwG-E).

Zu Nummer 1 und Nummer 2

Satz 1 Nummer 1 und 2 berechtigen das fur die Erteilung der Verschmelzungsbescheini-
gung zustandige Registergericht, von der anmeldenden Gesellschaft (Nummer 1) sowie in-
landischen offentlichen Stellen und 6ffentlichen Stellen des Zuzugsstaates (Nummer 2) not-
wendige Informationen Unterlagen zu verlangen beziehungsweise zu erbitten. Arti-
kel 127 Absatz 12 GesRRL adressiert ,Behorden®, verwendet diesen Begriff jedoch syno-
nym fur die registerfihrende Stelle. Dies legt nahe, dass der Begriff der ,Behérde® nicht auf
Einrichtungen der 6ffentlichen Verwaltung beschrankt sein soll, sondern grundsatzlich alle
offentlichen Stellen, beispielsweise auch solche der Rechtspflege, erfassen kann.
Satz 1 Nummer 2 verwendet daher den Begriff der ,6ffentlichen Stellen“. Art 127 Ab-
satz 12 GesRRL enthalt keine Konkretisierung der verpflichteten ,Behdrden®. Verpflichtete
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des Informationsverlangens kénnen ,(...) andere relevante Behérden mit Zustandigkeiten
in den verschiedenen, von der grenziiberschreitenden Verschmelzung betroffenen Berei-
chen (...)“ sein. Da sich diese relevanten Bereiche fur den Einzelfall nicht vorhersehen las-
sen, scheidet im Lichte des Unionsrechts eine abschlie3ende Benennung aller verpflichte-
ten offentlichen Stellen aus. Im Hinblick auf die verpflichteten Behérden sowie den Gegen-
stand und die Detailtiefe der beanspruchten Information ist der Anspruch begrenzt durch
das Merkmal der ,Notwendigkeit” (vgl. Art 127 Absatz 12 GesRRL: ,(...) Informationen und
Unterlagen erhalten kann, die notwendig sind, (...)“). Das zustandige Registergericht kann
Informationen und Unterlagen gemaf Satz 1 Nummer 1 und 2 nur verlangen, soweit diese
fur die Prifung der Eintragungsvoraussetzungen gemanR 8§ 316 UmwG-E erforderlich sind.
Weiteren Beschrankungen kann das Informationsverlangen im Einzelfall insbesondere
dann unterliegen, wenn der Ubermittlung von Informationen und Unterlagen hoherranginge
Interessen entgegenstehen. Dies kdnnen insbesondere Personlichkeitsrechte Beteiligter o-
der Dritter oder aus anderem Grund Uberwiegende Vertraulichkeitsinteressen sein. Berufli-
che Verschwiegenheitspflichten, etwa diejenige aus § 18 BNotO, sind dabei besonders zu
beachten. Stehen der Informationsubermittlung im Einzelfall hGherrangige Interessen ent-
gegen, ist stets zu prifen, ob die Information nicht in anderer Weise, beispielsweise durch
Schwérzung besonders sensibler Passagen, tbermittelt werden kann. Das Recht, die not-
wendigen Informationen und Unterlagen zu verlangen, steht dem Registergericht nicht nur
gegen inlandische offentliche Stellen, sondern auch gegen 6ffentliche Stellen desjenigen
Mitgliedsstaates zu, in dem die Gbernehmende Gesellschaft ihren Sitz hat oder die neue
Gesellschaft ihren Sitz haben soll. Hierzu zahlt insbesondere die registerfihrende Stelle
der Ubernehmenden oder neuen Gesellschaft. Gemal Artikel 127 Absatz 12 GesRRL ist
der Zuzugsstaat verpflichtet, dieses Recht zu gewahrleisten. Satz 1 Nummer 2 stellt inso-
weit lediglich klar, dass das inlandische Registergericht nicht gehindert ist, Informationen
und Unterlagen zu erbeten. Es kann die Informationen unter Anwendung der maRR3geblichen
Rechtsvorschriften des Zuzugsstaates verlangen.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ist nicht Gegenstand des Umsetzungsauftrags von Artikel 127 Absatz 12 Ges-
RRL. Der Informationsanspruch soll dem Registergericht nicht nur gegentiber 6ffentlichen
Stellen, sondern gemaf} Absatz 3 — Uber den unmittelbaren Anwendungsbereich von Arti-
kel 127 Absatz 12 GesRRL hinaus —auch gegeniiber einem besonderen Verhandlungsgre-
mium zustehen, das in Umsetzung von Artikel 133 Absatz 3 GesRRL in Verbindung mit der
Richtlinie 2001/86/EG eingerichtet wurde. Bestehen Anhaltspunkte, dass die grenziber-
schreitende Verschmelzung von den beteiligten Gesellschaften ausschliel3lich vorgenom-
men wird, um sich den Vorschriften des deutschen Rechts Uber die Mitbestimmung der
Arbeitnehmer zu entziehen, kann das Registergericht den Sachverhalt durch Konsultation
des besonderen Verhandlungsgremiums aufklaren.

Zu Nummer 4

Gemals Nummer 4 kann sich das Registergericht eines unabhéngigen Sachverstéandigen
bedienen. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 127 Absatz 12 Satz 2 GesRRL.
Verfugt das Registergericht nicht selbst Giber die erforderliche Sachkenntnis zur Beurteilung
der Eintragungsfahigkeit, kann es sich der Unterstlitzung durch einen unabhéangigen Sach-
verstandigen bedienen. Die Zuziehung eines Sachverstandigen kann im Rahmen der Miss-
brauchsprifung hilfreich sein, sofern die Prifung des Gerichts eine Beurteilung von Sach-
verhalten erfordert, fir die das Gericht nicht Uber die erforderlichen Fach- oder Rechts-
kenntnisse verfugt. Die Hinzuziehung darf lediglich der Vervollstadndigung der gerichtlichen
Beurteilungsgrundlage dienen. Die Entscheidung Uber die Eintragung trifft ausschlief3lich
das Gericht. An Einschéatzungen des Sachverstandigen ist es nicht gebunden. Nummer 4
ist im Lichte von Artikel 133a Absatz 2 GesRRL anzuwenden: Der Sachverstandige muss
von der Gesellschaft unabhangig sein, es darf kein Interessenskonflikt bestehen. Ein sol-
cher kann etwa aus einer geschéftlichen oder personlichen Beziehung zur Gesellschaft re-
sultieren. Das Gericht hat dies bei Auswahl des Sachverstandigen zu bericksichtigen. Der
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unabhangige Sachverstandige muss seine Téatigkeit unabhangig ausfihren, insbesondere
hat er ein etwaiges Gutachten unparteiisch und objektiv zu erstatten. Er unterliegt im Rah-
men seiner Sachverstandigentatigkeit den jeweiligen, flr seine Tatigkeit maf3geblichen Vor-
schriften, insbesondere den seine Unabhangigkeit sicherstellenden berufsrechtlichen Vor-
schriften. Der Sachverstandige erhalt eine Vergitung nach dem Justizvergitungs- und -
entschadigungsgesetz aus der Staatskasse. Diese Verglitung ist als Auslage nach Nummer
31005 des Kostenverzeichnisses zum Gerichts- und Notarkostengesetz (KV GNotKG) in
die Gerichtskostenrechnung aufzunehmen und damit letztlich von der Gesellschaft als An-
tragstellerin der Eintragung der Verschmelzung (8 22 Absatz 1 GNotKG) zu tragen.

Fur den Fall der grenziberschreitenden Hereinverschmelzung statuiert 8 317 Satz 2
UmwG-E eine Informationsbefugnis inlandischer tffentlicher Stellen. Im Einklang mit Artikel
127 Absatz 12 Satz 1 GesRRL wird gewahrleistet, dass das fur die Eintragung gemaf 8§
318 UmwG-E zustandige Registergericht sowie andere 6ffentliche inlandische Stellen der
fur die Ausstellung der Verschmelzungsbescheinigung zustéandigen Stelle eines anderen
Mitgliedstaates die notwendigen Informationen und Unterlagen zukommen lassen kdnnen.
Diese Befugnis bezieht sich — wie die Befugnis nach Satz 1 Nummern 1 bis 3 — nur auf
Informationen und Unterlagen, die zur Prifung erforderlich sind. Im Ubrigen gilt entspre-
chendem dem Erwéagungsgrund 37 zur UmwRL, dass die Informationen und Unterlagen
»innerhalb des im nationalen Recht festgelegten Verfahrensrahmens* erfolgen.

Zu § 318 (Eintragung der grenziberschreitenden Hereinverschmelzung)

§ 122| UmwG gegenwartiger Fassung wird 8 318 UmwG-E und inhaltlich gedndert. Die Vor-
schrift dient der Umsetzung von Artikel 128 GesRRL. Gegenstand der Vorschrift ist der Re-
gistervollzug der grenzuberschreitenden Hereinverschmelzung auf eine Gbernehmende o-
der neue Gesellschaft, die dem deutschen Recht unterliegt. Der Anwendungsbereich er-
fasst grenziiberschreitende Verschmelzungen, an denen mindestens eine tbertragene Ge-
sellschaft beteiligt ist, die dem Recht eines anderen Mitgliedsstaates unterliegt. Die Pri-
fung, ob in Ansehung der Gbernehmenden Gesellschaft die Eintragungsvoraussetzungen
der 88 305 ff. UmwG-E vorliegen, obliegt dem fir die Eintragung gemaR3 § 318 UmwG-E
zustandigen Registergericht.

Artikel 128 Absatz 3 GesRRL bestimmt, dass die Anmeldung zum Handelsregister online
eingereicht werden kann, ohne dass es notwendig ist, dass die anmeldenden Personen
personlich vor der zustdndigen Behorde erscheinen. Dies wird gemafl § 12 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 2 und 4, Absatz 2 HGB-E der Fall sein.

Zu Absatz 1
Absatz 1 Satz 1 wird redaktionell neu gefasst.

Die Verschmelzungsbescheinigung ist der Anmeldung kiinftig nicht mehr beizufligen, da
diese von der erteilenden Stelle tiber BRIS an das inlandische Zuzugsregister Gbermittelt
wird (vgl. Artikel 128 Absatz 2 und Artikel 127a Absatz 1 erster Unterabsatz GesRRL). Ge-
maf § 122| Absatz 1 Satz 3 erster Halbsatz UmwG gegenwaértiger Fassung darf die Ver-
schmelzungsbescheinigung nicht alter als sechs Monate sein. Die Regelung soll gestrichen
werden, da Artikel 128 Absatz 2 GesRRL eine entsprechende Frist nicht mehr vorsieht.

Satz 3 erklart fur grenziberschreitende Verschmelzungen zur Aufnahme durch eine Ge-
sellschaft mit Sitz in Deutschland bestimmte Bestimmungen der 88 315 bis 317 UmwG-E
fur entsprechend anwendbar. Die Bestimmungen gelten nach ihrem unmittelbaren Anwen-
dungsbereich nur fur Gbertragende Gesellschaften und nicht fir dem deutschen Recht un-
terliegende Ubernehmende Gesellschaften. Fir Letztere ist die Erteilung einer Verschmel-
zungsbescheinigung nach der Systematik der 88 315 bis 318 UmwG-E nicht erforderlich.
Ein derartiges Erfordernis fuihrte zu zusatzlichem formalen Aufwand, da dasselbe Register-
gericht unmittelbar vor Eintragung der grenziiberschreitenden Verschmelzung eine Ver-
schmelzungsbescheinigung zu erteilen hatte. Gleichwohl muss das Eintragungsverfahren
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auch in Ansehung der Ubernehmenden Gesellschaft den Bestimmungen von Arti-
kel 127 GesRRL entsprechen (,(...) sich verschmelzenden Gesellschaft (...)*, Arti-
kel 127 Absatz 1 GesRRL).  Soweit einzelne  Eintragungsvoraussetzungen  der
8§ 315 bis 317 UmwG-E ihrem Zweck nach nicht ausschlief3lich auf eine Ubertragende Ge-
sellschaft Anwendung finden kénnen, missen sie daher auch auf die Ubernehmende Ge-
sellschaft Anwendung finden. Ausschlief3lich auf die Ubertragende Gesellschaft anwendbar
sind die dem Glaubigerschutz dienenden § 315 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 4 UmwG-
E und § 316 Absatz 2 UmwG-E. Auch auf Gibernehmende Gesellschaften anwendbar sind
hingegen die § 315 Absatz 2, 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 und Absatz 4 UmwG-E. Ebenfalls
anwendbar sind die Bestimmungen Uber die Fristen registergerichtlicher Prufung und die
Missbrauchskontrolle gemanR § 316 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 und 4. Sind fur die Prifung,
ob die Gbernehmende Gesellschaft alle sie betreffenden Eintragungsvoraussetzungen er-
fullt, weitere Informationen erforderlich, kann das Registergericht diese in entsprechender
Anwendung des 8 317 Satz 1 UmwG beschaffen.

§ 122k Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz UmwG gegenwartiger Fassung wird Ab-
satz 1 Satz 4.

Zu Absatz 2

Der neu eingefiigte Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 128 Absatz 5 GesRRL. Die
Bestimmungen dienen der Klarstellung. Die durch die auslandische Stelle erteilte Ver-
schmelzungsbescheinigung ist Voraussetzung zur wirksamkeitsbegriindenden Eintragung
der grenzuberschreitenden Verschmelzung im inl&ndischen Zuzugsregister. Dem inlandi-
schen Zuzugsregister obliegt keine Kompetenz zur Priifung der nach dem Recht des Weg-
zugsstaates einzuhaltenden Vorschriften des Verschmelzungsverfahrens. Dies betrifft aus-
schlieBlich die Prufung der von der Ubertragenden Gesellschaft nach auslandischem Recht
fur die Ausstellung der Verschmelzungsbescheinigung einzuhaltenden Gesetzesvorschrif-
ten. Von der Klarstellung unberiihrt und damit Prifungsgegenstand des inldndischen Re-
gistergerichts sind insbesondere die allgemeinen und rechtsformspezifischen Vorschriften
des deutschen Rechts betreffend die Ubernehmende oder neue Gesellschaft (vgl. Ab-
satz 3).

Zu Absatz 3

§ 122] Absatz 2 UmwG gegenwartiger Fassung wird Absatz 3 und neu gefasst. Die Num-
merierung dient der Ubersichtlichkeit.

Nummer 1 ist neu, dient aber lediglich der Klarstellung. Gemafl Nummer 1 hat das Regis-
tergericht die Eintragungsvoraussetzungen, die die tibernehmende Gesellschaft betreffen,
zu prufen (zur Anwendbarkeit der 88 315 bis 317 UmwG-E vgl. Absatz 1 Satz 3).

Nummer 2 wird gegenuber der Fassung von § 122| Absatz 2 UmwG geandert. Nach dem
Wortlaut von § 122| Absatz 2 UmwG erstreckt sich die Prifung insbesondere darauf, ob
»(...) die Anteilsinhaber aller an der grenziiberschreitenden Verschmelzung beteiligten Ge-
sellschaften einem gemeinsamen, gleichlautenden Verschmelzungsplan zugestimmt ha-
ben (...)". Nach dem Richtlinienwortlaut hat das Registergericht hingegen zu prifen, ob
»(...) die sich verschmelzenden Gesellschaften einem gemeinsamen gleich lautenden Ver-
schmelzungsplan zugestimmt haben, (...)* (vgl. Artikel 128 Absatz 1 GesRRL). Gegen-
stand der Prifung sind damit nicht die Zustimmungsbeschliisse der Anteilsinhaber, sondern
der Gleichlauf des von den Vertretungsorganen der Gesellschaften aufgestellten, gemein-
samen Verschmelzungsplans.

Nummer 3 entspricht der Fassung von 8 122| Absatz 2 UmwG.

Nummer 4 ist neu, dient aber lediglich der Klarstellung. Bei einer Verschmelzung durch
Neugrindung sind die rechtsformspezifischen Grindungsvorschriften des deutschen
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Rechts einzuhalten. Eine Anderung gegeniiber der gegenwartigen Rechtslage ist damit
nicht verbunden

Zu Absatz 4

§ 122| Absatz 3 UmwG gegenwartiger Fassung wird Absatz 4. Die sprachliche Anderung
von Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 130 Absatz 3 Satz 1 GesRRL. GemalR Ab-
satz 4 hat das Registergericht dem Wegzugsstaat den Tag des Wirksamwerdens mitzutei-
len. Dass der Tag des Wirksamwerdens nach dem insoweit maf3geblichen deutschen Recht
(vgl. Artikel 129 GesRRL) demjenigen der ,Eintragung“ (vgl. § 122| Absatz 3 UmwG) ent-
spricht, ist Rechtsfolge des § 20 Absatz 1 UmwG. Eine Prifung der nationalen Vorschriften,
nach denen die Verschmelzung wirksam wird, soll der zustéandigen Stelle des Wegzugs-
staates nicht abverlangt werden.

Zu 8§ 319 (Austritt des Vereinigten Konigreichs Grof3britannien und Nordirland aus
der Européaischen Union)

§ 122m UmwG wird § 319 UmwG-E. Die Untergliederung dient der Ubersichtlichkeit. Inhalt-
liche Anderungen sind damit nicht verbunden. In Folge der Uberfiihrung von § 122c UmwG
in 8 307 UmwG-E ist der Verweis auf 8 122c Absatz 4 UmwG in einen Verweis auf § 307
Absatz 4 zu andern. Eine Fortgeltung der Vorschrift ist geboten. Denn es ist mdglich, dass
einzelne Umwandlungsverfahren, fur die die Vorschrift relevant ist, noch nicht abgeschlos-
sen sind, oder dass es auf die Uber die Vorschrift vermittelte voribergehende Rechtsfahig-
keit einer Gesellschaft zu einem spateren Zeitpunkt ankommt.

Zum Zweiten Teil (Grenziliberschreitende Spaltung)

Die grenziuberschreitende Spaltung wird der Zweite Teil des Sechsten Buches (vgl. Begrin-
dung zur Einfigung des Sechsten Buches). Die Vorschriften dieses Zweiten Teils dienen
der Umsetzung der Artikel 160a bis 160u GesRRL.

Zu 8§ 320 (Grenzlberschreitende Spaltung)

§ 320 UmwG ist neu. Die Vorschrift definiert den Anwendungsbereich des Zweiten Teils
des Sechsten Buches

Zu Absatz 1
Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 160a Absatz 1 GesRRL.

Gemal Absatz 1 ist die Vorschrift anwendbar auf Spaltungen unter Beteiligung einer Ge-
sellschaft, die dem Recht eines EU- oder EWR-Mitgliedsstaates entspricht. Dies kénnen
die Ubertragende oder eine neu zu griindende Gesellschaft sein. Da der Anwendungsbe-
reich der GesRRL auf die grenziberschreitende Spaltung zur Neugriindung beschrankt ist
(vgl. Artikel 160b Nummer 3 GesRRL), sind vom Anwendungsbereich der Vorschriften des
Zweiten Teils zundchst Aufspaltungen, Abspaltungen und Ausgliederungen zur Neugrin-
dung erfasst (Nummer 1). Da es fir die Spaltung zur Aufnahme an einer sekundéarrechtli-
chen Grundlage fehlt, finden die Vorschriften des Sechsten Buches auf die Spaltung zur
Aufnahme nur nach MalRgabe von § 332 UmwG-E Anwendung (Nummer 2).

Zu Absatz 2

Gemal Absatz 2 sind bei der Beteiligung einer Kapitalgesellschaft an einer grenziber-
schreitenden Spaltung im Sinne von 8§ 3 Absatz 1 Nummer 2 UmwG die allgemeinen Vor-
schriften betreffend Spaltungen unter Beteiligung inlandischer Rechtstrager sowie die be-
sonderen Vorschriften betreffen Spaltungen inlandischer Kapitalgesellschaften entspre-
chend anwendbar. Insbesondere finden bei einer Beteiligung einer Kapitalgesellschaft in
Umsetzung des Artikel 160j Absatz 2 GesRRL die Regelungen zur Nachhaftung gemaf 8
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133 UmwG auf die beteiligten in- und ausléandischen Rechtstrager Anwendung. Die allge-
meinen und die Kapitalgesellschaften betreffenden Vorschriften des Zweiten Buches sind
tber Verweisnormen, insbesondere § 125 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E, entsprechend an-
wendbar. Die Anwendbarkeit steht unter dem Vorbehalt, dass sich aus dem Zweiten Teil
keine spezielleren Bestimmungen ergeben oder bestimmte Vorschriften fur unanwendbar
erklart werden. Im Ubrigen finden sich im Zweiten Teil punktuelle Verweise auf den Ers-
ten Teil des Sechsten Buches.

Zu Absatz 3

Gemal § 143 UmwG sind im Rahmen einer verhéltniswahrenden Spaltung zur Neugrin-
dung einer Aktiengesellschaft bestimmte Berichts-, Prifungs- und Informationspflichten
entbehrlich. Da die GesRRL keine entsprechende Ausnahmebestimmung enthalt, findet
§ 143 UmwG auf grenziberschreitende Spaltungen keine Anwendung.

Zu § 321 (Spaltungsfahige Gesellschaften)

§ 321 UmwG ist neu. Der Anwendungsbereich der GesRRL ist auf grenzuberschreitende
Spaltungen unter Beteiligung von Kapitalgesellschaften nach Anhang Il der Richtlinie
(EU) 2017/1132 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 Uber be-
stimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts beschrankt (Artikel 160b Nummer 1 GesRRL).
Als Gesellschaften deutscher Rechtsform kommen die Aktiengesellschaft, die Kommandit-
gesellschaft auf Aktien und die Gesellschaft mit beschrankter Haftung in Betracht. Diesen
Anwendungsbereich bestimmt § 321 Satz 1 UmwG-E fur die Vorschriften des Zweiten Teils
des Sechsten Buches. Von einer Uberschie3enden Einfuhrung von Bestimmungen fir
grenziberschreitende Spaltungen unter Beteiligung anderer Rechtsformen sollte in Erman-
gelung einer sekundarrechtlichen Grundlage abgesehen werden. Im Gegensatz zu
8§ 122b Absatz 1 Nummer 1 UmwG gegenwartiger Fassung werden Utber den Verweis auf
Anhang Il die in den Anwendungsbereich einbezogenen Rechtsformen abschlielend be-
nannt. Genossenschaften sind damit vom Anwendungsbereich ausgenommen, ohne dass
eine ausdrickliche Klarstellung entsprechend 8§ 122b Absatz 2 Nummer 1 UmwG gegen-
wartiger Fassung erforderlich ware. Der Anwendungsbereich geméanR § 321 Satz 1 UmwG-
E entspricht im Ubrigen dem des § 122b Absatz 1 Nummer 1 UmwG gegenwartiger Fas-
sung.

Gemald § 321 Satz 2 UmwG-E finden uUber einen Verweis auf 8 306 Absatz 2 Num-
mer 2 UmwG-E (8§ 122b Absatz 2 Nummer 2 UmwG gegenwartiger Fassung) die Vorschrif-
ten des Zweiten Teils des Sechsten Buches keine Anwendung auf bestimmte vermégens-
verwaltende Gesellschaften (vgl. Artikel 160a Absatz 3 GesRRL).

Zu § 322 (Spaltungsplan)
§ 322 UmwG ist neu. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 160d GesRRL.
Zu Absatz 1

Gemal} Absatz 1 stellt das Vertretungsorgan den Spaltungsplan auf. Die Bestimmung dient
der Umsetzung von Artikel 160d Satz 1 GesRRL.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die Mindestangaben des Spaltungsplans. Gemald Absatz 2 hat der
Spaltungsplan mindestens die gemaR § 307 Absatz 2 Nummer 1 bis 14 und 16 in den Ver-
schmelzungsplan aufzunehmenden Angaben zu enthalten. Keine Anwendung findet
§ 307 Absatz 2 Nummer 15 UmwG-E, da die Spaltung unter Beteiligung von Personenhan-
delsgesellschaften nicht dem Anwendungsbereich des Zweiten Teils unterfallt. Bei der Dar-
stellung der Angaben ist dem Umstand Rechnung zu tragen, dass an einer Spaltung — im
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Gegensatz zur Verschmelzung — nur eine einzige Ubertragende Gesellschaft aber daftr
mehrere neue Gesellschaften beteiligt sein kdnnen.

Zusétzlich muss der Spaltungsplan die in Absatz 2 Nummern 1 bis 5 bestimmten Angaben
enthalten.

Zu Nummer 1

Gemall Absatz 2 Nummer 1 hat der Spaltungsplan einen nicht verbindlichen Zeitplan fur
das beabsichtigte Spaltungsverfahren zu enthalten. Die Bestimmung dient der Umsetzung
von Artikel 160b lit. d) GesRRL.

Zu Nummer 2

Gemald Absatz 2 Nummer 2 muss bei Abspaltung und Ausgliederung der Spaltungsplan
etwaige Satzungsanderungen der Ubertragenden Gesellschaft enthalten, die im Zusam-
menhang mit der Spaltung vorgenommen werden sollen. Die Bestimmung dient der Um-
setzung von Artikel 160D lit. j) GesRRL.

Zu Nummer 3

Die Zuweisung des Vermogens zwischen den beteiligten Gesellschaften ist nach MaRRgabe
von Absatz 2 Nummer 3 im Spaltungsplan darzustellen. Daneben findet Uber die Verweis-
vorschrift § 320 Absatz 2 UmwG-E 8§ 126 Absatz 2 UmwG Anwendung.

Zu Nummer 4

Gemald Absatz 2 Nummer 4 hat der Spaltungsplan Angaben zur Bewertung des bei der
Ubertragenden Gesellschaft verbleibenden Aktiv- und Passivvermégens zu enthalten. Die
Bestimmung dient der Umsetzung von Artikel 160d lit. m) GesRRL. Die Erforderlichkeit der
Bewertung des Vermdgens, das auf die neuen Gesellschaften tibertragen wird, ergibt sich
aus dem Verweis auf 8 307 Absatz 2 Nummer 11 UmwG-E.

Zu Nummer 5

Gemal Absatz 2 Nummer 5 ist bei Auf- und Abspaltung darzustellen, wie die Aufteilung der
Anteile an der Ubertragenden und der neuen Gesellschaft unter den Anteilsinhabern erfolgt.
Die Bestimmung dient der Umsetzung von Artikel 160d lit. 0) GesRRL. Sie entspricht
§ 126 Absatz 1 Nummer 10 UmwG. Fir den Fall, dass die Spaltung nicht verhéaltniswah-
rend erfolgt, findet § 326 Absatz 3 UmwG-E Anwendung. Die Bestimmung gilt in Uberein-
stimmung mit Artikel 160s GesRRL nicht fir die Ausgliederung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt eine Ausnahmebestimmung fur die grenziiberschreitende Ausgliederung
zur Neugriindung, die bestimmte Mindestangaben des § 307 Absatz 2 UmwG-E fir nicht
erforderlich erklart. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 160s GesRRL. Im Ein-
klang mit Artikel 160d lit. 0) GesRRL sind gemafd Absatz 2 Nummer 5 bei der Ausgliede-
rung keine Angaben Uber die Zuteilung von Anteilen erforderlich.

Zu Absatz 4

In Absatz 4 wird geregelt, dass der Spaltungsplan der Form der notariellen Beurkundung
bedarf. Das Formerfordernis fiir den Spaltungsplan als Grundlage der Umwandlungsdoku-
mentation entspricht dem Formerfordernis flr Spaltungen unter Beteiligung ausschlieflich
inlandischer Rechtstrager (8 125 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E gegenwartiger Fassung i.V.m.
8§ 6 UmwG).
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Zu § 323 (Bekanntmachung des Spaltungsplans)

§ 323 UmwG-E verweist fur die Bekanntmachung des Spaltungsplans auf die Vorschrift
uber die Bekanntmachung des Verschmelzungsplans, § 308 Absatz 1 UmwG-E.
8§ 323 UmwG-E dient der Umsetzung von Artikel 160g GesRRL. Der Verweis erfasst aus-
schlieBlich § 308 Absatz 1 UmwG-E. An der Spaltung zur Neugriindung ist ausschlief3lich
ein Ausgangsrechtstrager beteiligt, weshalb die von 8§ 308 Absatz 2 UmwG-E erfassten
Konzernverbindungen nicht auftreten kénnen.

Zu 8§ 324 (Spaltungsbericht)

§ 324 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift enthalt Bestimmungen Uber den Spaltungsbericht
und dient der Umsetzung von Artikel 160e GesRRL. Hierzu wird weitgehend auf die Best-
immungen fir den Verschmelzungsbericht (8 309 UmwG-E) und dessen Zuganglichma-
chung (8 310 UmwG-E) verwiesen.

Zu Absatz 1

Gemal Absatz 1 finden § 309 Absatz 1 bis 5 UmwG-E und § 310 UmwG-E mit Ausnahme
des § 310 Absatz 2 UmwG-E entsprechende Anwendung. § 309 Absatz 6 UmwG-E und
§ 310 Absatz 2 UmwG-E enthalten Bestimmungen fir besondere Konzernkonstellationen,
die in Ermangelung eines zweiten Ausgangsrechtstragers bei Spaltung zur Neugriindung
nicht auftreten kénnen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthalt besondere Bestimmungen fur Falle, in denen der Spaltungsbericht ganz
oder teilweise entbehrlich ist.

Gemal3 Absatz 2 Satz 1 ist der Bericht fur die Anteilsinhaber in den Fallen des Verzichts
sowie fir Ubertragende Gesellschaften mit nur einem Gesellschafter entbehrlich (8 8 Ab-
satz 3 Satz 1, 2 und 3 Nummer 2). Die Bestimmung dient der Umsetzung von Arti-
kel 160e Absatz 4 GesRRL. Die in § 8 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 UmwG geregelten Kon-
zernkonstellationen kénnen bei der Spaltung zur Neugrindung nicht auftreten, da nur ein
einziger Ausgangsrechtstrager beteiligt ist. Stets entbehrlich ist der Bericht fur die Anteils-
inhaber bei der grenziberschreitenden Ausgliederung zur Neugriindung (8 135 Ab-
satz 3 UmwG-E). Die Bestimmung entspricht den Vorgaben von Artikel 160s GesRRL.
Trotz des umfassenden Wortlauts der GesRRL kann ausschlief3lich der anteilsinhaberspe-
zifische Abschnitt entbehrlich sein, da die grenziiberschreitende Ausgliederung fur die Ar-
beitnehmer, deren Arbeitgeber kiinftig eine auslandische Gesellschaft sein kann, stets von
Interesse ist. Da auch der Spaltungsplan gemalf’ Artikel 160d GesRRL keine Informationen
Uber die Rechtsfolgen der Spaltung fir Arbeitnehmer zu enthalten hat, wére eine andere
Auslegung von Artikel 160s GesRRL mit dem Schutz- und Informationsbedurfnis der Ar-
beitnehmer nicht zu vereinbaren. In Ansehung der Verweisvorschriften § 320 Ab-
satz 2 UmwG-E und § 125 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E dient Absatz 1 lediglich der Klarstel-
lung.

Fur die arbeitnehmerlose Gesellschaft bestimmt Absatz 2 Satz 2 die Entbehrlichkeit des
Berichts fir die Arbeitnehmer und entspricht damit 8 309 Absatz 6 Satz 3 UmwG-E.

Absatz 2 Satz 3 dient der Klarstellung: Sind sowohl der Bericht fur die Anteilsinhaber als
auch der Bericht fuir die Arbeitnehmer entbehrlich, ist ein Spaltungsbericht insgesamt nicht
erforderlich (vgl. Artikel 160e Absatz 9 GesRRL).
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Zu § 325 (Spaltungsprifung)

§ 325 UmwG ist neu. Die Vorschrift enthélt Bestimmungen tber die Spaltungsprifung im
Rahmen grenziberschreitender Spaltungen. Sie dient der Umsetzung von Arti-
kel 160f GesRRL.

Gemal Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz finden die 88 9 bis 12 UmwG-E Anwendung. Die
Anwendbarkeit  folgt bereits aus 8§ 320 Absatz 2 UmwG-E i.V.m 8§ 125 Ab-
satz 1 Satz 1 UmwG-E. Absatz 1 Satz1 dient insoweit der Klarstellung. GemaR Ab-
satz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz findet § 48 UmwG keine Anwendung, da die Prifung gemaf
Artikel 160f GesRRL obligatorisch ist. GemaR Absatz 1 Satz 2 muss der Prifungsbericht
den Anteilsinhabern spatestens einen Monat vor dem Tag der beschlussfassenden Ver-
sammlung zuganglich gemacht werden.

GemaR 8§9Absatz2 wund §12Absatz3 jeweils in Verbindung mit § 8 Ab-
satz 3 Satz 1, 2 und 3 Nummer 2 UmwG-E sind die Spaltungsprifung und der Prifungsbe-
richt nicht erforderlich, wenn entweder alle Anteilsinhaber formgerecht verzichten oder an
der Ubertragenden Gesellschaft nur ein Anteilsinhaber beteiligt ist. Bei der grenziiberschrei-
tenden Ausgliederung sind die Spaltungsprufung und der Prifungsbericht gemaf § 320 Ab-
satz 2 UmwG-E in Verbindung mit 8 125 Absatz 1 Satz 2 UmwG-E per se nicht erforderlich.
Diese Rechtsfolgen entsprechen den Vorgaben von Artikel 160f Absatz 3 GesRRL und Ar-
tikel 160s GesRRL.

Zu § 326 (Zustimmung der Anteilsinhaber)
§ 326 UmwG wird neu gefasst.

Gemald § 326 Absatz 1 UmwG-E kénnen die Anteilsinhaber ihre Zustimmung nach § 13
davon abhéngig machen, dass die Art und Weise der Mitbestimmung der Arbeitnehmer der
neuen Gesellschaft ausdricklich von ihnen bestatigt wird. Die Vorschrift entspricht
§ 122g Absatz 1 UmwG (8 312 Absatz 1 UmwG-E) und dient der Umsetzung von Arti-
kel 160h Absatz 2 GesRRL.

Absatz 2 dient der Umsetzung von Art. 160h Absatz 1 GesRRL und bildet das Aquivalent
zu 8 312 Absatz 3.

Gemald Absatz 3 bedarf eine nicht-verhaltniswahrende Spaltung der Zustimmung derjeni-
gen Anteilsinhaber, zu deren Nachteil die Zuteilung gereicht. Dies sind diejenigen Anteils-
inhaber der Ubertragenden Gesellschaft, denen im Verhaltnis zu anderen Anteilsinhabern
weniger Anteile an der neuen Gesellschaft zugeteilt werden, als es ihrer Beteiligung an der
Ubertragenden Gesellschaft eigentlich entsprache. Die Zustimmungserklarungen bedurfen
gemal 8§13 Absatz 3 UmwG (i.V.m. § 125 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E und § 320 Ab-
satz 2 UmwG-E) der notariellen Beurkundung. Die Bestimmung tragt dem Umstand Rech-
nung, dass gemaf Artikel 160h Absatz 3 GesRRL fir die Zustimmung zum Spaltungsplan
eine Mehrheit von nicht mehr als 90 % der Stimmen der in der Versammlung vertretenen
Anteile oder des in der Versammlung vertretenen Kapitals erforderlich sein darf.
§ 128 UmwG, der bestimmt, dass bei nicht-verhaltniswahrender Spaltung die Zustimmung
aller Anteilsinhaber erforderlich ist, ist deshalb im Lichte der GesRRL fur grenziiberschrei-
tende Spaltungen dahin einzuschranken, dass ausschlief3lich die Zustimmung der von der
nicht-verhaltniswahrenden Zuteilung nachteilig betroffenen Anteilsinhaber erforderlich ist.
Eine nicht-verhaltniswahrende Spaltung ohne Zustimmung der nachteilig betroffenen Min-
derheitsgesellschafter widerspréache wiederum dem Ziel der UmwRL, durch Harmonisie-
rung des Rechts den Schutz von Minderheitsgesellschaftern zu férdern (vgl. Erwagungs-
grund 5 und 6 der UmwRL). Mit diesem Ziel ware es nicht vereinbar, wenn eine Gesell-
schaftermehrheit von 90 % der Anteile oder des Grundkapitals eine Minderheit ohne oder
gegen ihren Willen aus der Gesellschaft ausschlieRen konnte. Eine zusatzliche Mdglichkeit
eines ,Squeeze-out‘ durch grenzuberschreitende Spaltung sollte mit der UmwRL nicht ein-
gefuhrt werden.
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Zu § 327 (Barabfindung)

8 327 UmwaG ist neu. Die Vorschrift bestimmt das Verfahren, nach dem den Anteilsinhabern
der Ubertragenden Gesellschaft der Austritt aus der Gesellschaft gegen Barabfindung an-
zubieten ist. Sie dient der Umsetzung von Artikel 160i Absatz 1 bis 5 GesRRL. Satz 1 ver-
weist diesbeziiglich auf die fur grenziberschreitende Verschmelzungen geltende Vorschrift
des 8§ 313 UmwG. Dem Schutzzweck der Vorschrift entsprechend bezieht sich das Aus-
trittsrecht gegen Barabfindung nur auf die kiinftigen Anteile an der neuen Gesellschaft. Uber
§ 320 Absatz 2 UmwG-E und § 125 Absatz 1 Satz 3 UmwG-E findet die Haftungsvorschrift
des § 133 UmwG-E auf die Barabfindungsverbindlichkeit Anwendung. Bei der Ausgliede-
rung besteht gemaf Satz 2 kein Recht zum Austritt gegen Barabfindung, ein Abfindungs-
angebot ist nicht erforderlich (vgl. Artikel 160s GesRRL).

Zu 8§ 328 (Schutz der Glaubiger der Gbertragenden Gesellschaft)

§ 328 UmwG ist neu. 8 314 UmwG-E, der Bestimmungen zum Schutz der Glaubiger der an
einer grenziiberschreitenden Verschmelzung beteiligten tUbertragenden Gesellschaft ent-
halt, gilt fir den Schutz der Glaubiger einer Gesellschaft, die eine grenziiberschreitende
Spaltung vornimmt, entsprechend. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 160j Ges-
RRL. Artikel 160j Absatz 2 GesRRL wird durch § 133 Absatz 3 Satz 2 UmwG-E umgesetzt,
der Uber 8§ 320 Absatz 2 UmwG-E auf die beteiligten in- und auslandischen Rechtstrager
Anwendung findet.

Zu § 329 (Anmeldung und Spaltungsbescheinigung)

§ 329 UmwG ist neu. Die Vorschrift enthalt Bestimmungen lber die Ausstellung der Spal-
tungsbescheinigung bei grenziberschreitender Hinausspaltung einer inlandischen tbertra-
genden Gesellschaft. Der Anwendungsbereich ist eréffnet, wenn mindestens eine der Ziel-
gesellschaften dem Recht eines anderen Mitgliedsstaates unterliegen soll. Die Vorschrift
dient der Umsetzung von Artikel 160m GesRRL. Satz 1 verweist hierzu auf die entspre-
chenden Vorschriften flr grenziberschreitende Verschmelzungen (88 315 bis 317 UmwG-
E).

Das Verfahren fur die Ausstellung der Spaltungsbescheinigung nach Satz 1 bis 3 fihrt zur
Besonderheit, dass — im Gegensatz zu Spaltungen unter Beteiligung ausschlielich inlan-
discher Rechtstrager (vgl. 8 130 Absatz 1 UmwG) — eine Eintragung im Register der Gber-
tragenden Gesellschaft vor Eintragung im Register der ubernehmenden oder neuen Ge-
sellschaft erforderlich ist. Da das fur die Ubertragende Gesellschaft zustandige Registerge-
richt vor Eintragung der neuen Gesellschaft im Zuzugsregister zur Priifung der gesetzlichen
Voraussetzungen berufen ist (vgl. Artikel 160m Absatz 1 GesRRL), ist entsprechend dem
Verfahren zur Ausstellung der Verschmelzungsbescheinigung (vgl. § 316 Absatz 1 UmwG-
E) eine Eintragung der grenziiberschreitenden Spaltung unter dem Vorbehalt ihrer Wirk-
samkeit erforderlich (vgl. Satz 2). Parallel zu § 316 Absatz 1 Satz 4 UmwG-E geht mit die-
ser Eintragung die Ausstellung einer Spaltungsbescheinigung einher (Satz 3). Im Ubrigen
wird auf die Begriindung zu § 316 Absatz 1 UmwG-E verwiesen.

Zu 8§ 330 (Eintragung der grenziiberschreitenden Hinausspaltung)

§ 330 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift regelt den Registervollzug im Rahmen einer grenz-
Uiberschreitenden Hinausspaltung. Nimmt eine inlandische tbertragende Gesellschaft eine
grenziberschreitende Spaltung vor, erteilt das fur sie zustdndige Register gemali
§ 329 UmwG-E zunéachst eine Spaltungsbescheinigung ehe anschliel3end die neue Gesell-
schaft im Register des Zuzugsstaates eingetragen werden kann. Erhélt das zustandige in-
landische Registergericht am Sitz der Gbertragenden Gesellschaft die Nachricht Gber die
Eintragung der neuen Gesellschaft (vgl. Artikel 160p Absatz 3 Satz 1,  Arti-
kel 160q Satz 1 GesRRL) tragt es die Spaltung mit wirksamkeitsbegriindender Wirkung ein.
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Zu Absatz 1

Gemall Absatz 1 Satz 1 gilt als Anmeldung zur Eintragung der grenziberschreitenden
Spaltung die Anmeldung gemanR § 329 UmwG-E i.V.m. § 315 UmwG-E, im Zuge derer das
Gericht die Spaltungsbescheinigung § 329 UmwG-E i.V.m. § 316 UmwG-E ausgestellt hat.
Die Bestimmung dient der Verfahrensbkonomie: Erhélt das die Spaltungsbescheinigung
ausstellende inlandische Registergericht vom Registergericht des Zuzugsstaates die Mit-
teilung Uber die Eintragung der neuen Gesellschaft, kann es die Spaltung mit wirksamkeits-
begriindender Wirkung eintragen, ohne dass weitere Mitwirkungshandlungen der tbertra-
genden Gesellschaft erforderlich sind.

Gemal Absatz 1 Satz 2 darf das inlandische Registergericht die Spaltung erst eintragen,
wenn es von allen Registergerichten der Zuzugsstaaten die Mitteilung erhalten, dass die
neuen Gesellschaften eingetragen wurden. Diese Bestimmung entspricht § 130 Ab-
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit 8 135 Absatz 1 UmwG und dient der Umsetzung von Atrti-
kel 160q Satz 1 GesRRL

Zu Absatz 2

Gemald Absatz 2 Satz 1 hat das inlandische Registergericht nach Eintragung der Spaltung
den Registergerichten, in denen die neuen Gesellschaften eingetragen worden sind, die
Nachricht tber die Eintragung zu Ubermitteln. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Arti-
kel 160p Absatz 4 GesRRL. Die Kommunikation erfolgt Uber BRIS (vgl. Begrindung zu
§ 9b HGB-E). Daneben hat das Registergericht einen Registerauszug und den Gesell-
schaftsvertrag der Ubertragenden Gesellschaft zu Gdbermittein  (vgl. 8 130 Ab-
satz 2 Satz 1 UmwG).

Zu § 331 (Eintragung der neuen Gesellschaft)

§ 331 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift regelt das Verfahren der Eintragung einer neuen Ge-
sellschaft, die aus einer grenziiberschreitenden Spaltung hervorgeht.

Zu Absatz 1 und Absatz 2

Gemal Absatz 1 Satz 1 ist die neue Gesellschaft beim zusténdigen inlandischen Register-
gericht zur Eintragung anzumelden. Gegenstand der Eintragung ist wie bei einer Spaltung
zur Neugrundung unter ausschlieB3licher Beteiligung inlandischer Rechtstrager die neue
Gesellschaft und nicht die Spaltung (vgl. 8§ 135 Absatz 1 Satz 2 UmwG). Gemald Ab-
satz 1 Satz 2 sind der Anmeldung der Spaltungsplan und — sofern das Verhandlungsver-
fahren nicht anderer Weise beendet wurde — die Vereinbarung Uber die Beteiligung der
Arbeitnehmer beizufiigen (vgl. Artikel 1600 Absatz 1 Unterabsatz 2, Absatz 2 GesRRL).
§ 16 Absatz 2 und 3 UmwG und 8§ 17 UmwG finden gemal Absatz 1 Satz 3 keine Anwen-
dung. Stattdessen wird die vom auslandischen Registergericht ausgestellte Spaltungsbe-
scheinigung, die dem inl&andischen Registergericht Uber BRIS Ubermittelt wird, als schlis-
siger Nachweis der Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften im Wegzugsstaat anerkannt
(vgl. Absatz 2 Satz 1). Im Ubrigen wird auf die Begriindung zu § 318 UmwG-E verwiesen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht weitgehend 8 318 Absatz 3 UmwG-E. Die Prifung der Zustimmung zu
einem ,gleichlautenden” Plandokument ertbrigt sich, da an der Spaltung zur Neugriindung
nur eine einzige Gesellschaft als Ausgangsrechtstrager beteiligt ist.
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Zu Absatz 4

Gemal3 Absatz 4 Satz 1 enthélt die Eintragung der neuen Gesellschaft einen Vermerk, der
auf den Vorbehalt der Wirksamkeit hinweist. Der Zeitpunkt der Wirksamkeit der grenziiber-
schreitenden Hereinspaltung bestimmt sich nach dem Recht des Mitgliedsstaates, dem die
Ubertragende Gesellschaft unterliegt (vgl. Artikel 160g Satz 1 GesRRL).

Gemal3 Absatz 4 Satz 2 hat das fur die neue Gesellschaft zustandige Registergericht dem
Registergericht der tUbertragenden Gesellschaft mitzuteilen, dass die neue Gesellschaft
eingetragen wurde (vgl. Artikel 160p Absatz 3 Satz 1 GesRRL). Die Kommunikation erfolgt
Uber BRIS (vgl. hierzu die Begriindung zu § 9b Absatz 2 HGB-E)

Zu Absatz 5

Gemal} Artikel 160p Absatz 4 GesRRL teilt das fur die Ubertragende Gesellschaft zustan-
dige Registergericht dem fir die neue Gesellschaft zustandigen inlandischen Registerge-
richt mit, dass die Spaltung wirksam geworden ist. Gemaf Absatz 5 hat das fiir die neue
Gesellschaft zustandige inlAndische Registergericht den Tag des Wirksamwerdens zu ver-
merken, da erst zu diesem Tag die Wirkungen der Spaltung eingetreten sind. Die Vorschrift
entspricht § 137 Absatz 3 Satz 3 UmwG.

Zu § 332 (Spaltung zur Aufnahme)

§ 332 UmwG-E enthélt Bestimmungen Uber die grenziberschreitende Spaltung zur Auf-
nahme. Die grenziberschreitende Spaltung zur Aufnahme ist vom Anwendungsbereich der
GesRRL nicht erfasst (vgl. Artikel 160b Nummer 3 GesRRL und Erwagungsgrund 8 der
UmwRL), womit es an einer sekundarrechtlichen Grundlage fiir diese Umwandlungsvarian-
ten fehlt. Da die fehlende Harmonisierung den primarrechtlichen Anwendungsbereich der
Niederlassungsfreiheit nicht einschrankt (vgl. EuGH 13.12.2005 - Rs. C-411/03 (SEVIC
Systems), ECLI:EU:C:2005:762, Rn. 26), ist es dem Gesetzgeber allerdings unbenommen,
verfahrensrechtliche Bestimmungen auch fir die grenziiberschreitende Spaltung zur Auf-
nahme einzufihren.

Die Einfihrung von Bestimmungen uber die grenziiberschreitende Spaltung zur Aufnahme
gebietet ihr praktisches Bedurfnis: Die Spaltung zur Aufnahme ist fir die Unternehmens-
praxis von erheblicher Bedeutung. Ebenso wie die Spaltung zur Neugriindung ist die Spal-
tung zur Aufnahme geeignetes Mittel, um die Unternehmensstruktur veranderten wirtschaft-
lichen Bedirfnissen anzupassen. Im Wege partieller Gesamtrechtsnachfolge konnen ins-
besondere Gesellschafterstamme getrennt und Konzernstrukturen veréndert und erweitert
werden. Als rechtliches Mittel zur Integration grenziberschreitender Konzerne ware die
grenzuberschreitende Spaltung zur Aufnahme von erheblicher praktischer Bedeutung und
ein weiterer Schritt zur Vollendung des Binnenmarkts der Européischen Union. Eine alter-
nativ durchzuftihrende Einbringung der Vermdgensgegenstande im Wege der Einzelrechts-
nachfolge gegen Zuteilung neuer Anteile an die Investoren ist vielfach mit nicht unerhebli-
chem Mehraufwand verbunden und mitunter — etwa wenn an den zu Ubertragenden Rechts-
verhaltnissen beteiligte Dritte der Ubertragung nicht zustimmen — praktisch ausgeschlos-
sen. Da die Spaltung zur Aufnahme unter Beteiligung bereits existierender Gesellschaften
erfolgt und keinen zusatzlichen Grindungsvorgang erfordert, kann die Zielstruktur durch
eine grenzuberschreitende Spaltung zur Neugrindung nicht unmittelbar verwirklicht wer-
den. Um das grenziberschreitende Vorhaben auf gesicherter Rechtsgrundlage durchzu-
fuhren, muisste das betroffene Unternehmen die Gesellschaft zunéchst zur Neugriindung
spalten und die neue Gesellschaft anschlieRend auf den eigentlichen Zielrechtstrager ver-
schmelzen. Ein zusatzlicher Umwandlungsschritt kann zu zusatzlichen Vollzugsrisiken und
zeitlichen Verzdgerungen fuhren, regelmafig wird er zudem mit nicht unerheblichem finan-
ziellem Mehraufwand verbunden sein. Um den Rechtssicherheitsbedirfnissen der Unter-
nehmen sowie der betroffenen Minderheitsgesellschafter, Glaubiger und Arbeitnehmer ge-
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recht zu werden, sollte der Gesetzgeber sowohl die Falle der Aufnahme durch eine inlandi-
sche Gesellschaft als auch die Falle der Ubertragung durch eine inlandische Gesellschaft
regeln.

Auf rechtlich gesicherter Grundlage kénnte die grenziiberschreitende Spaltung einer tber-
tragenden inlandischen Gesellschaft durchgefiihrt werden, sofern das Recht des Mitglieds-
staates, dem die Ubernehmende Gesellschaft unterliegt, die grenziiberschreitende Spal-
tung zur Aufnahme ebenfalls regelte. Vice versa musste fur die grenziiberschreitende Spal-
tung zur Aufnahme durch eine inlandische Gesellschaft das Recht des Mitgliedsstaates,
dem die spaltende Gesellschaft unterliegt, ein entsprechendes Regelwerk fir die grenz-
Uberschreitende Spaltung zur Aufnahme enthalten. Soweit sich die anwendbaren Bestim-
mungen des deutschen und des auslandischen Rechts widersprechen sollten, kdnnte die
anwendbare Regelung unter Berlcksichtigung der von der Wissenschaft entwickelten Ab-
grenzungsmethoden bestimmt werden.

Der Anwendungsbereich der Bestimmungen tber die grenziberschreitende Spaltung zur
Aufnahme bleibt im Fall der Hinausspaltung tbertragenden und tibernehmenden Gesell-
schaften vorbehalten, die jeweils in den sechs Monaten vor Bekanntmachung des Spal-
tungsplans durchschnittlich weniger als 400 Arbeitnehmer beschéftigen. Da die grenziber-
schreitende Spaltung zur Aufnahme vom Anwendungsbereich der GesRRL ausgenommen
ist, findet auch Artikel 160l GesRRL Uber den Schutz der unternehmerischen Mitbestim-
mung bei grenziberschreitenden Spaltungen keine Anwendung. Da mangels sekundér-
rechtlicher Grundlage ein effektiver Schutz der unternehmerischen Mitbestimmung nicht
maglich ist, ist der Anwendungsbereich der Bestimmungen nur solchen Gesellschaften er-
offnet, die nicht in den Anwendungsbereich des Drittelbeteiligungsgesetzes fallen. Die un-
ternehmerische Mitbestimmung der Arbeitnehmer in inlandischen Kapitalgesellschaften ist
ab einer Beschéftigtenzahl von in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern durch das Gesetz
Uber die Drittelbeteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat (§ 1 DrittelbG) geschiitzt. Damit
der Schutz der unternehmerischen Mitbestimmung nicht hinter den Bestimmungen des Ar-
tikel 1601 GesRRL zurtickbleibt, sollte die Anwendbarkeit der umwandlungsgesetzlichen
Verfahrensbestimmungen solchen Gesellschaften vorbehalten bleiben, die den mal3gebli-
chen Schwellenwert der sogenannten ,Vier-Fiunftel-Regelung“ des Artikel 160l Absatz 2 1.
Alt GesRRL nicht Uberschreiten. Dies wird fur die Herausspaltung zur Aufnahme in
§ 332 Satz 1 UmwG-E unter Beachtung des Schwellenwerts des Drittelbeteiligungsgeset-
zes umgesetzt. Fur den Fall der Hereinspaltung zur Aufnahme gilt eine entsprechende Be-
schrankung auf Gesellschaften, die durchschnittlich weniger als vier Fiinftel der fur eine im
Wegzugsstaat geltende Mitbestimmung malgebliche Arbeithehmerzahl beschéftigen. Da-
mit steht die Spaltung zur Aufnahme nur Gesellschaften zur Verfiigung, die mitbestim-
mungsfrei sind und deren Arbeitnehmerzahl kleiner als vier Funftel des mafigeblichen
Schwellenwerts ist. Mangels sekundarrechtlicher Vorgaben fur den Schutz der Mitbestim-
mung bei der grenziberschreitenden Spaltung zur Aufnahme, kann ein effektiver Schutz
der Unternehmensmitbestimmung ohne eine solche Beschrénkung nicht gewéhrleistet wer-
den.

§ 332 definiert den Anwendungsbereich der grenziberschreitenden Spaltung zur Auf-
nahme und die hierauf anwendbaren Vorschriften.

Gemal Satz 1 finden die Vorschriften des Zweiten Teils Uber die grenziberschreitende
Spaltung zur Neugriindung Anwendung. Da es fur die grenziberschreitende Spaltung zur
Aufnahme im Gegensatz zur grenziberschreitenden Spaltung zur Neugriindung an einer
sekundarrechtlichen Grundlage fehlt, wird — entgegen der Systematik des Dritten Buches
des Umwandlungsgesetzes — nicht von der Spaltung zur Neugriindung auf die Spaltung zur
Aufnahme, sondern umgekehrt von der Spaltung zur Aufnahme auf die Spaltung zur Neu-
grundung verwiesen. Anwendbar sind grundsatzlich alle Bestimmungen des Zweiten Teils
einschlieBlich der Verweise auf andere Vorschriften wie etwa der Generalverweis auf be-
stimmte Vorschriften des Dritten Buches (8 320 Absatz 2 UmwG-E) oder die Verweise in
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den einzelnen Vorschriften auf den Ersten Teil des Sechsten Buches (zum Bei-
spiel § 323 UmwG-E). Die Verfahrensvoraussetzungen der 88 320 bis 331 UmwG-E sind
damit auch von einer inlandischen Ubernehmenden Gesellschaft einzuhalten, soweit sie
nicht ausschlief3lich eine Ubertragende Gesellschaft betreffen kbnnen. Soweit Bestimmun-
gen der 88 320 bis 331 UmwG-E auf eine neue inlandische Gesellschaft Anwendung fin-
den, finden sie auf eine Ubernehmende inlandische Gesellschaft entsprechende Anwen-
dung. Hierzu zahlt insbesondere die Vorschrift des 8 332 UmwG-E (ber die Eintragung der
neuen Gesellschaft. Da keine Neugrindung stattfindet, scheidet eine Prifung der Grin-
dungsvoraussetzungen gemaf 8§ 331 Absatz 3 UmwG-E aus. An die Stelle der Eintragung
der neuen Gesellschaft geméaR § 331 Absatz 4 Satz 1 UmwG-E tritt die Eintragung der
grenziiberschreitenden Spaltung mit Vorlaufigkeitsvermerk (vgl. 8 130 Ab-
satz 1 Satz 2 UmwG).

§ 320 Absatz 1 Nummer 2 UmwG-E bestimmt, dass auch die Spaltung zur Aufnahme nach
§ 332 UmwG-E grenziiberschreitende Spaltung ist. Soweit an anderer Stelle dieses Geset-
zes oder anderer Gesetze auf grenziberschreitende Umwandlungen, grenziberschrei-
tende Spaltungen oder einzelne Vorschriften des Zweiten Teils des Sechsten Buches Be-
zug genommen oder verwiesen wird, fallen hierunter auch grenziiberschreitende Spaltun-
gen nach Mal3gabe von § 332 UmwG-E. Beispielsweise ist der Anwendungsbereich des
Spruchverfahrens gemar § 1 Nummer 4 SpruchG-E auch fir die Bestimmung der Zuzah-
lung, der zusatzlich zu gewahrenden Aktien oder der Barabfindung an Anteilsinhaber an-
lasslich einer grenziberschreitenden Spaltung zur Aufnahme erdéffnet. Der Austausch von
Registerdaten zwischen den registerfiihrenden Stellen erfolgt fur die Spaltung zur Neugrin-
dung uber BRIS nach MalRgabe des Regelwerks der Durchfihrungsverordnung (EU)
2021/1042 der Kommission vom 18. Juni 2021 mit Durchfuhrungsbestimmungen zur Richt-
linie (EU) 2017/1132 des Europaischen Parlaments und des Rates in Bezug auf technische
Spezifikationen und Verfahren fir das System der Registervernetzung und zur Aufhebung
der Durchflhrungsverordnung (EU) 2020/2244 der Kommission (nachstehend ,Durchflih-
rungsverordnung (EU) 2021/1042%). Soweit ein Austausch tber BRIS fir die grenziber-
schreitende Spaltung zur Aufnahme, die vom Anwendungsbereich der Durchfiihrungsver-
ordnung nicht erfasst ist, nicht moglich ist, sind die nach 8§ 9b Absatz 2 Satz 3 Num-
mer 4 HGB-E zu ubermittelnden Informationen im Wege elektronischer Kommunikation un-
mittelbar zwischen den zusténdigen Stellen zu Ubermitteln.

Satz 2 tragt dem Umstand Rechnung, dass an einer grenziiberschreitenden Spaltung zur
Aufnahme mehrere Ausgangsgesellschaften beteiligt sind, die nach Satz 1 anwendbaren
Bestimmungen Uber die grenziiberschreitende Spaltung zur Neugriindung aber von der Be-
teiligung nur einer einzigen Ubertragenden Ausgangsgesellschaft ausgehen. Gemal Satz 2
finden in diesen Fallen die Bestimmungen des Ersten Teils des Sechsten Buches Uber die
grenziberschreitende Verschmelzung, welche die Beteiligung von mehreren Ausgangsge-
sellschaften notwendigerweise voraussetzt, ergdnzend Anwendung. Dies gilt etwa fir die
Aufstellung des Spaltungsplans, der Gber den Verweis auf § 307 Absatz 1 UmwG-E von
den Vertretungsorganen der beteiligten Gesellschaften zusammen als gemeinsamer Spal-
tungsplan aufzustellen ist. Im Rahmen der Entscheidung Uber die Eintragung der neuen
Gesellschaft (8 331 UmwG-E) hat das Registergericht in ergdnzender Anwendung von
§ 318 Absatz 3 UmwG-E zu prifen, ob die beteiligten Gesellschaften einem gleichlauten-
den Spaltungsplan zugestimmt haben. Gem&R Satz 2 findet etwa auch § 318 Ab-
satz 1 Satz 3 UmwG-E Anwendung mit der Folge, dass genannten Vorschriften auf die
Ubernehmende Gesellschaft Anwendung finden. Ferner finden Uber den Verweis in Satz 2
die im Ersten Teil geregelten Verfahrenserleichterungen fur beteiligte Konzerngesellschaf-
ten Anwendung. Die GesRRL enthéalt fir grenziiberschreitende Spaltungen zur Aufnahme
keine der grenziberschreitenden Verschmelzung entsprechenden Konzernprivilegien (vgl.
Artikel 132 Absatz 1 GesRRL). Da eine Konzernkonstellation die Beteiligung von mindes-
tens zwei beteiligten Ausgangsgesellschaften voraussetzt, sind solche Verfahrenserleich-
terungen fur die Spaltung zur Neugriindung nicht denkbar, sehr wohl aber fur die Spaltung
zur Aufnahme. Fir die grenziiberschreitende Spaltung zur Aufnahme finden deshalb die fur
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die grenziberschreitende Verschmelzung geltenden Konzernprivilegien entsprechende An-
wendung. Hierzu z&hlt insbesondere § 307 Absatz 3 UmwG-E und die hierauf verweisen-
den 8308 Absatz 2 UmwG-E, 8 309 Absatz 6 UmwG-E, 8§ 311 Absatz 2 UmwG-E,
§ 312 Absatz 2.

Artikel 160s der GesRRL bestimmt fur die grenziiberschreitende Ausgliederung zur Neu-
grundung weitreichende Ausnahmen von den ansonsten fur grenziberschreitende Spal-
tungen anwendbaren Verfahrensvorschriften. Auf die grenziberschreitende Spaltung zur
Aufnahme sind diese Vorschriften nicht uneingeschrankt tbertragbar. Anders als die Aus-
gliederung zur Neugriindung kann die Ausgliederung zur Aufnahme den Wert der Anteile
der Anteilsinhaber der beteiligten Gesellschaften mittelbar beeinflussen. Bei Ausgliederun-
gen zur Aufnahme unter Beteiligung ausschlief3lich inlAndischer Rechtstrager ist deshalb
der Bericht fUr die Anteilsinhaber gemaf § 324 Absatz 1 UmwG-E erforderlich, § 135 Ab-
satz 3 UmwG-E findet keine Anwendung. Auf den Bericht fur die Anteilsinhaber finden tber
8§ 320 Absatz 2 UmwG-E die Ausnahmetatbestédnde des 8 8 Absatz 3 UmwG-E Anwen-
dung. Daneben ist der Bericht fir die Anteilsinhaber Uber § 332 Satz 2 UmwG-E
i.V.m. 8§ 309 Absatz 6 Satz2 UmwG-E in den Fallen des § 307 Absatz 3 Num-
mer 2 UmwG-E nicht erforderlich. Eine Ausgliederungsprifung ist gemald § 320 Ab-
satz 2 UmwG-E i.V.m. § 125 Absatz 1 Satz 2 UmwG-E auch bei der grenziberschreiten-
den Ausgliederung zur Aufnahme nicht erforderlich.

Zum Dritten Teil (Grenzlberschreitender Formwechsel)

Der grenzuberschreitende Formwechsel wird erstmalig im Dritten Teil des Sechsten Bu-
ches geregelt (vgl. Begrindung zur Einfigung des Sechsten Buches). Die Vorschriften die-
ses Dritten Teils dienen der Umsetzung der Artikel 86a bis 86t GesRRL.

Zu § 333 (Grenziiberschreitender Formwechsel)

§ 333 UmwG ist neu. Die Vorschrift regelt den Anwendungsbereich des Dritten Teils des
Sechsten Buches sowie die auf den grenziberschreitenden Formwechsel anwendbaren
Vorschriften auRerhalb des sechsten Buches.

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 86a Absatz 1 GesRRL und Artikel 86b Num-
mer 2 GesRRL.

Gemal3 Absatz 1 ist die Vorschrift anwendbar auf Formwechsel einer nach dem Recht eines
EU- oder EWR-Mitgliedsstaates gegriindeten Gesellschaft in eine dem Recht eines ande-
ren EU- oder EWR-Mitgliedsstaates unterliegende Rechtsform, vorausgesetzt die Gesell-
schaft verlegt im Zuge des Formwechsels ihren Satzungssitz in den anderen EU- oder
EWR-Mitgliedsstaat.

Zu Absatz 2

Gemall Absatz 2 sind auf den grenziberschreitenden Formwechsel einer Kapitalgesell-
schaft im Sinne von § 3 Absatz 1 Nummer 2 UmwG die allgemeinen sowie die Kapitalge-
sellschaften betreffenden besonderen Vorschriften tGber den Formwechsel zwischen inlan-
dischen Rechtsformen entsprechend anwendbar. Die Anwendbarkeit steht unter dem Vor-
behalt, dass sich aus dem Dritten Teil des Sechsten Buches keine spezielleren Bestimmun-
gen ergeben oder bestimmte Vorschriften fiir unanwendbar erklart werden. Im Ubrigen fin-
den sich im Dritten Teil des Sechsten Buches punktuelle Verweise auf den Ersten und
Zweiten Teil des Sechsten Buches. Bei entsprechender Anwendung der Vorschriften des
Funften Buches ist zu beriicksichtigen, dass der grenziiberschreitende Formwechsel — an-
ders als der Formwechsel zwischen inlandischen Rechtsformen — zweiaktig durchzufiihren
ist. Die Angaben, die beim Formwechsel zwischen inlandischen Rechtsformen in den Form-
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wechselbeschluss aufzunehmen sind, sind beim grenziberschreitenden Formwechsel be-
reits in den Formwechselplan aufzunehmen (vgl. Begriindung zu 8 335 Absatz 1 UmwG-
E).

Zu Absatz 3

Gemal Absatz 3 Satz 1 finden die Ausnahmevorschriften § 245 Absatz 1 Satz 3 UmwG,
§ 245 Absatz 2 Satz 3 UmwG, § 245 Absatz 3 Satz 3 UmwG Uber die Unanwendbarkeit
der Nachgriindungsbestimmungen des 8 52 AktG keine Anwendung auf den grenziber-
schreitenden Hereinformwechsel. Den benannten Vorschriften liegt ebenso wie § 245 Ab-
satz 4 UmwG der Gedanke zugrunde, dass eine nach deutschem Recht gegriindete Kapi-
talgesellschaft bereits die fur sie anwendbaren rechtsformspezifischen Kapitalaufbrin-
gungs- und Kapitalerhaltungsvorschriften einzuhalten hatte, weshalb der Beginn eines er-
neuten Nachgrindungszeitraums gemaf § 52 AktG mit Eintragung der neuen Rechtsform
nicht erforderlich ist. Diese Erwagung ist auf den grenziiberschreitenden Hereinformwech-
sel grundsatzlich nicht tGbertragbar, da nicht beurteilt werden kann, ob nach dem Grin-
dungsstatut des Rechtstragers vergleichbare rechtsformspezifische Kapitalaufbringungs-
und Kapitalerhaltungsvorschriften einzuhalten waren. Es beginnt deshalb bei einem grenz-
uberschreitenden Hereinformwechsel in eine AG oder KGaA mit Eintragung der neuen
Rechtsform im deutschen Handelsregister grundsétzlich ein Nachgriindungszeitraum ge-
maf § 52 AktG. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz ist sachgerecht, wenn sekundar-
rechtlich gewébhrleistet ist, dass nach dem Griindungsstatut bereits vergleichbare Kapital-
aufbringungs- und Kapitalerhaltungsvorschriften einzuhalten gewesen sind. Dies ist der
Fall, wenn es sich bei der formwechselnden Gesellschaft um einen der in Anhang | zur
GesRRL genannten Rechtstrager handelt. Auf solche finden die Vorschriften der GesRRL
uber die Kapitalerhaltung und —anderung Anwendung (vgl. Artikel 44 Absatz 1 GesRRL).
Gemald Absatz 3 Satz 2 ist in diesem Fall ein Sachgriindungsbericht nicht erforderlich. Ge-
maf Absatz 3 Satz 3 beginnt in diesem Fall mit Vollzug des grenziiberschreitenden Form-
wechsels kein neuer Nachgrindungszeitraum gemaf 8§ 52 AktG. Ist die formwechselnde
Gesellschaft allerdings noch nicht mindestens zwei Jahre eingetragen, soll sichergestellt
werden, dass die nach deutschem Recht anwendbaren Nachgriindungsvorschriften bis
zum Ende dieses Zeitraums anwendbar sind. Ein nach dem Griindungsstatut begonnener
Nachgrindungszeitraum wird somit in diesem Fall durch den grenziiberschreitenden Form-
wechsel in eine Gesellschaft inlandischer Rechtsform nicht unterbrochen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 schlie3t die Anwendbarkeit der § 195 Absatz 2 UmwG und 8§ 196 UmwG aus. Im
Gegensatz zur grenzuberschreitenden Verschmelzung (8 305 Absatz 2 UmwG-E i.V.m.
88 14 Absatz 2, 15 UmwG-E) und der grenziberschreitenden Spaltung (8 320 Ab-
satz 2 UmwG-E i.V.m. § 125 Absatz 1 Satz 1 UmwG-E und 88 14 Absatz 2, 15 UmwG-E)
sind die Anteilsinhaber bei einem grenziuberschreitenden Formwechsel gemal Absatz 4
mit der RUge eines unangemessenen Beteiligungsverhaltnisses nicht auf das Spruchver-
fahren verwiesen. Im Gegensatz zur grenzlberschreitenden Verschmelzung (Arti-
kel 126 Absatz 6 erster Unterabsatz GesRRL) und der grenziberschreitenden Spaltung
(Artikel 160i Absatz 6 GesRRL) steht den Anteilsinhabern nach den Bestimmungen der
GesRRL bei einer unangemessenen Beteiligung an der Gesellschaft neuer Rechtsform kein
Anspruch auf bare Zuzahlung zu (vgl. Artikel 86i GesRRL). Die Unangemessenheit des
Umtauschverhaltnisses kdnnen die Anteilsinhaber im Wege der (vollzugssuspendierenden)
Klage gegen den Formwechselbeschluss (8 195 Absatz 1 UmwG) geltend machen.

Zu 8§ 334 (Formwechselfahige Gesellschaften)

§ 334 UmwG-E ist neu. Der Anwendungsbereich der GesRRL ist auf grenzuberschreitende
Formwechsel zwischen Kapitalgesellschaftsrechtsformen nach Anhang Il der Richtlinie
(EU) 2017/1132 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 Uber be-
stimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts beschrankt (Artikel 86b Nummer 2 GesRRL). Als
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inlandische Rechtsformen kommen die Aktiengesellschaft, die Kommanditgesellschaft auf
Aktien und die Gesellschaft mit beschrankter Haftung in Betracht. Diesen Anwendungsbe-
reich bestimmt Satz 1 UmwG-E fir die Vorschriften des Dritten Teils des Sechsten Buches.
Von einer Uberschiellenden Einfihrung von Bestimmungen fir grenziberschreitende
Formwechsel zwischen anderen Rechtsformen sollte in Ermangelung einer sekundarrecht-
lichen Grundlage abgesehen werden.

Gemall Satz 2 finden Uber einen Verweis auf 8 306 Absatz 2 Nummer 2 UmwG-E
(8 122b Absatz 2 Nummer 2 UmwG gegenwartiger Fassung) die Vorschriften des Drit-
ten Teils des Sechsten Buches keine Anwendung auf bestimmte vermdgensverwaltende
Gesellschaften (vgl. Artikel 86a Absatz 2 GesRRL).

Zu § 335 (Formwechselplan)
§ 335 UmwG ist neu. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 86d GesRRL.
Zu Absatz 1 und zu Absatz 3

Absatz 1 statuiert die Zustandigkeit des Vertretungsorgans der formwechselnden Gesell-
schaft fur die Aufstellung eines Formwechselplans. Die GesRRL unterstellt fiir den grenz-
Uberschreitenden Formwechsel ebenso wie fir die grenziberschreitende Verschmelzung
und Spaltung ein zweiaktiges Verfahren in Gestalt eines vom Vertretungsorgan aufzustel-
lenden Formwechselplans, dem die Anteilsinhaber per Beschluss zuzustimmen haben (vgl.
Artikel 86d Satz 1 GesRRL). Die fur Formwechsel zwischen inlandischen Rechtsformen
anwendbaren Vorschriften des Finften Buches sehen im Gegensatz zur Verschmelzung
und Spaltung ein einaktiges Verfahren vor, dem Formwechselbeschluss liegt kein vom Ver-
tretungsorgan aufgestellter Formwechselplan zugrunde. Da den Anteilsinhabern zur Erful-
lung der Informationspflichten gleichwohl die inhaltlichen Bestimmungen des Formwechsel-
beschlusses in Gestalt eines Beschlussentwurfs zur Kenntnis gebracht werden missen
(8 192 Absatz 1 Satz 3 UmwG), betrifft die Unterscheidung vor allem die Beurkundungsbe-
durftigkeit des dem Beschluss zugrundeliegenden Dokuments. Gemal3 Absatz 3 bedarf der
Formwechselplan des grenziiberschreitenden Formwechsels der notariellen Beurkundung.
Mit der Vorbereitung eines grenziiberschreitenden Formwechsels ist grundséatzlich ein ge-
genuber dem Wechsel zwischen inlandischen Rechtsformen gesteigerter Beratungsbedarf
verbunden. Verfahrensfehler, die bei Entwurf des Formwechselplans gemacht werden, kén-
nen aufgrund der Informations- und Bekanntmachungspflichten im Vorfeld der beschluss-
fassenden Versammlung nur noch sehr eingeschrénkt korrigiert werden. Ferner beginnt mit
Bekanntmachung des Formwechselplans die dreimonatige Ausschlussfrist, binnen derer
Gesellschaftsglaubiger ihre Sicherheitsleistungsforderungen anmelden kénnen (vgl.
§ 341 Absatz 1i.V.m. 8 314 Absatz 3 UmwG-E). Die notarielle Beurkundung gewahrleistet,
dass den Glaubigern zur Prifung etwaiger Anspriiche ein den Vorschriften des Umwand-
lungsgesetzes entsprechendes Dokument als Prifungsgrundlage zur Verfiigung gestellt
wird.

Bei Anwendung der Vorschriften des Fiinften Buches ist die Zweiaktigkeit des grenziuber-
schreitenden Formwechsels entsprechend zu berlicksichtigen. Angaben, die nach dem
Funften Buch in den Formwechselbeschluss oder dessen Entwurf aufzunehmen sind, sind
bei grenziiberschreitendem Formwechsel bereits Gegenstand des Formwechselplans be-
ziehungsweise des Entwurfs desselben.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die Mindestangaben des Formwechselplans. Die in Absatz 2 Num-
mer 1 bis5 und 7 bis13 enthaltenen Angaben dienen der Umsetzung von Arti-
kel 86d lit. a) bis k) GesRRL. Absatz 2 Nummer 6 und 14 gehen tber die von der GesRRL
geforderten Mindestangaben hinaus. Gemal Absatz 2 Nummer 6 muss bei grenziber-
schreitendem Formwechsel im Formwechselplan ebenso wie im Formwechselbeschluss
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bei Formwechseln zwischen inlandischen Rechtsformen die Beteiligung der bisherigen An-
teilsinhaber nach den fir die neue Rechtsform geltenden Vorschriften (8 194 Ab-
satz 1 Nummer 3 UmwG) sowie Zahl, Art und Umfang der Anteile, welche die Anteilsinha-
ber durch den Formwechsel erlangen sollen (§ 194 Absatz 1 Nummer 4 UmwG), bestimmt
werden. Die Angaben dienen der Information der Anteilsinhaber. GemaR Absatz 2 Num-
mer 14 miussen die Auswirkungen des grenzuberschreitenden Formwechsels auf Betriebs-
rentenanwartschaften der Anteilsinhaber dargestellt werden. Die Bestimmung entspricht
§ 307 Absatz 2 Nummer 16 UmwG-E, auf dessen Begriindung verwiesen wird.

Zu 8 336 (Bekanntmachung des Formwechselplans)

§ 336 ist neu und regelt die Bekanntmachung des Formwechselplans. Die Vorschrift dient
der Umsetzung von Artikel 86g GesRRL. Der Wortlaut verweist auf § 308 Absatz 1 UmwG-
E, auf dessen Begriindung verwiesen wird

Zu § 337 (Formwechselbericht)

§ 337 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift enthalt Bestimmungen tber den Inhalt und die Uber-
mittlung des Formwechselberichts. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 86e Ges-
RRL

Zu Absatz 1

Absatz 1 Satz 1 verweist auf die entsprechend anzuwendenden Bestimmungen Uber den
Inhalt und die Modalitaten der Zugénglichmachung des Verschmelzungsberichts. Insoweit
wird auf die Begrindungen zu § 309 UmwG-E und 8 310 UmwG-E verwiesen. Keine An-
wendung finden § 309 Absatz 6 UmwG-E und § 310 Absatz 2 UmwG-E, die besondere
Bestimmungen fur Konzernkonstellationen enthalten, die in Ermangelung der Beteiligung
mehrerer Rechtstrager beim Formwechsel nicht auftreten kdnnen. Anstelle des 8§ 309 Ab-
satz 4 UmwG-E enthalt Absatz 2 eine selbstdndige Bestimmung Uber die Inhalte des an-
teilsinhaberspezifischen Abschnitts.

Zu Absatz 2

Die Bestimmungen in Absatz 2 tiber die Inhalte des anteilsinhaberspezifischen Abschnitts
dienen insbesondere der Umsetzung von Artikel 86e Absatz 3 GesRRL. Es wird auf die Be-
grindung zur Parallelvorschrift des § 309 Absatz 4 UmwG-E verwiesen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt die Félle, in denen ein Bericht fir die Anteilsinhaber nicht erforderlich
ist. Absatz 3 Satz 1 verweist auf § 192 Absatz 2 UmwG. Ebenso wie bei einem Formwech-
sel zwischen inlandischen Rechtsformen ist bei grenziberschreitenden Formwechseln ein
Bericht fur die Anteilsinhaber nicht erforderlich, wenn an der Gesellschaft nur ein Anteilsin-
haber beteiligt ist oder alle Anteilsinhaber durch notariell beurkundete Erklarung auf den
Bericht verzichten. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 86e Absatz 4 GesRRL.
Absatz 3 Satz 2 statuiert die Entbehrlichkeit des Berichts fir die Arbeitnehmer nach Maf3-
gabe von Artikel 86e Absatz 8 GesRRL. Absatz 3 Satz 3 dient der Klarstellung: Sind so-
wohl der Bericht fir die Anteilsinhaber als auch der Bericht fur die Arbeitnehmer entbehrlich,
ist ein Formwechselbericht insgesamt nicht erforderlich (vgl. Artikel 86e Absatz 9 GesRRL).

Zu § 338 (Formwechselprifung)

§ 338 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 86f GesRRL. Da
kein Rechtstragerwechsel stattfindet, kommt es zu keinem ,Umtausch® der Anteile. In Uber-
einstimmung mit Artikel 86f Absatz 3 GesRRL verweist Absatz 1 Satz 1 deshalb nicht auf
die Pflicht zur Abgabe einer Erklarung Uber die Angemessenheit des Umtauschverhaltnis-
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ses gemal § 12 Absatz 2 UmwG. Absatz 1 Satz 2 regelt die Modalitaten der Zuganglich-
machung des Prifungsberichts. Absatz 2 enthélt Bestimmungen lber die Entbehrlichkeit
von Formwechselprifung und Prifungsbericht. Diese sind ausnahmsweise nicht erforder-
lich sein, wenn entweder die Gesellschaft nur tber einen einzigen Anteilsinhaber verfligt
oder alle Anteilsinhaber in notariell beurkundeter Erklarung verzichten. Im Ubrigen wird auf
die Begriindungen zu § 311 UmwG-E und § 325 UmwG-E verwiesen.

Zu 8§ 339 (Zustimmung der Anteilsinhaber)

§ 339 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 86h Absatz 1 und
2 GesRRL. Die gemalR Artikel 86h Absatz 1 GesRRL erforderliche Information der Gesell-
schafter im Vorfeld ihrer Zustimmungsentscheidung wird insbesondere durch die
88 336, 337, 340 UmwG-E gewabhrleistet.

Zu 8 340 (Barabfindung)

§ 340 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift enthélt Bestimmungen zum Abfindungsangebot, das
die formwechselnde Gesellschaft ihnren Anteilsinhabern zu unterbreiten hat. Die Absétze 1
bis 5 dienen der Umsetzung von Artikel 86i GesRRL. Die Bestimmungen entsprechen im
Wesentlichen 8§ 313 Absatz 1 bis 5 UmwG-E, auf dessen Begriindung verwiesen wird.

Absatz 6 enthalt Bestimmungen betreffend die Prifung des Abfindungsangebots und den
zugehorigen Prifungsbericht. Die Bestimmungen dienen neben § 338 UmwG-E der Um-
setzung von Artikel 86f GesRRL. GemalR Absatz 6 Satz 1 ist die Priifung der Angemessen-
heit der nach Absatz 1 anzubietenden Barabfindung stets erforderlich. Die Ausnahmevor-
schrift des 8§ 250 UmwG findet daher keine entsprechende Anwendung. Gemafl Ab-
satz 6 Satz 2 findet § 338 mit seinen Folgeverweisen auf die 88 9 bis 11 und 12 Ab-
satz 1 UmwG entsprechende Anwendung. Da der Prufungsbericht Darstellungen zur An-
gemessenheit der angebotenen Barabfindung enthalten muss (vgl. Artikel 86f Ab-
satz 3 GesRRL), findet insoweit § 12 Absatz 2 UmwG-E entsprechende Anwendung. Uber
den Verweis auf § 338 UmwG-E gelten ferner die Bestimmungen Uber die Zuganglichma-
chung des Prifungsberichts und die Entbehrlichkeit von Prufung und Prifungsbericht ent-
sprechend.

Zu § 341 (Glaubigerschutz)

§ 341 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift dient der Umsetzung der Glaubigerschutzbestimmun-
gen von Artikel 86] GesRRL.

Zu Absatz 1

Gemal Absatz 1 finden die fiir die grenziberschreitende Verschmelzung anwendbaren
Glaubigerschutzbestimmungen des § 314 UmwG-E entsprechende Anwendung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung der Spezialvorschrift des Artikels 86j Absatz 4 GesRRL. Ge-
mal Artikel 86j Absatz 4 GesRRL ist fur den grenzuberschreitenden Formwechsel ein be-
sonderer Gerichtsstand fur Glaubigerklagen vorzusehen. Voraussetzung ist gemafd Ab-
satz 2 Satz 1, dass die Forderung vor Bekanntmachung des Formwechselplans entstanden
ist und das prozessuale Verfahren innerhalb von zwei Jahren nach Wirksamwerden des
grenziberschreitenden Hinausformwechsels eingeleitet wird. Liegen diese Voraussetzun-
gen vor, sind neben etwaigen weiteren internationalen Gerichtsstdnden auch die deutschen
Gerichte international zustandig. Den Ort des inlandischen Gerichtsstands gibt Arti-
kel 86j Absatz 4 GesRRL nicht vor. Gemal Absatz 2 Satz 2 bestimmt sich der inlandische
Gerichtsstand nach dem Ort, an dem der Rechtstrager unmittelbar vor Wirksamwerden des
grenzuberschreitenden Formwechsels seinen satzungsmafigen Sitz im Inland
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(8 4a GmbHG, §5 AktG) hatte. Weitere inlandische Gerichtsstdnde nach allgemeinen
Bestimmungen bleiben unberihrt.

Zu 8 342 (Anmeldung des Formwechsels)

§ 342 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 86m GesRRL. Ge-
genstand der Vorschrift ist die Anmeldung zur vorlaufigen Eintragung des grenziberschrei-
tenden ,Hinausformwechsels“ durch eine formwechselnde Gesellschaft, die dem deut-
schen Recht unterliegt. Ziel der Anmeldung ist die Ausstellung einer Formwechselbeschei-
nigung nach § 343 UmwG-E.

§ 342 UmwG entspricht im Wesentlichen § 315 UmwG-E, auf dessen Begriindung verwie-
sen wird. Absatz 2 Satz 1 verweist klarstellungshalber auf § 198 Absatz 3 UmwG, der wie-
derum die 8§ 16 Absatz 2 und 3 UmwG fir anwendbar erklart, und auf § 199 UmwG, der die
der Anmeldung beizufiigenden Unterlagen benennt. Die Anwendbarkeit der Vorschriften
des Finften Buches ergdbe sich bereits aus der allgemeinen Verweisnorm § 333 Ab-
satz 2 UmwG-E. Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 lit. a) stellt dartber hinaus klar, dass zuséatz-
lich zum Formwechselbeschluss auch der Formwechselplan der Anmeldung beizufligen ist.

Zu § 343 (Formwechselbescheinigung)

§ 343 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 86m und Arti-
kel 86n GesRRL. Gegenstand ist die vorlaufige Eintragung des grenziberschreitenden Hin-
ausformwechsels und die damit verbundene Ausstellung der Formwechselbescheinigung
durch das zustandige deutsche Registergericht. 8§ 343 UmwG-E entsprichtim Wesentlichen
§ 316 UmwG-E, auf dessen Begriindung verwiesen wird.

Zu § 344 (Informationen des Registergerichts)

§ 344 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 86m Absatz 12 Ges-
RRL. Es wird auf die Begriindung zu 8 317 UmwG-E verwiesen.

Zu 8 345 (Eintragung des grenziiberschreitenden Hereinformwechsels)

§ 345 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift dient primar der Umsetzung von Artikel 860 GesRRL.
Gegenstand der Vorschrift ist die Anmeldung zur Eintragung des grenziberschreitenden
,2Hereinformwechsels“ durch eine formwechselnde Gesellschaft, die dem Recht eines an-
deren Mitgliedsstaats unterliegt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen § 318 Absatz 1 UmwG-E, auf dessen Begriindung
verwiesen wird. Da am grenziberschreitenden Formwechsel — im Gegensatz zur grenz-
Uiberschreitenden Verschmelzung — nur ein einziger Rechtstrager beteiligt ist, ist kein Ab-
gleich unter gegebenenfalls verschiedenen Plandokumenten erforderlich. Es genugt des-
halb gemaR Absatz 1 Satz 2 die Ubermittlung des Formwechselplans, dem die Anteilsinha-
ber zugestimmt haben. Die Anmeldezustandigkeit des Vertretungsorgans der formwech-
selnden Gesellschaft entspricht § 246 Absatz 1 UmwG.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht im Wesentlichen § 318 Absatz 2 UmwG-E, auf dessen Begriindung
verwiesen wird.
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Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht im Wesentlichen § 318 Absatz 3 UmwG-E, auf dessen Begriindung
verwiesen wird. Die Bestimmungen dienen der Umsetzung von Artikel 860 Absatz 1 zwei-
ter Unterabsatz GesRRL.

Zu Absatz 4

Absatz 4 entspricht im Wesentlichen § 318 Absatz 4 UmwG-E und dient der Umsetzung
von Artikel 86p Absatz 3 Satz 1 GesRRL. Die Kommunikation der Register erfolgt tber
BRIS (vgl. Begrindung zu 8§ 9b Absatz 2 HGB-E).

Zu Nummer 58 (Siebentes Buch)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfiihrung der 88§ 122a bis 122m UmwG in
die 88 305 bis 319 UmwG-E (vgl. Begriindung zur Einfiigung der Uberschrift Sechstes
Buch).

Zu Nummer 59 (§ 346)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfilhrung der 88 122a bis 122m UmwG in
die 8§ 305 bis 319 UmwG-E (vgl. Begriindung zur Einfiigung der Uberschrift Sechstes
Buch).

Zu Nummer 60 (§ 347)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfilhrung der 8§ 122a bis 122m UmwG in
die 88 305 bis 319 UmwG-E (vgl. Begriindung zur Einfigung der Uberschrift Sechstes
Buch).

Zu Nummer 61 (§ 348)

Bei der Uberfiihrung des § 314a UmwG in den § 348 UmwG-E handelt sich um eine Folge-
anderung zur Uberfihrung der 88§ 122a bis 122m UmwG in die 88 305 bis 319 UmwG-E
(vgl. Begriindung zur Einfigung der Uberschrift Sechstes Buch).

Der gegeniiber § 314a UmwG gegenwartiger Fassung erweiterte Tatbestand ist Folgean-
derung zu den im Sechsten Buch neu eingefuhrten Pflichten zur Abgabe von Versicherun-
gen, Mitteilungen und Nachweisen.

§ 348 UmwG-E erfasst auch falsche Angaben nach den Nummern 1 und 2, wenn sich die
entsprechende Anwendbarkeit des § 315 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 4 UmwG-E,
8 315 Absatz 3 Satz 2 UmwG-E oder des § 316 Absatz 2 Satz 5 UmwG-E aus der Ver-
weisvorschrift des 8 329 Satz 1 UmwG-E ergibt.

Zu Nummer 62 (§ 349)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfiihrung der §8§ 122a bis 122m UmwG in
die 88 305 bis 319 UmwG-E (vgl. Begriindung zur Einfigung der Uberschrift Sechstes
Buch).

Zu Nummer 63 (8 350)

Bei der Uberfiihrung des § 316 UmwG in den § 350 UmwG-E handelt sich um eine Folge-
anderung zur Uberfihrung der 8§ 122a bis 122m UmwG in die 8§ 305 bis 320 UmwG-E
(vgl. Begriindung zur Einfiigung der Uberschrift Sechstes Buch). Gleiches gilt fiir die in Ab-
satz 2 vorgenommenen Anpassungen der Binnenverweise.
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Zu Nummer 64 (Achtes Buch)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfihrung der 88 122a bis 122m UmwG in
die 88 305 bis 319 UmwG-E (vgl. Begrundung zur Einfigung der Uberschrift Sechstes
Buch).

Zu Nummer 65 (88 351 bis 354)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Uberfilhrung der 88 122a bis 122m UmwG in
die 88 305 bis 319 UmwG-E (vgl. Begrundung zur Einfiigung der Uberschrift Sechstes
Buch).

Zu Nummer 66 (88 322 bis 325)

Die 88 322 bis 325 UmwG werden aufgehoben. Dabei handelt es sich um eine redaktionelle
Folgeénderung zur Einfihrung des 8§ 35a UmwG-E und der Neufassung des 8 132 UmwG-
E. Auf die Begriindungen zu § 35a UmwG-E sowie § 132 UmwG-E wird verwiesen.

Zu Nummer 67 (Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der
Umwandlungsrichtlinie))

Zu § 355 (Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der
Umwandlungsrichtlinie)

§ 355 UmwG-E ist neu. Die Vorschrift enthalt Ubergangsbestimmungen fir die Anwendung
des Gesetzes zur Umsetzung der UmwRL. Das Gesetz tritt geman Artikel 14 zum 31. Ja-
nuar 2023 in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt finden grundsatzlich alle Bestimmungen in aktueller
Fassung Anwendung. Beispielsweise kann mit Inkrafttreten des Gesetzes die Erklarung der
Gewdahrung zusatzlicher Aktien anstelle barer Zuzahlung im Verschmelzungsvertrag
(8 72a UmwG-E) erfolgen. Eine Verzichtserklarung nach § 8 Absatz 3 erste Alterna-
tive UmwG gegenwartiger Fassung ist etwa nicht erforderlich, wenn nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes im Eintragungszeitpunkt eine der in 8 8 Absatz 3 Satz 3 UmwG-E benannten
Konzernkonstellationen vorliegt. Bestimmungen, die an die Wirkung der Eintragung an-
knipfen (zum Beispiel § 133 Absatz 3 UmwG-E), finden auf Umwandlungsvorgange An-
wendung, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eingetragen werden.

§ 355 UmwG-E tragt dem Umstand Rechnung, dass sich fir Umwandlungsverfahren, die
bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet wurden, mit Inkrafttreten dieses Geset-
zes die einzuhaltenden Verfahrensbestimmungen &ndern kénnen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthélt zugunsten der umwandlungsbeteiligten Rechtstrager eine Ausnahme von
dem Grundsatz, dass mit Inkrafttreten dieses Gesetzes ausschlie3lich die Bestimmungen
aktueller Fassung Anwendung finden. Gemaf Absatz 1 konnen die beteiligten Rechtstrager
die Umwandlung auf Grundlage der Verfahrensbestimmungen des Umwandlungsgesetzes
in der bis zum 30. Januar 2023 geltenden Fassung konzipieren und durchfiihren. Beispiels-
weise kann die an einer grenziiberschreitenden Verschmelzung beteiligte Gesellschaft den
Verschmelzungsbericht auf Grundlage von § 122e UmwG anstelle von 8§ 309, 310 UmwG-
E erstatten, auch wenn der Zustimmungsbeschluss und die Ausstellung der Verschmel-
zungsbescheinigung erst nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgen.

Die Anwendung der Verfahrensbestimmung in der bis zum 30. Januar 2023 geltenden Fas-
sung erfolgt unter den Voraussetzungen von Absatz 1 verfahrensfehlerfrei. Dies hat zur
Folge, dass das Registergericht die Eintragung der Umwandlung beziehungsweise die Aus-
stellung der Verschmelzungsbescheinigung nicht aufgrund der Anderungen dieses Geset-
zes ablehnen kann. Der Beschluss einer nach Absatz 1 durchgefiihrten Umwandlung kann
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mit der Ruge, es seien die Bestimmungen in der Fassung vom 31. Januar 2023 nicht ein-
gehalten worden, nicht angefochten werden.

Voraussetzung fir die Durchfihrung der Umwandlung nach den Verfahrensbestimmungen
in der bis zum 30. Januar 2023 geltenden Gesetzesfassung ist gemafl Nummer 1, dass vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes der Verschmelzungs- beziehungsweise Spaltungs- und Uber-
nahmevertrag geschlossen, der Verschmelzungs- beziehungsweise Spaltungsplan aufge-
stellt oder der Formwechselbeschluss gefasst wurde. Der Zeitpunkt Iasst sich jeweils an-
hand der notariellen Urkunde nachweisen. Gemafd Nummer 2 ist weitere Voraussetzung,
dass der Umwandlungsvorgang bis zum 31. Dezember 2023 zur Eintragung angemeldet
wird. Die Bestimmung bezweckt zu verhindern, dass durch friihzeitigen Abschluss eines
Umwandlungsvertrages das Umwandlungsverfahren zeitlich unbegrenzt nach den Verfah-
rensbestimmungen gegenwartiger Rechtslage durchgefiihrt werden kann. Ein solches Vor-
gehen widersprache dem Zweck der Ubergangsvorschrift. Nummer 2 lasst die Frist des
§ 17 Absatz 2 Satz 4 UmwG unberihrt.

Absatz 1 erméglicht den beteiligten Rechtstragern eine flexible und rechtssichere Konzep-
tion des Umwandlungsverfahrens. Ein bereits eingeleitetes Umwandlungsverfahren soll
nicht erneut vorgenommenen werden mussen, weil dieses Gesetz vor Vollzug des Verfah-
rens in Kraft getreten ist. Die Regelung lasst deshalb die Anwendung der fiir den Vollzug
erforderlichen Verfahrensbestimmungen in der bis zum 30. Januar 2023 geltenden Fassung
zu. Unberihrt bleibt die ausschlieRliche Anwendbarkeit der zum 31. Januar 2023 in Kraft
tretenden Anderungen von Verfahrensbestimmungen, die nicht die von den beteiligten
Rechtstragern einzuhaltenden Verfahrensschritte betreffen. Hierzu zahlen beispielsweise
Anderungen von Verfahrensbestimmungen, die die Wirkungen der Umwandlung (zum Bei-
spiel § 133 Absatz 3 UmwG-E) betreffen. Gleiches gilt fir Anderungen von Verfahrensbe-
stimmungen, die den Registervollzug betreffen. So finden etwa die 88 315 bis 318 UmwG-
E stets ab Inkrafttreten dieses Gesetzes Anwendung. Gleiches gilt bei Registeranmeldun-
gen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes fir die gemafl § 315 Absatz 3 UmwG-E abzuge-
benden Versicherungen, fur 8 315 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 UmwG-E allerdings nur, so-
fern die glaubigerschitzenden Bestimmungen gemaf § 314 UmwG-E bereits einzuhalten
waren. Ebenso sind die mit dem Registervollzug zusammenhangenden Bestimmungen be-
treffend den grenzuberschreitenden Informationsaustausch tber BRIS (8 9b HGB-E) ab In-
krafttreten dieses Gesetzes einzuhalten. Eine nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ausge-
stellte Verschmelzungsbescheinigung ist daher stets Uber BRIS an die zustandige Regis-
terstelle des Zuzugsstaats zu Ubermitteln (8 9b Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 HGB-E).

Zu Absatz 2

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes kdnnen sich fur Anteilsinhaber und Glaubiger die Modali-
taten des jeweiligen Rechtsschutzregimes andern. Das Inkrafttreten dieses Gesetzes nach
Einleitung eines Umwandlungsverfahrens kann zu Zweifeln hinsichtlich des einschlagigen
Rechtsschutzregimes fuhren. Durch die Bestimmungen des Absatz 2 soll verhindert wer-
den, dass durch etwaige mit Inkrafttreten des Gesetzes verbundene Friktionen die Anteils-
inhaber oder Glaubiger schutzlos gestellt werden. Ebenso soll verhindert werden, dass auf-
grund zeitlicher Friktionen dieselbe Ruge mit mehreren Rechtsbehelfen verfolgt werden
kann.

Satz 1 tragt dem Umstand Rechnung, dass mit Inkrafttreten des Gesetzes gemal
88 14, 15 UmwG-E Anteilsinhaber tbernehmender Rechtstrdger den Zustimmungsbe-
schluss nicht mehr unter dem Gesichtspunkt eines unangemessenen Umtauschverhaltnis-
ses anfechten und ihr Rechtsschutzziel stattdessen im nachgelagerten Spruchverfahren
verfolgen konnen. Fir grenziberschreitende Verschmelzungen kann kinftig entgegen
§ 122h UmwG gegenwartiger Fassung der Zustimmungsbeschluss nicht mehr unter dem
Gesichtspunkt eines unangemessenen Umtauschverhdltnisses angefochten werden. Auch
insoweit ist nun die Geltendmachung eines Ausgleichs durch bare Zuzahlung im nachgela-
gerten Spruchverfahren generell statthafter Rechtsbehelf. Mal3geblicher Zeitpunkt fir den
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Wechsel des Rechtsschutzregimes ist der Zeitpunkt, in dem der Zustimmungsbeschluss
gefasst wird.

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes andern sich auch die Glaubigerschutzbestimmungen bei
grenziberschreitenden Verschmelzungen. Dies betrifft sowohl die Frist als auch die Moda-
litaten der Geltendmachung des Anspruchs auf Sicherheitsleistung (vgl. 8§ 314 UmwG-E).
Gemald Satz 2 finden deshalb die § 307 Absatz 2 Nummer 14, 8 314 und 8§ 316 Ab-
satz 2 UmwG-E erstmals auf grenziiberschreitende Verschmelzungen Anwendung, deren
Verschmelzungsplan nach dem 30. Januar 2023 bekannt gemacht worden ist. Der Zeit-
punkt lasst sich Uber das Datum der Bekanntmachung im Handelsregister nachweisen. Die
Rechtsfolgen sind damit auch fur die beteiligten Glaubiger vorhersehbar.

Zu Nummer 68 (8§ 193 und Weitere)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 69 (8§ 215 und Weitere)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8§ 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Nummer 70 (8§ 225a und Weitere)

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen mit denen keine inhaltlichen Anderungen ver-
bunden sind. Auf die Begriindung zu 8§ 192 (Uberschrift) wird verwiesen.

Zu Artikel 2 (Anderung der Handelsregisterverordnung)

Fur grenziberschreitende Umwandlungen enthélt die GesRRL Vorgaben zum Inhalt der im
Handelsregister vorzunehmenden Eintragungen. Diesbeziiglich und im Hinblick auf die vom
Registergericht auszustellende Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Formwechselbescheini-
gung werden Anpassungen der Handelsregisterverordnung erforderlich. Der Datenaus-
tausch zwischen den Registern und die 6ffentliche Zuganglichmachung der Daten erfolgt
Uber BRIS nach Mal3gabe des Regelwerks der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2021/1042.

Zu Nummer 1 (8§ 9 Absatz 1)

In 8 9 Absatz 1 Satz 1 HRV-E wird Kklargestellt, dass die bei grenziiberschreitenden Um-
wandlungen zu erteilende Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Formwechselbescheinigung
in den Registerordner aufzunehmen ist. Die Bescheinigungen sollen der Einsicht durch je-
dermann zuganglich sein. Die Anderung dient in Verbindung mit § 9b Ab-
satz 1 Satz 1 HGB-E zugleich der Umsetzung von Artikel 86n Absatz 1 zweiter Unterab-
satz, 127a Absatz 1 zweiter Unterabsatz, 160n Absatz 1 zweiter Unterabsatz GesRRL.
Nach diesen Vorschriften muss die Vorabbescheinigung tber BRIS zuganglich sein.

Zu Nummer 2 (8 11 Absatz 2)

8§ 11 Absatz 2 Nummer 8 HRV-E ist neu und dient der Klarstellung. Die Informationen, die
Uber BRIS zuganglich zu machen sind, ergeben sich aus 8§ 9b Absatz 1 HGB-E und der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2021/1042.

Zu Nummer 3 (8 29 Absatz 1 Nummer 2)

Fur die Erteilung von Verschmelzungs-, Spaltungs- und Formwechselbescheinigungen
nach 8 316 Absatz 1 Satz 4, § 329 Satz 4 und 8§ 343 Absatz 1 Satz 4 des Umwandlungs-
gesetzes ist zukinftig der Urkundsbeamte der Geschéftsstelle zustéandig. Die Bescheini-
gung ist mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. Sie wird tber BRIS an
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das auslandische Register Ubermittelt (vgl. Begriindung zu § 9b Absatz 2 Satz 3 Num-
mer 4 HGB-E).

Zu Nummer 4 (§ 46a)

8§ 46a HRV-E ist neu. Die Vorschrift enthalt besondere Bestimmungen fir grenzuberschrei-
tenden Umwandlungen.

Die GesRRL enthalt in Artikel 86p, 130, 160p GesRRL Bestimmungen Uber Eintragungen,
das Register und den zwingenden Inhalt der Eintragung. 8 46a Absatz 1 und 2 HRV-E dient
der Umsetzung dieser Bestimmungen und benennt die in die Registereintragung aufzuneh-
menden Mindestangaben. Soweit Informationen bereits nach anderen Vorschriften Gegen-
stand der Registereintragung sind, dienen die Bestimmungen lediglich der Klarstellung.
Dies trifft etwa auf den Tag der Eintragung zu, der gemal} § 27 Absatz 4 HRV bei jeder
Eintragung anzugeben ist.

8§ 46a Absatz 3 HRV-E dient der Klarstellung. Der Inhalt der Vorabbescheinigung entspricht
dem Inhalt der Eintragung nach § 316 Absatz 1 Satz 2 und 3, § 329 Satz 1 in Verbindung
mit § 316 Absatz 1 Satz 2, § 329 Satz 2 und § 343 Absatz 1 Satz 2 und 3 UmwG, denn die
Verschmelzungsbescheinigung ist die Bescheinigung ber die erfolgte Eintragung.

§ 46a Absatz 4 HRV-E stellt klar, dass nach anderen Vorschriften erforderliche Angaben
von den Absétzen 1 bis 3 unberiihrt bleiben. Dies betrifft sowohl nach der Handelsregister-
verordnung (zum Beispiel die Angaben nach § 43 HRV) als auch nach dem Gesetz erfor-
derliche Eintragungen oder Inhalte derselben (zum Beispiel der nach § 316 Ab-
satz 5 UmwG-E erforderliche Vermerk tber die Wirksamkeit der Verschmelzung).

Zu Artikel 3 (Anderung des Spruchverfahrensgesetzes)

Der Entwurf enthalt Reformvorschlage und Folgeanderungen, die aus den Anderungen im
Umwandlungsgesetz resultieren und somit der Umsetzung der GesRRL dienen. Vielfach
genligen die Bestimmungen des Spruchverfahrensgesetzes bereits den Vorgaben der Ges-
RRL oder einer von der GesRRL gewahrten Mitgliedsstaatenoption. So beansprucht bei-
spielsweise § 13 Satz 2 SpruchG, der die Wirkung der verfahrensbeendenden Gerichtsent-
scheidung erga-omnes fur nicht am Verfahren beteiligte Anteilsinhaber statuiert, im Ein-
klang mit Artikel 126a Absatz 6 zweiter Unterabsatz GesRRL auch im Zusammenhang mit
grenziberschreitenden Umwandlungen Geltung.

Zu Nummer 1 (8 1 Nummer 4 und 5)

Es handelt sich um verfahrensrechtliche Folgednderungen zu den Anderungen des Um-
wandlungsgesetzes. Die Bestimmungen Uber den Anwendungsbereich des Spruchverfah-
rensgesetzes sind entsprechend anzupassen.

Die Anderungen in Nummer 4 betreffen zunéchst die Erweiterung des Anwendungsbe-
reichs auf die Bestimmung der anstelle barer Zuzahlung zusatzlich zu gewdhrenden Aktien
(8 72a UmwG-E). Daneben werden die Anspriiche auf Gewahrung eines Ausgleichs durch
bare Zuzahlung, zusatzliche Aktien und der Anspruch auf angemessene Barabfindung be-
treffend grenziberschreitende Umwandlungen in den Anwendungsbereich des Spruchver-
fahrens einbezogen (88 313, 327, 340 UmwG-E). Fir die Anspriiche auf Gewahrung eines
Ausgleichs durch bare Zuzahlung oder zusatzliche Aktien wird dies durch das Zitat der Ver-
weisvorschriften 8§ 305 Absatz 2 UmwG-E und 8§ 320 Absatz 2 UmwG-E klargestellt (vgl.
Begrindung zu 8 305 Absatz 2 UmwG-E). Das Zitat der Verweisvorschrift § 125 Ab-
satz 1 Satz 1 UmwG dient ebenfalls lediglich der Klarstellung.

Gemal § 6 Absatz 5 SEAG-E soll die Mdglichkeit der Gewéahrung zuséatzlicher Aktien an-
stelle barer Zuzahlung (8 72a UmwG-E) auch im Verfahren der Grindung einer SE durch
Verschmelzung bestehen (vgl. Begriindung zu 8 6 Absatz 5 SEAG-E). Die Durchsetzung
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des Anspruchs im Spruchverfahren wird durch eine Erweiterung des Anwendungsbereichs
gemanl Nummer 5 nachvollzogen.

Zu Nummer 2 (8 2)

Die Bestimmungen betreffend die Gerichtszustandigkeit im Spruchverfahren in
§ 2 SpruchG werden erganzt.

Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Einflgung in Absatz Satz 1 dient der Klarstellung. In Spruchverfahren aus Anlass von
Umwandlungen nach dem Umwandlungsgesetz (8 1 Nummer 4 SpruchG-E) kann sich der
Sitz des Ausgangsrechtstragers oder der Ausgangsrechtsform von dem Sitz des Zielrechts-
tragers oder Zielrechtsform unterscheiden. Ist ein antragstellender Anteilsinhaber als ehe-
maliger Anteilsinhaber eines lbertragenden Rechtstragers antragsberechtigt und ist der
Ubertragende Rechtstrager im Wege der Verschmelzung oder Aufspaltung erloschen, so
bestimmt sich bereits nach gegenwartig zutreffendem Normverstéandnis die ortliche Zustan-
digkeit nach dem Sitz des Ubertragenden Rechtstragers im Zeitpunkt seines Erléschens.
Dies soll durch den Zusatz ,oder hatte* klargestellt werden. Fir die Anteilsinhaber eines
Ubernehmenden oder abspaltenden (vgl. 8 5 Satz 2 SpruchG-E) Rechtstréagers bleibt es bei
der Zustandigkeit des Gerichts, in dessen Bezirk der iibernehmende Rechtstrager bei An-
tragstellung seinen Sitz hat.

Diese Erwagungen finden auch auf Spruchverfahren aus Anlass einer grenziiberschreiten-
den Umwandlung Anwendung. Im Einklang mit Artikel 86i Absatz 5, Artikel 126a Ab-
satz 5, 6 erster Unterabsatz und Artikel 160i Absatz 5, 6 erster Unterabsatz GesRRL sollen
bei grenziiberschreitenden Umwandlungen deutsche Gerichte fir das Spruchverfahren in-
ternational zustandig sein, sofern die an der Umwandlung beteiligte Gesellschaft zum Zeit-
punkt des Vollzugs der Umwandlung dem deutschen Recht unterlegen hatte.

Zu Doppelbuchstabe bb
Absatz 1 Satz 2 und 3 werden ohne inhaltliche Anderungen in Absatz 2 tberfihrt.
Zu Buchstabe b (Abséatze 2 bis 4)

Die Einfligung von Absatz 2 ist redaktioneller Natur, die neuen Abséatze 3 und 4 dienen der
Zustandigkeitskonzentration und damit der Beschleunigung der Spruchverfahren.

Zu Absatz 2

Die bisherigen Satze 2 und 3 des Absatz 1 werden ohne inhaltliche Anderung in Ab-
satz 2 Uberfihrt.

Da gemald 88 14 Absatz 2 und 15 Absatz 2 UmwG-E kunftig auch den Anteilsinhabern
Ubernehmender Rechtstrager die Mdglichkeit der Verfolgung etwaiger Anspriiche auf Aus-
gleich durch bare Zuzahlung oder Gewahrung zusatzlicher Aktien im Spruchverfahren er-
offnet werden soll, besteht fortan grundsatzlich sowohl bei der Verschmelzung durch Neu-
grindung als auch bei Verschmelzung durch beziehungsweise Spaltung zur Aufnahme das
Risiko sich widersprechender Entscheidungen im Spruchverfahren. Die bare Zuzahlung o-
der Gewahrung zuséatzlicher Aktien zugunsten einer Gruppe von Anteilsinhabern beein-
trachtigt notwendigerweise den Wert der Beteiligung anderer Aktion&rsgruppen. Dieses Ri-
siko wird durch Absatz 2 Satz 1 kinftiger Fassung, der Absatz 1 Satz 2 gegenwaértiger Fas-
sung entspricht, beherrscht: Werden von verschiedenen Anteilsinhabern oder Gruppen von
Anteilsinhabern verschiedene, grundsatzlich zustandige, Gerichte angerufen, so ist gemaf
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§ 2 Absatz 1 FamFG das zuerst befasste Gericht ausschlief3lich zustandig. Im pflichtgema-
3en Ermessen sind diese Verfahren gemaf 8 17 Absatz 1 SpruchG i.V.m. 8 20 FamFG re-
gelméfRig zu verbinden, da andernfalls die Gefahr sich widersprechender Entscheidungen
nicht beseitigt werden kénnte. Die Anteilsinhaber verschiedener verschmelzungsbeteiligter
Rechtstrager haben im Grundsatz gegensétzliche Interessen, da die Bestimmung barer Zu-
zahlung zugunsten einer Gruppe von Anteilsinhabern zwangslaufig den Beteiligungswert
der anderen Anteilsinhabergruppen beeinflusst. Die Wahrung der Rechte aller betroffenen
Antragsberechtigten kann deshalb in diesen Fallen grundsatzlich nicht durch einen einzigen
gemeinsamen  Vertreter  sichergestellt  werden, weshalb gemall § 6 Ab-
satz 1 Satz 2 SpruchG fir jede Gruppe von Anteilsinhabern verschiedene gemeinsame
Vertreter zu bestellen sind. Eine ausdrtickliche Klarstellung betreffend die Anwendung der
benannten Vorschriften im Gesetz ist nicht erforderlich

Zu Absatz 3 und Absatz 4

Absatz 3 und 4 dienen der Konzentration gerichtlicher Expertise und damit den tibergeord-
neten Zielen der Verfahrensbeschleunigung und Qualitatssicherung. Gleichzeitig soll die
Ermachtigung der Entlastung der Gerichte dienen. Gegenstand von Spruchverfahren sind
regelmafig Sachverhalte, deren materiell-rechtliche Bewertung die Durchdringung komple-
xer wirtschaftlicher Zusammenhénge und insbesondere die Auseinandersetzung mit spezi-
ellen Rechtsfragen der Unternehmensbewertung verlangt. Die damit einhergehenden
Rechtsfragen zu entscheiden erfordert ein erhéhtes Mafl? an Erfahrung, die durch Speziali-
sierung in Gestalt der Zustandigkeitskonzentration erreicht werden kann.

Sofern am o6rtlich zustandigen Landgericht eine Kammer fiir Handelssachen (8 94 GVG)
gebildet sein sollte, sollte ausschlief3lich diese funktionell zustandig sein. Dies wird in Ab-
satz 3 klargestellt. Gegenstand des Spruchverfahrens sind gemaf § 1 SpruchG die rechtli-
chen Beziehungen zwischen Rechtstragern und den an ihnen beteiligten Anteilsinhabern.
Aus diesen Rechtsbeziehungen resultierende Streitigkeiten (vgl. 8§ 95 Absatz 1 Num-
mer 4 lit. a) GVG) sollten ausschlieflich vor den Kammern fir Handelssachen verhandelt
und entschieden werden. Eine parallele Zustandigkeit der allgemeinen Zivilkammern wére
dem Ziel der Verfahrensbeschleunigung durch Konzentration der Expertise nicht forderlich.
Wird das Verfahren falschlicherweise vor der Zivilkammer zur Verhandlung gebracht, ist es
von Amts wegen an die Kammer fur Handelssachen abzugeben. 8 98 Absatz 3 GVG findet
keine Anwendung.

Eine Ermachtigung der Landesregierungen zur landerinternen Zustéandigkeitskonzentration
in Spruchverfahren enthalt bereits 8§ 71 Absatz 4 GVG gegenwartiger Fassung, soweit die
Zustandigkeitskonzentration der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung dient
(8 71 Absatz 4 Satz 2 GVG). Hiervon haben bereits mehrere Bundeslander Gebrauch ge-
macht.

Vor dem Ziel der Zustandigkeitskonzentration sollte es den Landern ferner méglich sein,
die Zustandigkeit im Spruchverfahren auf bestimmte Gerichte landesuibergreifend zu kon-
zentrieren. Dies kann insbesondere fir bevdlkerungsarmere Bundeslander ein geeignetes
Mittel sein, die gerichtliche Expertise zu konzentrieren. Gemal} Absatz 4 sollen derartige
Vereinbarungen zwischen den Landern zuldssig sein.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 5)

Absatz 2 gegenwartiger Fassung wird ohne inhaltliche Anderung in Absatz 5 tiberfiihrt.

Zu Nummer 3 (8 3 Satz 2)

§ 3 Satz 2 SpruchG wird erganzt. Der neu eingefiigte Satz 2 zweiter Halbsatz ist Folgean-

derung zu den neu eingefugten 88 313, 327, 340 UmwG-E. Da Anteilsinhaber, die das
Barabfindungsangebot angenommen haben, mit Wirksamwerden der grenziberschreiten-
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den Umwandlung ex lege aus der Gesellschaft ausscheiden, waren diese bei Antragstel-
lung nach Wirksamwerden der Umwandlung nicht mehr Anteilsinhaber und damit nach Satz
2 gegenwartiger Fassung an der Verfolgung ihrer Rechte im Spruchverfahren gehindert.
Der neu eingefligte zweite Halbsatz stellt deshalb klar, dass Satz 2 erster Halbsatz in Be-
treff der Bestimmung der Barabfindung bei grenziberschreitenden Umwandlungen keine
Anwendung findet. Antragsberechtigt sind damit auch solche Anteilsinhaber, die das Barab-
findungsangebot angenommen haben und mit Wirksamwerden der grenziiberschreitenden
Umwandlung aus der Gbertragenden Gesellschaft ausgeschieden sind.

Zu Nummer 4 (8 4 Absatz 1)
Zu Buchstabe a (Satz 1)

Absatz 1 Satz 1 wird neu gefasst. 8 4 Absatz 1 Satz 1 SpruchG gegenwartiger Fassung
rekurriert fir den Beginn der Antragsfrist auf den Zeitpunkt, in dem die Eintragung der je-
weiligen StrukturmalRnahme im Handelsregister bekannt gemacht wird. Nach Ab-
satz 1 Satz 1 der Entwurfsfassung soll fiir den Fristbeginn kiinftig an das Wirksamwerden
der StrukturmaRnahme angekniipft werden. Inhaltliche Anderungen sind damit in der Regel
nicht verbunden, da gemaf 8§ 10 Absatz 1 HGB in der Fassung des DiRUG die Eintragung
als mit der erstmaligen Abrufbarkeit im Handelsregister als bekannt gemacht gelten wird
und das Wirksamwerden der in Absatz 1 Satz 1 benannten Strukturmafnahmen die Regis-
tereintragung voraussetzt (vgl. etwa 88 294 Absatz 2 und § 295 Absatz 1 AktG, 327e Ab-
satz 3 AktG, § 320a AktG). Die Formulierung des Absatz 1 Satz 1 gegenwartiger Fassung
bedarf allerdings im Hinblick auf die umwandlungsrechtlichen Mafinahmen (8§ 4 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 SpruchG) der Konkretisierung, da der Vollzug jedes Umwand-
lungsvorgangs mehrere Registereintragungen erfordert und sich diejenige Eintragung, wel-
che die Wirkungen der Umwandlung ausldst, zwischen den verschiedenen Umwandlungs-
arten unterscheidet (vgl. etwa § 20 Absatz 1 UmwG und § 131 Absatz 1 UmwG). Auch in-
soweit unterscheidet sich der Fristbeginn gemaf Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Entwurfs
nicht von der gegenwartigen Fassung. Zu sachgerechten Ergebnissen fiihrt die Ankniipfung
an das Wirksamwerden der Strukturmafinahme schlief3lich fur Vorgdnge mit grenziber-
schreitendem Bezug, wozu grenziiberschreitende Umwandlungen, die Grindung oder Sitz-
verlegung einer SE und die Grindung einer Europaischen Genossenschaft (Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 6) zahlen. Hier bestimmt sich der Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens mitunter nach auslandischem Recht, das fur den Zeitpunkt des Wirksamwerdens nicht
zwangslaufig die Eintragung im betreffenden Rechtstragerregister bestimmen muss. Mal3-
geblich fir den Fristbeginn ist damit stets der ma3nahmenspezifische Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens.

Zu Buchstabe b (Satz 2)

Die Anderung von Absatz 1 Satz 2 ist Folgeanderung zur Uberfiihrung von § 2 Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 SpruchG in 8 2 Absatz 2 SpruchG-E

Zu Buchstabe c (Satz 3)

Satz 3 ist neu. Im Lichte des Satz 2 ist umstritten, ob die Antragsfrist auch dann gewahrt
ist, wenn der Antrag innerhalb der Antragsfrist bei einem unzustandigen Gericht eingereicht
wird und erst nach Ablauf der Frist bei dem nach § 2 zustandigen Gericht eingeht (dagegen
OLG Frankfurt a.M. NZG 2006, 272; NZG 2009, 1225, OLG Minchen NZG 2010, 306
(307); OLG Dusseldorf AG 2016, 504 (505); dafur LG Stuttgart, Beschluss vom 29. Juni
2011 — 31 O 179/08 KfH AktG —, Rn. 25, juris). In Satz 3 wird nun klargestellt, dass die
Antragsfrist auch dann gewahrt wird, wenn der Antrag innerhalb der Frist bei einem sachlich
oder ortlich unzustéandigen Gericht eingereicht und anschlieRend an das nach § 2 zustan-
dige Gericht verwiesen wird (8 3 Absatz 1 FamFG). Die Verfahrenseinheit bleibt bei Ver-
weisung nach § 3 FamFG gewabhrt, die bisherigen Verfahrenshandlungen wirken nach Ver-
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weisung fort (zur Rechtslage vor Inkrafttreten des Spruchverfahrensgesetzes unter analo-
ger Anwendung von 8§ 281 ZPO bereits BGH, Beschluss vom 13. Marz 2006 — 11 ZB 26/04 —
, BGHZ 166, 329-336, Rn. 10, 13). Satz 3 schliel3t die Fristwahrung in anderen Fallen der
Unzustandigkeit nicht aus. Diese bestimmt sich nach den jeweils anwendbaren Vorschriften
(zum Beispiel § 17a Absatz 2 GVG oder § 102 GVG).

Zu Nummer 5 (8 5)

8 5 SpruchG wird um einen neuen Satz 2 erganzt. Die Erganzung ist Folge&dnderung zu
§ 125 Absatz 1 Satz 3 UmwG-E, auf dessen Begriindung verwiesen wird.

Zu Nummer 6 (8 5a)

Nach gegenwartiger Rechtslage (vgl. 8 17 Absatz 1 SpruchG i.V.m. 8 10 Absatz 1 FamFG)
kénnen die Beteiligten das Spruchverfahren ohne anwaltliche Vertretung betreiben.
§ 5a SpruchG-E statuiert das Erfordernis anwaltlicher Vertretung im Spruchverfahren. Die
gegenwartige Rechtslage wird von Seiten der Praxis zu Recht kritisiert. In Anbetracht der
Komplexitat der verfahrensgegenstandlichen Rechts- und Bewertungsfragen ist die Erfor-
derlichkeit anwaltlicher Vertretung im Spruchverfahren zweckmafig. Ferner fihrt die Betei-
ligung unvertretener Aktionare in der Praxis mitunter zu Schwierigkeiten bei der Zustellung
von Schriftsatzen und zu Verzdgerungen aufgrund nicht abgegebener Prozesserklarungen.
Durch anwaltliche Vertretung im Spruchverfahren sind eine Steigerung der Qualitat der Pro-
zessfuihrung und ein zigigerer Prozessverlauf zu erwarten. Das Erfordernis anwaltlicher
Vertretung schafft Koharenz mit den Vertretungsbestimmungen des Zivilprozesses gemaf
§ 78 Absatz 1 ZPO. Gemal} Satz 1 missen sich die Beteiligten im Spruchverfahren sowohl
in der Eingangsinstanz vor dem Landgericht (vgl. 8§ 2 Absatz 1 Satz 1 SpruchG) als auch in
der Beschwerdeinstanz vor dem Oberlandesgericht (vgl. 8 119 Absatz 1 Nummer 2 GVG)
oder einem Obersten Landgericht (vgl. 8 12 Absatz 2 SpruchG) durch einen Rechtsanwalt
vertreten lassen. Gemafd Satz 2 missen sich die Beteiligten vor dem Bundesgerichtshof
durch einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen, was im
Grundsatz der gegenwartigen Rechtslage entspricht (vgl. 8 17 Absatz 1 SpruchG in Ver-
bindung mit 8 10 Absatz 4 FamFG). Satz 3 stellt klar, dass sich der gemeinsame Vertreter,
der geman den § 6 Absatz 1 Satz 1 SpruchG-E, § 6a Satz 1 SpruchG-E,
8§ 6b Satz 1 SpruchG-E, § 6¢ Absatz 1 Satz 1 SpruchG-E selbst als Rechtsanwalt zugelas-
sen sein muss, in Verfahren vor den Landgerichten, Oberlandesgerichten und Obersten
Landesgerichten nicht zusatzlich durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen muss.

Zu Nummer 7 (8 6 Absatz 1)
Zu Buchstabe a (Satz 1)

Wird mit § 5a SpruchG-E das Erfordernis anwaltlicher Vertretung eingefiihrt, sollte gemaf}
8 6 Absatz 1 Satz 1 SpruchG-E auch ein gemeinsamer Vertreter, der die Interessen meh-
rerer Antragsberechtigten vertritt, zugelassener Rechtsanwalt sein. Andernfalls misste sich
ein gemeinsamer Vertreter als formell Beteiligter gemaf § 5a SpruchG-E anwaltlich vertre-
ten lassen. Damit ware ein zuséatzlicher finanzieller Aufwand verbunden, der sich fir die
Eingangs- und die Beschwerdeinstanz vermeiden lasst, wenn die Zulassung als Rechtsan-
walt Voraussetzung der Bestellung als gemeinsamer Vertreter ist. Der gemeinsame Vertre-
ter kann bereits nach gegenwartiger Rechtslage in entsprechender Anwendung des
Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes den Ersatz seiner Auslagen und eine Vergitung fir
seine Tatigkeit verlangen (vgl. § 6 Absatz 2 SpruchG); insoweit ist keine Anderung veran-
lasst.

Eine Gefahr widerstreitender Interessen, die die Bestellung mehrerer gemeinsamer Vertre-
ter gemal 8§ 6 Absatz 1 Satz 2 SpruchG erforderlich macht, kann nach gegenwartiger
Rechtslage bei der Bestimmung barer Zuzahlung bei Verschmelzungen durch Neugrin-
dung vorliegen. Kiinftig wird ein die Bestellung mehrerer gemeinsamer Vertreter regelma-
Big in Fallen der Bestimmung barer Zuzahlung oder zusatzlich zu gewahrender Aktien bei
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Verschmelzung durch Aufnahme oder Neugriindung sowie bei Spaltungen zur Aufnahme
vorliegen (vgl. Begriindung zu § 2 Absatz 2 SpruchG-E).

Zu Buchstabe b (Satz 5)

Die Einfigung in 8 6 Absatz 1 Satz 5 SpruchG-E ist Folgeanderung zur Offnung des Spruch-
verfahrens fur Anteilsinhaber Gibernehmender Rechtstrager (vgl. 88 14, 15 UmwG-E).

Zu Nummer 8 (8§ 6a Satz 1)

Die Anderung ist Folgeanderung zu 8§ 1 Nummer 4 SpruchG-E und § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 SpruchG-E.

Zu Nummer 9 (8§ 6b Satz 1)

Die Anderung ist Folgeanderung zu § 6 Absatz 1 Satz 1 SpruchG-E.
Zu Nummer 10 (8§ 6¢)

Zu § 6¢ (Grenzuberschreitende Umwandlungen)

§ 6¢ SpruchG wird geéndert. Die Bestimmungen Uber den gemeinsamen Vertreter sollen
gemal Absatz 1 auf alle Arten grenziberschreitender Umwandlung Anwendung finden.
Gemald Absatz 2 werden erganzende Bestimmungen zur gerichtlichen Zusammenarbeit
eingefihrt.

Zu Absatz 1

Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. Die inhaltlichen Anderungen sind Folge&dnderungen
zur Erweiterung des Anwendungsbereichs des Spruchverfahrens (vgl. 8 1 Num-
mer 4 SpruchG-E).

Zu Absatz 2

Gemal’ Artikel 126a Absatz 6 erster Unterabsatz Satz 2 der GesRRL ist fir den Antrag auf
Bestimmung barer Zuzahlung oder der zusatzlich zu gewahrenden Aktien das Gericht des
Mitgliedsstaates, dessen Recht die jeweilige Ubertragende oder Ubernehmende Gesell-
schaft unterliegt, zustandig. In dieser Divergenz internationaler Zustandigkeit fiir sachlich
zusammenhangende Verfahren ist die Gefahr sich widersprechender Entscheidungen bei
grenzuberschreitenden Verschmelzungen angelegt. Bei Verschmelzungen unter Betelli-
gung inlandischer Rechtstrager durch 8 2 Absatz 2 Satz 1 SpruchG-E kdnnen widerspre-
chende Entscheidungen durch Verbindung der Verfahren verhindert werden (vgl. Begrin-
dung zu 8 2 Absatz 2 SpruchG-E). Die Gefahr widersprechender Entscheidungen realisiert
sich, wenn verschiedene Gerichte ihren Entscheidungen verschiedene Bewertungen der
beteiligten Unternehmen zugrunde legen. Da eine Zustandigkeitskonzentration bei grenz-
Uberschreitenden  Umwandlungen gemall  Artikel 126a Absatz 6 erster  Unterab-
satz Satz 2 GesRRL nicht erreicht werden kann, sollte das zusténdige inlandische Gericht
zumindest mit zustandigen ausléndischen Gerichten zusammenarbeiten und Informationen
austauschen durfen. Absatz 2 stellt klar, dass die inlandischen Gerichte erméachtigt und an-
gehalten sind, die Gefahr sich widersprechender Entscheidungen soweit mdglich durch
enge Zusammenarbeit mit den zustandigen auslandischen Stellen zu verhindern oder zu-
mindest zu begrenzen. Dem Zweck dienlich kénnen insbesondere der in Satz 2 genannte
gemeinsame Informationsaustausch (Nummer 1) und die Beweismittelkonzentration hin-
sichtlich des Sachverstandigen (Nummer 2) sein.
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Zu Nummer 11 (8 10a)
Zu 8§ 10a (Gewéhrung zusatzlicher Aktien)

§ 10a SpruchG-E ist neu. Gemal § 72a UmwG-E kann eine im Rahmen einer Verschmel-
zung oder Spaltung tbernehmende oder neue Aktiengesellschaft im Umwandlungsvertrag
erklaren, dass anstelle eines Ausgleichs durch bare Zuzahlung gemald § 15 Ab-
satz 1 Satz 1 UmwG zusatzliche Aktien gewahrt werden. § 10a SpruchG-E regelt die pro-
zessuale Durchsetzung der Anspriiche nach 8 72a UmwG.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Nummer 1 bestimmt den Inhalt der gerichtlichen Entscheidung, wenn gemaf
§ 72a Absatz 1 UmwG-E die Gewahrung zusatzlicher Aktien erklart wurde. Die anspruchs-
berechtigten Aktionare sind dabei so zu stellen, wie sie unter Zugrundelegung eines von
Beginn an angemessenen Umtauschverhéltnisses gestanden hatten. Unter Zugrundele-
gung des urspringlich angemessenen Umtauschverhéaltnisses hat das Gericht deshalb den
zusatzlich zu gewéahrenden Nennbetrag, bei Stlickaktien die Zahl der zusatzlich zu gewéh-
renden Aktien zu bestimmen (Nummer 1 lit. a)). Das Gericht hat im Rahmen dieser Ent-
scheidung stets Veranderungen durch nachtragliche Umwandlungsmaf3nahmen (8 72a Ab-
satz 1 Satz 2 UmwG-E) sowie Kapitalerhbhungen aus Gesellschaftsmitteln und Kapitalher-
absetzungen (8§ 72a Absatz 2 Satz 1 UmwG-E) zu berlcksichtigen (vgl. Begriindung zu
§ 72 a UmwG-E). Ferner hat das Gericht von Amts wegen stets den Geldbetrag zu bestim-
men, der die BezugsgrofRe fur den Zinsanspruch gemalR § 72a Absatz 6 Satz 1 Num-
mer 1 UmwG-E darstellt (Nummer 1 lit. b)). Auch insoweit ist das von Beginn an angemes-
sene Umtauschverhéltnis zugrunde zu legen.

Absatz 1 Nummer 2 bestimmt den Umfang der Entscheidung, wenn ein Fall von § 72a Ab-
satz 2 Satz 2 UmwG vorliegt. Wurde den anspruchsberechtigten Aktionaren aufgrund eines
unangemessenen Umtauschverhaltnisses ein Bezugsrecht nicht oder nicht in ausreichen-
der HOhe eingeraumt, hat das Gericht die H6he des nachtréglich einzuraumenden Bezugs-
rechts gemar Absatz 1 Nummer 2 zu bestimmen. Die Ausiibung des Bezugsrechts durch
die anspruchsberechtigten Aktionére richtet sich nach § 72a Absatz 2 Satz 3 UmwG-E.

Soweit gemall § 72a Absatz 3 UmwG-E keine zusatzlichen Aktien, sondern Ausgleich
durch bare Zuzahlung zu gewahren ist, hat das Gericht gemafR3 Absatz 1 Nummer 3 die
Hohe der baren Zuzahlung zu bestimmen.

Soweit gemaR § 72a Absatz 4 und 5 UmwG-E eine Entschadigung in Geld zu leisten ist, ist
gemal Absatz 1 Nummer 4 deren Hohe vom Gericht zu bestimmen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die prozessuale Umsetzung von Fallen des § 72a Ab-
satz 1 Satz 2 UmwG-E, in denen Strukturverdnderungen aufgrund eines nachgelagerten
Umwandlungsvorgangs dazu fuhren, dass die Gewahrung zusétzlicher Aktien an der tber-
nehmenden Aktiengesellschaft nicht mehr moglich oder ausreichend ist. Antragsgegner
sind gemal Absatz 2 Satz 2 die Gesellschaft beziehungsweise die Gesellschaften, auf die
die Pflicht zur Gewahrung zusétzlicher Aktien im Wege der Gesamtrechtsnachfolge tber-
gegangen ist. Bei einer nachgelagerten Abspaltung bleibt die tibernehmende Aktiengesell-
schaft daneben anteilig zur Gewahrung zuséatzlicher Aktien verpflichtet. Im Falle eines
Formwechsels bleibt die Verbindlichkeit der Gesellschaft neuer Rechtsform zugeordnet. Die
Zahl der an der tbernehmenden Gesellschaft der nachgelagerten Umwandlung zusatzlich
zu gewahrenden Aktien ist gemal Absatz 2 Satz 1 unter Zugrundelegung des von Beginn
an angemessenen Umtauschverhaltnisses und unter Berlcksichtigung des Umtauschver-
haltnisses der nachgelagerten Umwandlung zu ermitteln.
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Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Klarstellung. Die Abséatze 1 und 2 gelten entsprechend fir die in
§ 248a UmwG geregelte Gewahrung zusatzlicher Aktien im Rahmen eines Formwechsels
in eine Aktiengesellschaft oder eine Kommanditgesellschaft auf Aktien.

Zu Nummer 12 (8 11 Absatz 4 Satz 1)

Die Neufassung von § 11 Absatz 4 Satz 1 dient der Klarstellung: Der in Satz 1 geregelte
Schriftsatzvergleich ist der Vorschrift des § 278 Absatz 6 Satz 1 ZPO in der Fassung vom
27. Juli 2001 entlehnt. Die zwischenzeitlichen Anderungen der Vorschrift, das Vorschlags-
recht der Parteien und die Méglichkeit der Annahme des Vergleichs zu Protokoll der miind-
lichen Verhandlung gegentiber dem Gericht, wurden in Satz 1 nicht ausdriicklich tibernom-
men. Die Praktikabilitdt der Bestimmungen des § 278 Absatz 6 Satz 1 ZPO aktueller Fas-
sung ist auch fur das Spruchverfahren anzunehmen. Deshalb sollte zur Klarstellung der
Wortlaut aktueller Fassung ausdriicklich in Satz 1 ibernommen werden.

Zu Nummer 13 (§ 11a)

§ 11a SpruchG-E ist neu. Die Vorschrift dient der Prozessékonomie. Sie stellt klar, dass
das Gericht im Rahmen einer Schatzung der angemessenen Kompensation als Indiz auch
den Umstand beriicksichtigen darf, dass der Antragsgegner, der gemeinsame Vertreter so-
wie eine weit Uberwiegende Mehrheit der Antragsteller eine Kompensation in einer be-
stimmten Hohe akzeptieren. Die Vorschrift soll das Gericht in die Lage versetzen, das Ver-
fahren mit vertretbarem Aufwand abzuschlie3en, wenn ein das Verfahren beendender Ver-
gleich an der Zustimmung einzelner Antragsteller scheitert. Der in Rechtsprechung und Li-
teratur geflihrte Streit um die Frage, ob eine sogenannte ,mehrheitskonsensuale Schat-
zung“ nach geltendem Recht zulassig ist, soll durch eine ausdriickliche Regelung entschie-
den werden. Im Ubrigen bleiben die fiir jede gerichtliche Schatzung geltenden Grundsatze
unberdhrt.

Zu Nummer 14 (8 12 Absatz 1)
§ 12 Absatz 1 SpruchG wird neu gefasst.

§ 12 Absatz 1 Satz 2 SpruchG gegenwartiger Fassung wird geandert. Die Beschwerde kann
weiterhin nur durch eine von einem Rechtsanwalt unterschriebene Beschwerdeschrift ein-
gelegt werden. Da gemaR § 5a SpruchG-E im Spruchverfahren und damit auch im Rahmen
der Beschwerde anwaltliche Vertretung erforderlich ist, bedarf dies keiner ausdricklichen
Regelung mehr. Ferner soll gemald Absatz 1 Satz 2 der Entwurfsfassung das Abhilfever-
fahren als Teil des Beschwerdeverfahrens aufgegeben werden. GemalR § 17 Ab-
satz 1 SpruchG i.V.m. § 68 Absatz 1 FamFG ist nach gegenwartiger Rechtslage das Ge-
richt, dessen Entscheidung im Spruchverfahren angefochten wird, zur Abhilfe befugt. Die-
ses Abhilfeverfahren hat sich fur die Spruchverfahrenspraxis nicht bewahrt. Da das in erster
Instanz zustandige Landgericht bereits eine intensive Sachverhaltsaufklarung vorgenom-
men hat, erscheinen Félle, in denen das Gericht aus Anlass der eingelegten Beschwerde
seine eigene Entscheidung aufhebt, nur schwer vorstellbar. In der Praxis fihrt die erneute
Prufung und Vorlage zu zusatzlichen Verfahrensverzogerungen. Fortan soll deshalb die
Beschwerde unmittelbar beim Beschwerdegericht eingelegt und von diesem gepruft wer-
den.

Gemal Absatz 1 Satz 3 soll die Beschwerde kiinftig zu begriinden sein. Das Begriindungs-
erfordernis dient der Qualitétssicherung. Da der verfahrenseinleitende Antrag gemaRi
8 4 Absatz 2 SpruchG zu begrinden ist, ist auch ein Erfordernis der Begrindung der Be-
schwerdefrist konsequent. Die Pflicht der Begrindung geht der gegenwartig anwendbaren
»o0ll“-Bestimmung (8 17 Absatz 1 SpruchG i.V.m. § 65 Absatz 1 FamFG) als speziellere
Vorschrift vor.
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Zu Nummer 15 (8§ 13 Satz 3)

Der neu angefiigte Satz 3 stellt klar, dass die in 8 13 Satz 2 SpruchG angeordnete Wirkung
der gerichtlichen Entscheidung ,fir und gegen alle® einen zuvor wirksam abgeschlossenen
aul3ergerichtlichen Teilvergleich unberihrt lasst. Dies soll insbesondere auch fur den Fall
gelten, dass der aul3ergerichtliche Teilvergleich vom gemeinsamen Vertreter mit Wirkung
fur und gegen die nicht verfahrensbeteiligten Anteilsinhaber abgeschlossen wurde. Dass
der gemeinsame Vertreter einen solchen (Teil-)Vergleich mit Wirkung fur und gegen die
nicht verfahrensbeteiligten Anteilsinhaber abschlieRen kann, folgt aus seiner Stellung als
gesetzlicher Vertreter nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 SpruchG. Ob ein solcher Teil-
vergleich auch gegentber einer spater ergehenden gerichtlichen Entscheidung Bestand hat
oder ob die in 8 13 Satz 2 SpruchG angeordnete Wirkung ,fir und gegen alle“ auch einen
zuvor abgeschlossenen Teilvergleich des gesetzlichen Vertreters verdrangt, ist nach ge-
genwartiger Rechtslage umstritten. Der neue Satz 3 beantwortet diese Frage im erstge-
nannten Sinne.

Die Vorschrift dient dazu, eine gutliche Beilegung des Spruchverfahrens zu férdern. Der
Abschluss von verbindlichen Teilvergleichen ermdglicht dem Antragsgegner, sein weiteres
Verfahrensrisiko abzuschichten. Insbesondere ein Vergleich mit Zustimmung des gemein-
samen Vertreters entlastet den Antragsgegner von dem Risiko, dass das Gericht spater
eine hohere als die ausgehandelte Kompensation fir alle nicht beteiligten Anteilsinhaber
festsetzt.

Zu Nummer 16 (8§ 16)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Erweiterung des Anwendungsbereichs des
Spruchverfahrens (vgl. 8§ 1 Nummer 4 und 5 SpruchG-E).

Zu Nummer 17 (8§ 17 Absatz 3)

Der neu angefiigte § 17 Absatz 3 SpruchG-E enthélt eine Ubergangsvorschrift. Anderun-
gen dieses Gesetzes sollen keine Anwendung auf Spruchverfahren finden, die bereits vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet worden sind. Absatz 3 bestimmt deshalb, dass die
Anderungen der Verfahrensbestimmungen erstmals auf Spruchverfahren Anwendung fin-
den, fur die ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung ab dem 31. Januar 2023 gestellt
wurde.

Zu Artikel 4 (Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)

Die Anderung in § 388 Absatz 1 FamFG ist redaktionelle Folgeanderung zur Uberfiihrung
der 88 313 ff. UmwG gegenwartiger Fassung.

Zu Artikel 5 (Anderung der Handelsregistergebiihrenverordnung)

Nach den 88 323 und 336 UmwG-E, jeweils in Verbindung mit 8 308 Absatz 1 UmwG-E,
werden kunftig werden neben Verschmelzungsplanen auch Spaltungs- und Formwechsel-
plane zum Register einzureichen sein. Die Anderung der Handelsregistergebiihrenverord-
nung ist insoweit Folgednderung. Dementsprechend soll die Gebiihr nach Nummer 5006
des Gebuhrenverzeichnisses zur Handelsregistergebihrenverordnung in allen Fallen ent-
stehen, in denen das Registergericht Vertrage, Plane oder entsprechende Entwiirfe nach
dem Umwandlungsgesetz entgegen zu nehmen hat.

Zu Artikel 6 (Anderung des Handelsgesetzbuchs)

Die GesRRL enthélt Bestimmungen dartber, welche Gegenstéande Uber BRIS 6ffentlich zu-
ganglich zu machen und zwischen den verschiedenen zustandigen Stellen zu Ubermitteln
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sind. Die Vorgaben der Richtlinie machen Anpassungen im Handelsgesetzbuch erforder-
lich. Die Durchfuhrungsverordnung (EU) 2021/1042 enthalt schlief3lich unmittelbar anwend-
bare Bestimmungen Uber die im Detail zu Gbermittelnden Daten. Soweit ein Austausch tber
BRIS fur die grenziberschreitende Spaltung zur Aufnahme, die vom Anwendungsbereich
der Durchfuihrungsverordnung nicht erfasst ist, nicht moglich ist, sind die zu Gbermittelnden
Informationen im Wege elektronischer Kommunikation unmittelbar zwischen den zustandi-
gen Stellen zu Gbermitteln.

Zu Nummer 1 (Absatz 1)
Zu Buchstabe a (Satz 1)

Die Anderung von Absatz 1 dient der Umsetzung der Vorgaben der GesRRL. Zur besseren
Ubersicht werden die Uber das Europaische Justizportal zuganglichen Informationen und
Unterlagen numerisch dargestellt.

Gemal § 9b Absatz 1 Satzl HGB gegenwartiger Fassung sind bereits heute Registerein-
tragungen von Kapitalgesellschaften und zum Handelsregister eingereichte Dokumente
Uber das Europaische Justizportal zuganglich zu machen. Damit sind auch die in Arti-
kel 86p Absatz 2, Artikel 130 Absatz 2 und Artikel 160p Absatz 2 der GesRRL genannten
Mindestangaben Uber BRIS o6ffentlich zuganglich. GemanR Artikel 86g, 123, 160g GesRRL
missen die im Rahmen der Pflicht zur Bekanntmachung des Umwandlungsplans offenge-
legten Unterlagen auch Uber BRIS zugéanglich sein. Fir den Umwandlungsplan selbst ge-
nagt dieser Pflicht wiederum § 9b Absatz 1 Satz 1 HGB gegenwartiger Fassung, da die
zum Handelsregister eingereichten Dokumente Uber das Europaische Justizportal zugang-
lich sind. Die nach Artikel 86g Absatz 1 erster Unterabsatz lit. b) GesRRL, 123 Ab-
satz 1 erster Unterabsatz lit. b) GesRRL und 160g Absatz 1 erster Unterabsatz lit. b) Ges-
RRL vorzunehmende Bekanntmachung Uber das Recht zur Ubermittiung von Bemerkun-
gen (8 308 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 UmwG-E (i.V.m. 88 323, 336 UmwG-E)) ist vom Re-
gelungsgehalt des § 9b Absatz 1 Satz 1 HGB gegenwartiger Fassung nicht erfasst. Bei die-
ser Bekanntmachung nach 8§ 308 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 UmwG-E handelt es sich um
eine Registerbekanntmachung im Sinne von § 10 Absatz 3 HGB. Es bestimmt deshalb
8§ 9b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 HGB-E, dass kinftig auch Registerbekanntmachungen
von Kapitalgesellschaften tUber das Europaische Justizportal zugénglich zu machen sind.
Ferner bestimmt die GesRRL in Artikel 86n Absatz 1 zweiter Unterabsatz, Artikel 127a Ab-
satz 1 zweiter Unterabsatz, Artikel 160n Absatz 1 zweiter Unterabsatz, dass die Ver-
schmelzungs-, Spaltungs- und Formwechselbescheinigungen Uber BRIS 6ffentlich zugang-
lich zu machen sind. Da die Bescheinigungen nicht zum Register einzureichen sind, son-
dern als gerichtliche Entscheidungen vom Registergericht ausgestellt werden, bestimmt
8§ 9b Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 HGB-E, dass auch sie Uber das Europaische Justizportal
zuganglich zu machen sind. Nach 8 9 Absatz 1 Satz 1 HRV-E werden die Bescheinigungen
in den Registerordner aufgenommen.

Zu Buchstabe b (Satz 2)

Der neu eingefugte Satz 3 dient der Klarstellung. Die Zugénglichmachung der Informatio-
nen und Unterlagen Uber BRIS bestimmt sich unmittelbar nach der Durchfiihrungsverord-
nung (EU) 2021/1042.

Zu Nummer 2 (Absatz 2)

8 9b Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 HGB wird um die nach MalRgabe der GesRRL zwischen
den jeweils zustdndigen Registerstellen der Mitgliedsstaaten Uber BRIS zu tGbermittelnden
Informationen und Unterlagen erweitert. Dies sind die gemal Artikel 86n Absatz 1 ers-
ter Unterabsatz, Artikel 127a Absatz 1 erster Unterabsatz, Artikel 160n Absatz 1 erster Un-
terabsatz GesRRL zu Ubermittelnden Vorabbescheinigungen, die Mitteilung des Wirksam-
werdens der grenziiberschreitenden Umwandlung gemaf3 Artikel 86p Absatz 3 Satz 1, Ar-
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tikel 130 Absatz 3 Satz 1 und Artikel 160p Absatz 4 GesRRL, und die Mitteilung der Eintra-
gung der neuen Gesellschaft bei grenziiberschreitender Spaltung zur Neugriindung geman
Artikel 160p Absatz 3 Satz 1 GesRRL beziehungsweise der Eintragung einer grenziber-
schreitenden Spaltung im Register der Gibernehmenden Gesellschaft bei Spaltung zur Auf-
nahme.

In § 9b Absatz 2 Satz 4 HGB-E wird klargestellt, dass die Ubermittlung der Informationen
und Unterlagen nach Mal3gabe der Bestimmungen der Durchfuhrungsverordnung
(EU) 2021/1042 erfolgt.

Zu Artikel 7 (Anderung des Aktiengesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 71 Absatz 1 Nummer 3)

Der Erwerb eigener Anteile ist nach 8§ 71 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 AktG gegenwartiger
Fassung unter anderem fiir Abfindungsleistungen nach dem Umwandlungsgesetz zulassig.
In§ 71 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 AktG-E wird klargestellt, dass der Erwerb eigener Aktien
fortan auch fir die neu eingefiuihrten Abfindungstatbestande bei grenziiberschreitenden
Umwandlungen zulassig ist.

Zu Nummer 2 (8 76 Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe d)

Die Anderung ist redaktionelle Folgeanderung zur Uberfilhrung der 8§ 313 ff. UmwG ge-
genwartiger Fassung.

Zu Artikel 8 (Anderung des SE-Ausfiihrungsgesetzes)

Die Anderungen im Umwandlungsgesetz machen Anpassungen im SE-Ausfiihrungsgesetz
erforderlich. Soweit die im Umwandlungsgesetz vorgenommenen Anderungen auch im Hin-
blick auf das Verfahren zur Griindung einer SE sachgerecht und mit der Verordnung (EG)
Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 Uber das Statut der Europaischen Gesell-
schaft (SE) (nachstehend ,SE-Verordnung®) vereinbar sind, sollten die Anderungen im SE-
Ausflihrungsgesetz entsprechend nachvollzogen werden.

Zu Nummer 1 (8 6)
Zu Buchstabe a (Absatz 1 und 2) und Buchstabe b (Absatz 4 Satz 1)

Entsprechend den Anderungen in 88 14, 15 UmwG-E soll der Ausschluss der suspendie-
renden Beschlussanfechtung in Verbindung mit der Kompensation durch einen Anspruch
auf Ausgleich durch bare Zuzahlung auf das Verfahren der Griindung einer SE durch Ver-
schmelzung durch Aufnahme (Artikel 17 Absatz 2 lit. a) SE-Verordnung) ubertragen wer-
den. Die Beschrankung des Anwendungsbereichs des § 6 SEAG auf Ubertragende Gesell-
schaften soll daher fortan gemal3 § 6 Absatz 1, 2 und 4 SEAG-E aufgehoben werden. Arti-
kel 25 Absatz 3 Satz 1 SE-Verordnung findet Anwendung auf ,sich verschmelzende Ge-
sellschaften®, eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs des § 6 SEAG ist daher mit der
SE-Verordnung vereinbar.

Zu Buchstabe c (Absatz 5)

Gemal dem neu angefligten Absatz 5 soll die Mdglichkeit der Gewahrung zusatzlicher Ak-
tien anstelle barer Zuzahlung (8 72a UmwG-E) fortan auch im Verfahren der Griindung ei-
ner SE durch Verschmelzung (Artikel 2 Absatz 1 i.V.m. Artikel 17 SE-Verordnung) méglich
sein. Die SE-Verordnung regelt die Modalitaten des Verfahrens zur Kontrolle und Anderung
des Umtauschverhaltnisses nicht (vgl. Artikel 25 Absatz 3 Satz 1 SE-Verordnung), wes-
halb auch die Moglichkeit der Gewahrung zuséatzlicher Aktien mit Unionsrecht vereinbar ist.
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Die Gewahrung zusatzlicher Aktien ersetzt den Anspruch auf Ausgleich durch bare Zuzah-
lung. Die weiteren Voraussetzungen der Absétze 1, 2 und 4, insbesondere die Vorausset-
zungen von Artikel 25 Absatz 3 Satz 1 SE-Verordnung, mussen deshalb erfillt sein.

Zu Nummer 2 (8 7)
Zu Buchstabe a (Absatz 3)

Die Anderung von Absatz 3 ist ausschlieBlich redaktioneller Natur. Absatz 3 entspricht
8 30 Absatz 2 UmwG, auf den kinftig verwiesen werden soll.

Zu Buchstabe b (Absatz 6)

Die Anderung in Absatz 6 entspricht der Anderung des § 33 UmwG. Die Erleichterung an-
derweitiger Verauf3erung soll kunftig nur noch innerhalb der origindren Annahmefrist des
Absatz 4 Satz 1 mdglich sein. Zur Begrindung wird auf § 33 UmwG-E verwiesen.

Zu Nummer 3 (8 24)

Der in § 24 Absatz 3 eingefligte Verweis auf § 76 Absatz 4 und § 111 Absatz 5 des Aktien-
gesetzes bringt eine redaktionelle Klarstellung. Die in den Vorschriften des Aktiengesetzes
enthaltenen Verpflichtungen zur Festlegung von Zielgréf3en im Vorstand, Aufsichtsrat und
in den beiden Fuhrungsebenen unterhalb des Vorstands borsennotierter oder mitbestimm-
ter Aktiengesellschaften gelten auch fur monistisch verfasste Europaische Aktiengesell-
schaften. Die Klarstellung ist geboten, weil nicht mit der gebotenen Rechtssicherheit fest-
steht, ob diese Verpflichtungen von der Vorschrift des § 22 Absatz 6 SEAG erfasst sind
oder dem generellen Anwendungsausschluss der 88 76 bis 116 des Aktiengesetzes nach
§ 20 SEAG unterliegen.

Zu Nummer 3 (8 53)

Die Anderung ist redaktionelle Folgeanderung zur Uberfiihrung der 8§ 313 ff. UmwG ge-
genwartiger Fassung.

Zu Artikel 9 (Anderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit
beschréankter Haftung)

Durch die Anderungen des Umwandlungsgesetzes werden Folgeanderungen im GmbH-
Gesetz erforderlich.

Zu Nummer 1 (8 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe d)

Die Anderung ist redaktionelle Folgeanderung zur Uberfilhrung der 8§ 313 ff. UmwG ge-
genwartiger Fassung.

Zu Nummer 2 (8 33 Absatz 3)

Der Erwerb eigener Anteile ist nach § 33 Absatz 3 GmbHG gegenwartiger Fassung fur Ab-
findungsleistungen nach dem Umwandlungsgesetz zulassig. In § 33 Absatz 3 GmbHG wird
klargestellt, dass der Erwerb eigener Anteile fortan auch fir die neu eingefiihrten Abfin-
dungstatbestande bei grenziberschreitenden Umwandlungen zuléssig ist.

Zu Artikel 10 (Anderung des SCE-Ausfiihrungsgesetzes)

Die Anderung ist redaktionelle Folgeanderung zur Uberfilhrung der 8§ 313 ff. UmwG ge-
genwartiger Fassung.
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Zu Artikel 11 (Anderung des Stabilisierungsfondsgesetzes)

Die Ande_r_ung in § 8a Absatz 8 Satz 1 Nummer 8 Satz 2 StFG ist redaktionelle Folgednde-
rung zur Uberfuhrung der 88 313 ff. UmwG gegenwartiger Fassung.

Zu Artikel 12 (Anderung des Kreditwesensgesetzes)

Die Anderungen sind ohne Einfluss auf die bisherigen Regelungen zu nationalen Umwand-
lungen.

Zu Nummer 1 (8§ 32 Absatz 8)

Im europaischen Aufsichtsrecht gilt das Prinzip, dass fur die Zulassung zum Geschéftsbe-
trieb die Aufsichtsbehdrde des jeweiligen Sitzlandes zustandig ist. Fur den Fall einer grenz-
Uberschreitenden Umwandlung mit einhergehendem Wechsel des juristischen Sitzes vom
EU-/EWR-Ausland nach Deutschland stellt der neue 8 32 Absatz 8 klar, dass das Unter-
nehmen ein Zulassungsverfahren nach dem Kreditwesengesetz durchlaufen muss.

Zu Nummer 2 (8§ 35 Absatz 1)

Mit der Anderung wird zur Klarstellung der Folgen der grenziiberschreitenden Umwandlung
fur die Erlaubnis geregelt, dass bei grenziiberschreitenden Umwandlungen, die mit einer
Verlegung des juristischen Sitzes ins EU-/EWR-Ausland einhergehen, die Erlaubnis des
Kreditinstitutes erlischt. Das Unternehmen verlasst den Zustandigkeitsbereich der deut-
schen Aufsicht. Die zustandigen Behorden des neuen Sitzlandes tibernehmen die Aufsicht
Uber das Unternehmen.

Zu Artikel 13 (Anderung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes)

Die Anderungen des sind ohne Einfluss auf die bisherigen Regelungen zu nationalen Um-
wandlungen.

Zu Nummer 1, 2 und 4 (8 10 Absatz 9, § 11 Absatz 7, § 34 Absatz 8)

Fur den Fall einer grenziiberschreitenden Umwandlung mit einhergehendem Wechsel des
juristischen Sitzes vom EU/EWR-Ausland nach Deutschland wird jeweils klargestellt, dass
das Unternehmen ein Zulassungsverfahren nach dem Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz
durchlaufen muss. Der Sachverhalt wird parallel zum Kreditwesengesetz (Artikel 13 Num-
mer 1) geregelt.

Zu Nummer 3 (8 13 Absatz 1) und Nummer 5 (8 37 Absatz 1)

Mit den Anderungen wird jeweils zur Klarstellung der Folgen der grenziiberschreitenden
Umwandlung fur die Erlaubnis geregelt, dass bei grenziiberschreitenden Umwandlungen,
die mit einem Wechsel des juristischen Sitzes ins EU-/EWR-Ausland einhergehen, die Er-
laubnis des Instituts erlischt. Der Sachverhalt wird parallel zum Kreditwesengesetz (Artikel
13 Nummer 2) geregelt.

Zu Artikel 14 (Anderung des Wertpapierinstitutsgesetzes)

Die Anderungen sind ohne Einfluss auf die bisherigen Regelungen zu nationalen Umwand-
lungen.

Zu Nummer 1 (8§ 15 Absatz 10)

Fur den Fall einer grenzuberschreitenden Umwandlung mit einhergehendem Wechsel des
juristischen Sitzes vom EU-/EWR-Ausland nach Deutschland wird klargestellt, dass das
Unternehmen ein Zulassungsverfahren nach dem Wertpapierinstitutsgesetz durchlaufen
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muss. Der Sachverhalt wird parallel zum Kreditwesengesetz (Artikel 13 Nummer 1) gere-
gelt.

Zu Nummer 2 (8§ 19 Absatz 1)

Mit der Anderung wird klargestellt, dass bei grenziiberschreitenden Umwandlungen, die mit
einer Verlegung des juristischen Sitzes ins EU-/EWR-Ausland einhergehen, die Erlaubnis
des Wertpapierinstituts erlischt. Der Sachverhalt ist parallel zum Kreditwesengesetz (Artikel
13 Nummer 2).

Zu Artikel 15 (Anderung des Kapitalanlagesetzbuchs)

Die Anderungen sind ohne Einfluss auf die bisherigen Regelungen zu nationalen Umwand-
lungen.

Zu Nummer 1 (8§ 20 Absatz 1 Satz 4)

Fur den Fall einer grenziberschreitenden Umwandlung mit einhergehendem Wechsel des
satzungsmafigen Sitzes vom EU-/EWR Ausland nach Deutschland wird klargestellt, dass
das Unternehmen ein Zulassungsverfahren nach dem Kapitalanlagegesetz-buch durchlau-
fen muss. Der Sachverhalt wird parallel zum Kreditwesengesetz (Artikel 13 Nummer 1) ge-
regelt.

Zu Nummer 2 (8§ 39 Absatz 1 Satz 1) und Nummer 3 (§ 44 Absatz 5a Satz 1)

Mit den Anderungen wird zur Klarstellung der Folgen der grenziiberschreitenden Umwand-
lung fur die Erlaubnis beziehungsweise Registrierung wird geregelt, dass bei grenziber-
schreitenden Umwandlungen, die mit einem Wechsel des satzungsmalfiigen Sitzes ins EU-
/EWR-Ausland einhergehen, die Erlaubnis bzw. Registrierung der Kapitalverwaltungsge-
sellschaft erlischt. Der Sachverhalt wird parallel zum Kreditwesengesetz (Artikel 13 Num-
mer 2) geregelt.

Zu Artikel 16 (Anderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes)

Die Anderungen sind ohne Einfluss auf die bisherigen Regelungen zu nationalen Umwand-
lungen.

Zu Nummer 1 (§ 8)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Anderung stellt klar, dass ein Sitz im Inland Voraussetzung fiir die Zulassung ist und
stellt insoweit einen Gleichlauf mit den anderen Aufsichtsgesetzen her. Die Klarstellung
entspricht dabei der Vorgabe in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2009/138/EG
(Solvabilitat II).

Zu Buchstabe b (Absatz 6)

Fiur den Fall einer grenziberschreitenden Umwandlung mit einhergehendem Sitzwechsel
vom EU-/EWR-Ausland nach Deutschland wird klargestellt, dass das Versicherungsunter-
nehmen ein Zulassungsverfahren nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz durchlaufen
muss. Der Sachverhalt ist parallel zum Kreditwesengesetz (Artikel 13 Nummer 1).



Drucksache 371/22 - 160 -

Zu Nummer 2 (8§ 14 Absatz 1)
Zu Buchstabe a (Satz 1)

Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeanderung zur Uberfiihrung der §8§ 122a ff. UmwG
gegenwartiger Fassung.

Zu Buchstabe b (Satz 3)

Mit der Anderung wird zur Klarstellung der Folgen der grenziiberschreitenden Umwandlung
fur die Erlaubnis geregelt, dass bei grenziiberschreitenden Umwandlungen, die mit einem
Sitzwechsel ins EU-/EWR-Ausland einhergehen, die Erlaubnis des Versicherungsunter-
nehmens erlischt. Der Sachverhalt ist parallel zum Kreditwesengesetz (Artikel 13 Nummer
2).

Zu Nummer 3 (8 47 Nummer 4) und Nummer 4 Buchstabe a (§ 166 Absatz 3)

Die Anderungen sind redaktionelle Folgeanderungen zur Uberfilhrung der 8§ 122a ff.
UmwG gegenwartiger Fassung.

Zu Nummer 4 Buchstabe b (§ 166 Absatz 4)

Der neue Absatz 4 stellt klar, dass auf grenziberschreitenden Umwandlungen von RuUck-
versicherungsunternehmen § 14 Absatz 1 Satz 3 Anwendung findet, unabhéngig davon, ob
die Umwandlung genehmigungspflichtig ist oder nicht.

Zu Artikel 17 (Inkrafttreten)
Gemals Artikel 3 Absatz 1 UmwRL ist die Umwandlungsrichtlinie bis zum 31. Januar 2023

umzusetzen. Das Gesetz zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie soll daher zum 31.
Januar 2023 in Kraft treten.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie

(NKR-Nr. 6039)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Regelungsvorhabens mit

folgendem Ergebnis gepriift:

| Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger
Jahrlicher Zeitaufwand - Entlastung

Jahrliche Sachkosten

im Saldo rund 9.900 Stunden
rund 1,7 Mio. Euro

Wirtschaft
Jahrlicher Erfullungsaufwand

davon aus Informationspflichten:

rund 5,8 Mio. Euro
rund 1,1 Mio. Euro

Verwaltung
Lander (Registergerichte)
Jahrlicher Erfullungsaufwand

Einmaliger Erftillungsaufwand

rund 110.000 Euro

rund 3 Mio. Euro

Weitere Kosten Linder (Spruchgerichte)

rund 90.000 Euro

Umsetzung von EU-Recht

Uber die Umsetzung der
Umwandlungsrichtlinie (UmwRL) hinaus
sollen mit dem Vorhaben

e  im deutschen Umwandlungsrecht die
Ausgabe von Zusatzaktien anstelle
einer Barabfindung ermoglicht

e das Verfahren nach dem deutschen
Spruchverfahrensgesetz beschleunigt

werden.

‘One in one out’-Regel

Im Sinne der ,,One in one out”-Regel der
Bundesregierung stellt der jahrliche
Erfullungsaufwand der Wirtschaft per
Saldo ein ,, In” von rund 1,4 Mio. Euro dar.

Dieses ,,In” soll mit einem anderen
Regelungsvorhaben kompensiert werden.




Drucksache 371/22 -2-

Evaluierung Die UmwRL wird durch die Kommission
auf der Grundlage u.a. von Berichten der
EU-Mitgliedstaaten zum 1. Januar 2027
evaluiert.

Uber die dadurch veranlasste

Berichterstattung hinaus wird das BM] bis

Januar 2028 die spezifisch nationalen

Regelungen im Umwandlungs- und im

Spruchverfahrensrecht .

Ziele: | ¢ Liquidititssicherung bei Formwechseln

e Qualitédtssteigerung im Spruchverfahren

Kriterien/Indikatoren: |e  Ausgabe von
Zusatzaktien/Formwechsel

e Verlauf/Ergebnis Spruchverfahren

Datengrundlage: |e Abfrage Unternehmen
e Justizstatistik/-berichte

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der
NKR erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwénde.

I Regelungsvorhaben

Der Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) als sog. Primérrecht
garantiert EU-Kapitalgesellschaften unionsweite Niederlassungsfreiheit. Mit einer
Richtlinie von 2017 (Gesellschaftsrechtsrichtlinie - GesRRL) haben Parlament und Rat die
Niederlassungsfreiheit sekundarrechtlich weiter ausgestaltet. Eine weitere Richtlinie von
2019 (Umwandlungsrichtlinie - UmwRL) ergdnzt die GesRRL in Bezug auf
grenziiberschreitende ~Umwandlungen, Verschmelzungen wund Spaltungen von

Kapitalgesellschaften. Insbesondere werden durch die UmwRL

e Vorschriften zum Schutz von Minderheitsgesellschaftern, Gldaubigern und

Arbeitnehmern (w/m) bei grenziiberschreitender Verschmelzung novelliert,

e erstmals einheitliche Vorgaben fiir grenziiberschreitende Formwechsel

(Spaltungen, Neugriindungen, Umwandlungen) geschaffen.

Mit dem Regelungsvorhaben will das Bundesministerium der Justiz (BMJ) die
Richtlinienbestimmungen innerhalb der dafiir geltenden Frist bis zum 31. Januar 2023
umsetzen und hierzu u.a. das deutsche Umwandlungsgesetz (UmwG) entsprechend

andern und die Anderungen im Verfahrensrecht nachvollziehen.

Daneben sollen Vereinfachungspotentiale, die bei einer Evaluierung des

Spruchverfahrensgesetzes (SpruchG) aufgedeckt worden sind, ausgeschopft werden:
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Hierzu werden Neuregelungen vorgeschlagen, die das Spruchverfahren beschleunigen,

ohne die Rechte der Verfahrensbeteiligten zu beschneiden.

I1I Bewertung

Das BM] hat die Kostenfolgen der Neuregelungen nachvollziehbar ermittelt.
III.1  Erfiillungsaufwand

Biirgerinnen und Biirger

Fiir die Burgerinnen und Biirger ergeben sich eine Entlastung von Zeitaufwand und eine

neue Belastung mit Sachkosten.
SpruchG - Anwaltszwang

Nach deutschem Recht kénnen Minderheitsaktiondre, die von gesellschaftsrechtlichen
Strukturmafifnahmen betroffen sind und hierfiir mit Ausgleichszahlungen abgefunden
werden, die Hohe des Ausgleichs in einem sog. Spruchverfahren gerichtlich tiberpriifen
lassen. Das Spruchverfahren soll Streit {iber die Hohe der Kompensation von der Frage
der Wirksamkeit der StrukturmafSsnahme abkoppeln und dadurch Verzogerungen bei der

Mafsnahmenumsetzung vermeiden.

Anders als bisher, sollen sich Antragsteller im Spruchverfahren kiinftig durch einen
Rechtsanwalt (w/m) vertreten lassen miissen. Die neue Vorgabe verfolgt das Ziel, die

Qualitédt des Sachvortrags zu steigern und dadurch das Verfahren zu beschleunigen.

Der Anwaltszwang fiihrt zu einer Belastung der Normadressaten mit zusatzlichen

Kosten bei gleichzeitiger Entlastung von eigenem Zeitaufwand.

Allerdings waren auch bisher schon die meisten Antragsteller im Spruchverfahren
anwaltlich vertreten. Das BMJ schétzt deshalb, dass die Neuregelung tatséchlich nur rund

10 Prozent der jahrlich rund 100 Verfahren mit durchschnittlich 75 Beteiligten betrifft.

Zugleich geht das Ressort nachvollziehbar davon aus, dass die demnach rund 750
betroffenen Antragsteller (w/m) in vielen Féllen gemeinsam einen Anwalt beauftragen
werden, sodass fiir die Ermittlung des zusitzlichen Erfiillungsaufwands mit rund 600
Normadressaten gerechnet wird. Schliefslich nimmt das BMJ an, dass sich die Gruppe der
600 Normadressaten zu jeweils der Hilfte aus Unternehmen und Biirgern (w/m)

zusammensetzt.

Die beauftragten Anwilte verwenden auf ein Spruchverfahren durchschnittlich rund drei
Arbeitstage (24 Stunden), wobei die Stunde mit durchschnittlich rund 240 Euro vergiitet
wird. Im Einzelfall ergeben sich daher (Anwalts-)Kosten von (24 * 240 =) 5.760 Euro,



Drucksache 371/22 -4-

sodass die rund betroffenen 300 Biirger (w/m) insgesamt mit Erfiillungsaufwand von

rund 1,7 Mio. Euro p.a. zusétzlich belastet werden.

Unter der Annahme, dass bisher anwaltlich nicht vertretene Antragsteller auf ein
einzelnes Spruchverfahren ebenfalls rund drei Tage (24 Stunden) verwendet haben, setzt
das BM]J fiir die Entlastung der 300 Biirger (w/m) von Zeitaufwand (300 * 24 =) 7.200

Stunden an.
SpruchG - Abhilfeverfahren

Im Spruchverfahren entscheidet zunédchst das Landgericht, gegen dessen Beschluss der
Antragsteller (w/m) Beschwerde erheben kann. Nach bisher geltendem Recht erdffnet die
Beschwerde beim Landgericht ein sog. Abhilfeverfahren. Im Abhilfeverfahren kann das
Landgericht seine Entscheidung selbst dndern und so die Weiterverfolgung des

Rechtsmittels im Instanzenzug entbehrlich machen.

Das Abhilfeverfahren ist fiir Antragsteller und Landgericht geleichermafien aufwandig.
Es hat sich in der Praxis nicht bew&hrt und soll deshalb abgeschafft werden. Die damit
verbundenen Kostenfolgen hat das BM] auf der Grundlage von Stellungnahmen der

Lander nachvollziehbar wie folgt ermittelt:

Die jahrlich rund 100 Spruchverfahren mit durchschnittlich 75 Antragstellern miinden zu
rund der Hilfte in ein Abhilfeverfahren. Allerdings sind an den damit rund 50
Abhilfeverfahren durchschnittlich nur rund 20 Prozent der urspriinglichen Antragsteller
interessiert bzw. beteiligt, wobei auch diese Adressatengruppe zu je der Hilfte aus

Unternehmen und Biirgern (w/m) besteht.

Den Zeitaufwand der jeweils acht Biirger fiir ein einzelnes Abhilfeverfahren schitzt das
BM]J gut nachvollziehbar auf rund 66 Stunden, sodass sich mit der Neuregelung eine

Entlastung von Zeitaufwand um (50 * 66 ~) 3.300 Stunden ergibt.
Daneben entsteht eine Entlastung von Sachaufwand (Portokosten) um rund 400 Euro.
SpruchG - Beschwerdeverfahren

Mit dem Wegfall des Abhilfeverfahrens wird die Entscheidung des Landgerichts nur

noch im Beschwerdeverfahren zu Uberpriifung gestellt.

Anders als bisher ist die Beschwerde allerdings zu begriinden, wodurch sich der
Zeitaufwand um nachvollziehbar ermittelte 640 Stunden erhoht. Die Belastung mit

Sachaufwand (Portokosten) betrdgt rund 400 Euro
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Insgesamt fithren die Anderungen im Spruchverfahrensrecht zu einer Entlastung der
Birger (w/m) von Zeitaufwand rund 9.900 Stunden, andererseits jedoch zu einer

Belastung mit zusatzlichen Sachkosten von rund 1,7 Mio. Euro p.a.
Wirtschaft

Im Bereich der Wirtschaft wirken sie die Anderungen im Spruchverfahrensgesetz
(SpruchG) und daneben die Anderungen im Umwandlungsgesetz (UmwG) unter dem

Gesichtspunkt des Erfiillungsaufwands wie folgt aus:
SpruchG - Anwaltszwang

Ebenso wie bei den Biirgern (w/m) verursacht der neu eingefiihrte Anwaltszwang im
Spruchverfahren auch bei den Unternehmen Sachkosten von rund 1,7 Mio. Euro p.a., die
das Ressort unter der Annahme von 300 Verfahren * 24 Std. * 240 Euro/ Anwaltsstunde

nachvollziehbar ermittelt hat.

Jedoch unterscheiden sich die beiden Adressatengruppen dadurch, dass die Unternehmen
tir Spruchverfahren bisher eigene Mitarbeiter eingesetzt und vergtitet haben diirften. Die

damit verbundenen Personalkosten entfallen kiinftig.

Unter der Annahme, dass wiahrend der kalkulierten drei Arbeitstage (24 Std.) fiir ein
Verfahren jeweils hoch qualifizierte Mitarbeiter (Lohnkostensatz 58,40 Euro/Std.)
eingesetzt wurden, betrdgt die Kostenentlastung (300 Verfahren * 24 * 58,40 ~) 420.000

Euro p.a.

Per Saldo belastet der neue Anwaltszwang die Unternehmen daher kiinftig mit jahrlich

rund 1,3 Mio. Euro.
SpruchG - Abhilfeverfahren

Ebenfalls wie bei den Biirgern (w/m), fithrt der Wegfall des Abhilfeverfahrens auch bei
der Wirtschaft zu einer Entlastung von Erfiillungsaufwand. Allerdings geht es hier nicht

einem eine Zeit-, sondern um eine Kostenentlastung.

Fiir die Hohe dieser Entlastung geht das BMJ wiederum von 50 Abhilfeverfahren sowie
davon aus, dass an jedem dieser Verfahren acht Unternehmen beteiligt sind, die ihre
Mitarbeiter mit 58,40 Euro/Std. vergiiten. Bei einem Zeitaufwand in den acht
Unternehmen von insgesamt rd. 124 Stunden betrdgt die Entlastung von Personalkosten

(50 * 124 * 58,40 =) 363.000 Euro und von Sachkosten rund 400 Euro.
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SpruchG - Beschwerdeverfahren

Das Beschwerdeverfahren verursacht auch bei den Unternehmen Zusatzaufwand fiir die

kiinftige erforderliche Begriindung des Rechtsmittels.

Den Personalaufwand fiir die acht Unternehmen in 50 Verfahren (58,40 Euro/Std.) hat
das BMJ] mit rund 156 Stunden nachvollziehbar ermittelt, wodurch sich bei
gleichbleibenden Sachkosten (400 Euro) zusétzliche Personalkosten von (50 * 156 * 58,40
~) 456.000 Euro ergeben.

Per Saldo rufen die Anderungen im Spruchverfahrensrecht Mehrkosten der

Unternehmen von (- 363.000 + 456.000 ~) 93.000 Euro p.a. hervor.
UmwG - Verschmelzungsbericht

Bei einer Verschmelzung wird das Gesamtvermogen eines Unternehmens auf ein anderes
schon bestehendes oder neu zu griindendes Unternehmen {ibertragen. Die bisherigen
Gesellschafter werden entweder abgefunden oder erhalten Beteiligungen dem neuen
Unternehmen. Die Vertretungsorgane der beteiligten Unternehmen miissen einen sog.
Verschmelzungsbericht erstellen und den Anteilseignern vorlegen. In dem Bericht sind
die Verschmelzung, der Verschmelzungsvertrag, das Umtauschverhiltnis der Anteile
bzw. die Stellung der Anteilseigner im neuen Unternehmen sowie die Hohe einer

anzubietenden Barabfindung rechtlich und wirtschaftlich zu erldutern und zu begriinden.

Mit dem Regelungsvorhaben werden Ausnahmen von der Berichtspflicht eingefiihrt, die
eine nachvollziehbar ermittelte Entlastung um jdhrlich rund 49.000 Euro

(Personalkosten) bewirken.

Zusédtzliche  Vereinfachungen bei der  Erstellung und  Verteilung  des
Verschmelzungsberichts fithren zu weiterer Entlastung von Personal- und Sachkosten um

rund 53.000 Euro.
UmwG - Priifungsbericht

Eine weitere Entlastung von Erfiillungsaufwand (Sachkosten) um rund 8.000 Euro p.a.
tritt durch Vereinfachungen bei der Erstellung von Priifungsberichten tiber

Verschmelzungsvertrage ein.
UmwG - Aktien statt Barzahlung

Das Regelungsvorhaben soll Kapitalgesellschaften die Moglichkeit eroffnen, tiberméfiigen
Kapitalabfluss zu verhindern, indem anstelle von Barzahlungen zusitzliche Aktien

gewdhrt werden.
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Bei der Ermittlung des Erfiillungsaufwands aus dieser Neuregelung geht das Ressort
davon aus, dass jahrlich rund 650 Kapitalgesellschaften einen Verschmelzungsprozess
durchlaufen; ferner davon, dass rund 70 Prozent dieser Gesellschaften Zusatzaktien

gewdhren, wahrend sich rund 30 Prozent fiir eine Barabfindung entscheiden.

Unter der Annahme, dass die Vorbereitung und Durchfiihrung der jeweiligen
Abfindungsentscheidung den Einsatz unterschiedlich qualifizierter
Unternehmensmitarbeiter (w/m) erforderlich macht, hat das BM] hierfiir
Personalaufwand von rund 159.000 Euro p.a. dargestellt. Hinzu kommt Sachaufwand
von rund 3 Mio. Euro, hauptsidchlich fiir die Durchfithrung von Hauptversammlungen

und die Beiziehung externer (Rechts-)Beratung.
UmwG - Grenziiberschreitender Formwechsel

Mit der Neuregelung sollen unionsrechtliche Vorgaben zum grenziiberschreitenden

Formwechsel im europédischen Binnenmarkt umgesetzt werden.

Dabei ist zwischen dem sog. Hereinformwechsel EU-ausldndischer Gesellschaften in den
nationalen Rechtsraum und dem umgekehrten Fall sog. Hinausformwechsels

inldndischer Gesellschaften in das EU-Ausland zu unterscheiden.

Fur Planung, Berichterstattung, Bekanntmachung, Priifung und registerrechtliche
Anmeldung eines grenziiberschreitenden Formwechsels setzt das BM] Zeitaufwand von
zwei Arbeitswochen bei einem Stundensatz von 58,40 Euro sowie Sachkosten von 41.500
Euro/Fall an. Bei geschitzt 25 Formwechseln/Jahr ergeben sich damit laufende

Personalkosten von rund 117.000 Euro sowie Sachaufwand von rund 1 Million Euro.
Verwaltung

Fir die Justizverwaltung der Léander entsteht laufender sowie einmaliger

Erfullungsaufwand.
Verschmelzungsbescheinigung

Uber die Eintragung einer ordnungsgemidfi vollzogenen Verschmelzung stellen die
Registergerichte eine Bescheinigung aus. Die Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben
erweitert den mit der Bescheinigung verbundenen Priifaufwand um geschatzt 45 Minuten
bei einem Lohnkostensatz von 43,80 Euro, woraus sich bei 75 (Inlands-)Féllen ein

jahrlicher Mehraufwand von rund 2.400 Euro ergibt.
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Grofler ist der Informations- wund Prufaufwand der Registergerichte bei
grenziiberschreitenden Verschmelzungen. Hier entstehen z.B. durch die Hinzuziehung

von Sachverstiandigen und weiterer Stellen Mehrkosten von rund 82.000 Euro p.a.
Hinausformwechsel - Bescheinigung und Eintragung

Bisher im deutschen Recht nicht vorgesehen ist die Registereintragung und
Bescheinigung grenziiberschreitender Hinausformwechsel. Unter der Annahme von
kiinftig 25 Féllen pro Jahr hat das BMJV hierfiir laufenden Personalaufwand der

Registergerichte von rund 3.000 Euro ermittelt.

In besonderen Konstellationen benotigt das Registergericht zusé&tzliche Informationen,
ggf. auch von EU-ausldndischen Stellen. Das Ressort geht davon aus, dass diese
Notwendigkeit einmal jdhrlich eintritt und hat hierfiir weiteren Personalaufwand von

rund 20.000 Euro nachvollziehbar dargestellt.
Hereinformwechsel - Bescheinigung und Eintragung

Fir den umgekehrten Vorgang eines Hereinformwechsels rechnet das BM] ebenfalls mit

25 Anwendungsféllen und Personalaufwand der Registergerichte von rund 3.000 Euro.
Informationstechnologie

Erfiullungsaufwand von einmalig drei Millionen Euro schitzt das BMJ fir
regelungsbedingte Anpassungen in den digitalen Fachverfahren der Justiz sowie im
gemeinsamen Registerportal der Lander. Die Anpassungen sind auch fur die
Bekanntmachung von Umwandlungspldnen und Registereintragungen {iiber das

Europdische Justizportal erforderlich.
III.2 Weitere Kosten

Mit dem Regelungsvorhaben wird die Durchfiihrung von Spruchverfahren vor der
Kammer fiir Handelssachen eines Landgerichts zentralisiert. Hierdurch entfallen
spruchrichterliche Verweisungsbeschliisse mit einem Personalkostenaufwand von

jahrlich rund 3.000 Euro.

Dasselbe gilt fiir die nachvollziehbar ermittelte jahrliche Entlastung spruchrichterlicher
Tatigkeit bei den Landgerichten durch Abschaffung des Abhilfeverfahrens (rund 578.000
Euro) sowie durch die erwartete Qualitdtssteigerung des Parteivortrags nach Einfithrung

des Anwaltszwangs (rund 39.000 Euro).

Andererseits steigt der spruchrichterliche Bearbeitungsaufwand im Verfahren tiber das

Rechtsmittel der Beschwerde, die kiinftig (umfassend) zu begriinden ist. Bei geschatzt 50
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Verfahren jahrlich geht das BM] hierfiir von einer Steigerung des Personalaufwands um

rund 707.000 Euro aus.

Im Saldo werden die Lander durch die Anderungen im Spruchverfahrensrecht mit

Weiteren Kosten von (707.000 - 578.000 - 39.000 =) 90.000 Euro zusétzlich belastet.
III.3  Umsetzung von EU-Recht

Uber die Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie (UmwRL) hinaus sollen mit dem
Vorhaben im deutschen Umwandlungsrecht die Ausgabe von Zusatzaktien anstelle einer
Barabfindung  ermoglicht sowie das  Verfahren nach dem  deutschen

Spruchverfahrensgesetz beschleunigt werden.
III.4 ,One in, one out’-Regel

Im Sinne der ,One in one out“-Regel der Bundesregierung stellt der jdhrliche

Erfullungsaufwand der Wirtschaft per Saldo ein ,In” von rund 1,4 Mio. Euro dar.
Dieses ,,In” soll mit einem anderen Regelungsvorhaben kompensiert werden.
III.5 Evaluierung

Die UmwRL wird durch die Kommission zum 1. Januar 2027 auf der Grundlage u.a. von

Berichten der EU-Mitgliedstaaten evaluiert.

Uber die dadurch veranlasste Berichterstattung hinaus wird das BM]J bis zum Januar 2028
die spezifisch nationalen Regelungen im Umwandlungs- und im Spruchverfahrensrecht
evaluieren. Regelungsziele sind die Liquiditdtssicherung bei gesellschaftsrechtlichen
Formwechseln sowie eine Qualitdtssteigerung im Spruchverfahren. Als Indikatoren sind
die Anzahl von Formwechseln unter Ausgabe von Zusatzaktien sowie Verlauf und
Ergebnis von Spruchverfahren vorgesehen. Die Datengrundlage soll aus Justiz- und
Unternehmensstatistiken sowie aus Stellungnahmen der Normadressaten gewonnen

werden.

Lutz Goebel Kerstin Miiller

Vorsitzender Berichterstatterin
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	In § 8a Absatz 8 Satz 1 Nummer 8 Satz 2 des Stabilisierungsfondsgesetzes vom 17. Oktober 2008 (BGBl. I S. 1982), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5247) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 313 Absatz 2“ dur...

	Artikel 12
	Änderung des Kreditwesengesetzes
	Das Kreditwesengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt durch Artikel 90 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 32 wird folgender Absatz 8 angefügt:
	2. Nach § 35 Absatz 1 Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:


	Artikel 13
	Änderung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes
	Das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2446; 2019 I S. 1113), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2083) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 10 wird folgender Absatz 9 angefügt:
	2. Dem § 11 wird folgender Absatz 7 angefügt:
	3. Dem § 13 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	4. Dem § 34 wird folgender Absatz 8 angefügt:
	5. Dem § 37 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:


	Artikel 14
	Änderung des Wertpapierinstitutsgesetzes
	Das Wertpapierinstitutsgesetz vom 12. Mai 2021 (BGBl. I S. 990), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1568) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 15 wird folgender Absatz 10 angefügt:
	2. Dem § 19 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:


	Artikel 15
	Änderung des Kapitalanlagegesetzbuchs
	Das Kapitalanlagegesetzbuch vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 1981), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3483) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 20 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	2. § 39 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	3. § 44 Absatz 5a Satz 1 wird wie folgt geändert:


	Artikel 16
	Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes
	Das Versicherungsaufsichtsgesetz vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434), das zuletzt durch Artikel 94 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 8 wird wie folgt geändert:
	2. § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	3. In § 47 Nummer 4 werden die Wörter „den §§ 1 und 122a“ durch die Angabe „§ 1, § 305, § 320 oder § 333“ ersetzt.
	4. § 166 wird wie folgt geändert:


	Artikel 17
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am 31. Januar 2023 in Kraft.
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